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				Vorwort

				ENGAGEMENT IN DER WELT 
VON HEUTE

				Wofür stehen wir als Weltgemeinschaft? Welche Verantwortung tragen wir für unser gemeinsames Schicksal in einer Welt, die sich zugleich vereint und trennt – und wie üben wir diese Verantwortung aus? Wie erreichen wir ein Gleichgewicht zwischen Wachstum und Entwicklung, Gleichheit und Chancen, Menschenrechten und menschlicher Sicherheit? Und wie passen die Vereinten Nationen – eine Organisation, die vor fast siebzig Jahren in San Francisco gegründet wurde, um einen weiteren Weltkrieg zu verhindern – in eine von den Kräften von Globalisierung und Technologie veränderte Welt, Kräften, die durch keinerlei nationale oder ideologische Grenzen eingeschränkt sind?

				Wir stehen am Scheideweg einer globalen Neuordnung der Welt, die ebenso folgenschwer sein wird wie diejenige, welche die Gründer der UNO 1945 in Angriff nahmen. Während im letzten Vierteljahrhundert Hunderten Millionen von Menschen in Asien, Afrika und Lateinamerika auf beeindruckende Weise der Ausstieg aus der Armut gelungen ist, sind die Geißeln von Krieg, Terror und Massenvernichtungswaffen wie eh und je vorhanden. Verändert hat sich die Macht des Einzelnen, von Männern und Frauen in allen Teilen der Welt, die, durch Bildung und die wachsende Hoffnung auf ein besseres Leben in größerer Freiheit ermutigt, Mitsprache verlangen bei der Entscheidung darüber, wie und von wem sie regiert werden. Der Machtzuwachs des Einzelnen – vom Tahrir-Platz über das Silicon Valley und Chengdu bis nach Juba – stellt eine beispiellose Chance dar, die Würde des Menschen zu stärken. Gleichzeitig fordert dieser Wandel die etablierten Machtzentren heraus – von Präsidentenpalästen bis zu Vorstandsetagen –, das verlorene Vertrauen der Öffentlichkeit, das Grundvoraussetzung der erfolgreichen Entwicklung jeder Gesellschaft ist, wiederzugewinnen.

				In den vier Jahrzehnten meiner Tätigkeit bei den Vereinten Nationen hatte ich das Glück, mit einer Gruppe außerordentlich engagierter und begabter Diplomaten sowie Experten für Entwicklung und humanitäre Hilfe zusammenzuarbeiten, für die diese Fragen im Mittelpunkt dessen standen, was wir erreichen wollten. Es war niemals leicht. Ebenso oft, wie wir das Leiden von Menschen lindern oder einen Konflikt beenden konnten, mussten wir feststellen, dass uns dies erst gelang, als bereits ein viel zu großer Tribut gezahlt worden war. Als erster aus den Reihen der Organisation stammender Generalsekretär trat ich das Amt mit der schmerzlichen Einsicht in die Grenzen unserer Macht an. Gleichwohl war ich entschlossen, zu verhindern, dass wir bei Rückschlägen einfach aufgaben, und daran zu erinnern, dass wir mehr zustande bringen können, und dies im Namen der Völker, für welche die Charta der Vereinten Nationen geschrieben worden ist, auch tun würden.

				Ich bemühte mich, Aktivitäten in vielen Bereichen anzustoßen – vom Kampf gegen HIV/AIDS über die Ausbildung von Mädchen, die Entwicklungsarbeit in Afrika, die Tsunami-Hilfe sowie die Förderung der Menschenrechte und des Rechtsstaats bis hin zu der Mahnung, dass Souveränität sowohl Rechte als auch Pflichten umfasse. Mein Ziel war es, die Vereinten Nationen zu einer Organisation zu machen, die nicht zuschaut, sondern sich einmischt, die vor den Herausforderungen des neuen Jahrhunderts nicht zurückschreckt, sondern sich ihnen gewachsen zeigt und von einem Zweck geleitet wird, der größer ist als der Schutz der Interessen von Staaten.

				Dies ist das Feld des Engagements, das meine Darstellung der großen Herausforderungen, mit denen die Weltgemeinschaft heute konfrontiert ist, abdeckt. Die geschilderten Ereignisse spiegeln meine Überzeugung wider, dass humanitäre Interventionen moralisch und strategisch geboten sind, wenn ein Völkermord oder eine grobe Verletzung der Menschenrechte die Alternative ist. Zugleich bin ich der dezidierten Auffassung, dass ein militärisches Eingreifen mit engeren Zielen sowie ohne globale Legitimation und Vorausschau auf die Konsequenzen – wie im Fall des Irak – ebenso zerstörerisch sein kann wie die Übel, die vorgeblich bekämpft werden sollen. Die sich herausbildende globale Konvention über eine Schutzverantwortung (responsibility to protect) ist als universales Prinzip des Schutzes fundamentaler Menschenrechte zu verstehen – und nicht als Lizenz zur Kriegführung im Namen des Friedens.

				Das vorliegende Buch erscheint fünfzig Jahre nach meinem Eintritt in die Verwaltung der Weltgesundheitsorganisation in Genf. In diesem halben Jahrhundert haben die Vereinten Nationen bei einigen der höchsten Ziele ihrer Gründer beachtliche Fortschritte erreicht, mussten andererseits aber auch Fehlschläge und Enttäuschungen hinnehmen, bei denen die schlimmste Grausamkeit zutage trat, die Menschen einander antun können. Kern meiner Mission als Generalsekretär waren die Vision einer Organisation in größerer Nähe zu den Völkern, denen zu dienen sie gegründet worden war, und das Bestreben, die Ansprüche jedes Einzelnen auf Sicherheit, Entwicklung, Gesundheit und Menschenrechte in den Mittelpunkt all unserer Bemühungen zu stellen. Ich bezog neue Mitspieler unter Nichtregierungsorganisationen, Unternehmen und Bürgern aus allen Kontinenten ein, um unsere Prioritäten zu verlagern von den Vereinten Nationen in ihrer konventionellen Form hin zu einer stärker geeinten Welt, in der jede Nation und Gemeinschaft, jede Religion und Organisation die Pflichten der globalen Bürgerschaft übernimmt.

				Dieses Buch erzählt die Geschichte meiner Mission, gesehen durch das Prisma der folgenreichsten Krisen und Fragen, mit denen ich als Generalsekretär konfrontiert war. Zudem geht es um die allgemeineren Implikationen der Herausforderungen, vor denen die globale Staatengemeinschaft steht. Notwendigerweise musste ich eine Auswahl unter den möglichen Themen treffen. Dabei habe ich denjenigen Vorrang eingeräumt, die mir die jüngste Geschichte der internationalen Angelegenheiten am besten zu erhellen scheinen und zugleich einen Einstieg für die Beschäftigung mit den Gefahren und Chancen bieten, die auf die Nationen ebenso wie auf jeden Einzelnen künftig zukommen. Deshalb werde ich mich im Folgenden weder streng an die Chronologie der Ereignisse halten, noch jeden Punkt auf der Tagesordnung der Vereinten Nationen erschöpfend behandeln. Stattdessen beschreibe ich die während meiner Amtszeit aktuellen Themen, wie sie sich im Umgang mit den politischen Führern weltweit bei den vielen Konflikten und Krisen der letzten beiden Jahrzehnte darstellten.

				Dies ist ein persönlicher Bericht über meine Arbeit für die Vereinten Nationen und meine Anstrengungen, die großen diplomatischen, entwicklungspolitischen und humanitären Herausforderungen, denen sich die Weltgemeinschaft gegenübersieht, zu bewältigen. Bei dieser höchst befriedigenden und anspruchsvollen Tätigkeit war mir meine Frau Nane stets eine unermüdliche Gefährtin. Auf unseren gemeinsamen Reisen rund um die Welt besuchte sie Schulen, Flüchtlingslager und Menschen, die mit HIV/AIDS lebten, und verankerte unsere Arbeit in den Bedürfnissen der am meisten Gefährdeten; zugleich unterstützte sie die Anstrengungen der UNO hinsichtlich der Gleichberechtigung der Frauen. Kaum etwas von dem, was ich in über vier Jahrzehnten im Dienst der Vereinten Nationen erreicht habe, wäre jedoch möglich gewesen ohne die Professionalität, Kreativität und Loyalität der Teams, die zu leiten ich das Vergnügen hatte. Während meiner Tätigkeit für verschiedenste Behörden und Ämter der UNO hatte ich das Glück, mit vielen engagierten Beamten und Diplomaten aus aller Welt zusammenarbeiten zu dürfen.

				Aufgrund ihres Beitrags zu den Angelegenheiten, die im Mittelpunkt dieses Buchs stehen, haben einige Menschen eine besondere Erwähnung verdient. Aus meiner Amtszeit als Leiter der UN-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze nahm ich einen kleinen Kreis enger Mitarbeiter mit mir in das Amt des Generalsekretärs, unter ihnen meinen Kabinettschef Iqbal Riza, der während aller bedeutenden Herausforderungen und Erfolge ein wahrer Partner und mein engster Vertrauter war. Mit Wagaye Assebe, Tasa Delenda, Fred Eckhard, Elisabeth Lindenmayer, Lamin Sise und Shashi Tharoor war die Gruppe, auf deren Einfallsreichtum und Engagement ich mich mehr als ein Jahrzehnt lang bei der Verfolgung unserer Ziele verließ, komplett. 

				Als Generalsekretär hatte ich das Privileg, mich auf die Führungsfähigkeiten einer bemerkenswerten Gruppe erfahrener Idealisten stützen zu können, deren Einsatz für die Mission der Vereinten Nationen unerschütterlich war: K. Y. Amoako, Hedi Annabi, Louise Arbour, Alicia Bárcena, Yves Bertholet, Lakhdar Brahimi, Sammy Buo, Patrizio Civili, Joseph Connor, Hans Corell, Antonio Maria Costa, Robert Dann, Alvaro de Soto, Nitin Desai, Michael Doyle, Jan Egeland, Ibrahim Fall, Ahmad Fawzi, Louise Frechette, Ibrahim Gambari, Victor Gbebo, Jean-Marie Guehenno, J. P. Halbwachs, Peter Hansen, Patrick Hayford, Noeleen Heyzer, Abdoulie Janneh, Bruce Jones, Søren Jessen-Petersen, Tuliameni Kalomoh, Georg Kell, Angela King, Rolf Knutsson, Stephen Lewis, Carlos Lopes, Rachel Mayanja, Haile Menkarios, Nicolas Michel, Bernard Miyet, Michael Moller, Edward Mortimer, Nader Mousavizadeh, Jose Antonio Ocampo, Hisham Omayad, Robert Orr, Kieran Prendergast, Terje Roed-Larsen, Gert Rosenthal, John Ruggie, Warren Sach, Jeffrey Sachs, Mohamed Sahnoun, Gillian Sorensen, Stephen Stedman, Danilo Turk, Sergio Vieira de Mello, Marguerita Walstrom, Nadia Younes und Ralph Zacklin.

				Von den Leitern von UN-Behörden und -Programmen seien die Folgenden genannt, die bei jeder Schlacht, die wir schlugen, an vorderster Front kämpften: Carol Bellamy, Catherine Bertini, Hans Blix, Gro Harlem Brundtland, Michel Camdessus, Jacques Diouf, Mohammed El Baradei, Mark Malloch Brown, Thoraya Obaid, Sadako Ogata, Peter Piot, Mary Robinson, Nafis Sadik, Juan Somavia, Gus Speth, Anna Tibaijuka, Klaus Töpfer, Hans Van Kinkle und James Wolfensohn. Sie alle spielten eine entscheidende Rolle bei der Erneuerung unserer Aufgabe und Entschlossenheit. Außerdem haben viele der Genannten großzügig ihre Zeit geopfert, um das Manuskript dieses Buchs ganz oder teilweise zu lesen. Dafür sowie für ihre Anmerkungen und Einsichten möchte ich ihnen danken.

				Als ich beschloss, meine Erinnerungen in den breiteren Kontext von Theorie und Praxis der globalen Staatskunst zu stellen, bat ich Nader Mousavizadeh, mit mir an diesem Projekt zusammenzuarbeiten. Es hat von seinen beachtlichen Kenntnissen der gegenwärtigen und künftigen Strukturen der internationalen Beziehungen außerordentlich profitiert. 

				Ein Buch zu verfassen, in dem ein solch breites Spektrum globaler Fragen aus einer derart langen Zeitspanne angesprochen werden soll, erfordert die Mitwirkung vieler Helfer. Ich profitierte von der Unterstützung und Ermutigung zahlreicher Freunde und Mitarbeiter. Einer von ihnen ragt heraus, da das Projekt ohne ihn nie fertiggestellt worden wäre: Tom Hill, ein brillanter, ungemein begabter junger Wissenschaftler aus der Abteilung für Kriegsstudien des King’s College London, der zahllose Stunden der Recherche widmete und zu jedem Aspekt der Darstellung seinen Teil beitrug. Mats Berdal stand uns mit seinen unvergleichlichen Einsichten in die Gefahren und Möglichkeiten von friedenserhaltenden Maßnahmen der Vereinten Nationen zur Seite, Robert Dann ließ uns an seinem profunden Wissen über den arabisch-israelischen Konflikt und dessen allgemeinere Implikationen für den Nahen Osten teilhaben, und Simon Chesterman vermittelte uns wertvolle Erkenntnisse über den Themenbereich von globaler Regierung und Herrschaft des Rechts. Anthony Appiah und Kwame Pianim lasen das Kapitel über meine frühen Jahre in Ghana und verbesserten es durch ihre hochwillkommenen Anmerkungen.

				Schließlich hatten wir das Glück, zwei herausragende Personen an Bord zu haben – den Literaturagenten Andrew Wylie und die Verlegerin Ann Godoff. Während der gesamten, ebenso komplexen wie anspruchsvollen Entstehung des Buchs legten sie eine Geduld, einen Blick fürs Detail und ein literarisches Urteilsvermögen an den Tag, für die man als Autor nur dankbar sein kann. Für Fehler oder Ungenauigkeiten sind natürlich allein wir verantwortlich.

				Meine Hoffnung ist, dass dieses Buch Lesern aus allen Generationen ein tieferes Verständnis der Kräfte, die unsere Welt verändern, vermittelt; ein Verständnis der katastrophalen Kosten von Konflikten und des immer noch großen Versprechens globaler Zusammenarbeit im Kampf gegen Armut und Krankheit. Vor allem wünsche ich mir eine Welt, in der Männer und Frauen jeder Nation in Würde leben und die Möglichkeit erhalten, anderen zu helfen und den Kräften von Ungerechtigkeit und Ungleichheit, wo immer sie auftreten, Widerstand zu leisten – anders ausgedrückt, dass sie sich einmischen, sich engagieren. In den Worten des Dichters: »to act, that each to-morrow/Find us farther than to-day.«

				Kofi Annan
Accra und Genf, Mai 2012

			

		

	
		
			
				

				Prolog

				FRIEDENSWAHRER, 
FRIEDENSBRINGER

				»Kofi, man hat einen ehrlichen Mann aus mir gemacht«, sagte Colin Powell mit einem breiten Lächeln. Die Erleichterung – und Erschöpfung – war förmlich greifbar. Ich erwiderte unwillkürlich das Lächeln meines Freundes und hätte gern auch seine Zufriedenheit geteilt. Es war sechs Wochen nach dem amerikanischen Einmarsch in den Irak, und der US-Außenminister hatte mich telefonisch um ein Treffen gebeten. Er erschien, selbstbewusst wie eh und je, allein, ohne Assistenten und ohne den amerikanischen Botschafter an seiner Seite, im achtunddreißigsten Stock des UN-Hauptquartiers. Ich konnte das Durchhaltevermögen dieses Mannes, der so viel auf sich genommen hatte, um für einen Krieg einzutreten, an den er offensichtlich nicht glaubte, nur bewundern. »Man hat die mobilen Labors gefunden, und obwohl wir die Neuigkeit noch nicht bekanntgeben wollen, werden Sie sie morgen aus den Nachrichten erfahren.« US-Truppen hatten im Irak etwas entdeckt, was sie für mobile Labors zur Herstellung von Massenvernichtungswaffen hielten, und Powell war zuversichtlich, dass es diesmal wirklich so war. Der Krieg war gerechtfertigt, die Ursache bestätigt.

				Während ich keinen Grund hatte, an Powells Aufrichtigkeit zu zweifeln, war ich dennoch nicht überzeugt, dass es sich tatsächlich um den handfesten Beweis von Massenvernichtungswaffen handelte, nach dem die US-Truppen mit wachsender Verzweiflung im Irak suchten. Ich hatte das alles bereits erlebt, am eindringlichsten ein halbes Jahr zuvor, als John Negroponte, der US-Botschafter bei den Vereinten Nationen, um ein vertrauliches Gespräch gebeten hatte, um mir einige der von den USA gesammelten Beweise für Saddam Husseins illegales Waffenprogramm zu zeigen. Während Negroponte und der hohe CIA-Beamte, der ihn begleitet hatte, mir ein Foto nach dem anderen vorlegten – und in ernstem Tonfall die Stichhaltigkeit der Beweise betonten –, wurde ein beunruhigendes Muster immer deutlicher: Es waren alles nur Indizien. Meine beiden Besucher zeigten beispielsweise ein fünf Jahre altes Foto eines Gebäudes, dann ein Foto desselben Gebäudes zwei Jahre später, nach einem amerikanischen Angriff, mit neuem Dach und Lastwagen, die hinein- und hinausfuhren. »Aber das belegt eigentlich gar nichts«, warf einer meiner Mitarbeiter ein, »außer, dass ein Gebäude vorhanden war, bombardiert und dann wieder aufgebaut wurde. Woher wissen Sie, was sich in dem Gebäude befindet? Es könnte alles Mögliche sein!« Negroponte hatte etwas anderes erwartet. Während der CIA-Beamte schweigend die Fotos einsammelte, stellte ich noch einige Fragen, auf die ich jedoch in keiner Weise befriedigende Antworten erhielt.

				Was Negroponte vorgelegt hatte, um mir den Ernst der Bedrohung vermeintlich glasklar vor Augen zu führen, hatte eher das Gegenteil bewirkt. Als wir nach dem Treffen in mein Büro gingen, bemerkte ein anderer meiner Mitarbeiter: »Warum versprechen sie erst definitive Enthüllungen, um dann doch nur mit Dingen anzukommen, die bestenfalls Indizienbeweise sind? Denken sie wirklich, wir seien so leichtgläubig? Oder haben sie nicht mehr in der Hand, und wir haben eben die grundsätzlichen Fragen gestellt, denen sie ausgewichen sind?« Die Antworten darauf sollten wir bald erhalten.

				Nach dem 11. September 2001 erlebte Amerika zunächst eine Welle der Anteilnahme und Unterstützung, doch dann senkte sich zwischen ihm und der übrigen Welt bald ein schwerer Vorhang. Nach Ansicht vieler Amerikaner, insbesondere der Bush-Administration, war durch die brutale Gewalt, die Amerika und zweien seiner Städte angetan worden war, eine globale Reaktion mehr als gerechtfertigt. Ein großer Teil der Weltgemeinschaft fand damals jedoch, so schockierend es vielen Amerikanern erscheinen mag, dass die größte Gefahr für den Weltfrieden nicht von Saddam ausging, sondern von den erzürnten und auf Rache sinnenden Vereinigten Staaten. Tragischerweise änderten der nachfolgende Einmarsch in den Irak und sein chaotisches, blutiges Nachspiel wenig an dieser Auffassung. So wie der 11. September 2001 die Welt veränderte, so hatte auch der Irakkrieg Folgen von dramatischem Ausmaß – von der Empörung der arabischen Nationen angesichts des durch den Sturz Saddams ausgelösten Durcheinanders über das tiefe Misstrauen vieler Mitglieder des Sicherheitsrats, die sich durch die qualvollen Verhandlungen im Vorfeld des Krieges verletzt fühlten, bis hin zu der zunehmenden Isolation der Vereinigten Staaten, denen man nicht länger mit Furcht oder Respekt gegenübertrat. Was die Vereinigten Staaten infolge der Invasion verloren hatten, war der Vertrauensbonus eines Denkens, das im Zweifelsfall zu ihren Gunsten entschied. Das schmerzte mich tief. In meiner Amtszeit als Generalsekretär musste ich oftmals die Rolle eines globalen Dolmetschers übernehmen, der der Welt die Vereinigten Staaten und diesen die Welt erklärte. Trotz ihres einzigartigen Beitrags zur Gründung der UNO und zu deren Missionen in den folgenden Jahrzehnten waren die Vereinigten Staaten nach dem Irakkrieg nur selten bereit, zuzuhören, so wie die Welt andererseits nicht fähig war, ihre wahre Meinung auszusprechen.

				Vor Ort im Irak ließen sich die Kosten des Krieges am Maßstab der Todesopfer ermessen, jener über hunderttausend Menschen, die im Chaos nach der Invasion ums Leben kamen. International führte der Krieg zum Abbruch von Beziehungen und zur Verhärtung von Animositäten. Darüber hinaus litten die persönliche Integrität und das Ansehen einiger Hauptbeteiligter, und niemand erfuhr diesen Wandel auf schmerzlichere und öffentlichere Weise als Colin Powell, der schließlich zurücktrat, nachdem die Regierung Bush sein Prestige ausgenutzt und ausgeschöpft hatte. Abgesehen von Powell hatte indes kein politischer Führer an den Konsequenzen des Irakkrieges so schwer zu tragen wie Tony Blair.

				»He, Blair, wie geht’s?« Als ich diese ersten Worte des Gesprächs zwischen US-Präsident George W. Bush und dem britischen Premierminister Tony Blair las, das auf dem G8-Gipfel im Juli 2008 in St. Petersburg insgeheim mitgeschnitten worden war, sah ich geradezu vor mir, wie Blair unmerklich zusammenzuckte. Er bot Bush an, in den Nahen Osten zu reisen. Er sei bereit, sagte er, augenblicklich abzureisen, um die Spannungen zu verringern. Als Bush ihm mitteilte, dass seine Außenministerin Condoleezza Rice in Kürze ebenfalls in den Nahen Osten aufbrechen werde, erwiderte Blair, er könne ihren Besuch diplomatisch vorbereiten. Der Mitarbeiter, der mir die Gesprächsniederschrift übergeben hatte, forderte mich auf, weiterzulesen. Wie sich herausstellte, hatten Bush und Blair auch über mich gesprochen, und zwar auf nicht sehr schmeichelhafte Weise.

				Als ich beim G8-Gipfel eintraf, herrschte seit vier Tagen Krieg zwischen Israel und der Hisbollah. Ausgelöst hatte ihn die Hisbollah, indem sie Raketen auf israelische Grenzstädte abgefeuert und anschließend die libanesisch-israelische Grenze überschritten hatte, um eine israelische Patrouille anzugreifen, wobei sie zwei Soldaten als Geiseln nahm. Israel antwortete mit massiven Militärschlägen sowohl gegen die militante Gruppe als auch gegen den libanesischen Staat und dessen Infrastruktur. Ich hatte mir vorgenommen, auf die Einstellung der Feindseligkeiten zu drängen, und wollte die Stationierung einer internationalen Truppe als Voraussetzung für einen dauerhaften Friedensschluss vorschlagen. Mir war klar, dass ich mindestens einen Teilnehmer des Gipfels verärgert hatte, indem ich den russischen Präsidenten Wladimir Putin gebeten hatte, die Tagesordnung zu ändern und mir Gelegenheit zu geben, auf der Hauptsitzung des Gipfels zu sprechen. Als sich zwischen Bush und mir vor den Augen der anderen Staatsmänner – von denen nur der französische Präsident Jacques Chirac ganz am Ende der Sitzung das Wort ergriff – ein erregter, scharfer Wortwechsel über meinen Vorschlag entspann, wurde deutlich, dass Bush die Angelegenheit schlichtweg als einen Kampf zwischen Gut und Böse betrachtete. Noch unverblümter äußerte er sich gegenüber Blair. »Was ist mit Kofi?«, fuhr er in dem aufgezeichneten Gespräch fort. »Mir gefällt sein Waffenstillstandsplan nicht … Im Grunde meint er, dass sich nach einem Waffenstillstand schon alles regeln werde … Was wir brauchen, ist, dass Syrien die Hisbollah dazu bringt, mit diesem Scheiß aufzuhören, und dann ist alles vorbei … Ich hätte Kofi beinah aufgefordert, sich ans Telefon zu setzen, Assad anzurufen und dafür zu sorgen, dass etwas passiert …«

				Ich wünschte, ich – oder irgendjemand anders – könnte mal eben mit einem Telefonanruf erreichen, »dass etwas passiert«. Aufgrund der von den USA verfolgten Politik, Syrien zu isolieren, war ich zwar einer der wenigen internationalen Politiker, die noch mit der syrischen Führung sprachen, aber für eine Lösung war mehr erforderlich als ein Telefongespräch. Angesichts der komplexen Interessen und Motivationen in Syrien – und bei seinen Nachbarn, einschließlich Israels – handelte es sich um ein dreidimensionales Schachspiel zwischen den abgefeimtesten und von tiefem gegenseitigem Misstrauen erfüllten Mächten.

				Tatsächlich war die Entwicklung im Libanon nicht nur eine erschütternde Tragödie für Libanesen und Israelis, sondern – mit ihren verworrenen, blutigen Wurzeln, ihrem komplexen regionalen Wesen und ihrer von den Vereinten Nationen sorgfältig ausgehandelten Beilegung – auch ein Spiegelbild der Kräfte von globaler Ordnung und Unordnung, mit denen ich während meiner gesamten zehnjährigen Amtszeit als UN-Generalsekretär zu tun hatte. Die Intervention in seit langem schwelenden Konflikten, die Rechte und Pflichten der Souveränität, die Rolle der Friedensbewahrung, die Stellung der UNO in einer amerikanisch dominierten Ära, das Auftreten nichtstaatlicher Akteure in asymmetrischen Konflikten, die persönliche Shuttlediplomatie eines UN-Generalsekretärs in einer fragmentierten Welt: All das spielte im Libanonkrieg eine Rolle. Eine einfache Schlacht zwischen Gut und Böse war er nicht.

				Blair sah diesen Konflikt – ebenso wie den Irakkrieg – allerdings durch die Brille eines Metakonflikts zwischen Moderne und Mittelalter, zwischen tolerantem Säkularismus und radikalem Islam. In St. Petersburg hatten wir uns vor der offiziellen Gipfelsitzung zu einem vertraulichen Gespräch getroffen, in dem er auf meine Bemerkung, die Erklärung der G8 sei zu schwach und zu vage, um etwas bewirken zu können, kühl entgegnete, die Frage sei nicht, ob Israel heute zu einem Waffenstillstand überredet werden könne, sondern ob dies »in zehn Tagen oder zwei Wochen« erreichbar sei. In zwei Wochen? Ich sah ihn erstaunt an. Seine einzige Reaktion darauf bestand in der Bemerkung, dass die Waffenstillstandsbedingungen noch nicht feststünden. Das war nicht der Blair von 1999, der die moralische Notwendigkeit einer humanitären Intervention hervorgehoben hatte, um die serbischen Angriffe auf die Kosovoalbaner zu beenden. Damals hatte ich ihm aus vollem Herzen zugestimmt, obwohl dieser Standpunkt mich nötigte, meiner eigenen Überzeugung, dass der Einsatz von Gewalt durch den UN-Sicherheitsrat autorisiert werden sollte, zuwiderzuhandeln, und mir im Verhältnis zu Großmächten wie Russland und China enorm schadete. Doch Blair hatte sich inzwischen verändert, und damit hatte er nach meiner Ansicht die Fähigkeit verloren, in diesem Konflikt als glaubwürdiger Vermittler aufzutreten.

				Umfang und Schärfe der israelischen Vergeltung hatten mich von Anfang an beunruhigt. Selbstverständlich waren die Israelis zu einer Antwort berechtigt. Jedes Land hat bei einem Angriff das Recht, sich zu verteidigen, und israelische Stellungen waren über eine international anerkannte Grenze hinweg angegriffen worden. Im Jahr 2000 hatte ich selbst die Blaue Linie beglaubigt, nachdem ich zuvor eng mit dem israelischen Ministerpräsidenten Ehud Barak zusammengearbeitet hatte, um die achtzehnjährige Besetzung libanesischen Territoriums durch israelische Truppen zu beenden. Aber Israels berechtigte Maßnahmen zur Verteidigung seiner Grenze weiteten sich rasch zu etwas Größerem aus, das wesentlich schwerer zu erreichen war – der Vernichtung einer populären Guerillaorganisation, die über beträchtliche Mittel für das eigene Überleben und für Vergeltungsaktionen verfügte.

				Am Tag des Angriffs sagte ich zu Condoleezza Rice, Israel würde früher oder später entdecken, dass dem, was man mit Gewalt erreichen könne, Grenzen gesetzt seien. Man müsse sich politisch verständigen und eine politische Vereinbarung erzielen. Die Hisbollah sei tief in der libanesischen Gesellschaft verwurzelt und stehe für den Protest gegen zahlreiche langjährige, von vielen Menschen beklagte lokale Missstände. Mit militärischer Gewalt allein sei sie nicht zu entwaffnen. Der israelische Ministerpräsident Ehud Olmert wollte davon nichts hören. Als ich ihn am nächsten Tag anrief, sagte er, Israel werde »keine der militärischen Operationen gegen die Hisbollah beenden«; vielmehr beabsichtige es, »sie zu verstärken«.

				Olmerts Forderungen waren grundsätzlich legitim: die Freilassung der bei dem Überfall gefangen genommenen israelischen Soldaten, der Rückzug von der Grenze und die vollständige Entwaffnung der Hisbollah, wie von der Resolution 1559 des UN-Sicherheitsrats vorgesehen. Das bedeutete jedoch nicht, dass sie mit kriegerischen Mitteln durchsetzbar waren. Tatsächlich sprach alles, was wir über die Guerillakriegführung – im Nahen Osten und anderswo in der Welt – wussten, dafür, dass letztlich eine Lösung auf dem Verhandlungsweg gefunden werden musste, ganz gleich, wie lange und unerbittlich Israel libanesische Ziele angriff.

				Die Zustimmung zu einem Waffenstillstand von der vorherigen Erfüllung der israelischen Bedingungen abhängig zu machen, war ein Rezept für einen endlosen Krieg. Das war mir schon in den ersten Stunden des Konflikts klar, und in den folgenden drei Wochen sagte ich es jedem, der Einfluss auf die Beteiligten besaß. Zehn Jahre qualvoller, verschleppter Verhandlungen mit Palästinensern und Israelis hatten mich eine bittere Lektion gelehrt: dass es zwecklos ist, die ersten Stufen einer Übereinkunft zwischen Todfeinden zu überspringen. Israel befand sich bereits an einer zweiten Front unter Druck, in Gaza. Dort hatte zwei Wochen zuvor die Hamas einen israelischen Grenzposten angegriffen, zwei Soldaten getötet und den jungen Unteroffizier Gilad Shalit entführt. Als Mann mit militärischem Hintergrund musste Olmert Entschlossenheit und Stärke demonstrieren. Dafür erhielt er gewissermaßen eine Blankovollmacht. Die Vereinigten Staaten waren wie Großbritannien der Ansicht, dass die Hisbollah den Israelis einen einzigartigen Anlass gegeben habe, eine Organisation zu vernichten, die im Libanon zu einem Staat im Staate geworden war. Washington schien zu dem Schluss gelangt zu sein, seine Pflicht im Frühstadium des Konflikts bestehe darin, der israelischen Luftwaffe Zeit zu verschaffen, um gegen die Bewegung vorzugehen und ihr, wie man hoffte, eine strategische Niederlage beizubringen.

				Für eine Organisation wie die Hisbollah bedeutete das bloße Überleben bereits einen Sieg. Seit ihrer Gründung als Reaktion auf den israelischen Einmarsch in den Libanon im Jahr 1982 war sie, ob es einem nun gefiel oder nicht, zu einem Teil der libanesischen Gesellschaft geworden. Ich selbst äußerte eine Woche nach Ausbruch des Konflikts in einer Rede vor dem Sicherheitsrat meine Missbilligung, indem ich der Hisbollah vorwarf, »mit Hunderten von unterschiedslos wirkenden Waffen absichtlich auf israelische Bevölkerungszentren« zu zielen. »Welcher anderen Agenda die Aktionen der Hisbollah auch dienen mögen«, so mein Urteil, »palästinensische und libanesische Interessen verteidigen sie nicht, auch wenn sie das behauptet. Im Gegenteil, sie nehmen eine ganze Nation als Geisel.«

				Da die Hisbollah nicht verlor, siegte sie. Für Israel hatte wesentlich mehr als ein weiterer Schlachtensieg auf dem Spiel gestanden. Der Mythos der Unbesiegbarkeit Israels – die strategische Abschreckung seiner Nachbarn – war jetzt in Gefahr. Als die Militär- und Staatsführung erkannte, dass sie sich verkalkuliert hatte, griff sie zu immer verzweifelteren Mitteln. In den nächsten drei Wochen führte Israel Luftangriffe auf die unterschiedlichsten Ziele durch, von vermuteten Hisbollahstellungen im Süden bis zu den Vororten von Beirut und sämtlichen wichtigen Verkehrsknotenpunkten wie Brücken, Straßen, Flugplätzen und Häfen. Der Staat Libanon wurde verstümmelt, und über tausend Zivilisten verloren ihr Leben – ohne den unterschiedslosen Raketenangriffen der Hisbollah Einhalt gebieten zu können. Sie schoss weiterhin unablässig Raketen ab, die bis nach Haifa flogen und über eine Million Israelis Nacht für Nacht in Angst versetzten und sie zwangen, Schutzräume aufzusuchen.

				Im Libanon hatten die israelischen und amerikanischen Entscheidungsträger versucht, die Politik des Landes mit militärischer Gewalt zu ändern. Ich hatte schon Jahre zuvor erfahren müssen, dass die Weltgemeinschaft die Kräfte, die in solchen Gesellschaften am Werk sind, nicht wirklich verstehen konnte. Im Jahr 2000 unternahm ich eine seit langem geplante Reise nach Pakistan, die zufälligerweise in die Zeit fiel, als die Taliban die Buddhastatuen von Bamiyan zerstörten. In Islamabad traf ich mit dem Mann zusammen, der die Taliban gegenüber Außenstehenden als deren »Außenminister« vertrat, Wakil Ahmad Mutawakil. Ich war im Marriott abgestiegen (das 2008 durch einen Bombenanschlag von Al-Qaida zerstört wurde), und als die Talibandelegation meine Suite betrat, war mir augenblicklich klar, dass wir es mit einem völlig neuen Phänomen internationaler Angelegenheiten zu tun hatten.

				Sechs bärtige junge Männer in traditionellen afghanischen Gewändern, von denen mehrere kaum über dreißig Jahre alt waren, betraten den Raum. Anscheinend waren sie noch nie zuvor einem Diplomaten begegnet. Einige schienen sogar der Übersetzung des Gesprächs kaum folgen zu können, und Mutawakil selbst antwortete auf meine wiederholten Appelle, die Zerstörung der Buddhastatuen zu beenden, nur mit einer einzigen, ebenso bizarren wie vielsagenden Erwiderung: »Nach unseren Gesetzen kann nichts von dem, was wir tun, als illegal betrachtet werden.« Als ich ihn darauf aufmerksam machte, dass das Vorgehen der Taliban zu weiteren Sanktionen führen könnte, einschließlich eines internationalen Reiseverbots, sah er mich erstaunt an und entgegnete: »Reisen? Warum sollten wir reisen? Wir wollen nirgendwo anders hin.«

				Die Buddhastatuen waren jedoch nur ein Thema unseres Gesprächs. Da die UNO schon seit langem eine entscheidende Rolle bei der Bereitstellung humanitärer Hilfe für die afghanische Bevölkerung spielte, brauchte sie die Zusicherung, ihre Arbeit fortsetzen zu können, ohne angegriffen zu werden. In diesem Punkt sagte Mutawakil seine Unterstützung zu, und dies gab mir einen Einstieg in ein Thema, von dem ich wusste, dass es heikel war – wie heikel, sollte ich bald entdecken.

				Man hatte mich – in einer streng geheimen Anfrage – gebeten, Mutawakil nach der Anwesenheit eines Mannes in Afghanistan zu fragen, den man damals noch UBL nannte – Osama bin Laden. Könnten die Taliban eventuell unter gewissen Umständen einem Austausch unter Einbeziehung dieses Mannes zustimmen? Ich unterstrich, dass diese Frage hohe Priorität besäße und den Taliban beträchtliches Wohlwollen entgegenschlagen würde, wenn in dieser Sache eine Vereinbarung erzielt werden könne. Mutawakils Erwiderung – und seinem Blick, in dem sich Furcht mit Empörung mischte – war zu entnehmen, welchen Einfluss UBL in Afghanistan besaß. Ein Austausch unter Einbeziehung ihres »verehrten Gastes«, erklärte er so direkt wie möglich, komme unter keinen Umständen in Frage. Das Treffen wurde abrupt beendet, doch es blieb mir bis zu jenem schicksalhaften Tag, an dem UBL die Welt veränderte, lebendig im Gedächtnis.

				Die Vereinten Nationen spielten im Libanonkonflikt von Anfang an eine entscheidende Rolle. Der Angriff, der die Feindseligkeiten auslöste, war über eine von der UNO gezogene und sanktionierte Grenze erfolgt. Die Sicherheitsratsresolutionen 1559 und 1680 hatten zuvor die Hauptbedingungen für den Frieden im Libanon festgelegt: Rückzug der syrischen Truppen, Entwaffnung der Hisbollah und Regierungskontrolle über das gesamte libanesische Territorium. Nachdem die Kämpfe von neuem ausgebrochen waren, war klar, dass jede erdenkliche Lösung die Autorität des Sicherheitsrats sowie die nötigen Mittel erforderte, um dessen Willen durchzusetzen.

				Um den Israelis zusichern zu können, dass nach ihrem Rückzug die Hisbollah nicht einfach in ihre früheren Stellungen zurückkehren würde, musste ich eine neue, verstärkte friedenserhaltende Truppe aufstellen, die den grenzüberschreitenden Angriffen ein Ende setzen konnte. Condoleezza Rice – die zwischen Washingtons Absicht, den Israelis mehr Zeit für ihre Luftangriffe zu verschaffen, und der Erkenntnis, welchen Schaden die Vereinigten Staaten sich selbst zufügten, wenn sie weiterhin zusahen, wie der Libanon attackiert wurde, gefangen war – rief mich an, um mir einen Zweistufenplan für die Entsendung von Truppen vorzuschlagen. Zuerst, erklärte sie, könnte man auf einer »humanitären Stufe« Katastrophenhelfer einsetzen, die während des Abzugs der Hisbollah bei den israelischen Truppen stationiert sein sollten. Anschließend könnten dann internationale Truppen zur Verstärkung der Interimstruppe der Vereinten Nationen im Libanon (UNIFIL) entsandt werden.

				Es handelte sich somit um einen weiteren Versuch, die Beendigung der Gewalt an Bedingungen zu knüpfen, eine Abfolge, die, wie ich aus langer Erfahrung wusste, nicht funktionieren würde. Unter Hinweis auf die Geschichte der Anstrengungen der UNO in Afrika und auf dem Balkan erwiderte ich auf Rice’ Vorschlag, dass alle Parteien sich parallel bewegen müssten; Israel, die Hisbollah und die internationalen Truppen müssten gleichzeitig neue, allseits annehmbare Positionen einnehmen.

				Diese Schlussfolgerung war mir nicht leichtgefallen. Ich wusste, welchen Preis die Entsendung von Friedenswahrern forderte, wenn Mandat, Ressourcen, Führung und Siegeszuversicht fehlten. Ich hatte mit eigenen Augen gesehen, wie viel vernichtete Leben und zerstörte Hoffnungen ein Scheitern mit sich brachte. In meiner Amtszeit als Beigeordneter Generalsekretär für friedenssichernde Einsätze musste die UNO einige der traumatischsten Erfahrungen ihrer Geschichte machen. In einem Fall, in Bosnien, war sie angesichts eines dreijährigen grausamen Bürgerkriegs genötigt, über ihr traditionelles Verständnis von Neutralität hinauszugehen, um Gut und Böse, Aggressor und Opfer unterscheiden zu können. In einem anderen Fall, in Ruanda, warnte eine einsame Stimme vor Ort – einer unserer eigenen Kommandeure – vor einer heraufziehenden Katastrophe, doch im New Yorker Hauptquartier bestimmte die Erinnerung an Somalia unsere Entscheidungen, und drei Monate später, nachdem der Völkermord begonnen hatte, zogen die wichtigsten UN-Mitglieder die wenigen noch im Land verbliebenen Truppen ab.

				Aber das war, besonders für die UNO, nur ein Aspekt unter mehreren. Wenn sie mit ihren blauen Helmen und weißen Fahrzeugen sowie einer Flagge, die weit mehr als alle Worte Schutz und Sicherheit symbolisierte, in einem Konfliktgebiet auftauchte, gab sie ein Versprechen ab: Wir sind gekommen, um den Frieden zu bewahren. Das war unsere Verpflichtung, und unser größtes Versagen bestand vielleicht darin, dass wir das ungeheure Ausmaß dieser Verpflichtung nie in vollem Umfang begriffen hatten. Für Männer, Frauen und Kinder, für die die Anwesenheit eines Blauhelms alles ist, was zwischen Sicherheit und sicherem Tod steht, ist das Gerede von begrenzten Mandaten, unangemessenen Mitteln und unzureichend ausgestatteten Missionen – wie sehr es auch zutreffen mag –, bestenfalls irrelevant und schlimmstenfalls Betrug.

				Als Generalsekretär war ich entschlossen, durchzusetzen, dass diese Realitäten gewürdigt wurden. Das war nicht nur eine moralische Notwendigkeit. Ich war zudem überzeugt, dass wir als Institution künftig keine Rolle bei der Friedenssicherung beanspruchen konnten, wenn wir unsere moralischen und militärischen Fehlschläge nicht durch Wort und Tat eingestanden. Bei einem UN-Generalsekretär ist das, was er sagt – oder nicht sagt –, oftmals ebenso wichtig wie das, was er tut.

				Der erste Test meines Engagements als Generalsekretär kam 1999 mit Serbiens Kampagne gegen die Kosovoalbaner. Je heftiger Miloševićs Angriffe wurden, desto direkter sprach ich die Verpflichtung der Weltgemeinschaft an, ein weiteres Bosnien zu verhindern – wenn nötig mit Gewalt. Und so äußerte ich, als die NATO ohne Autorisierung durch den Sicherheitsrat beschloss, gegen Serbien vorzugehen, zwar mein Bedauern, fügte aber hinzu, es gebe »Zeiten, in denen die Anwendung von Gewalt zur Herstellung des Friedens berechtigt« sei.

				Noch nie hatte ein Generalsekretär der Vereinten Nationen eine militärische Aktion gebilligt, die nicht den Segen des Sicherheitsrats erhalten hatte. Die Entscheidung für meine Zustimmung war mir schwergefallen, aber ich fand, dass es nach der Erfahrung von Ruanda und Bosnien keine leichten Antworten mehr gab. Später im selben Jahr stellte ich der Vollversammlung der Vereinten Nationen in Bezug auf Ruanda die Frage: »Wenn in jenen dunklen Tagen und Stunden, die zum Völkermord führten, eine Koalition von Staaten bereit gewesen wäre, zur Verteidigung der Tutsi-Bevölkerung einzugreifen, aber keine sofortige Ermächtigung durch den Sicherheitsrat erhalten hätte, hätte eine solche Koalition untätig danebenstehen sollen, als das Grauen ausbrach?« Ich nahm an, dass nur wenige der führenden Politiker im Saal im Rückblick Puristen sein wollten. Gleichzeitig warnte ich jedoch vor der Gefahr einer Welt ohne Regeln für Interventionen: »Diejenigen, für die der Kosovo-Einsatz eine neue Ära ankündigt, in der Staaten und Staatengruppen militärische Gewalt außerhalb der etablierten Mechanismen für die Durchsetzung von internationalem Recht anwenden, könnte man fragen: Besteht nicht die Gefahr, dass solche Interventionen das nach dem Zweiten Weltkrieg geschaffene, unvollkommene, jedoch anpassungsfähige Sicherheitssystem unterminieren könnten und dass gefährliche Präzedenzfälle für künftige Interventionen geschaffen werden könnten, ohne dass es ein eindeutiges Kriterium gibt, wer sich auf diese Präzedenzfälle berufen darf und unter welchen Umständen?« Vier Jahre später lieferte der Irak die tragische Antwort auf diesen Teil meiner Frage.

				Während meiner Amtszeit als Generalsekretär versuchte ich der unvergleichlichen Autorität der Vereinten Nationen als der einzigen wahrhaft universalen Staatenorganisation gerecht zu werden, indem ich darauf achtete, dass Rechte verteidigt, Leid gemildert und Leben gerettet wurden. In einem zunehmend fragmentierten Jahrhundert wie dem gegenwärtigen, in dem immer mehr private und öffentliche Akteure auf den Plan treten, hätte der abstrakte Anspruch auf Legitimität nicht genügt. Denn was hatte die einzigartige Legitimität der UNO schließlich den Männern und Jungen von Srebrenica oder den Ruandern in der Stunde ihrer größten Not genutzt? Sie waren von einem in vollkommener Einmütigkeit handelnden Sicherheitsrat ihrem Schicksal überlassen worden. Wenn wir den Vereinten Nationen in der neuen Ära eine Führungsrolle sichern wollten, mussten wir die Fehlschläge der Vergangenheit eingestehen und für die Zukunft eine Vision für eine neue Art zu handeln entwickeln. Viel zu lange war die Teilhabe an der UNO ausschließlich Staaten und ihren Repräsentanten vorbehalten gewesen. Und das machte sich bemerkbar. Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und junge Leute auf allen Kontinenten stellten leidenschaftlich und wirkungsvoll veraltete Dogmen und ungerechte Mechanismen in Frage, aber man hielt ihre Bewegungen nicht für einer ernsthaften Auseinandersetzung wert. Die Dynamik des Privatsektors, der die Wirtschaft in der entwickelten Welt und die Märkte in den Entwicklungsländern revolutionierte, wurde kaum beachtet. Stattdessen hatte man beim Betreten eines UN-Saals häufig das Gefühl, von einer Zeitmaschine mitten in die trockensten Nordsüddebatten der siebziger Jahre über Macht und Gerechtigkeit, Kapitalismus und Entwicklung versetzt worden zu sein.

				Vom ersten Tag meiner Amtszeit an erinnerte ich die Staatschefs daran, dass die UN-Charta nicht von ihnen spricht, sondern mit den Worten beginnt: »Wir, die Völker der Vereinten Nationen«. Von den Millenniumsentwicklungszielen bis zur Wiederbelebung des Kampfes gegen HIV/AIDS, von Abrüstung und humanitärer Hilfe bis zur Einbeziehung des Privatsektors der Wirtschaft durch den Globalen Pakt war ich bestrebt, die UNO den Völkern näherzubringen, denen zu dienen unser Daseinszweck war. Anstatt eine Organisation zu leiten, die den Regierungen der Welt verpflichtet war, stellte ich den Einzelnen in den Mittelpunkt unseres gesamten Handelns.

				Eine im 21. Jahrhundert angekommene UNO sollte neue Partnerschaften stiften, auf die Bedürfnisse von Einzelnen eingehen und für den Grundsatz einstehen, dass nationale Souveränität niemals als Schutzschild benutzt werden darf, hinter dem Unrechtsregime ungestraft einen Völkermord oder grobe Menschenrechtsverletzungen begehen können. Wenn sie den Herausforderungen eines globalen Zeitalters erfolgreich begegnen will, muss die UNO ein wesentlich breiteres Sicherheitsverständnis besitzen, das Frieden, Entwicklung, Gleichberechtigung der Frauen und Menschenrechte umfasst. Sie muss in Bezug auf die vier größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts – Frieden und Sicherheit, Wachstum mit Entwicklung, Achtung der Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit – eine entscheidende Rolle spielen.

				All das, so viel war mir klar, würde für die künftige Relevanz und Wirksamkeit der Vereinten Nationen von grundlegender Bedeutung sein. Doch während ich mich bemühte, diese langfristigen Ziele im Blick zu behalten, wurde ich ein ums andere Mal als Generalsekretär in einen Strudel von Konflikten hineingezogen, die ganze Gesellschaften zu zerstören drohten. Wenn die Vereinten Nationen wahrhaft eine Menschlichkeit repräsentieren sollen, die sich mehr – und nicht weniger – um das Leid in ihrer Mitte kümmert und mehr – und nicht weniger – unternimmt, um es zu beenden, dann muss sich die Organisation auf allen Gebieten der menschlichen Sicherheit engagieren und einmischen.
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UNABHÄNGIGKEIT

				Afrikanische Anfänge

				Mein Vater, Henry Reginald Annan, war von Natur aus kein Rebell. Als ghanaischer Manager eines europäischen Handelsunternehmens, Freimaurer und gläubiger Anglikaner in einer von Ahnenverehrung geprägten Stammeskultur sowie Erbhäuptling in einer Zeit radikalen Wandels war er nicht jemand, der sich festlegte. Und doch gab er all seinen Kindern afrikanische Namen, was für einen Mann seiner Herkunft und Stellung in der britischen Kronkolonie Goldküste in den 1930er und 1940er Jahren bereits ein Statement war. Für ihn war es kein Widerspruch, eine afrikanische Identität zu besitzen und europäisch zu denken, sowohl Nationalist als auch Traditionalist zu sein und einerseits den politischen Wandel anzustreben, andererseits aber die Werte von Respekt, Würde, Disziplin und harter Arbeit bewahren zu wollen, die sein eigenes Leben und seine Karriere geprägt hatten. Doch indem er seine fünf Kinder Nana Essie, Essie, Kofi Atta, Efua Atta und Kobina nannte, setzte er unverkennbar auf eine stolze, unabhängige afrikanische Zukunft für sie.

				Für H. R., wie er von Freunden und Kollegen genannt wurde, gehörte der ständige Wechsel zwischen den Lagern unauflöslich zu seinem Leben, seiner Herkunft und seiner politischen Haltung. Er lehnte es ab, sich zu entscheiden – zwischen radikaler Veränderung und Status quo, Tradition und Moderne, Stamm und Nation, Fante und Aschanti, Afrika und Europa. Stattdessen erklärte er, die einzig tragbare Art der Veränderung hin zur Selbstregierung sei eine, die das stolze Erbe des ghanaischen Volks achte und eine ausgewogene Gesellschaft schaffe, die in der Lage sei, auf eigenen Füßen zu stehen und die Unabhängigkeit zum Erfolg zu führen. Er brachte das Kunststück fertig, eine Stütze der Gesellschaft und zugleich jemand zu sein, der die unterschiedlichsten Anhänger aus Stamm, sozialer Schicht und Berufsumfeld um sich scharte.

				Als Manager ging er wie seine europäischen Kollegen jeden Tag in dunklem Anzug und steifem Kragen zur Arbeit, während er zu Hause, in der Großfamilie meiner Großmutter in Kumasi, Traditionalist war. In einer Gesellschaft, in der die Menschen mit ihrem Stamm und Dorf identifiziert wurden, entstammte er selbst einer Mischehe zwischen Fante und Aschanti, und unter seinen Frauen waren sowohl Fante als auch Aschanti. H. R. hatte vier Frauen, die ihm fünf Kinder gebaren, darunter meine Zwillingsschwester Efua und ich.

				Mein Vater arbeitete als Manager bei der United Africa Company, einem Tochterunternehmen des englisch-holländischen Konzerns Lever Brothers, der später unter dem Namen Unilever bekannt wurde. Aufgrund seiner Arbeit zogen wir während meiner gesamten Kindheit ständig um – von Kumasi nach Accra und Bekwai, von Koforidua nach Nsawan und Nkakaw. Durch den häufigen Wechsel des Wohn- und Lebensumfelds lernten wir ganz Ghana kennen. Meine Mutter Rose lebte mit meiner Halbschwester Ewura Efua in Cape Coast. Bis wir als Jugendliche in ein Internat in Cape Coast kamen, sahen meine Zwillingsschwester Efua Atta und ich sie nur selten. Eine wichtige Konstante in unserem Nomadenleben war dagegen das Familienhaus in Kumasi, in das wir immer wieder zurückkehrten. Dort trafen wir auf drei Generationen von Tanten und Onkeln, und in den vielen heiklen Momenten der Kindheit war immer jemand da, der einem mit Rat und Liebe zur Seite stand, indem er die subtilen Botschaften von Sprichworten einsetzte. »Man schlägt niemandem auf den Kopf, wenn man die Finger zwischen seinen Zähnen hat« war eins dieser Sprichworte, das uns daran erinnerte, dass wir auch im Streit noch miteinander verbunden waren. Jeder Tag brachte neue Gesichter, eine neue Sprache oder Stammestradition in unser Haus und lehrte uns etwas über den Reichtum der bunten Melange von Kulturen und Völkern. So wurden wir in einer Stammesgesellschaft nicht stammesgebunden, in einer Ära des radikalen Aktivismus politisch gemäßigt und in einer Zeit der Parteinahme konziliant erzogen.

				Damals, in den dreißiger und vierziger Jahren, war die Goldküste eine kleine britische Kolonie in Westafrika, in der die Aussicht auf Unabhängigkeit zunehmend die Gemüter bewegte. In der Spätphase der Goldküste – die schließlich unter dem Namen Ghana als erstes Land südlich der Sahara unabhängig werden sollte – aufzuwachsen bedeutete, einen vollständigen Wandel von Kultur und Gesellschaft mitzuerleben. 1948, als ich zehn Jahre alt war, war die Unabhängigkeitsbewegung voll entwickelt, und als ich erwachsen wurde, wurde auch Ghana eine freie Republik. Das Land bildete die Vorhut einer afrikanischen Emanzipation, die innerhalb von nur zwei Jahren 16 neue afrikanische Mitglieder in die Vereinten Nationen brachte.

				Für die Ghanaer war es eine Zeit großer Hoffnung und Zuversicht. Man erwartete, dass Afrika eine rasante Entwicklung nehmen würde. Endlich würde man die Chance haben, selbst zu schaffen, was die Kolonialmächte, wie man ihnen vorwarf, einem vorenthalten hatten. Für mich selbst war das Erwachsenwerden untrennbar mit dem Unabhängigkeitskampf verknüpft. Politik besaß eine Bedeutung und einen Zweck, die über Stamm, Ideologie und die Verteilung der Beute, die seither in so vielen afrikanischen Gesellschaften die Norm geworden ist, hinausgingen. Die gesamte Gesellschaft mobilisierte sich, denn jeder trug auf seine Weise zum Kampf für die Unabhängigkeit bei. Zwar kamen die Anführer der Bewegung ins Gefängnis, aber am Ende stammten Ministerpräsidenten, Richter und Militärkommandeure aus ihren Reihen.

				In Ghana war der Kampf um die Entkolonialisierung weniger durch einen Konflikt zwischen Weiß und Schwarz geprägt als vielmehr durch eine Auseinandersetzung zwischen Gruppen innerhalb des Landes. Dafür hatten die Mücken gesorgt, denn obwohl der Sklavenhandel über Jahrhunderte hinweg florierte, hatten sich aus Furcht vor Malaria und Gelbfieber nur wenige weiße Siedler im Land niedergelassen. Stattdessen tobte der Kampf zwischen Ghanaern, zwischen Radikalen und Gemäßigten, und mein Vater wurde zu einem prominenten Vertreter derjenigen, die einen Wandel durch eine stetige maßvolle Transformation anstrebten.

				Der ghanaische Unabhängigkeitskampf war durch diese Dualität von Tradition und Modernität, Gebildeten und Arbeiterklasse, Aschanti und Küstenstämmen gekennzeichnet. Wie in vielen anderen afrikanischen Kolonien waren es Soldaten, die im Zweiten Weltkrieg in der britischen Armee gekämpft hatten, die nach ihrer Heimkehr die Ungleichheit der kolonialen Praktiken auf grundsätzlichere Weise in Frage stellten. Sie mussten mitansehen, wie britische Soldaten, an deren Seite sie gekämpft und geblutet hatten, großzügige Pensionen sowie Land und andere Belohnungen in Afrika erhielten, während sie selbst leer ausgingen. Zusammen mit führenden Vertretern der ghanaischen Akademikerschicht – Rechtsanwälten, Ärzten und Ingenieuren – riefen diese Kriegsveteranen eine Kampagne für die Unabhängigkeit ins Leben. Als konservative Mitglieder der Gesellschaft – was sie naturgemäß waren, da sie selbst unter der Kolonialherrschaft Status, Besitz und Privilegien erworben hatten – schwebte ihnen ein vorsichtiger, planmäßiger Regimewechsel vor. Entsprechend lautete ihr Unabhängigkeitsslogan: »Schritt für Schritt«.

				Die Partei dieser Gruppe war die United Gold Coast Convention (UGCC), zu deren Sekretär sie einen enthusiastischen, mutigen Aktivisten namens Kwame Nkrumah machten. Als Angehöriger eines kleineren ghanaischen Stammes und Sohn eines Goldschmieds, der, um sich weiterzubilden, in die Vereinigten Staaten und nach Großbritannien gegangen war, brachte Nkrumah eine Ungeduld und Leidenschaftlichkeit in den Kampf ein, die mit dem gemächlichen Tempo der ghanaischen Elite schwer vereinbar waren. Ihrer Herablassung ihm gegenüber überdrüssig, ebenso wie der geringschätzigen Haltung gegenüber seinen in ihren Augen aufrührerischen Anhängern, trennte er sich von der UGCC und gründete die Convention People’s Party (CPP). Er besaß indes mehr als nur Ungeduld, nämlich einen scharfen, strategisch denkenden Verstand und ein Organisationstalent, das dem seiner vormaligen Parteifreunde weit überlegen war. Rasch wurde er zum unumstrittenen Führer der ghanaischen Unabhängigkeitsbewegung.

				Mein Vater – einer der wenigen afrikanischen Manager in einem europäischen Handelsunternehmen, ein führendes Mitglied der UGCC und enger Freund des Asantehene, des Aschantikönigs – musste in dieser Zeit sorgfältig abwägen. Unser Haus wurde damals zum Versammlungsort prominenter UGCC-Mitglieder – so dass sogar Nkrumah-Aktivisten im Park auf der anderen Straßenseite Demonstrationen abhielten. Als junger Mann war ich stark beeinflusst von den Diskussionen, die mein Vater und seine Freunde in unserem Haus führten. Gleichzeitig fühlte ich mich von der Leidenschaftlichkeit und Dringlichkeit von Nkrumahs Forderung nach »Unabhängigkeit jetzt« angezogen. Manche von Nkrumahs Äußerungen – dass wir auf eigenen Füßen stehen und unser Schicksal selbst in die Hand nehmen müssten – fielen bei mir auf fruchtbaren Boden.

				All dies lehrte mich, wie es nur die eigene Erfahrung kann, dass friedlicher Wandel möglich ist – sogar, wenn es um eine grundlegende Umgestaltung geht. Als der erste ghanaische Polizeipräsident und der erste ghanaische Armeechef vereidigt wurden, schien plötzlich nichts mehr unmöglich zu sein. Jeder aus meiner Generation war von Stolz, vor allem aber von dem Gefühl erfüllt, dass ihm die Welt offenstand. Dieser Glaube an die umfassende Veränderung begleitete mich, während ich auf meinem Bildungsweg in die Vereinigten Staaten und nach Europa gelangte und schon als junger Mann eine Laufbahn absolvierte, die Anstellungen bei der Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Genf, der UN-Wirtschaftskommission für Afrika (ECA) in Addis Abeba, dem UN-Hauptquartier in New York, der Noteinsatztruppe der Vereinten Nationen (UNEF) mit Sitz in Kairo und der Ghana Tourist Development Company umfasste.

				Wie in anderen afrikanischen Ländern, die an der Schwelle zur Freiheit standen, führte der Unabhängigkeitskampf auch in Ghana zur Entstehung einer Nationalbewegung, die sich von Parteien im traditionellen Sinn unterschied. Nach der Unabhängigkeit verlangte die Führung, das Volk solle sich hinter einer einzigen nationalen Organisation scharen, mit der unvermeidlichen Folge, dass ein Einparteienstaat entstand. Die UGCC repräsentierte mehr als lediglich eine von Nkrumahs Vorstellungen abweichende Ansicht über Zeitpunkt und Art der Unabhängigkeit; vielmehr stand sie für den tiefen Glauben an traditionellere Werte und Verfahrensweisen, der unter einfachen Ghanaern starke Wurzeln hatte. Es war ein Segen für Ghana, dass beide Seiten bemüht waren, eine möglichst große Anhängerschaft für sich zu gewinnen, und sie ihr Profil daher nicht auf die Stämme ausgerichtet hatten. Das ersparte Ghana das Trauma von Stammeskonflikten, die so viele seiner Nachbarn auf dem Kontinent ins Unglück gestürzt haben.

				Dieser Unterschied von Ansichten und Erfahrung spiegelte sich aber auch in Ghana wider – im Verhältnis zwischen den Stämmen an der Küste und im Norden einerseits und den Aschanti mit ihrer Hauptstadt Kumasi in der Mitte des Landes andererseits. Obwohl meine Familie gemischt war, bin ich in Kumasi geboren, und das Kernland der Aschanti war das Gebiet, in dem mein Vater überwiegend beruflich tätig war und den meisten Einfluss besaß. Da die Aschanti lange Zeit ein hohes Maß an Autonomie genossen, hatten sie die Vorurteile und die Überheblichkeit, die ein rassistisches Europa gegenüber Afrikanern an den Tag gelegt hatte, weit weniger internalisiert als andere ghanaische Stämme.

				In Kumasi war von Unterwürfigkeit oder einem Unterlegenheitsgefühl gegenüber den europäischen Händlern nichts zu spüren, und rassische Diskriminierung, die in Accra alltäglich war, gab es allenfalls im Anklang. Stattdessen war man stolz auf die Errungenschaften des Königreichs und dessen Kriegerethos. Immerhin hatte es den Briten bis zur Kapitulation und Eingliederung in die Kolonie im Jahr 1902 eine ganze Generation länger Widerstand geleistet als die Küstengemeinschaften. Im Gegensatz zu den Küstenstämmen in Ghana – und mehr noch den Völkern von Ostafrika, die von großen europäischen Siedlergruppen beherrscht wurden – wuchsen die Aschanti nicht mit dem Gefühl auf, dass ihrem Handeln Grenzen gesetzt waren.

				So bekannt die Aschanti dafür waren, den Briten die Stirn zu bieten und andere Stämme zu unterjochen, bemühten sie sich untereinander zuallererst um Kompromisse und Verhandlungslösungen. Tatsächlich hatte der Aschantikönig keine eigene Armee, so dass er im Kriegs- oder Krisenfall die Stämme und Unterstämme bitten musste, ihm Truppen zur Verfügung zu stellen. Diese Tradition der politischen Überzeugungsarbeit und der Beteiligung an einer größeren Sache durch Dialog und Verhandlung ist in der ghanaischen Gesellschaft tief verwurzelt und hat die Tradition der friedlichen Koexistenz begründet. Als mein Vater später, nach der Unabhängigkeit, zum Regionalminister für die Aschantiregion ernannt wurde, konnte er diese Tradition stärken, indem er die Interessen des Staates und diejenigen des Aschantikönigs, mit dem ihn eine lange, vertrauensvolle Freundschaft verband, sorgfältig gegeneinander abwog und im Gleichgewicht hielt. Moderne Mittel der republikanischen Regierung mussten mit traditionellen Autoritätsstrukturen in Einklang gebracht werden. Da er schon immer an die Koexistenz dieser Lebensstränge geglaubt hatte, war mein Vater ganz in seinem Element.

				Er verkörperte in vielerlei Hinsicht die Möglichkeiten und Konflikte, die diese Situation hervorbringen konnte. Als einer der führenden Akademiker in seiner Gemeinde war er sowohl bei den Freimaurern als auch in der anglikanischen Kirche aktiv, und als Manager, der in der United Africa Company vollkommen gleichberechtigt mit europäischen Kollegen zusammenarbeitete, repräsentierte er gegenüber Europäern, die an Dominanz und Überlegenheit gewöhnt waren und erst langsam zu begreifen begannen, welches Ausmaß der am Horizont heraufziehende Wandel haben würde, den afrikanischen Geschäftsmann.

				Um beides tun zu können – als führendes Mitglied der UGCC am Unabhängigkeitskampf seines Landes teilnehmen und gleichzeitig seine beruflichen Pflichten in einem kolonialen Konzern erfüllen –, brauchte man Geduld, Gelassenheit und die Fähigkeit, Wert und Verdienst in unterschiedlichen Zusammenhängen zu erkennen. Zwischen britischen Managern auf der einen und ghanaischen Revolutionären auf der anderen Seite musste er seine Werte und sein Engagement sorgfältig abwägen, ohne dass seine Würde dabei je Schaden genommen hätte. Dies machte ihn zu einem disziplinierten Mann, der gegenüber Schwäche und Feigheit wenig Nachsicht übte.

				In dieser Hinsicht stand mein Vater für eine tief verwurzelte kulturelle Tradition von Geduld, Verhandlung und Versöhnung. Für Ghanaer war das Konzept des afrikanischen Palaverbaums schon immer ein anschaulicher Teil ihres Erbes und eine Quelle des Friedens und der relativen Harmonie zwischen der Vielzahl von Stämmen und Religionen. Der Palaverbaum war ein Ort, an dem man sich zusammenfand, um miteinander zu reden, nach Kompromissen zu suchen und Streitigkeiten beizulegen, Differenzen zu überbrücken und die Einigkeit zu stärken. Natürlich gab es parallel zu dieser Tradition jahrhundertelang Kriege zwischen den Aschanti und anderen Stämmen, die ausbrachen, wenn kein Kompromiss gefunden wurde und man stattdessen zur Gewalt griff. In jüngerer Zeit, in den ersten Jahrzehnten der Republik, hat eine ganze Reihe von Militärputschen, die den Charakter des Landes versehrt und es in seiner Entwicklung zurückgeworfen haben, gezeigt, dass auch wir unserem Erbe gelegentlich nicht gerecht werden.

				Dennoch stößt die Idee des Gesprächs unter dem Palaverbaum auch im Ghana des 21. Jahrhunderts auf Widerhall. Wenn man ein Problem hat und keine Lösung findet, trifft man sich am nächsten Tag wieder und redet so lange weiter, bis eine gefunden ist. Auch wenn man mit dem Verhalten oder der Meinung eines anderen nicht einverstanden ist, geht man nie so weit, ihn als wertlos zu bezeichnen. Diese Einstellung gilt ebenso für das Verhältnis zwischen traditionellen Häuptlingen und ihren Stämmen und reicht von Fällen, in denen Missbrauch oder Arroganz verhandelt werden, bis hin zur Absetzung eines Häuptlings, der das Vertrauen und den Respekt seines Volks verloren hat.

				Als ich mit 13 Jahren ins Internat kam, war ich durch ein breites Spektrum an Ereignissen und Einflüssen geprägt, die zu einem Fundament aus Selbstvertrauen, Toleranz und Disziplin wurden. Von meinem Vater hatte ich gelernt, dass es auch in Zeiten eines grundstürzenden Wandels wie der Unabhängigkeit eines Landes möglich ist, einen eigenständigen Kopf zu bewahren, und dass inmitten vermeintlicher Gewissheiten und absolut gesetzter Auffassungen eine kritische Perspektive von wesentlicher Bedeutung ist. Er lehrte mich, dass es, wenn andere auf Parteinahme drängen und von einem Entweder-oder sprechen, stets noch einen anderen Weg gibt, welcher der komplexen Realität der modernen Welt angemessener ist. Sein eigenes Leben war von der Koexistenz von Stamm und Sprache, Stellung und Zweck bestimmt – der Mischung aus ererbter Tradition und Hoffnung, mit der Menschenwürde als zentralem Element, die für Afrika einen Neuanfang ermöglichen konnte.

				Ich gehörte in meinem Internat, der Mfantsipim School in Cape Coast, der »Unabhängigkeitsklasse« von 1957 an, und mir und meinen Mitschülern waren die Politik und das Schicksal unseres Landes stets gegenwärtig. Obwohl die Mfantsipim das große Verdienst hatte, Jungen aus allen Stämmen und Regionen Ghanas zusammenzubringen und zu Bürgern des neuen Staates zu erziehen, spiegelte das Leben in der Schule auch die allgemeine Spaltung der Gesellschaft wider zwischen leidenschaftlichen Nationalisten und Gemäßigten, die damals Demokraten genannt wurden.

				Mfantsipim, Ghanas älteste Knabenschule, war von Methodisten gegründet worden und hielt sich an den üblichen britischen Lehrplan, wurde aber bereits von Afrikanern geleitet. Wir trugen Khakiuniformen, kurze Hosen, aber keinen Schlips, außer zu dem weißen Sonntagsanzug. Jeden Morgen versammelten wir uns in einer nüchternen Halle zum Gebet; am Sonntag dauerte es etwas länger. Alles war spartanisch: kleine Holztische, Steinfußböden, nackte Wände, Wellblechdächer. Neben dem Lernen und der Charakterbildung wurde der Stoizismus hochgehalten. Doch so sehr sich unsere Lehrer auch bemühten, unser Augenmerk auf den Lehrstoff zu richten, so wenig konnten sie verhindern, dass der Unabhängigkeitskampf jede Schulstunde, jede Diskussion und jeden Streit auf dem Spielplatz durchdrang. Eine beliebte Freizeitbeschäftigung waren Rollenspiele, in denen die Debatten der Erwachsenen über Art und Zeitpunkt der Unabhängigkeit nachgespielt wurden; es gab zwei Fraktionen, die jeweils die Argumente einer Seite vertraten. Wir hielten sogar Parlamentswahlen ab, wobei ich als »stellvertretender Oppositionsführer« gegenüber den hitzigen Nationalisten für die Sache der Gemäßigten stritt. Durch diesen Einsatz für die demokratische Seite, mit der natürlich auch mein Vater in der Öffentlichkeit identifiziert wurde, verdiente ich mir rasch den Spitznamen »Annan-Domo«.

				Es war nicht immer leicht in der Schule, umgeben von jungen Männern, die ungeduldig auf die Gelegenheit warteten, ihre Kraft und Autorität zu beweisen, und ich teilte ihre Bewunderung für Nkrumahs Mut und Hartnäckigkeit. In jenen Jahren wurden wir Zeugen tiefgreifender Veränderungen. Plötzlich gab es keinen britischen Generalgouverneur mehr, und ein Ghanaer wurde Präsident. Wir wuchsen also in dem Glauben auf, dass ein Wandel, selbst ein Wandel von ungeheuren Ausmaßen, möglich ist.

				Als ich die anspruchsvolle, aber geschlossene Welt der Mfantispim School verließ und an die Universität für Wissenschaft und Technologie in Kumasi ging, nahm ich vor allem eines mit: die Leidenschaft für Politik und Debatten in einer Zeit dramatischer – und für viele unvorstellbarer – Veränderungen. In Kumasi schloss ich mich dem Nationalen Bund Ghanaischer Studenten an und erhielt bald darauf als dessen Vizepräsident eine Einladung zu einer Konferenz in Sierra Leone, auf der ich die ghanaische Studentenbewegung vertreten sollte. Junge Männer und Frauen aus der gesamten Region diskutierten auf der Konferenz leidenschaftlich über die Zukunft ihrer Länder, den Unabhängigkeitskampf und die Zeit nach der Unabhängigkeit. Im Publikum befand sich auch ein Vertreter des von der Ford Foundation aufgelegten Programms für ausländische Studenten mit Führungseigenschaften. Es war dazu gedacht, in den Entwicklungsländern geeignete Studenten aufzuspüren und ihnen die Chance zu geben, in den Vereinigten Staaten zu studieren, damit sie später in ihrer Heimat den Aufbau unabhängiger Staaten voranbringen konnten. In meinem Fall wurde daraus ein Stipendium für das Macalaster College in Minnesota – einem Bundesstaat, dessen Klima, Gesellschaftsaufbau und Rassenzusammensetzung sich kaum stärker von meiner Heimat hätten unterscheiden können. Meine Familie stellte sich vor, dass ich mit meiner amerikanischen Bildung nach Ghana zurückkehren und Großes für meine neue Nation leisten würde. Ich teilte diese Vorstellung. Bildung war nach meinem Verständnis mit Dienst verknüpft. Nie hätte ich mir träumen lassen – und meine Eltern ebenso wenig –, dass ich Ghana nahezu für immer verließ und Amerika mein Denken auf solch vielfältige Weise herausfordern und beeinflussen würde.

				Obwohl ich in einer stabilen, sicheren Familie aufgewachsen war und eine Schule besuchen durfte, die mir die Augen für die Macht von Wissen und Verständnis öffnete, war ich nicht immun gegen die vergiftete Hinterlassenschaft des Kolonialismus und dessen auf Rasse beruhender Hierarchie. Eine Erfahrung in dieser Hinsicht hatte ich mit dem Arbeitgeber meines Vaters. Sie bildete den Anlass für die erste wirkliche Meinungsverschiedenheit zwischen Vater und Sohn. Am Anfang meines Berufslebens, während ich für die Weltgesundheitsorganisation in Genf arbeitete, trat Unilever an mich heran – vermutlich auf Bitten meines Vaters – und bot mir eine Stelle in Afrika an. Statt mich in Ghana einzusetzen, wollte man mich jedoch nach Nigeria schicken, was an sich kein Problem gewesen wäre. Doch der Teufel steckte im Detail.

				Während andere im Ausland eingesetzte Mitarbeiter besondere Verträge mit der Zusage der Firma erhielten, ihren Umzug und andere Dinge zu regeln, sollte ich als einheimischer Angestellter behandelt werden, da ich, wie man es ausdrückte, »aus der Region« stammte. Auf eine solche Behandlung war ich weder durch meine ghanaische Erziehung noch durch meine amerikanische Bildung, noch durch meine internationalen Erfahrungen als Mitarbeiter der WHO vorbereitet. Ich wäre ein Ausländer in einem anderen Land gewesen, ein Ghanaer in Nigeria, aber Unilever wollte mich als »Einheimischen« behandeln. Ich lehnte das Angebot ab. Auf diese Weise wollte ich meine Karriere als afrikanischer Akademiker nicht beginnen. Für meinen Vater war meine Ablehnung eine große Enttäuschung. »Nimm die Stelle an«, riet er mir, »und kämpfe von innen für die Gleichbehandlung.« Ich erwiderte, dass ich dem Unternehmen dadurch allen Grund geben würde, mich weiterhin als Menschen zweiter Klasse zu behandeln.

				Zu jenem Zeitpunkt hatte ich bereits zwei Jahre in Genf verbracht, zuerst als Aufbaustudent an der Hochschule für internationale Studien und dann als Angestellter der WHO, als P-1, Stufe 1 (dem niedrigsten Angestelltenrang im System der Vereinten Nationen). In Genf hatte ich ein angenehmes, weltläufiges Umfeld vorgefunden, und als jemand, der mit 24 Jahren bereits in drei unterschiedlichen Kulturen gelebt hatte – der afrikanischen, amerikanischen und europäischen –, dämmerte mir, dass das Gemeinwesen für mich etwas anderes bedeuten würde als für die Generation meines Vaters.

				Gleichwohl war der Wunsch, etwas für die Zukunft meines Kontinents zu tun, ein wiederkehrendes Thema meines Lebens und meiner Karriere. 1965, nach drei Jahren bei der WHO in Genf, wechselte ich in die Wirtschaftskommission für Afrika, eine UN-Behörde, deren Zweck die Förderung der regionalen Integration und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit war. Addis Abeba, wo sich ihr Sitz befand, erinnerte mich an den ghanaischen Unabhängigkeitskampf in meiner frühen Jugend. Es war ein Ort ganz im Bann der afrikanischen Einheit, die von einer neuen Generation afrikanischer Führer mit Verve angestrebt wurde. Damals befand man sich in den Anfängen der afrikanischen Einheit, deren treibende Kraft vor allem die Vision Kwame Nkrumahs war.

				Als 1963 die Organisation Afrikanischer Einheit (OAU) gegründet wurde, bestand sie aus 33 Mitgliedern. Im Lauf der Zeit kamen weitere Staaten hinzu, da immer mehr von ihnen unabhängig wurden. Allein 1960 hatten 17 Staaten ihre Unabhängigkeit erhalten. Der Nachfolgeorganisation Afrikanische Union (AU) gehören heute 54 Staaten an. Während meiner Zeit in Addis Abeba sah ich nicht nur neue Präsidenten und Ministerpräsidenten kommen und gehen, sondern auch Anführer von Befreiungsbewegungen und Freiheitskämpfern. All diese Führer kamen zusammen, um die Zukunft Afrikas zu planen und die Befreiung des gesamten Kontinents voranzutreiben. Man konnte die Spannung in der Luft förmlich spüren; für einen jungen Mann war es eine aufregende Zeit, die einen nachhaltigen Eindruck auf mich machte.

				Am anderen Ende der Stadt beschäftigten wir uns im Sitz der Wirtschaftskommission für Afrika mit der Forschung und Ausarbeitung von Ideen für die Wirtschaftsentwicklung des Kontinents, einschließlich der regionalen und subregionalen Integration oder wenigstens Kooperation. In unseren Diskussionen ging es insbesondere um die Verbesserung der Infrastruktur, um Stromversorgung, Straßenbau und den Ausbau des Eisenbahnnetzes, damit die Züge ungehindert über die Grenzen rollen konnten. Ich zweifelte damals nicht im Geringsten daran, dass Afrika mit der richtigen Führung und Verwaltung einen steilen Aufschwung vor sich hatte.

				Es ist ein vielsagendes, wenngleich tragisches Zeichen für die vielen afrikanischen Fehlstarts auf dem Weg zur Entwicklung, dass heute Energie und Infrastruktur allgemein als die beiden größten Entwicklungshindernisse in Afrika betrachtet werden. Ruft man sich in Erinnerung, wie klar dies schon vor vierzig Jahren erkannt wurde, so begreift man, welch hohen Preis die Afrikaner seither für die schlechte Arbeit ihrer Regierungen gezahlt haben. Aber es ist eine Sache, wenn junge, idealistische Akademiker Fortschrittshindernisse identifizieren und die Mittel zu ihrer Überwindung bestimmen; etwas ganz anderes ist es, politische Führer zu finden, die über den eigenen Tellerrand blicken und die Ressourcen ihrer Gesellschaft zur Förderung des Gemeinwohls verwenden.

				Nachdem ich 1971 am Massachusetts Institute of Technology als Sloan-Stipendiat in einem Forschungsjahr mein Studium mit einem Master abgeschlossen hatte, kehrte ich zur UNO in Genf zurück. Gleichzeitig sah ich mich jedoch weiter nach einer Möglichkeit um, nach Afrika zu gehen. Tatsächlich bot man mir bald darauf die Leitung der zum Tourismusministerium gehörenden Ghanaischen Gesellschaft für Tourismusentwicklung an. Im November 1974 trat ich diesen Posten an. Ziel des Unternehmens war es, den Tourismus in Ghana auszuweiten. Um Touristen anzuziehen und zum Einkaufen zu bewegen, sollte es Investitionen fördern, Hotels an der Küste errichten und Duty-Free-Shops eröffnen. Doch ich fand ein Land vor, das durch mehrere Militärputsche verändert war, unter dem dunklen Schatten einer Militärherrschaft lebte und an einer lähmenden Mischung aus grassierender Korruption und bürokratischer Ineffizienz litt.

				Hätte es sich lediglich um bürokratische Hindernisse gehandelt, wäre ich möglicherweise in Ghana geblieben und hätte versucht, das System von innen heraus zu verändern. Das größte Hemmnis jeder Bürokratie ist dasjenige, das sich die Bürokraten selbst auferlegen; darin unterschied sich Ghana nicht von anderen Ländern. Als ich mit meiner ersten Frau Titi Alakija und zwei kleinen Kindern, Ama und Kojo, in meine Heimat zurückkehrte, genoss ich die Aufnahme durch meine Familie und Freunde sowie ihre Unterstützung bei dem Versuch, eine prosperierende Wirtschaft aufzubauen. Doch das Militär begann sich in jeden Bereich des Lebens einzumischen – im öffentlichen wie im privaten Sektor, in den Medien und in der Kultur. Die Folge war, dass die Wirtschaft stagnierte. Schlechte Arbeitsmoral in Kombination mit umständlicher Entscheidungsfindung erstickte jeden Versuch, unternehmerisch tätig zu werden.

				Zwischen den bürokratischen Beharrungskräften, schlechter Regierungsarbeit und Militärherrschaft sah ich kaum eine Möglichkeit, die für Ghana – und Afrika insgesamt – notwendigen Veränderungen anzustoßen. Heute, vierzig Jahre später, erkenne ich im Aufbegehren einer neuen Generation, die überall auf dem Kontinent gegen das System korrupter Herrschaft rebelliert, die Frustration und die Macht der Ideale unseres damaligen Denkens und Fühlens.

				In meinem Fall kam ich angesichts von Kräften, gegen die ich nichts auszurichten vermochte, widerstrebend zu dem Schluss, dass ich meine Karriere außerhalb meines Heimatlandes fortsetzen musste. Die Erfahrungen, die ich in Ghana gemacht hatte, bestärkten mich in dem Wunsch, einer internationalen Organisation zu dienen, von der ich wusste, dass sie mein Land – ebenso wie andere Entwicklungsländer – mit Rat und Tat unterstützen würde. Ich begriff, dass die Arbeit bei der UNO für mich der beste Weg war, meinem Land und meinem Kontinent zu helfen. Fortan sollten die Vereinten Nationen meine Heimat sein.
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OFFENE VERSPRECHEN

				Somalia, Bosnien, Ruanda 
und die Widrigkeiten der Friedenserhaltung 
in einer Welt der Bürgerkriege

				Drei Jahrzehnte, nachdem ich zur UNO gegangen war, fand ich mich eingeklemmt zwischen vier amerikanischen Soldaten wieder, die sich, mit schweren Maschinengewehren im Anschlag, aufmerksam umsahen. Ich saß in einem stickigen US-Militärhubschrauber, der über somalisches Territorium hinwegflog. In der Weltpolitik hatte sich in jüngster Zeit ein dramatischer Wandel vollzogen. Man schrieb das Jahr 1993, und unten auf dem Erdboden fand ein Unternehmen mit ungewissem Ausgang statt, UNOSOM II, die friedenssichernde Mission der Vereinten Nationen in Somalia. Sie lief nicht gut. Es gab keinen Frieden, den die mit dem Mandat einer friedenssichernden Mission der UNO entsandten Truppen hätten sichern können, und sie wurden immer tiefer in einen komplexen, sich ständig verlagernden Bürgerkrieg hineingezogen. Die Gewissheiten der UN-Friedenssicherung wurden in einem höchst unwirtlichen Umfeld gnadenlos auf die Probe gestellt. Nicht lange zuvor, am 25. September 1993, war ein amerikanischer Hubschrauber abgeschossen worden, und in den vorangegangenen Monaten waren die UN-Truppen im Land mit abwechselnd an- und abschwellender Intensität angegriffen worden. Im Augenblick nahmen die Attacken wieder zu, und die Geheimdienste berichteten, dass Hunderte von zusätzlichen Kämpfern des somalischen Warlords Mohamed Farrah Aidid in die Hauptstadt Mogadischu strömten.

				UN-Truppen wurden regelmäßig mit Landminen, Handfeuerwaffen und Panzerabwehrraketen attackiert. Eine dieser Panzerabwehrraketen hatte den amerikanischen Hubschrauber vom Himmel geholt. Uns war erzählt worden, dass er, von jubelnden Somalis umringt, am Boden ausgebrannt sei. Später am Tag kursierten Berichte, denen zufolge Somalis mit einem Gegenstand in einem weißen Sack der Lebensmittelhilfe durch den großen Bakara-Markt marschiert seien und behaupteten hätten, darin befinde sich der Torso eines der drei bei dem Abschuss getöteten US-Soldaten. Dieser einzelne Angriff war ein Vorbote einer weitaus größeren Katastrophe, von der die Mission einige Tage später im Oktober heimgesucht werden sollte.

				Das alles lag bei meinen ersten praktischen Erfahrungen mit der UN-Friedenssicherung im Jahr 1973 noch in ferner Zukunft. Ich war als administrativer Leiter für Zivilpersonal zur damals im Gang befindlichen friedenssichernden Mission in Ägypten geschickt worden. Die UN-Noteinsatztruppe in Ägypten (UNEF II) war entsandt worden, um nach dem arabisch-israelischen Krieg von 1973 den Rückzug der Truppen von der Sinaihalbinsel zu überwachen. Ihre Aufgabe bestand darin, die Waffenstillstandslinie zwischen Ägyptern und Israelis zu ziehen und beiden Seiten die Sicherheit zu geben, dass die jeweils andere diese »Linie im Sand« beachtete. Wie alle friedenssichernden Einsätze hatte auch dieser mit einer Vielzahl von Komplikationen zu kämpfen, die sich Tag für Tag auch auf meine Arbeit auswirkten. Es gab alle möglichen administrativen und logistischen Probleme, die sich daraus ergaben, dass eine Vielzahl von Nationen in der Truppe vertreten war: Finnland, Schweden, Peru, Irland, Kanada, Polen, Panama und andere. Das hatte ein Nebeneinander mehrerer Kommando- und Logistikketten und zahlreicher Sprachen sowie Reibungen zwischen den verschiedenen militärischen und administrativen Kulturen zur Folge. Zudem entsandten die einzelnen Nationen ihre Truppen zu verschiedenen Zeitpunkten und zogen sie ebenso ungeordnet wieder ab, so dass die Größe der Truppe ständig variierte.

				Aber UNEF II war, wie fast alle derartigen Einsätze vor dem Ende des Kalten Krieges, für die Teilnehmer eine weitgehend sichere, friedliche Mission. Jetzt, 1993 auf dem Boden von Somalia, traten die gleichen Schwierigkeiten wie in den siebziger Jahren in Ägypten auf – aber in einem völlig anderen, von gewalttätiger Instabilität geprägten Umfeld, in dem die Truppe keinerlei Frieden sicherte. Stattdessen musste sie sich häufig durchs Land kämpfen. Wie immer Politiker, UN-Vertreter und Medienkommentatoren die Operation in Somalia nannten, es war eine höchst komplizierte Form der Kriegführung, an der die UN-Truppen beteiligt waren.

				»Die UN sollte hier einmarschieren und die Verwaltung der Bevölkerung von Mogadischu übernehmen, nicht wahr?«, fragte ein Reporter. »Meinen Sie nicht auch, dass das der einzige Weg wäre, um die Angelegenheit hier zu lösen?«

				»Dafür bräuchte man enorm viele Soldaten«, erwiderte ich, »und zwar solche, die die entsprechenden Risiken auf sich nähmen. Es wäre ein Krieg.«

				Dieses Interview hatte einige Monate zuvor stattgefunden, im September 1992, als ich Beigeordneter Generalsekretär und stellvertretender Chef der UN-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze (DPKO) war. Die Frage des Reporters spiegelte die schneidige, unkritische Naivität wider, die mit dem neuen Interesse der Weltgemeinschaft an humanitären Missionen einherging. Angesichts der furchtbaren Szenen, die in den Fernsehnachrichten über Somalia zu sehen waren, wollten viele, dass rasch etwas unternommen wurde, ohne die Implikationen ganz zu durchdenken – was insbesondere für den politischen Willen galt, der erforderlich war, wenn ihre Forderung erfüllt werden sollte. Das Ergebnis dieser Entkopplung zwischen den vorgeblichen Zielen der Weltgemeinschaft und den Ressourcen und Risiken, die sie zu übernehmen bereit war, um sie zu erreichen, sollte zur Haupttriebfeder der künftigen Friedenssicherungsversuche werden.

				In dieser Zeit stand die Friedenssicherung am Anfang einer explosionsartigen Ausweitung von Umfang, Zahl und Zielen der weltweiten Einsätze, durch die sich ihr Beitrag zur globalen Sicherheitslage grundlegend wandelte. Zwischen 1987 und 1992 waren bei den meisten Missionen (außer bei krassen Ausnahmen, wie der relativ großen Operation in Namibia) hundert oder weniger Beobachter eingesetzt worden, die ein vergleichsweise geringes Risiko eingingen. Anfang 1994 waren indes insgesamt achtzigtausend Soldaten in 17 friedenssichernden Einsätzen weltweit stationiert, von denen die meisten nach dem Januar 1992 begonnen hatten. Viele Friedenssicherungskräfte gerieten plötzlich in Gefahr. Hinzu kam, dass die neuen Missionen im Gegensatz zu fast allen früheren friedenssichernden Einsätzen, bis auf ein oder zwei Ausnahmen, in von Bürgerkriegen zerrissene Gebiete entsandt wurden.

				Das waren gewaltige quantitative und qualitative Veränderungen. Ein komplexes Zusammenspiel mehrerer Faktoren führte die Vereinten Nationen in einige ihrer schwersten Krisen und größten Fehlschläge. Der erste Fehlschlag war 1993 das Scheitern der friedenssichernden Mission in Somalia, der zweite 1994 der Absturz Ruandas in den Völkermord unter den Augen von UN-Friedenstruppen. Der dritte schließlich war 1995 das Massaker an achttausend bosnischen Männern und Jungen in Srebrenica – ausgerechnet in einem von UN-Truppen abgesteckten »sicheren Gebiet«.

				Die Ursachen der Katastrophen bei der Friedenssicherung in den frühen neunziger Jahren, die aus dem Missbrauch dieses wichtigen Instruments resultierten, reichen zu ihren Ursprüngen zurück. Friedenssicherung entstand bald nach der Gründung der UNO als ein Bündel praktischer Reaktionen auf die globale Sicherheitslage. Nach dem raschen Rückzug der Kolonialmächte aus ihren Weltreichen nach Ende des Zweiten Weltkriegs brachen Kämpfe zwischen neugebildeten unabhängigen Staaten aus, wie etwa zwischen Israel und seinen Nachbarn oder Indien und Pakistan, und mit dem Beginn des Kalten Krieges erhielten diese Konflikte eine neue internationale Dimension. Die Feindschaft zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion bedeutete, dass lokale Kriege potentiell die rivalisierenden Interessen der Supermächte berührten – eine Dynamik, welche die Eskalation zu einer globalen Konfrontation heraufbeschwor.

				Explizit wegen dieser Sorge sowie aufgrund des durch die Erfindung der Atomwaffen verstärkten Gefühls globaler Unsicherheit institutionalisierte der zweite UN-Generalsekretär, Dag Hammarskjöld, eine Praxis, die »Friedenssicherung« genannt wurde. Er erkannte, dass es notwendig war, die von lokalen Konflikten ausgehende Gefahr einzudämmen und die Lage schnellstmöglich zu stabilisieren, um das Risiko der Eskalation zu einer globalen Krise oder, schlimmer noch, zu einem Atomkrieg auszuschließen. Internationale neutrale Truppen sollten nach Einstellung der Feindseligkeiten die Waffenstillstandslinien zwischen den Kriegsteilnehmern überwachen, das Vertrauen über die Trennlinie hinweg fördern und auf diese Weise die Spannungen zwischen den verfeindeten Parteien auflösen. Es war, wie Hammarskjöld es ausdrückte, eine Form »präventiver Diplomatie«, um »neu entstehende Konflikte außerhalb der Sphäre der Blockdifferenzen« zu halten.

				Das Konzept der Friedenssicherung, dessen Grundprinzipien und Regeln Hammarskjöld schließlich Ende der fünfziger Jahre festlegte, baute auf den Erfahrungen der ersten UN-Feldeinsätze in den späten vierziger Jahren auf, bei denen Beobachter die Waffenruhe in Palästina und den Waffenstillstand zwischen Pakistan und Indien in Kaschmir überwacht hatten. Der Einsatz internationaler Truppen als Puffer zwischen Kriegsgegnern und zur Überwachung von Waffenstillstandslinien wurde als bedeutender Beitrag der Vereinten Nationen zu Frieden und Sicherheit in der Welt anerkannt. Es war innerhalb der engen politischen Grenzen der UNO im Kalten Krieg eine bemerkenswerte, dem Weltfrieden und der internationalen Ordnung dienende Innovation. In Anlehnung an Hammarskjöld wurden die Prinzipien der Friedenssicherung 1973 formal kodifiziert:

				
						Friedenssichernde Truppen können nur mit Zustimmung der Konfliktparteien stationiert werden.

						Die Stationierung und das Handeln von Friedenssoldaten müssen absolut unparteiisch zu sein.

						Gewaltanwendung ist Friedenssoldaten nur zur Selbstverteidigung gestattet.

						Friedenstruppen benötigen ein Mandat des Sicherheitsrats und sollten von diesem unterstützt werden.

						Friedenssichernde Einsätze müssen sich, was Personal, Ausrüstung und Logistik anbelangt, auf den freiwilligen Beitrag von Mitgliedsstaaten stützen.

				

				Zudem bildete sich die Gewohnheit heraus, dass die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats keine Truppen zu solchen Missionen entsandten, da dies anstatt zu einer Reduzierung zu einer Eskalation der Rivalitäten im Kalten Krieg hätte beitragen können. Doch dann hielt der Generalsekretär der KPdSU und Vorsitzende des Obersten Sowjets der UdSSR, Michail Gorbatschow, am 7. Dezember 1988 in der Generalversammlung der UNO eine Rede, in der er eine drastische Verkleinerung des sowjetischen Militärs ankündigte, insbesondere der sowjetischen Präsenz in Osteuropa. Damit läutete er das Ende des Kalten Krieges ein, was tiefgreifende Auswirkungen auf die globale Rolle der Vereinten Nationen hatte. Der Sicherheitsrat, der nach dem Willen der Gründer der UNO der oberste Wächter über Frieden und Sicherheit in der Welt sein sollte, war vierzig Jahre lang aufgrund der Supermacht-Rivalität seiner beiden wichtigsten Mitglieder, der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion, fast ständig blockiert gewesen. Gorbatschow hatte nun das Ende dieser Konfrontation und damit auch das Ende der Lähmung, die sie im Sicherheitsrat verursacht hatte, in greifbare Nähe gerückt.

				Für die Abteilung für Friedenssicherungseinsätze waren die Folgen zwar schwerwiegend, aber anfangs noch zu bewältigen. Vor 1988 hatte die UNO in 43 Jahren lediglich ein Dutzend solcher Einsätze durchgeführt. In der kurzen Zeitspanne von 1988 bis 1992 kamen weitere zehn hinzu. Der Sicherheitsrat war wie nie zuvor in der Lage, in seiner Reaktion auf Krisen, bei denen sich eine Intervention von Friedenstruppen anbot, eine Einigung zu erzielen. UN-Friedenstruppen wurden beispielsweise entsandt, um den Waffenstillstand zwischen dem Iran und dem Irak, den politischen Übergang in Nicaragua und den Rückzug der kubanischen Truppen aus Angola zu überwachen.

				Nach 1992 setzte dann eine explosionsartige Entwicklung ein, die nicht von einer friedenssichernden Mission ausgelöst wurde, sondern von der Operation »Desert Storm«. Als Reaktion auf den irakischen Einmarsch in Kuweit im Jahr 1990 nahm der Sicherheitsrat einmütig eine Resolution an, die, auf das siebte Kapitel der UN-Charta gestützt, ein Mandat für den vollen Einsatz militärischer Gewalt erteilte. Dies führte zur Aufstellung einer Truppe mit 956 000 Männern und Frauen aus 34 Ländern, die 1991 Kuweit befreite. Es war eine von der UNO gebilligte Koalition unter Führung der USA, die das Ergebnis eines offenkundigen Eroberungskrieges zwischen zwei Mitgliedsstaaten rückgängig machte – also genau die Aufgabe erfüllte, für welche die UNO gegründet worden war.

				Damit war das ganze Potential dieses neuen, aktiven Sicherheitsrats sichtbar geworden, und dies löste bei seinen Mitgliedern den Wunsch aus, die zentrale Rolle des Rats in Weltangelegenheiten weiter mit Leben zu erfüllen. Deshalb trat der Sicherheitsrat im Januar 1992 erstmalig auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs zusammen, um zu besprechen, wie dieses Ziel zu erreichen war. Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali wurde beauftragt, einen Bericht darüber vorzulegen, wie die UNO in dem veränderten geopolitischen Klima genutzt werden konnte. Das von Boutros-Ghali vorlegte Dokument – Eine Agenda für den Frieden – konzentrierte sich auf die Bürgerkriege, die in verschiedenen Weltteilen für Unruhe sorgten. Diese Konflikte, hieß es in der Agenda, zögen jetzt in beispiellosem Maß die internationale Aufmerksamkeit auf sich. Der Sicherheitsrat müsse bei der Reaktion auf sie die Führung übernehmen.

				Entscheidend war indes, dass der Sicherheitsrat aufgefordert wurde, die Friedenssicherung mit ihrer langen Geschichte als erprobtes Instrument für die Verwirklichung der Agenda zu betrachten. Eine bisherige Hauptbedingung für fast alle friedenssichernden Einsätze, die volle Zustimmung aller Parteien des jeweiligen Konflikts zum Einsatz von UN-Friedenstruppen, sollte fallengelassen werden. Dazu war nur eine kleine Änderung am Text der Grundprinzipien der Friedenssicherung nötig, die aber potentiell gewaltige Implikationen in Bezug auf die Aufgaben, die den Friedenstruppen gestellt werden konnten, besaß.

				Als die Agenda für den Frieden veröffentlicht wurde, hatte der Sicherheitsrat unter der Überschrift der Friedenssicherung bereits mehrere neue Einsätze in Bürgerkriegen in Gang gesetzt – im früheren Jugoslawien, in Somalia und in Kambodscha. Verantwortlich für diese Aufgabe war die in jenem Jahr gegründete Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze, welche die Zuständigkeiten des lange Jahre von Brian Urquhart geleiteten Büros für Besondere Politische Angelegenheiten übernommen hatte. Doch der Mitarbeiterstab der neuen Abteilung – an deren Spitze damals der Beigeordnete Generalsekretär Marrack Goulding stand – war kaum vergrößert worden, obwohl eine drastisch gestiegene Zahl von weltweiten Missionen und ein entsprechender Einsatz von Friedenssoldaten zu bewältigen waren und die Komplexität der Einsätze enorm zugenommen hatte.

				In dieser Zeit wurde ich in die Abteilung Friedenssicherungseinsätze im New Yorker UN-Hauptquartier versetzt. Zuletzt hatte ich als Controller in der Hauptabteilung Management gearbeitet, und davor war ich Chef der Personalabteilung und Budgetdirektor gewesen. Nun sollte ich also auf dem neuen Posten des stellvertretenden Abteilungsleiters Marrack Goulding unterstützen.

				Die Möglichkeit, Feldeinsätze ohne volle Zustimmung der Kriegsparteien durchzuführen, bedeutete, dass man bereit sein musste, wenn nötig Gewalt anzuwenden. Aus dieser einfachen Tatsache folgte, dass die Friedenstruppen völlig andere Fähigkeiten als bisher besitzen mussten, wenn sie bewaffneten Kräften gegenübertraten, die die Ziele des UN-Mandats ablehnten. Das wiederum hieß, dass die Länder, die Truppen stellten, wesentlich höhere Risiken eingingen und ein größeres politisches Engagement an der Seite des Sicherheitsrats sowie mehr Aufmerksamkeit und Flexibilität an den Tag legen mussten. Doch dies begriff kaum jemand, so dass sich zwischen Zweck und Mitteln eine immer größer werdende fatale Kluft auftat.

				1992 versäumte es der Sicherheitsrat, einen neuen Katalog eindeutiger Leitprinzipien und Strukturen für friedenssichernde Einsätze aufzustellen beziehungsweise die bestehenden sorgfältig zu überdenken. Stattdessen wurden sämtliche Strukturen und Doktrinen der UN-Friedenssicherung aus der Zeit des Kalten Krieges in die neue Ära übernommen.

				Das bedeutete, dass die alte, schwergängige Maschinerie der Friedenssicherung aus der Zeit des Kalten Krieges auf Situationen angewandt wurde, für die sie nicht geschaffen worden war. Die Friedenssicherung war aus den begrenzten Möglichkeiten, die innerhalb der engen Grenzen des damaligen UN-Systems vorhanden waren, zusammengeschustert worden. Die Vorstellung, dass die UNO eigene, unter dem alleinigen Befehl ihres Sekretariats stehende Truppen haben sollte, wurde von den Mitgliedsstaaten der UNO nie gebilligt. Infolgedessen fand die Friedenssicherung im Rahmen einer Dreiparteienstruktur statt, in welcher die Beziehungen und das Kommando über die Einsätze bestenfalls unklar waren. Als Erstes war der Sicherheitsrat beteiligt, der die Befugnis besaß, UN-Feldeinsätze in Kraft zu setzen, und als Teil seiner Supervisionsaufgabe dafür verantwortlich war, deren Mandat, Ziele und Parameter festzulegen. Zweitens hatte das UN-Sekretariat, der Verwaltungsapparat der UNO, die Aufgabe, das alltägliche Management der Einsätze zu überwachen. Dafür war neben dem Büro des Generalsekretärs insbesondere die Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze verantwortlich. Drittens schließlich behielten die Truppen bereitstellenden Länder die Autorität über die von ihnen entsandten Einheiten und besaßen in der Praxis das letzte Kommando über sie.

				Deshalb stützte sich die Friedenssicherung auf ein oftmals uneiniges zwischenstaatliches Gremium in Gestalt des Sicherheitsrats als politischem Herrn, während für Logistik und Verwaltung eine UN-Abteilung mit unklarer Machtbefugnis verantwortlich war. Noch schlimmer war, dass die Einsätze vollkommen von einer Vielzahl von Truppen bereitstellenden Ländern abhingen, deren Einheiten die entscheidenden Befehle ausschließlich von ihren eigenen Regierungen entgegennahmen. Die Kommandokette war verwirrend, die Verantwortung für Entscheidungen aufgespalten, und zwischen den genannten drei Parteien bestand häufig keine Einigkeit.

				Bei der traditionellen Friedenssicherung während des Kalten Krieges hatte dies oftmals zu einer langsamen und chaotischen Entsendung der Truppen, zu Problemen bei ihrer Leitung und zu großen Schwierigkeiten bei ihrer Ausrüstung und Versorgung geführt. Aber die meisten dieser Probleme waren bei Feldeinsätzen in relativ stabilen Verhältnissen aufgetreten, bei denen es darum ging, klar definierte Grenzen zwischen kriegführenden Ländern zu überwachen, wie ich selbst es 1973 in Ägypten getan hatte. Die dem System der Friedensmissionen innewohnenden Schwächen traten bei solchen Einsätzen nie auf derart schwerwiegende Weise zutage, dass sie einen Reformimpuls ausgelöst hätten. Ungeachtet aller Mängel reichte das System völlig aus, um Friedenstruppen zu stationieren.

				Das neue Interesse an Bürgerkriegen änderte die Sache grundlegend. Aufgrund der größeren Komplexität und der Zahl der beteiligten Gruppen und Untergruppen, besonders aber aufgrund der unklaren Grenzen zwischen den Kriegführenden, die für gewöhnlich aus irregulären Einheiten bestehen, sind solche Kriege weit flexibler und instabiler als Kriege zwischen Staaten und neigen weit mehr als diese zu raschen Veränderungen. Unter dem neuen Ziel friedenssichernder Missionen in Bürgerkriegsgebieten weltweit wurden die Schwächen, Widersprüche und Spannungen der Grundstruktur der UN-Friedenssicherung wie nie zuvor auf die Probe gestellt.

				Verstärkt wurde dieses Problem durch den Managementstil, den Boutros-Ghali als Generalsekretär annahm. Insbesondere bemühte er sich, den Informationsfluss zum und vom Sicherheitsrat zu kontrollieren und einzuschränken. Fast alle für den Sicherheitsrat bestimmten Informationen gingen über seinen persönlichen Bevollmächtigten Chinmaya Gharekhan. Truppenkommandeuren wurde – ebenso wie der DPKO und deren Chef, dem Beigeordneten Generalsekretär – nur selten erlaubt, den Sicherheitsrat direkt ins Bild zu setzen. Ferner achtete Boutros-Ghali streng darauf, seine Kommunikation mit Vertretern und Führern der Mitgliedsstaaten sowie mit den Sonderbeauftragten des Generalsekretärs, die vor Ort die politische Seite der Friedensmissionen leiteten, persönlich unter Kontrolle zu behalten. Das hatte zur Folge, dass wir in der DPKO nie sicher sein konnten, wer was wusste und worauf man sich bei der konkreten Verwaltung und Leitung der Missionen geeinigt hatte. Unsere Abteilung war in eine UN-Kommandokette eingebunden, mit dem Generalsekretär und dem Sicherheitsrat über sich, während sie die Truppen bereitstellenden Staaten unterstützte, die ihrerseits das oberste Kommando über ihre Einheiten behielten.

				Den Managementproblemen bei der Friedenssicherung in jener Zeit lag der Opportunismus mancher Mitgliedsstaaten zugrunde. Sie hatten zum Instrument der Friedenssicherung gegriffen, um ihre humanitären Ziele voranzubringen, indem sie unter der Flagge der UNO Truppen stationierten, deren Einsatz von der DPKO gemanagt wurde. Dabei wälzten sie oft genug jede Verantwortung von sich ab. Kurzfristig konnten sie so das Verdienst beanspruchen, gegen eine humanitäre Krise vorgegangen zu sein; gleichzeitig vermieden sie es jedoch, sich mit der harten Realität jener Situationen zu befassen. Sie taten wenig, um ihre Bevölkerungen und Parlamente auf die Aufgaben – und Risiken – vorzubereiten, vor denen ihre Truppen stehen würden. In der DPKO war uns klar, dass die Missionen Gewaltanwendung erforderten, und wir bemühten uns, dies klarzustellen. Aber die UN-Friedenssicherung war allzu lange als eine Aufgabe wahrgenommen worden, die für die beteiligten Truppen in der Regel so gut wie kein Risiko mit sich brachte, und die Friedenstruppen wurden weiterhin mit dieser Vorstellung im Kopf entsandt. Unter dem Etikett der »Friedenssicherung« schickten Regierungen Truppen in Bürgerkriegsgebiete, in denen vollkommen andere Verhältnisse herrschten als bei der traditionellen Friedenssicherung.

				Somalia: Hunger und Bürgerkrieg

				»Wenn man eine Vase fallenlässt und sie in drei Stücke zerbricht, nimmt man die Stücke und setzt sie wieder zusammen. Aber was macht man, wenn sie in tausend Stücke zerbricht?« So beschrieb Mohamed Sahnoun, der UN-Sonderbeauftragte für Somalia, das Dilemma, in dem sich das Land 1992 befand. Es hatte nicht lange gedauert, bis Somalia zerfallen war. Nachdem im Januar 1991 Präsident Siad Barré gestürzt worden war, hatte ein Machtkampf begonnen, in dessen Verlauf sich die eng geknüpfte Struktur aus Klan- und Verwandtschaftsnetzen im Land auflöste. Bis zum November 1991 eskalierten die Feindseligkeiten und erreichten schließlich die Hauptstadt Mogadischu, wo ein Kampf zwischen den Anhängern des Interimspräsidenten Ali Mahdi Mohamed und des Vorsitzenden des United Somali Congress, General Mohamed Farrah Aidid, tobte. Von diesem Zeitpunkt an zerfiel die Autoritätsstruktur des Landes, während immer mehr bewaffnete Splittergruppen und Gangs in den Krieg eingriffen – oder vielmehr in eine lückenlose Reihe ständig wechselnder Minikriege, aus denen sich der größere Konflikt zusammensetzte – und dafür sorgten, dass er ganz Somalia erfasste.

				Humanitäre Organisationen der UNO waren seit März 1991, kurz nach Barrés Sturz, in Somalia tätig. Aber angesichts des sich ausbreitenden Konflikts und des mit ihm einhergehenden Zusammenbruchs der somalischen Gesellschaft reichte die UN-Präsenz nicht aus, um die schrecklichen Folgen für die Bevölkerung einzudämmen. Innerhalb weniger Monate verschwanden die Dienstleistungssysteme des Handels und der Lebensmittelverteilung. Mehr als die Hälfte der Bevölkerung, 4,5 Millionen Menschen, waren von schwerer Unterernährung bedroht, und die Zahl derjenigen, für die unmittelbare Lebensgefahr bestand, wurde auf 1,5 Millionen geschätzt.

				Die Bilder und Berichte, die 1992 in den Fernsehnachrichten gezeigt wurden, gehören zu den schlimmsten, die ich jemals gesehen habe. Ganz Somalia schien von ausgemergelten Körpern bedeckt zu sein – Männern, Frauen, Kindern –, von denen manche tot, andere kaum noch am Leben waren. Hunderttausende Somalis starben. Doch das Problem war, dass bloße Lebensmittellieferungen keine durchgreifende Wirkung hatten. Der Hunger war weder durch schlechtes Wetter noch durch ein unzureichendes System der Lebensmittelverteilung verursacht worden; in diesem Fall hätte er durch humanitäre Hilfe binnen kurzer Zeit gemildert werden können. Obwohl eine verheerende Dürre die ursprüngliche Lebensmittelknappheit verursacht hatte, war der Hunger von bewaffneten Männern geschaffen worden, die absichtlich die elementarsten Mittel für das Überleben ganzer Bevölkerungsgruppen vernichteten. Humanitäre Hilfe allein reichte nicht aus, um eine Hungersnot zu bekämpfen, die durch einen brutalen Bürgerkrieg verursacht worden war.

				Es wäre für jede Macht und ihre Truppen ungemein schwierig gewesen, einfach einzumarschieren und einen derart großen, komplizierten Bürgerkrieg zu beenden; zudem gab es keinen Präzedenzfall für eine solche Aktion. Gemäß der Kultur und Erfahrung der Vereinten Nationen waren Verhandlungen und ein Übereinkommen zwischen den Kriegsparteien die einzig mögliche Art, wie die UNO versuchen konnte, ein sicheres Umfeld für humanitäre Hilfe zu schaffen. Am 27. Dezember 1991 unternahm der scheidende Generalsekretär Javier Pérez de Cuéllar den ersten Versuch, eine politische Vereinbarung auszuhandeln und eine Einstellung der Feindseligkeiten zu erreichen, damit humanitäre Hilfslieferungen sicher zu den Hungernden gelangen konnten.

				Anfangs schien es so, als wäre der Versuch von Erfolg gekrönt. Am 3. März 1992 wurde in Mogadischu ein Waffenstillstand zwischen Präsident Mahdi und General Aidid erreicht. Ein Element der Vereinbarung sowie späterer Abmachungen war die UN-Operation in Somalia (UNOSOM), die der Sicherheitsrat im April beschloss. Es war ein friedenssichernder Einsatz von fünfzig unbewaffneten Beobachtern, die den Waffenstillstand in Mogadischu überwachen sollten, sowie weiterer Truppen, die Konvois mit Hilfsgütern in alle Landesteile begleiten sollten.

				Am 25. August 1992 erfuhren wir vom Roten Kreuz, dass in der südsomalischen Hafenstadt Kismayo elf seiner Mitarbeiter getötet worden waren. Dies war ein besonders schlimmer Fall unter einer Vielzahl von Angriffen, denen Helfer und Hilfslieferungen in den Tagen und Wochen zuvor ausgesetzt gewesen waren. Neun Tage zuvor, am 16. August, war ich in meinem Büro in der DPKO in New York mit der Nachricht begrüßt worden, dass in Mogadischu mit Lebensmitteln beladene Lastwagen von Bewaffneten und Plünderern aufgehalten worden waren. Wieder einmal war der Versuch von Mitarbeitern des Welternährungsprogramms der UNO, Lebensmittel aus dem Hafen der Hauptstadt in umliegende Orte zu bringen, mit Gewalt vereitelt worden. Aber das war noch nicht alles: Zur gleichen Zeit war in Kismayo eine Bande von Bewaffneten in den Hafen eingedrungen und hatte 250 Tonnen Lebensmittel gestohlen.

				Von humanitären Helfern in ländlichen Gebieten Somalias erhielten wir immer erschütterndere Berichte über die Lage der Bevölkerung und die Folgen der ausbleibenden Lebensmittelhilfe: In Baidoa, rund 250 Kilometer von Mogadischu entfernt, starben in den Ernährungszentren jeden Tag Kinder, obwohl diese Zentren bereits über einen Monat zuvor eingerichtet worden waren. Wie die Helfer uns berichteten, war die Straße zwischen Mogadischu und Baidoa inzwischen mit Leichen bedeckt.

				Während all dessen wurde auf erschreckende Weise klar, dass von politischer Versöhnung nicht die Rede sein konnte, der Frieden nicht einkehrte und die humanitäre Hilfe weiterhin durch Plünderungen bewaffneter Gangs unterbrochen und verhindert wurde. Die Realitäten vor Ort machten wiederholt deutlich, dass die Mittel der UN-Mission unzureichend waren. Ende August 1992 beschloss der Sicherheitsrat eine Reihe moderater Maßnahmen, um, wie von Boutros-Ghali vorgeschlagen, die Beobachtungs- und Begleitoperationen von UNOSOM auszuweiten.

				Doch solange in Somalia die Kampfhandlungen des sich ständig verändernden Bürgerkriegs anhielten, verschlechterte sich die humanitäre Lage in weiten Teilen des Landes trotz aller Hilfsanstrengungen weiter, und nach dem November 1992 beschleunigte sich diese Entwicklung zusehends. Im selben Maß, wie die Anstrengungen, Lebensmittel zu verteilen, und das Volumen der Hilfslieferungen zunahmen, intensivierten sich auch die Störaktionen. Nicht mehr nur Banden, sondern ganze Bevölkerungsteile blockierten jetzt offen die Lebensmittelverteilung. Deshalb erreichte nur ein Bruchteil der riesigen Menge an Hilfsgütern, die in das Land geliefert wurden, die hungernden Menschen.

				In der DPKO bestand unsere größte Sorge deshalb darin, dass die Lebensmittel die Menschen tatsächlich erreichten. Das bedeutete, dass mehr Truppen für die Sicherung der Lebensmittelverteilung abgestellt werden mussten. Die Lage war auf eklatante Weise empörend: Obwohl die Lebensmittellager in den somalischen Häfen voll waren, starben jeden Tag schätzungsweise 3000 Somalis, und 300 000 waren bereits tot. Diese Situation ließ uns alle, wie ich damals sagte, jeden Tag ein Stück kleiner werden. Es war unübersehbar, dass ein nachdrücklicheres und stärker zweckgerichtetes Vorgehen nötig war. Unserer Ansicht nach waren die Fähigkeit und das Mandat zur Gewaltanwendung erforderlich, wenn wir die riesigen Lebensmittelmengen aus den Häfen und von den Flugplätzen zu den Hungernden bringen wollten. Auf eine Anfrage des Sicherheitsrats, wie eine ununterbrochene Verteilung humanitärer Güter erreicht werden könne, empfahl Boutros-Ghali am 29. November 1992 als einzig mögliche Option, gemäß Kapitel VII der UN-Charta den Einsatz von Gewalt zu billigen.

				Daraufhin verabschiedete der Sicherheitsrat am 3. Dezember 1992 einstimmig die Resolution 794, die das Mandat für den Einsatz von Gewalt erteilte – einschließlich, gemäß Kapitel VII der UN-Charta, der Entsendung einer neuen UN-Truppe unter gemeinsamer Führung –, »um so bald wie möglich ein sicheres Umfeld für die humanitären Hilfsmaßnahmen in Somalia zu schaffen«. Dabei wurde stillschweigend vorausgesetzt, dass die Vereinigten Staaten die Führung bei der Aufstellung dieser neuen Militärmacht übernehmen würden. Am nächsten Tag, dem 4. Dezember, billigte der scheidende US-Präsident George H. W. Bush die Operation »Restore Hope«, wobei er erklärte, nur die Vereinigten Staaten hätten »die globale Reichweite, um eine große Sicherheitstruppe rasch und effizient an einem derart fernen Ort einsetzen und dadurch Tausenden von Unschuldigen das Leben retten zu können«. Am 9. Dezember landete die Vorhut einer amerikanischen Truppe von 28 000 Mann, die zu den erfahrensten Soldaten der Welt gehörten, in Somalia; zu ihnen stießen 17 000 Soldaten aus anderen Ländern. Der Sicherheitsrat und die Truppen bereitstellenden Länder erwarteten, dass ihre Maßnahme die Situation in dem Land stabilisieren würde. Dessen waren sie sich so gewiss, dass der Sicherheitsrat betonte, die Operation werde nur von kurzer Dauer sein, um »den Weg für die Wiederaufnahme von friedenschaffenden und friedenssichernden Maßnahmen zu ebnen«.

				Trotz der massiven Intervention kam man einer Situation, die so etwas wie friedenschaffenden Maßnahmen ähnelte, jedoch nicht näher. Sobald die humanitären Hilfsgüter unter dem Schutz der von den USA geführten Einsatztruppe in die wichtigsten Hilfsgebiete in Somalia geliefert worden waren, endete deren Mission. Die Verantwortung für die Lage im Land wurde im März 1993 einer neuen UN-Operation übertragen, UNOSOM II – im selben Monat, in dem ich Marrack Goulding als Chef der DPKO ablöste und in den Rang eines Beigeordneten Generalsekretärs aufstieg.

				Die von den USA geführte Einsatztruppe war sehr erfolgreich darin, die Bevölkerungszentren in einem großen Teil Somalias zu schützen und die Lieferung von Hilfsgütern in vierzig Prozent des Landes zu gewährleisten. Danach gingen die Kämpfe jedoch weiter. Deshalb empfahl Boutros-Ghali dem Sicherheitsrat, UNOSOM II ein Mandat gemäß Kapitel VII der UN-Charta zu erteilen, so dass man bei der Entwaffnung der Kriegsparteien und der Wiederherstellung von Recht und Ordnung wie bei der Operation »Restore Hope« Gewalt anwenden konnte. Das Ergebnis war die Sicherheitsratsresolution 814 vom 26. März 1993, die US-Botschafterin Madeleine Albright als »beispielloses Unterfangen« bezeichnete, »das auf nicht weniger abzielt als die Wiederherstellung eines ganzen Landes als stolzes, funktionierendes und lebensfähiges Mitglied der Staatengemeinschaft«. Das Problem war jedoch, dass man zwar die Ziele der Mission erheblich ausweitete, unterdessen UNOSOM II aber de facto die Mittel für deren Durchsetzung genommen wurden, da ein großer Teil der amerikanischen Einheiten das Land verließ. Danach war die UN-Truppe nicht nur kleiner und wesentlich schlechter ausgerüstet, sondern litt auch unter einer stark fragmentierten Befehlsstruktur. Bis zum März 1993 waren rund 40 000 internationale Soldaten in Somalia stationiert gewesen, überwiegend Amerikaner. UNOSOM II wurde zwar immer noch von US-Truppen unterstützt, bestand aber vor allem aus türkischen, malaysischen, pakistanischen und anderen Einheiten mit insgesamt nie mehr als 20 000 Soldaten. Wenn die Mission erfolgreich sein sollte, waren rasche Fortschritte bei der Aussöhnung der Bürgerkriegsparteien und der Abschluss eines Friedensabkommens erforderlich. Sofern das nicht geschah, würde UNOSOM II nicht stark genug sein, die Ziele der Mission mit Gewalt durchzusetzen.

				Und genau dieser Fall trat ein. Der Bürgerkrieg ging weiter, insbesondere mit Kämpfen im Süden von Mogadischu. Mit ihren begrenzten Mitteln konnte UNOSOM II kaum etwas dagegen tun. Darüber hinaus wurde die UN-Truppe durch die Versuche, die somalischen Kämpfer zu entwaffnen, direkt in den Konflikt hineingezogen. Unter den Bedingungen des fortdauernden Bürgerkrieges musste jede zur Entwaffnung vorgesehene Gruppe gegenüber ihren Gegnern automatisch ins Hintertreffen geraten. Kein somalischer Warlord würde eine Entwaffnung widerstandslos hinnehmen. Nach einer ganzen Reihe von Angriffen auf UNOSOM-II-Truppen wurden am 5. Juni 1993 25 pakistanische Friedenssoldaten getötet und über fünfzig verwundet. Die Schuld daran gab man General Aidid; die Reaktion des Sicherheitsrats bestand deshalb – insbesondere auf Drängen der Vereinigten Staaten – darin, sich auf die Festnahme Aidids zu konzentrieren, den man jetzt als größte Bedrohung für die Mission betrachtete.

				Das lenkte von wichtigen strategischen Fragen ab. Nach meiner Ansicht wäre es besser gewesen, die Truppe insgesamt zu stärken, anstatt ihre begrenzten Ressourcen für die Jagd auf einen einzelnen Mann in Mogadischu zu verwenden. Auch Sahnoun hatte sich dafür ausgesprochen, das Augenmerk nicht auf die Warlords zu legen – deren Macht dadurch nur vergrößert wurde –, sondern sich auf lokale Führer außerhalb Mogadischus zu stützen. Wenn man den Aufbau somalischer Strukturen und die Versöhnung fördern wollte, waren, laut Sahnoun, Führer mit wirklicher Legitimation in ihren Gemeinden wesentlich wichtiger als Männer, die lediglich über die meisten Gewehre in Mogadischu verfügten. Doch die Fixierung auf Aidid ließ der Beschäftigung mit Alternativen keinen Raum.

				UNOSOM II wurde von Boutros-Ghali zum großen Teil auf seine übliche geheimnistuerische Weise geführt. Durch persönliche Verhandlungen mit den Ländern, die Truppen bereitstellten, schloss er die meisten UN-Mitarbeiter, einschließlich der DPKO, von vielen Entscheidungen aus. Als wichtigster Aspekt, den Boutros-Ghali sich selbst vorbehielt, galt die Aufstellung einer amerikanischen Spezialeinheit für die Jagd auf Aidid. Die aus Soldaten der Spezialeinheiten von Armee, Luftwaffe und Marine der USA zusammengesetzte Truppe, deren Kommandokette vollständig von der UN-Mission getrennt war, traf Ende August 1993 in Somalia ein. In der DPKO erfuhren wir aber erst von ihrer Existenz, als sich am 3. Oktober die Nachricht von einem katastrophal gescheiterten Versuch, den somalischen Warlord gefangen zu nehmen, verbreitete. Boutros-Ghalis harte Haltung in Bezug auf das Vorgehen in Somalia war mit der neuen amerikanischen Fixierung auf die Gefangennahme Aidids zusammengekommen. Zwei Hubschrauber waren abgeschossen, 18 US-Soldaten getötet und viele weitere verwundet worden. Diese Soldaten saßen in verschiedenen Teilen der Stadt in der Falle und wurden erst von UN-Friedenstruppen, die wie wir keine Ahnung von der bevorstehenden Operation gehabt hatten, aus den Klauen eines Mobs bewaffneter Somalis befreit. Furchtbare Bilder von toten US-Soldaten, die nackt durch die Straßen von Mogadischu geschleift wurden, gingen um die Welt.

				Für eine humanitäre Mission war dies ein verheerendes Ereignis. Die amerikanische Öffentlichkeit war schockiert. Dass amerikanische und andere UN-Soldaten im Rahmen von UNOSOM II seit mehreren Monaten in Mogadischu in nicht unbedeutende Kämpfe verwickelt gewesen waren, spielte keine Rolle; man hatte es als »Friedenssicherung« verstanden und war daher auf Todesopfer nicht vorbereitet. Politiker, die die Intervention abgelehnt hatten, forderten jetzt umso lauter die Beendigung der amerikanischen Beteiligung. Washington gab umgehend den amerikanischen Rückzug aus Somalia bekannt. Damit war UNOSOM II am Ende, denn die Operation verlor die am besten ausgebildeten und ausgerüsteten Truppen. Die anderen Länder, die Truppen gestellt hatten, gerieten dadurch in eine noch exponiertere Position und schlossen sich bald darauf dem amerikanischen Schritt an. Binnen weniger Monate brach die UN-Mission in Somalia in sich zusammen. Damit endete das größte jemals unternommene Experiment der Friedenserzwingung im Rahmen einer rein humanitär begründeten Mission. Nachdem man das Land mit dem Ziel der Friedenssicherung betreten hatte und dort von Schüssen empfangen worden war, war das Pendel rasch und nachhaltig zur Option des Rückzugs geschwungen – einschließlich der Beendigung der Hilfe, die man dem somalischen Volk voller Stolz angeboten hatte.

				Die Welt gab Somalia auf und überließ das Land ungeahnten Formen von zivilem Chaos und menschlichem Leid. Fortan wurde Somalia von den westlichen Ländern ignoriert – bis Jahre später vermehrt internationale Terroristen dort auftauchten und gut organisierte Piraten in großer Zahl auf hoher See eine der Lebensadern des Welthandels bedrohten. 1993 hatte jedoch die Weltgemeinschaft die Idee des »aufgeklärten Eigeninteresses« bei internationalen humanitären Einsätzen noch nicht für sich entdeckt.

				Das Scheitern des Kommandounternehmens vom 3. Oktober hatte das dysfunktionale Wesen des Friedenssicherungssystems sichtbar gemacht. Es führte indes nicht dazu, dass die UN-Mitgliedsstaaten eine sorgfältige Neubewertung des Instruments der Friedenssicherung vornahmen. Vielmehr reagierten sie mit Kurzschlusshandlungen: US-Präsident Bill Clinton verkündete, man werde das Leben von US-Soldaten nie wieder in einer UN-Friedensmission aufs Spiel setzen. Infolge des somalischen Debakels ließen sich die Staaten, die Truppen bereitstellten, noch stärker als bisher von der instinktiven Abneigung gegen Risiken leiten. Dennoch wurden weiterhin friedenssichernde Einsätze in komplexen und sich rasch verändernden Bürgerkriegsgebieten unternommen.

				Dies verstärkte die Dysfunktionalität der Friedenssicherung nur noch mehr. Eine im September 1993 in Gang gesetzte friedenssichernde Mission in Haiti wurde abgebrochen, nachdem am 11. Oktober ein US-Kriegsschiff mit amerikanischen und kanadischen Truppen an Bord angesichts krimineller Banden am Ufer abgedreht war, obwohl diese nur leicht bewaffnet waren. Die negative Einstellung zur Friedenssicherung floss nach dem 3. Oktober 1993 auch in die Verhandlungen über andere friedenssichernde Missionen ein und führte im Sicherheitsrat zur wütenden Ablehnung jeglichen Mandats oder Einsatzes, sobald ein solcher die Anwendung von Gewalt erfordern könnte. Fatalerweise war die erste Operation, die in jenem Klima beschlossen wurde, der Einsatz in Ruanda.

				Ruanda: im Schatten Somalias

				Verschlüsseltes Telegramm, 11. Januar 1994
An: Maurice Baril, DPKO, UN, New York
Von: Romeo Dallaire, Befehlshaber der Einsatzkräfte, 
UNAMIR, Kigali, Ruanda
Betrifft: Ersuchen um Informantenschutz

				Befehlshaber wurde durch sehr, sehr wichtigen Regierungspolitiker mit Informanten in Kontakt gebracht. Informant ist hochrangiger Ausbilder im Kader der Interahamwe, der bewaffneten Miliz der MRND [der regierenden Hutu-Partei]. Er teilte uns mit, dass er die Demonstrationen vom letzten Sonnabend geleitet hat … Man wollte das RPF-Bataillon [die Einheit der Rebellenarmee, die gemäß dem Friedensvertrag in Kigali stationiert war] dazu provozieren, mit den Demonstranten zu kämpfen (auf sie zu schießen) und einen Bürgerkrieg auszulösen. Abgeordnete sollten beim Betreten oder Verlassen des Parlaments ermordet werden. Belgische Truppen [der Kern der Friedenstruppe] sollten provoziert werden, und wenn die belgischen Soldaten mit Gewalt reagierten, sollten mehrere von ihnen getötet werden, um den Rückzug der Belgier aus Ruanda zu erreichen … Seit dem UNAMIR-Mandat ist er [der Informant] beauftragt worden, alle Tutsi in Kigali zu registrieren. Er vermutet, dass es um ihre Vernichtung geht. Als Beispiel erklärte er, dass seine Leute in 20 Minuten bis zu 1000 Tutsi töten könnten. Informant beteuert, gegen die Vernichtung der Tutsi zu sein … Informant ist bereit, Ort eines großen Waffenlagers mit mindestens 135 Waffen zu nennen … Er war bereit, heute Nacht zu dem Waffenversteck zu gehen … Wir beabsichtigen, innerhalb der nächsten 36 Stunden in Aktion zu treten … Aufklärung des Waffenlagers und detaillierte Planung der Aushebung werden morgen Nachmittag erfolgen. Möglichkeit einer Falle nicht ganz ausgeschlossen … Peux-ce que veux. Allons-y! [Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg. Packen wir’s an!]

				Im Januar 1994 mühte sich die DPKO damit ab, 17 friedenssichernde Einsätze in aller Welt mit 80 000 Soldaten aus über sechzig Truppen bereitstellenden Staaten zu koordinieren, und dies mit einem Mitarbeiterstab in New York, der kaum aufgestockt worden war. In dieser schwindelerregenden Situation, im Schatten Somalias, erhielten wir die zitierte dringliche und zutiefst verstörende Nachricht des Befehlshabers unserer friedenssichernden Truppen in Ruanda.

				Drei Monate später wurden in Ruanda innerhalb von hundert Tagen schätzungsweise 800 000 Menschen getötet. Unsere Antwort auf General Dallaires Telegramm stand in krassem Gegensatz zum Tonfall seiner abschließenden französischen Worte: »Allons-y!« Wir warnten ihn vor dem offensiven Vorhaben, das Waffenlager auszuheben. Dies sei vom Sicherheitsrat nicht genehmigt und von seinem Mandat nicht gedeckt, erklärten wir. Stattdessen solle er die Information anderen einflussreichen Parteien vor Ort als Warnung zukommen lassen, einschließlich der drei Länder mit dem größten Einfluss in Ruanda. Er solle die diplomatischen Vertretungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und Belgiens aufsuchen und darüber hinaus an den Präsidenten von Ruanda herantreten. Wir hielten dies für das Beste, was wir tun konnten – und sogar für die einzige Option.

				Angesichts der nachfolgenden Ereignisse stellt sich die Frage, wie wir zu dieser Einschätzung gelangen konnten. Die Antwort darauf legt den Kern dessen bloß, was damals bei der UN-Friedenssicherung schieflief.

				Ruanda hatte seit langem unter einem ethnischen Machtkampf zwischen der Minderheit der Tutsi (die vor der Unabhängigkeit eine privilegierte Stellung in der Kolonialverwaltung eingenommen hatten) und der Mehrheit der Hutu gelitten. Die frühere Dominanz der Tutsi war Anfang der sechziger Jahre im Zuge einer gewalttätigen Auseinandersetzung in der Phase der Entkolonialisierung von der belgischen Herrschaft gebrochen worden. Seither hatten viele eine Wiederkehr der Hegemonie der Tutsi über die Hutu gefürchtet. Am 1. Oktober 1990 unternahm die von Tutsi dominierte Ruandische Patriotische Front (RPF) aus dem benachbarten Uganda einen Angriff auf die von Hutu geführte Regierung Ruandas. Für die Hutu-Regierung beschwor der Angriff die Gefahr der Wiedererrichtung der Dominanz der Tutsi in Ruanda herauf.

				Die RPF erwies sich als ernstzunehmende Rebellengruppe. Es gelang ihr, sich im Norden Ruandas festzusetzen und ihre Position so weit auszubauen, dass sie in den folgenden Monaten und Jahren sogar mehrfach die Hauptstadt Kigali bedrohte. Die ruandische Regierung unter Präsident Juvenal Habyarimana hatte jedoch Frankreich auf ihrer Seite, und französische Fallschirmspringer sicherten zusammen mit Truppen aus Zaire und Belgien mehrmals Schlüsselstellungen in Kigali, um ruandische Truppen für die zunehmend ins Stocken geratene Kampagne gegen die RPF freizusetzen. Am 8. Februar 1993 begann die RPF eine ihrer größten Offensiven, in deren Verlauf sie sich Kigali bis auf 25 Kilometer näherte. Frankreich intervenierte, indem es sechshundert zusätzliche Fallschirmspringer entsandte, um die Verteidigung der Regierung in Kigali zu unterstützen. Das trug dazu bei, dass der Vormarsch der RPF aufgehalten werden konnte, und auf Druck Frankreichs, Belgiens und der Vereinigten Staaten trat die RPF in Verhandlungen über eine friedliche Lösung des Konflikts ein.

				Das Ergebnis war ein Friedensschluss, das im August 1993 unterzeichnete Arusha-Abkommen. Es legte eine Aufteilung der Macht, eine beide Seiten repräsentierende Regierung und eine aus Regierungs- und RPF-Einheiten gebildete gemeinsame Armee fest. Außerdem enthielt das Abkommen eine Bestimmung, nach der eine neutrale internationale Truppe in Ruanda stationiert werden sollte, um die Einhaltung des Vertrags zu überwachen. Diese Bestimmung war vor allem auf Druck Frankreichs in das Abkommen aufgenommen worden. Frankreich wollte sicherstellen, dass sein Verbündeter, das Habyarimana-Regime, trotz der Vereinbarung der Machtteilung überlebte, und hatte deshalb seit Beginn der Arusha-Verhandlungen darauf gedrängt, zur Überwachung der Friedensvereinbarung eine UN-Truppe in Ruanda zu stationieren.

				Abgesehen von Frankreich hatte anfangs keines der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats wirklich Interesse an einem neuen friedenssichernden Einsatz in einem derart fernen und für viele obskuren Land wie Ruanda, zumal sie mit anderen komplizierten und höchst problematischen großen Missionen, etwa in Somalia und Bosnien, beschäftigt waren. Aber Frankreich ging einen Handel ein, nach dem es im Gegenzug für seine Zustimmung zu Missionen in Haiti und Georgien, die von den USA und Russland gewollt wurden, Unterstützung für einen Einsatz in Ruanda erhielt. Das Ergebnis war die am 5. Oktober 1993 verabschiedete Resolution 872, durch die die Hilfsmission der Vereinten Nationen für Ruanda (UNAMIR) beschlossen wurde.

				Von größter Bedeutung für das Verständnis der Resolution ist der Kontext der damals vorherrschenden Ablehnung jeglicher robuster, das heißt militärisch unterstützter, friedenssichernder Einsätze, vor allem und besonders nachdrücklich von Seiten der Vereinigten Staaten. Die Abstimmung über UNAMIR fand nur wenige Tage nach dem Debakel in Mogadischu statt, nach dem die USA und andere Staaten friedenssichernde Einsätze, bei denen es möglicherweise zur Gewaltanwendung und entsprechenden Komplikationen und Verlusten kommen konnte, hartnäckig ablehnten. Darüber hinaus stand in der amerikanischen Innenpolitik die Verringerung der Kosten aller friedenssichernden Missionen auf der Tagesordnung. Nach Ansicht vieler Kongressabgeordneter waren sie überhöht und verschlangen zu viele amerikanische Steuergelder.

				Deshalb traten die Vereinigten Staaten anfangs für eine winzige Friedenstruppe von nur hundert Beobachtern in Ruanda ein, was wesentlich preiswerter war als die Abstellung von 8000 Soldaten. Diese Anzahl hatte eine im August entsandte UN-Erkundungsmission als optimale Größenordnung empfohlen. Als Minimum, mit dem das Arusha-Abkommen durchzusetzen sei, hatte sie 5000 Mann genannt. Am Ende wurde ein Mandat für eine Truppe von 2500 Mann erteilt. Das Ergebnis des Sturmangriffs in Mogadischu hatte in den Vereinigten Staaten einen wütenden Aufschrei gegen die UNO ausgelöst. Die Regierung Clinton gab ihr die Schuld an dem Debakel, wobei sie fälschlicherweise behauptete, das UN-Sekretariat hätte das Kommando über die US-Truppen gehabt und sei daher für den Fehlschlag vom 3. Oktober 1993 verantwortlich. Angesichts der Tatsache, dass wir gar nicht wussten, dass ein solcher Angriff mit dem Ziel, Aidid gefangen zu nehmen, geplant war, und noch nicht einmal über die Anwesenheit amerikanischer Spezialeinheiten in dem Land informiert waren, war dieser Vorwurf für uns in der DPKO schwer zu schlucken. Infolgedessen herrschte zum Zeitpunkt des UNAMIR-Beschlusses und in den Wochen danach das Gefühl vor, dass die künftige UN-Friedenssicherung am seidenen Faden hing.

				Dieses Gefühl war nicht zuletzt darin begründet, dass der US-Kongress im Etat für 1994 einen vorgeschlagenen Notfallfonds für die Friedenssicherung, der in entsprechenden Fällen die rasche Aufstellung von Friedenstruppen ermöglichen sollte, gestrichen hatte. Anscheinend wollten sich die Vereinigten Staaten ganz aus der Friedenssicherung zurückziehen. Da sie der UNO zudem rund 900 Millionen US-Dollar an Beiträgen zum regulären Haushalt und zu ihren Ausgaben für die Friedenssicherung schuldeten – deren Zahlung der US-Kongress nicht billigen wollte, obwohl die USA als UN-Mitgliedsstaat zur Zahlung verpflichtet waren –, gewann man den Eindruck, als stünden die UN-Friedenssicherung und deren segensreicher Nutzen für Frieden und Sicherheit in der Welt insgesamt auf dem Spiel. Manche befürchteten sogar, dass sie völlig eingestellt werden könnte.

				Nach unserer damaligen Analyse schien UNAMIR keines der Risiken zu bergen, die in Somalia und bei den anhaltenden Problemen in Bosnien aufgetreten waren. Ein dreijähriger Bürgerkrieg war zu Ende gegangen, und die Parteien hatten sich auf ein Friedensabkommen geeinigt. Im Gegensatz zu umstrittenen Einsätzen in jüngster Zeit wurde die Friedenstruppe nicht in ein Gebiet entsandt, in dem es gar keinen Frieden zu sichern gab. Der Einsatz war Teil des Arusha-Abkommens, die Truppe würde also mit der vollen Zustimmung der Konfliktparteien im Land stehen. Darüber hinaus war es eine Mission gemäß Kapitel VI der UN-Charta, ohne jede Ermächtigung zur oder Agenda der Friedenserzwingung. Schließlich wurde sie unter der expliziten Bedingung in Gang gesetzt, dass ihre Durchführung und Fortdauer von der Einhaltung des Arusha-Abkommens durch die RPF und die Regierung Habyarimana abhingen. Jeder Vertragsbruch hätte die Beendigung des Einsatzes zu Folge. Durch diese Klausel sollte die Mission vor jeglicher schmutzigen Verwicklung in einen Bürgerkrieg, wie sie in Somalia und Bosnien mit den bekannten problematischen Folgen geschehen war, geschützt werden.

				Wir waren uns der Geschichte ethnischer Gewalt in Ruanda bewusst, ebenso der Tatsache, dass im benachbarten Burundi große ethnische Mordaktionen stattgefunden hatten. Aber dies weckte bei uns nicht die ernsthafte Sorge, dass es in Ruanda zum Zusammenbruch kommen könnte. Anders als in Burundi hatten die Konfliktparteien der Vereinbarung zugestimmt, dass die UNO die ausgehandelten Friedensvereinbarungen schützen sollte. Aus der Sicht herkömmlicher friedenssichernder Missionen schien der Einsatz in Ruanda wesentlich weniger gefährlich zu sein als andere damalige Missionen. 

				Wir standen mit unserem Optimismus nicht allein da. Die internationale Entwicklungsarbeit hatte sich seit Jahren in Ruanda engagiert, und bis zum Ende, bis März 1994, wurde Ruanda in Berichten führender Entwicklungshilfeorganisationen geradezu als Musterland beschrieben. Doch die Weltgemeinschaft hatte nur eine vage Vorstellung von der Gesellschaft und Geschichte des Landes und von den Kräften, die dort am Werk waren. Wie ein CIA-Mitarbeiter später zugab, hatte seine erste Aufgabe, als er 1990 in Ruanda stationiert worden war, darin bestanden, das Land auf der Weltkarte ausfindig zu machen. Auch wir in der DPKO besaßen keine eigenen, fundierten Erfahrungen in dem Land. Der Sicherheitsrat hatte uns über ein Dutzend Einsätze in aller Welt anvertraut, die wir mit unserem winzigen Mitarbeiterstab zu managen hatten. Ein nur begrenztes Wissen über die Länder, in denen die Einsätze durchgeführt wurden, war zu einer unvermeidlichen Bedingung unserer Arbeit geworden.

				Trotz des begrenzten Mandats, das lediglich traditionelle Friedenssicherung und die Überwachung des Waffenstillstands vorsah, hatte UNAMIR einen schlechten Start. Ende Dezember 1993 waren die Kräfte der Truppe völlig unzureichend. In einem UNAMIR-Bericht vom 30. Dezember wurden ernste Mängel aufgezählt. So war kein Land bereit gewesen, ein geschlossenes, 800 Mann starkes Infanteriebataillon zur Verfügung zu stellen, das für die Sicherung des Gebiets von Kigali nötig gewesen wäre. Deshalb musste man sich mit zwei kleineren Bataillonen behelfen, einem belgischen mit 398 Mann und einem aus Bangladesch, das angeblich aus 370 Mann bestand, von denen jedoch nur 266 eingetroffen waren. Darüber hinaus waren weder gepanzerte Mannschaftsfahrzeuge noch Hubschrauber vorhanden, so dass, wie der Bericht feststellte, sowohl deren »Abschreckungsfähigkeit« als auch »eine mobile Reserve für Kigali und die entmilitarisierte Zone« fehlten, »die im Bericht des Generalsekretärs als entscheidendes Erfordernis vorgesehen waren«. Ein weiterer Punkt in der umfangreichen Mängelliste betraf die Tatsache, dass Techniker und Logistiker wegen der großen Personalknappheit als Infanteristen eingesetzt werden mussten.

				Eigentlich hätte UNAMIR über 22 gepanzerte Mannschaftsfahrzeuge und acht Hubschrauber verfügen sollen, um flexibel reagieren zu können. Aber kein Land war bereit, Hubschrauber abzustellen, und schließlich erhielt die Truppe auch nur acht gepanzerte Mannschaftsfahrzeuge, die von der UN-Mission in Mosambik abgezweigt wurden. Als diese eintrafen, befanden sie sich in sehr schlechtem Zustand, und nur fünf waren einsatzbereit; von denen wiederum blieben einige häufig liegen und mussten dann von den verbleibenden gepanzerten Mannschaftswagen abgeschleppt werden. Somit war die demütigende Schwäche der UN-Friedenstruppe in Kigali für die ruandische Regierung nur allzu offensichtlich. Jahre später erzählte mir Paul Kagame, der Präsident Ruandas und Vorsitzende der RPF, ihm sei damals klar gewesen, dass Dallaire nicht die notwendigen Mittel besessen habe, um seine Mission zu erfüllen. Er habe nicht einmal darauf vertraut, dass der General ihn bei offiziellen Besuchen im Feldhauptquartier der UN-Truppe zu schützen vermochte.

				In diesem Kontext erhielten wir am 11. Januar 1994, weniger als zwei Wochen nach dem niederschmetternden UNAMIR-Bericht über die militärischen Mängel der UN-Truppe, das Telegramm von Dallaire, in dem er uns die angespannte Lage vor Ort schilderte und die Aushebung des Waffenlagers ankündigte. Mein Stellvertreter Iqbal Riza, der das Telegramm erhalten hatte, sandte unsere Antwort gemäß der üblichen Kommunikationskette an den Sonderbeauftragten des Generalsekretärs in Ruanda, Jacques-Roger Booh-Booh. Darin stand, dass wir der geplanten Aktion nicht zustimmten und alle entsprechenden Planungen abzubrechen seien. Notwendig sei vor allem, »keinen Kurs einzuschlagen, der zur Gewaltanwendung und zu unvorhergesehenen Rückwirkungen führen kann«.

				Angesichts der damaligen prekären Situation der UN-Friedenssicherung bestand unsere größte Befürchtung darin, dass ein Einsatz erneut in einer militärischen Katastrophe mit einer großen Zahl von Todesopfern enden könnte. In dem von Dallaire angekündigten Vorgehen entdeckten wir alle Voraussetzungen für eine Katastrophe, wie sie drei Monate zuvor die Aktion zur Gefangennahme Aidids ereilt hatte – nur mit einer zigmal kleineren Truppe, die zudem von jeder Möglichkeit, Verstärkungen zu erhalten, abgeschnitten war. Aus Dallaires Plan konnte sich leicht ein Szenario entwickeln, das für die Friedenstruppe womöglich noch verheerender gewesen wäre als die Ereignisse in Somalia. In einem weit abgelegenen Land, eingekesselt von zwei Armeen mit Zehntausenden von potentiell feindseligen, gut bewaffneten Soldaten und ohne einen Notfallplan für Unterstützung durch zusätzliche, robuste Kampftruppen oder eine eigene Reserve würde die UNAMIR-Truppe durch ein Vorgehen, wie es Dallaire vorschlug, meiner Ansicht nach eine Konfrontation heraufbeschwören, mit der sie nicht fertigwerden konnte. Das Ergebnis wäre gewesen, dass sich nicht nur einige Dutzend Friedenssoldaten, wie in Somalia, sondern Hunderte, vielleicht sogar die gesamte Truppe von 2165 Mann in Lebensgefahr befunden hätten.

				Darüber hinaus drängte es in dem Klima, das nach Somalia in der Weltgemeinschaft herrschte, niemanden – und ganz gewiss nicht die Vereinigten Staaten – danach, auch nur das kleinste Risiko einzugehen und das Leben von Friedenssoldaten aufs Spiel zu setzen. Schon ein kleines Scharmützel mit geringen Verlusten hätte den Sicherheitsrat veranlasst, den Rückzug anzuordnen, und das Ende einer weiteren Friedensmission bedeutet, wenn nicht sogar des gesamten Friedensprozesses.

				Mit den Informationen, die wir hatten, war es unmöglich, die Aushebung des Waffenlagers zuzulassen. Später, im April, wurden zehn belgische Soldaten gefangen genommen, wie von Dallaires Informant vorausgesagt. Der General saß zu jenem Zeitpunkt im Auto und befand sich auf dem Weg zu einem Treffen mit Vertretern der Regierungstruppen. Als er an der Kigali-Garnison vorbeikam, sah er zwei der belgischen Friedenssoldaten, die dort offenbar gefangen gehalten wurden. Erst kurz darauf erfuhr er von ihrer Entführung und davon, dass sie misshandelt wurden. Ihm war, wie er sich später erinnerte, sofort klar, dass er nichts tun konnte, um sie zu retten, außer in Verhandlungen einzutreten. »Bereits in diesem Moment sagte ich mir: ›Ich kann die Jungs dort nicht herausbekommen. Ich habe einfach nicht die Mittel dafür‹«, erklärte er im Rückblick. Aufgrund des Risikos für seine anderen Soldaten hielt er einen militärischen Befreiungsversuch für unverantwortlich.

				Diese übergeordnete Überlegung hatte auch unsere Reaktion auf seine Anfrage vom 11. Januar bestimmt. Überdies warnte sein Telegramm vor einer möglichen Falle. Aber diese Möglichkeit hätten wir auch ohne seine Warnung ins Kalkül gezogen. Es gab immer Gruppen, die ein Interesse daran hatten, Friedenstruppen zu manipulieren. Die Verbreitung falscher Informationen war bei Missionen in Konfliktgebieten durchaus an der Tagesordnung. Der Arusha-Friedensprozess stellte einen heiklen Ausgleich dar, und die von Dallaire übermittelten Informationen kamen wie aus heiterem Himmel von einer einzigen Quelle. Es war durchaus denkbar, dass sie von Elementen auf beiden Seiten des Konflikts genau deshalb in Umlauf gesetzt worden waren, um eine offensive Reaktion wie die von Dallaire angekündigte zu provozieren und damit den Krieg von neuem zu entfachen.

				Im Übrigen hätte der Plan, das Waffenlager auszuheben, wenn wir ihm zugestimmt hätten, dem Generalsekretär und dem Sicherheitsrat zur Billigung vorgelegt werden müssen. Sämtliche Mitteilungen von Truppenkommandeuren wurden automatisch kopiert und an über ein Dutzend Leute in der DPKO und im Generalsekretariat verteilt. Aufgrund seines Inhalts sorgte Dallaires Telegramm selbstverständlich in beiden Dienststellen für Aufregung, aber über die Antwort war man sich einig. Der Grund dafür war allen klar: Im Sicherheitsrat bestand nicht die geringste Neigung, auch nur in Erwägung zu ziehen, dass bei einer friedenssichernden Mission Gewalt angewendet werden könnte. Das war uns in den Wochen und Monaten zuvor immer wieder vor Augen geführt worden.

				Im Sicherheitsrat herrschte eine düstere Atmosphäre, und Initiativen des Sekretariats, dem die Vereinigten Staaten öffentlich die Schuld am jüngsten Fehlschlag in Somalia gaben, nahm er bestenfalls skeptisch auf. Empfehlungen, die der Haltung des Sicherheitsrats widersprachen, wurden mit einer Mischung aus Hohn und Verärgerung aufgenommen. Einmal, zum Beispiel, begleitete mich Maurice Baril, der leitende Militärberater der DPKO, bei einer der seltenen Gelegenheiten, bei denen jemand anders als Gharekhan mit dem Sicherheitsrat zusammentraf, um dem Rat eine militärische Analyse des Plans, in Bosnien »sichere Gebiete« einzurichten, vorzutragen. Unter den aktuellen Umständen, erklärte Baril, sei ein solches Vorhaben mit ernsten Mängeln behaftet. Er habe sich gefühlt, sagte er mir hinterher, als würden US-Botschafterin Albright und der britische Botschafter David Hannay ihm »bei lebendigem Leib die Haut abziehen«, weil er anzudeuten gewagt hatte, er wisse besser als die Ratsmitglieder, welche Bedingungen für eine erfolgreiche friedenssichernde Mission gegeben sein müssten. Die Haltung ihm gegenüber ließe sich in der Frage »Was glauben Sie, wer Sie sind, herzukommen und uns zu belehren?« zusammenfassen. Und prompt wurde Baril verbal abgestraft.

				Unter diesen Zwängen stehend, verfassten wir unsere Antwort an Dallaire. Gleichwohl nahmen wir seine Warnung ernst. In unserem Telegramm wiesen wir ihn an, einen alternativen, diplomatischen Weg einzuschlagen, der am besten geeignet schien, allen Plänen für ein Massaker in Kigali zuvorzukommen. Um zusätzlichen Druck auf Habyarimana auszuüben, rieten wir Dallaire außerdem:

				»Unter der Voraussetzung, dass Sie von der Zuverlässigkeit der von dem Informanten gelieferten Informationen überzeugt sind …, sollten Sie dem Präsidenten klarmachen, dass Sie, wenn es in Kigali zu Gewalttätigkeiten kommen sollte, dem Sicherheitsrat umgehend die Informationen über die Aktionen der Miliz zur Kenntnis bringen und Untersuchungen anstellen müssten, um herauszufinden, wer verantwortlich ist, und dem Sicherheitsrat entsprechende Empfehlungen geben zu können.«

				Unsere Taktik bestand darin, dem Präsidenten den Eindruck zu vermitteln, dass mächtige Kräfte in der Welt ein Auge auf ihn hatten – von den militärisch in Ruanda engagierten Ländern bis zu den Vereinten Nationen selbst –, so dass er mit ernsten Folgen rechnen musste, wenn er sich an Gewalttätigkeiten beteiligen sollte.

				Einen Tag, nachdem wir das Telegramm abgeschickt hatten, am 12. Januar 1994, trafen der UN-Sonderbeauftragte Booh-Booh und General Dallaire, wie von uns instruiert, mit den Botschaftern der drei Länder, die die stärksten Truppenkontingente für UNAMIR stellten, zusammen. Die Botschafter erklärten daraufhin, sie würden ihre Regierung informieren und die Strategie koordinieren. Später wurde behauptet, die Mitglieder des Sicherheitsrats hätten von der durch Dallaires Informanten übermittelten Warnung nichts gewusst. Angesichts der Tatsache, dass die ständigen Sicherheitsratsmitglieder, allen voran die Vereinigten Staaten und Frankreich, in Ruanda ein wesentlich moderneres und besser eingeführtes Informationsnetz als UNAMIR besaßen, kann dies nicht wahr sein.

				Am 6. April 1994 wurde ein Flugzeug, mit dem der ruandische Präsident Habyarimana und der burundische Präsident Cyprien Ntaryamira von Verhandlungen in Tansania zurückkehrten, beim Anflug auf den Flughafen von Kigali abgeschossen. Sämtliche Passagiere fanden den Tod. Unmittelbar danach brachen in Kigali von der Hutu-Regierung initiierte Gewalttätigkeiten aus. Einen Tag nach dem Abschuss des Flugzeugs wurden zehn zu UNAMIR gehörende belgische Fallschirmspringer, die die ruandische Ministerpräsidentin schützen sollten, von Regierungstruppen gefangen genommen. Als sie über Funk von ihrem Kommandeur, Oberst Luc Marchal, Instruktionen verlangten, wurde ihnen gesagt, sie sollten die Waffen niederlegen und sich nicht auf einen Kampf einlassen. Daraufhin wurde die Ministerpräsidentin ermordet, und wenig später wurden auch die belgischen Fallschirmspringer getötet und ihre Leichen verstümmelt.

				Unsere Befürchtungen vom Januar bestätigten sich – die Truppen bereitstellenden Länder standen angesichts der zusammenbrechenden Mission offenbar kurz davor, ihre Einheiten abzuziehen, und in Kigali kam es zu Massakern. In den folgenden Tagen trafen Nachrichten über eine Entwicklung ein, vor der General Dallaire nicht gewarnt hatte: Die Gewalttätigkeiten und Massaker erfassten offenbar auch Gebiete außerhalb der Hauptstadt. Regierungstruppen, Milizen und zivile Banden unter dem Befehl lokaler Kommandeure und Staatsbeamter ermordeten in aller Öffentlichkeit Zivilisten, zumeist mit landwirtschaftlichen Geräten und in einem Ausmaß und mit einer Intensität, wie man sie bisher nicht gekannt hatte.

				Ein hoher ruandischer Beamter sagte später zu dem Plan, die belgischen Friedenssoldaten zu töten: »Wissen Sie, auch wir sehen CNN.« Er bezog sich damit auf die Lehre, die man in Ruanda aus den Ereignissen in Somalia im Jahr zuvor gezogen hatte: dass der Tod einiger weniger ausländischer Friedenssoldaten genügte, um den Willen zur Intervention zu brechen, so dass man ungehindert in seinem mörderischen Tun fortfahren konnte. Und der Beamte hatte recht. Fünf Tage nach der grausamen Ermordung ihrer Soldaten gab die belgische Regierung den sofortigen Rückzug ihrer Truppen aus Ruanda bekannt. Diese Truppen waren der Kern der UNAMIR-Kampfkraft gewesen.

				In seinen ersten Anweisungen nach dem Ausbruch der Gewalt in Ruanda forderte der Sicherheitsrat am 8. April UNAMIR auf, alles zu tun, um eine Übereinkunft in die Wege zu leiten, die die Waffenruhe wiederherstellte. Vor Ort war die UNAMIR-Truppe indes in keiner Weise dafür ausgerüstet, um nachhaltig intervenieren zu können, ohne das Leben all ihrer Soldaten aufs Spiel zu setzen. Am 15. April sagte Dallaire zu einem Reporter der New York Times: »Wir sitzen jetzt acht oder neun Tage in unseren Schützengräben. Die Frage ist, wie lange man dort sitzen und versuchen soll, die Sache beizulegen. Unsere Mission besteht nicht in der Friedenserzwingung … Wenn wir kein Licht am Ende des Tunnels sehen, wenn wir weitere drei Wochen mit gefesselten Händen zusehen müssen, wie sie sich gegenseitig die Köpfe einschlagen, dann müssen wir ernsthaft das Risiko überdenken, diese Soldaten hierzubehalten.« Dallaire übernahm die Verantwortung für den Schutz seiner Soldaten und erfüllte seine Pflicht ihnen gegenüber. Als jedoch der Zeitpunkt kam, abzuziehen und Ruanda zu verlassen, beschloss er zu bleiben. Er blieb, unter großen Gefahren, noch drei Monate, zusammen mit einem winzigen Kontingent ghanaischer und tunesischer Friedenssoldaten, um so viele ruandische Zivilisten wie möglich zu retten.

				In New York lasen wir mit täglich wachsendem Schrecken und Unglauben die hereinkommenden Berichte und Meldungen. Am 21. April war klar, dass die Gewalttätigkeiten überall im Land systematisch und mit zunehmender Intensität verübt wurden. An jenem Tag beschloss der Sicherheitsrat, die UNAMIR-Truppe auf 270 Mann zu verkleinern. Man wollte nicht in die Vorgänge hineingezogen werden. Bob Dole, der Sprecher der Republikaner im US-Senat, hatte einige Tage vor der Entscheidung des Sicherheitsrats erklärt: »Ich glaube nicht, dass wir irgendein nationales Interesse dort haben. Ich hoffe, wir werden nicht hineingezogen … Die Amerikaner [die US-Bürger in Ruanda] sind raus. Soweit es mich betrifft, sollte dies das Ende in Ruanda sein.« Zu den Optionen, die Boutros-Ghali dem Sicherheitsrat an jenem Tag vorlegte, gehörten auch die Umwandlung der Truppe und eine großangelegte militärische Intervention. Das wurde ohne viel Federlesens abgelehnt. Der Sicherheitsrat übernahm keine Verantwortung für die Situation in Ruanda und die wachsende Zahl von Todesopfern, und seine wichtigsten Mitglieder bestritten rundweg, dass in Ruanda ein Völkermord stattfand. Ein CIA-Bericht vom 23. April 1994, zwei Tage nach der Rückzugsentscheidung des Sicherheitsrats, zeigt jedoch, dass der Konflikt zumindest zu diesem Zeitpunkt von Vertretern der US-Administration als »Genozid« betrachtet und als solcher auch bezeichnet wurde.

				Der Sicherheitsrat wandte sich ab, aber die Medienberichte hörten nicht auf und belegten immer eindringlicher, welch unvorstellbare Gräuel in Ruanda begangen wurden. Am 29. April veröffentlichte das Büro des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) Zahlen, nach denen mehr als 250 000 Ruander allein ins benachbarte Tansania geflohen waren. Es war der größte Massenexodus, den eine UN-Organisation jemals registriert hatte. Gleichzeitig schätzte die UNO, dass 200 000 Menschen in Ruanda getötet worden waren. Anfang Mai bezeichneten wir von der UNO die Tötungen in Ruanda offiziell als Völkermord. Iqbal Riza war nach Ruanda entsandt worden, um die Lage zu erkunden. Der Druck von verschiedenen Seiten veranlasste den Sicherheitsrat schließlich, am 6. Mai seine Beratungen über Ruanda wiederaufzunehmen. Der Generalsekretär legte dem Rat mit Unterstützung der DPKO Optionen für eine Reaktion vor, zu denen verschiedene Interventionsvarianten mit einem unterschiedlichen Maß an militärischer Gewalt gehörten. Am 17. Mai verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution 918, die eine erneute Einsetzung von UNAMIR – unter dem Namen UNAMIR II – mit einer Truppenstärke von 5500 Mann vorsah.

				Allerdings war nicht ein einziges Ratsmitglied bereit, Truppen beizusteuern. In der DPKO verbrachten wir endlose Tage damit, mehr als hundert Regierungen rund um die Welt um Truppen zu bitten. Ich selbst führte Dutzende Telefongespräche, aber die Antwort war stets dieselbe. Wir erhielten nicht ein einziges Angebot. Es war eine der erschütterndsten Erfahrungen meines gesamten Berufslebens, die mich tief prägte. Sie enthüllte nur zu deutlich den Widerspruch zwischen öffentlich bekundeter Beunruhigung oder Sorge um die leidenden Menschen einerseits und der fehlenden Bereitschaft, die für aktives Eingreifen nötigen Mittel zur Verfügung zu stellen, andererseits. Das Ausmaß des Mordens in Ruanda war allgemein bekannt, und dennoch konnten wir in den Regierungen der Welt niemanden finden, der etwas dagegen unternehmen wollte.

				Der Völkermord endete erst mit dem Sieg der RPF über die Regierung – nachdem in nur hundert Tagen die unfassbare Zahl von 800 000 Tutsi und gemäßigten Hutu getötet worden war. Im Juli schloss die RPF den Feldzug, mit dem sie die genozidalen Regierungstruppen aus Ruanda vertrieb, ab und bildete eine neue Regierung unter ihrer Führung. Erst danach, im August, als der Völkermord und der Bürgerkrieg vorüber waren, wurden endlich Truppen für UNAMIR II zur Verfügung gestellt.

				Die Lehre aus dem Sieg der RPF lautete, dass für die Beendigung des Völkermords und für den Schutz von Zivilisten militärische Mittel erforderlich gewesen wären; deren Einsatz hätte politisch gewollt sein müssen, um dem Töten ein Ende zu setzen. Aber 1994 gab es im internationalen System einfach keine Kultur und keine Präzedenzfälle von UN-Interventionen in einem inneren Konflikt unter Einsatz militärischer Gewalt zum Schutz von Zivilisten. Zusammen mit der Reaktion auf die Ereignisse in Mogadischu führte dies zu völliger Untätigkeit. Es bedurfte eines weiteren Krieges und des Todes Tausender weiterer Zivilisten – diesmal in Europa –, damit die Welt lernte, Partei zu ergreifen.

				Bosnien: im Angesicht des Scheiterns

				»Eine irrwitzige Kluft zwischen den Resolutionen des Sicherheitsrats, dem Willen, diese Resolutionen auszuführen, und den Mitteln, die den Befehlshabern vor Ort zur Verfügung stehen«, so lauteten die bissigen Worte des belgischen Generals Francis Briquemont über die UN-Mission in Bosnien am Ende seiner Zeit als Befehlshaber der dortigen Friedenstruppe. Diese Kluft sollte sich wieder einmal mit toten Zivilisten füllen, und zwar in einem Ausmaß, wie man es in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr gekannt hatte.

				Die Vereinten Nationen waren – und werden es vielleicht immer sein – ein leichtes Ziel, wenn es um die Analyse des Scheiterns von friedenssichernden Einsätzen geht. Die Grenzen unserer Ressourcen, die extreme Abneigung der Truppen bereitstellenden Länder, Risiken für ihre Soldaten in Kauf zu nehmen, und vor allem die oftmals unüberbrückbare Spaltung des Sicherheitsrats wurden nur zu gern vergessen, wenn es darum ging, die Schuld an dem, was damals allgemein als »Krise der UN-Friedenssicherung« bezeichnet wurde, zuzuweisen. Nirgends trat dies deutlicher zutage als in den Fällen von Ruanda und Bosnien, wo die UNO zwischen 1992 und 1995 gebeten wurde, inmitten fortdauernder brutaler Kriege einen Frieden zu sichern, den es nicht gab.

				Ich hatte meinen Posten als Marrack Gouldings Stellvertreter Anfang März 1992 angetreten, kurz bevor die Situation in Bosnien eine dramatische, von Gewalt gekennzeichnete Wende zum Schlechteren nahm. Nach der Auflösung Jugoslawiens nach Ende des Kalten Krieges und einem heftigen, aber relativ kurzen Krieg in Kroatien hatte der Sicherheitsrat im Februar 1992 die Stationierung einer UN-Schutztruppe (UNPROFOR) beschlossen, die die Trennung der Kriegsparteien entlang der Konfrontationslinie zwischen Krajina-Serben und kroatischer Armee überwachen sollte. Getreu den Prinzipien der traditionellen Friedenssicherung – Zustimmung des Gastgeberstaats, Unparteilichkeit und minimaler Gewalteinsatz – sollten die Blauhelme drei sogenannte Schutzzonen schaffen, für deren Entmilitarisierung sorgen und den Zugang zu ihnen kontrollieren. Außerdem hatten sie die Aufgabe, den Rückzug der Jugoslawischen Volksarmee (JNA) und der irregulären Truppen aus Kroatien zu verifizieren. Wie sich herausstellte, sollten viele dieser Einheiten bald die bosnisch-serbischen Milizen im benachbarten Bosnien logistisch unterstützen und an ihrer Seite kämpfen.

				Zwei Monate zuvor, nach der Anerkennung Sloweniens und Kroatiens durch die Europäische Union am 15. Januar 1992, war in Bosnien eine Volksabstimmung über die Unabhängigkeit abgehalten worden. Zwar hatten die bosnischen Serben sie boykottiert, aber Moslems und Kroaten, die zusammen in der Republik in der Überzahl waren, hatten sich mit überwältigender Mehrheit für die Unabhängigkeit ausgesprochen. Demgemäß erkannten die meisten Mitglieder der EU am 6. April den unabhängigen Staat Bosnien-Herzegowina an, wonach sich die zuvor sporadischen Kämpfe zu einem regelrechten Krieg ausweiteten, der über die neuen international anerkannten Grenzen hinweg ausgetragen wurde.

				Der Krieg erwies sich als einseitige Angelegenheit. In den folgenden drei Monaten führte ein schonungsloser Ansturm serbischer Milizen und paramilitärischer Einheiten, unterstützt von der Armee Restjugoslawiens, zur Vertreibung von rund einer Million Menschen aus ihren Häusern. Der Angriff auf Bijelinja durch Truppen unter dem Befehl von Željko »Arkan« Ražnatović, einem berüchtigten Berufskriminellen, der zum Milizenführer geworden war und später für Verbrechen gegen die Menschlichkeit verurteilt werden sollte, schuf das Muster für eine Kampagne von Mord, Vergewaltigung, Plünderung und Zerstörung mit dem Ziel der ethnischen Säuberung eines Gebietsstreifens im Norden und Osten des Landes. Mit äußerster Brutalität gingen die bosnischen Serben daran, die gesamte nichtserbische, überwiegend moslemische Bevölkerung aus Städten und Ortschaften, in denen die Nichtserben bisher häufig die Mehrheit gestellt hatten, zu vertreiben. Die Offensive war ebenso rasch wie brutal; tatsächlich besetzten die bosnischen Serben den größten Teil der Gebiete, die sie während des Bosnienkrieges eroberten, bereits in den ersten sechzig Tagen.

				Von dieser Entwicklung beunruhigt, begannen UN-Mitgliedsstaaten, unter ihnen einige der maßgeblichen Mitglieder des Sicherheitsrats, darauf zu drängen, dass die Weltgemeinschaft »etwas unternehmen« und die UNO ihre Aktivitäten in Bosnien verstärken solle. Da Boutros-Ghali zögerte, eine weitere umfangreiche Friedensmission auf dem Balkan in Gang zu setzen, forderte der französische Präsident François Mitterrand ihn auf, die Angelegenheit im Licht der Katastrophe zu betrachten, die sich vor Ort abspielte. Boutros-Ghali reagierte darauf, indem er Goulding im Mai 1992 nach Bosnien schickte, um die Möglichkeit der Stationierung von Friedenstruppen zu erkunden. Goulding bemerkte in seinem Bericht über den fortdauernden Krieg, die bosnischen Serben würden mit Unterstützung der Jugoslawischen Volksarmee versuchen, »ethnisch reine« Regionen zu schaffen, indem sie mit Terror, Mord und Vertreibung gegen die Nichtserben in bisher gemischten Gebieten vorgingen. Dennoch zog er den Schluss, in »seiner gegenwärtigen Phase« sei »der Konflikt nicht für eine friedenssichernde Behandlung der UN empfänglich«. Boutros-Ghali übernahm diese Schlussfolgerung, ebenso wie am 15. Mai der Sicherheitsrat.

				Zu dem Zeitpunkt war das Hauptquartier der UNPROFOR in Sarajevo wegen der Kämpfe weitgehend evakuiert, und obwohl Ende April rund vierzig Militärbeobachter in die Gegend von Mostar geschickt worden waren, war die UNO in dieser Zeit, in der die Einheiten der bosnischen Serben ihre Macht über den Norden und Osten des Landes festigten, im ganzen Land nur spärlich vertreten. Die barbarischen Szenen des Krieges, die Ermordung oder Vertreibung Tausender von Menschen, zumeist bosnischer Moslems, fanden im Allgemeinen nicht unter den Augen der UNPROFOR statt.

				Das ganze Ausmaß der Gräuel, die in den von den bosnischen Serben kontrollierten Gebieten begangen wurden, konnte jedoch nicht lange vor der Weltgemeinschaft verborgen werden, zumal der rasch anwachsende Flüchtlingsstrom kaum zu übersehen war. Für Europäer, die gerade erst das Ende des Kalten Krieges erlebt und erwartet hatten, dass sich der Übergang von der kommunistischen Herrschaft zur Demokratie auf geordnete, friedliche Weise vollziehen würde, waren die im Sommer 1992 aus Bosnien eintreffenden Nachrichten höchst beunruhigend. Die Bilder von ausgezehrten Gefangenen, die verängstigt, traumatisiert und dicht zusammengedrängt hinter Stacheldraht hockten, riefen Erinnerungen an die dunkelste Zeit der europäischen Geschichte wach. Außerdem war eine anhaltende, systematische Vergewaltigungskampagne im Gang, die offenbar zum Alltag des Konflikts gehörte. Besonders abscheulich waren die »Vergewaltigungslager«, in denen bosnische Frauen zur Verfügung der serbischen Soldaten und Paramilitärs gefangen gehalten wurden.

				Die Stimmen, die zusätzliche Maßnahmen forderten, wurden immer lauter, obwohl sich die Bedingungen, die im Mai eine traditionelle Friedenssicherung ausgeschlossen hatten, nicht verändert hatten. Im Juni übernahmen UNPROFOR-Einheiten von den bosnischen Serben die Kontrolle über den Flughafen von Sarajevo. Damit sicherten sie eine entscheidende Lebensader für Hilfslieferungen ins Land, die während des gesamten Krieges von UN-Soldaten offengehalten wurde. Die erste bedeutende Ausweitung der Rolle der Vereinten Nationen in Bosnien wurde indes im September vorgenommen: Als Reaktion auf die sich verschlechternde Lage in Sarajevo und anderswo beschloss der Sicherheitsrat eine Verstärkung der UNPROFOR für den Schutz von UNHCR-Konvois, die humanitäre Hilfsgüter transportierten.

				Obwohl die Truppen unverkennbar in ein Kriegsgebiet entsandt werden sollten, bestanden die sie bereitstellenden Länder darauf, dass sie in Übereinstimmung mit den »etablierten Prinzipien und Praktiken der UN-Friedenssicherung« agieren sollten. Diese Klarstellung war bedeutsam und vielsagend: »Etwas zu unternehmen« umfasste weder zu diesem Zeitpunkt noch zu irgendeinem anderen bis zum Fall von Srebrenica im Sommer 1995 die Option, in die Kämpfe einzugreifen. Wenigstens in diesem Punkt waren sich die fünf permanenten Mitglieder des Sicherheitsrats ebenso wie die wichtigsten Länder, die Truppen für den Einsatz bereitstellten, einig.

				Das UN-Sekretariat betrachtete dies als unabweisbare Realität. Ein ums andere Mal mussten der mich begleitende, zuverlässige und kenntnisreiche Sonderberater Shashi Tharoor und ich bei den regelmäßigen Treffen, die wir mit Vertretern der Truppen bereitstellenden Länder hatten, feststellen, dass niemand bereit war, die Mission neu zu definieren, um in die Kämpfe einzugreifen. Wenn man das täte, so wurde mir entgegengehalten, würde man die Truppen »unnötigen« Risiken aussetzen. Als der Krieg jedoch immer weiterging, stellten die internationalen Medien und entscheidende UN-Mitgliedsstaaten, wie die USA und Deutschland, zu Recht die Richtigkeit des in Bosnien angewandten Prinzips der nichtkonfrontativen Friedenssicherung öffentlich in Frage. Da man jedoch keine Soldaten in Gefahr bringen wollte, drängte man uns, mit Hilfe von Luftangriffen mehr Druck auszuüben.

				Jede neue Resolution bestätigte indes die früheren Resolutionen, die eine aktive Kriegsteilnahme ausschlossen. Obwohl schließlich rund 40 000 UN-Friedenssoldaten in Bosnien stationiert wurden, blieb es im Wesentlichen eine friedenssichernde Mission: Die Truppen waren leicht bewaffnet, bei begrenzter Mobilität und ohne strategische Reserve weit verstreut, logistisch verwundbar und bei der Erfüllung ihrer Aufgaben von der Zustimmung der Kriegsparteien abhängig. Stimmen wurden laut, denen zufolge die UNO die Bosnier de facto aufgab. Doch das Mitleid, das die Öffentlichkeit für die Opfer empfand, verdeckte manchmal, was die UNO daran hinderte, zu tun, was getan werden musste – und was sie tatsächlich tat.

				Anfangs hatten die UN-Friedenssoldaten im ehemaligen Jugoslawien drei Hauptaufgabenfelder: An vorderster Stelle stand die Linderung des durch den Krieg verursachten menschlichen Leids. Dazu gehörten die Offenhaltung des Flughafens von Sarajevo und die Aufrechterhaltung der Luftbrücke in die Stadt; die Sicherung der Lebensmittel- und Arzneimittellieferungen des UNHCR sowie der Schutz der entsprechenden Lager und anderer UN-Einrichtungen; der Schutz anderer humanitärer Organisationen und, wenn vom Internationalen Roten Kreuz angefordert, der Schutz von Konvois mit freigelassenen Gefangenen. Es war eine große, komplexe Mission, die viele Friedenssoldaten und Katastrophenhelfer das Leben kostete. Bis Ende 1995 wurden mit knapp 13 000 Flügen fast 160 000 Tonnen Lebensmittel über die Luftbrücke nach Sarajevo gebracht, während von UNPROFOR unterstützte Konvois über 850 000 Tonnen Hilfsgüter auslieferten.

				Das zweite, ebenfalls breit angelegte Aufgabenfeld der UN-Friedenstruppe umfasste die Eindämmung des Konflikts und die bestmögliche Milderung seiner Auswirkungen, um zu verhindern, dass er sich über das Territorium des ehemaligen Jugoslawien hinaus ausbreitete. Um dies zu erreichen, wurden verschiedene Maßnahmen ergriffen, die den kriegführenden Parteien Grenzen setzen sollten, wie das im Oktober 1992 verhängte Flugverbot über Bosnien, die Schaffung von waffenfreien Zonen und – als erste derartige Mission – die präventive Stationierung von UN-Truppen in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien im Dezember 1992.

				Das dritte Aufgabenfeld betraf die Beilegung des Konflikts. Sowohl auf lokaler als auch auf strategischer Ebene sollten die Kriegsparteien darin unterstützt werden, eine friedliche Lösung anzustreben. Zu diesem Zweck handelten die UN-Vertreter lokale Waffenstillstände aus und unterstützten ein umfassendes politisches Abkommen. Zu Letzterem gehörte die Förderung von Bemühungen der Internationalen Konferenz über das ehemalige Jugoslawien sowie der im April 1994 gebildeten Kontaktgruppe.

				Obwohl all das bedeutsame Zielsetzungen waren, ergab sich aus ihnen kein klares politisches Ziel für den UN-Einsatz. Die UN-Friedenssoldaten waren weder stationiert worden, um den Krieg zu beenden, noch hatte man sie entsandt, um auf einer Seite in die Kampfhandlungen einzugreifen. 

				1993 wurde Srebrenica – eine von Flüchtlingen überlaufene Enklave, in der rund 60 000 Moslems in der Falle saßen – von bosnisch-serbischen Truppen, die eine umfassende ethnische Säuberung im Sinn hatten, belagert und bombardiert. Folglich forderte der Sicherheitsrat am 16. April 1993, »dass alle Parteien und anderen Beteiligten Srebrenica und die umliegenden Gebiete als Sicherheitszone betrachten, die von jedem bewaffneten Angriff und jeder anderen feindlichen Handlung freizuhalten ist«. Wenige Wochen später verlieh der Sicherheitsrat fünf weiteren bedrohten Städten denselben Status: Žepa, Goražde, Bihać, Tuzla und der Hauptstadt Sarajevo.

				Der Beschluss, Sarajevo zur »Sicherheitszone« zu erklären, verschaffte der Stadt nur vorübergehend Erleichterung. Die Kämpfe in ihrer Umgebung und der Artilleriebeschuss nahmen bald wieder zu, und es wurde rasch klar, dass der Sicherheitsrat erneut über sein Versprechen nachdenken musste, »die uneingeschränkte Achtung der … Sicherheitszonen zu gewährleisten«. Mitte Mai lehnte das selbsternannte bosnisch-serbische Parlament in Pale einen Friedensplan des UN-Sonderbeauftragten Cyrus Vance und des EU-Vertreters Lord Owen ab, wonach sowohl der Ausschuss der blockfreien Länder unter Führung von Venezuela, das damals im Sicherheitsrat saß, als auch die Vereinigten Staaten ein »nachdrücklicheres« Vorgehen verlangten. Dieses umfasste die Aufhebung des Waffenembargos gegen Bosnien sowie NATO-Luftangriffe auf bosnisch-serbische Ziele. Großbritannien und Frankreich, die beide große Truppenkontingente vor Ort hatten und den amerikanischen Vorschlag eines Luftkriegs grundsätzlich ablehnten, sprachen sich für eine andere Option aus. Das Ergebnis war die am 4. Juni 1993 verabschiedete Resolution 836, durch die das Mandat von UNPROFOR in den Sicherheitszonen erneut ausgeweitet, ihre Verantwortung für deren Schutz bekräftigt und die Möglichkeit von Luftangriffen auf die Sicherheitszonen und ihre Umgebung gebilligt wurde.

				Zu diesem Zeitpunkt war ich mir vollauf im Klaren darüber, wie komplex unser neuer Bosnienplan war und wie schwierig es sein würde, weitere Truppen aufzubringen. Die UN-Kräfte in Bosnien waren bereits gefährlich verstreut aufgestellt, und mich beunruhigte die zweideutige, ungenaue Formulierung der Resolution. Obwohl die Mitgliedsstaaten es nicht schätzten, wenn man sie an die Kluft zwischen Mandat und Ressourcen erinnerte, war ich entschlossen, meine Besorgnis in Bezug auf die Truppengröße, die nötig wäre, um den Plan für die Sicherheitszonen durchzuführen, vorzubringen.

				In diesem Fall bot keines der Truppen bereitstellenden Länder – weder Großbritannien noch Frankreich, Russland, Spanien oder die USA – eine Vergrößerung seines Kontingents an, noch war eines von ihnen bereit, die schon entsandten Kontingente in die neu geschaffenen Sicherheitszonen zu verlegen. Das war schon besorgniserregend genug, aber ich wollte insbesondere drei Punkte in der Resolution klären: die Bedeutung des Wortes »abschrecken«, die Art der Maßnahmen zur Entmilitarisierung der Sicherheitszonen und die Frage, unter welchen Bedingungen Luftangriffe gerechtfertigt sein sollten und wer die Befugnis haben sollte, sie anzuordnen. Ich bat den damaligen Befehlshaber in Bosnien, Generalleutnant Lars Eric Wahlgren, eine Studie über die Implikationen des Konzepts der Sicherheitszonen anzufertigen; er sollte herausarbeiten, was man brauchte, um dem Konzept Glaubwürdigkeit zu verleihen, und ob es mit den vorhandenen Truppen verwirklicht werden konnte. Anschließend bat ich meinen Militärberater, General Maurice Baril, die Stabsstudie der UNPROFOR mündlich zu präsentieren. Der Studie zufolge wären 32 000 zusätzliche Soldaten nötig gewesen, »um das Sicherheitszonenkonzept glaubwürdig durchzuführen«. Ich erwartete nicht, dass man uns derart viele Soldaten zur Verfügung stellen würde, nahm mir aber vor, ganz klar zu machen, welche Konsequenzen die Beschlüsse über neue Einsätze hätten. Die Truppen bereitstellenden Länder, insbesondere Großbritannien und Frankreich, aber auch die Vereinigten Staaten, reagierten verärgert auf die Präsentation und warfen der DPKO Inkompetenz und schlechte Arbeit vor. Ihre Präferenz und das Thema, auf das sich die DPKO ihrer Meinung nach konzentrieren sollte, war die Option des »leichten Minimums«, die, wie es Frankreich schon früher angeregt hatte, lediglich die Entsendung von fünftausend neuen Soldaten vorsah.

				Besonders unzufrieden mit unserer Leistung war der britische UN-Botschafter David Hannay, und er hielt mit seiner Meinung nicht hinterm Berg. Was den Wortlaut der Resolution 836 betraf, so stellte er klar, dass die Formulierung »von Angriffen auf die Sicherheitszonen abzuschrecken« absichtlich anstelle von »zu verteidigen« gewählt worden sei; ganz ähnlich habe man sich für »den Abzug der militärischen und paramilitärischen Einheiten … zu fördern« entschieden, anstelle von »sicherzustellen oder zu erzwingen«. Nach Ansicht der Truppen bereitstellenden Staaten, betonte er, solle die »Abschreckungsfähigkeit« von UNPROFOR aus ihrer Präsenz in den Sicherheitszonen herrühren und nicht aus ihrer tatsächlichen Stärke. Was die Entmilitarisierung der Sicherheitszonen angehe, solle UNPROFOR »Zusicherungen anstreben« und, wenn möglich, »freiwillige Vereinbarungen« mit der bosnischen Regierung aushandeln. An General Wahlgren schrieb ich über die Sitzung, keiner der sechs anwesenden Repräsentanten »schien sich eine Streitmacht vorzustellen, die in der Lage wäre, diese Zonen zu verteidigen«, und vor allem habe keiner von ihnen die Bereitschaft gezeigt, zusätzliche Truppen für UNPROFOR zur Verfügung zu stellen.

				Zur Rechtfertigung ihrer Haltung verwiesen die Truppen bereitstellenden Staaten darauf, dass die Sicherheitszonen lediglich eine »temporäre Maßnahme« in Vorwegnahme einer umfassenden politischen Lösung darstellten. Wir wussten jedoch, dass »temporäre« Maßnahmen die Neigung haben, zu permanenten Einrichtungen zu werden und ein Eigenleben mit eigener Logik zu entwickeln. Darüber hinaus riefen Maßnahmen solcher Art, wie temporär sie auch gedacht sein mochten, unvermeidlich Erwartungen hervor, und was aus unserer Sicht entscheidend war, sie erforderten Ressourcen. Selbst die leichte Minimaloption erwies sich als unerreichbar, so dass wir gezwungen waren, mit den begrenzten Ressourcen, die wir hatten, irgendwie zurechtzukommen.

				In dieser Zeit wurde die politische Entwicklung von mehreren Elementen vorangetrieben, die unseren Spielraum begrenzten. Das erste und wichtigste war die Tatsache, dass die entscheidenden Sicherheitsratsmitglieder, insbesondere Großbritannien und Frankreich auf der einen und die Vereinigten Staaten auf der anderen Seite, fast während des gesamten Bosnienkrieges unterschiedlicher Meinung waren. Diese Differenzen betrafen einerseits das Wesen des Balkankonflikts, andererseits – was für uns in der DPKO am wichtigsten war – das richtige Vorgehen, um vor Ort Fortschritte zu erzielen. Im Unterschied zu anderen damaligen Missionen, wie den erfolgreichen Einsätzen in Kambodscha, El Salvador und Mosambik, war sich der Sicherheitsrat nur darüber einig, dass etwas geschehen musste, nicht jedoch über die Art des Engagements. Eine ständige Quelle der Uneinigkeit war die mögliche Unterstützung der UN-Friedenstruppe durch Luftangriffe.

				Zwischen den Ländern, die Truppen vor Ort hatten, vor allem den Europäern, und den Amerikanern, die keine Soldaten entsandt hatten, bestand ein Patt. Die Europäer befürchteten, dass Luftangriffe ihre Soldaten in Gefahr bringen könnten, da diese eine militärische Reaktion gewärtigen müssten, auf die sie nicht vorbereitet waren. Die Amerikaner andererseits sahen in Luftangriffen das einzige Mittel, mit dem die Angelegenheit gelöst und die Serben gestoppt werden konnten. Nach Ansicht Frankreichs und anderer waren Luftangriffe jedoch nur möglich, wenn die Bodentruppen vorher durch kampfbereite Einheiten verstärkt worden waren.

				Zweitens zögerten die UN-Mitgliedsstaaten, zusätzliche Truppen zur Verfügung zu stellen, und sie waren nicht bereit, die vorhandenen Truppen so umzugruppieren, dass sie die neuen Aufgaben erfüllen konnten. Zudem neigten die Regierungen der Truppen bereitstellenden Länder dazu, die Einheit des Kommandos zu untergraben, indem sie sich direkt mit den Kommandeuren vor Ort in Verbindung setzten.

				Drittens widerstrebte es den Truppen bereitstellenden Ländern grundsätzlich, die Friedenssicherung zugunsten eines Kampfeinsatzes aufzugeben, wie sehr einzelne Resolutionen auch mehr Härte und Entschlossenheit anzudeuten schienen. Dies schuf jene »irrwitzige Kluft«, von der General Briquemont sprach.

				Schließlich hatten viele in der DPKO so wie ich den Eindruck, dass die Komplexität der Situation gelegentlich übersehen, von bestimmten UN-Mitgliedsstaaten aber auch absichtlich ignoriert wurde. In der DPKO bezweifelte niemand die Doppelzüngigkeit der bosnischen Serben und ihrer Verbündeten in Belgrad, und niemand stellte je in Frage, dass sie die Schuld an den tragischen Ereignissen in Bosnien trugen, an dem unsäglichen Grauen und Leid, das sie Tag für Tag durch ihre »ethnische Säuberung« verursachten. Aber es gab auch andere Aspekte des Krieges, die UNPROFOR nicht ignorieren durfte, wie zum Beispiel den erbitterten Kampf, der 1993/94 zwischen bosnischen Truppen und Kräften des von Zagreb unterstützten Kroatischen Verteidigungsrats tobte. In Amerika wurde er in der öffentlichen Diskussion über den Bosnienkrieg kaum wahrgenommen, obwohl einige der furchtbarsten Grausamkeiten, abgesehen von Srebrenica, in diesem Konflikt begangen wurden – im September 1993 im Medak-Kessel und im Oktober in Stupni Do.

				Im Frühjahr 1995 war nicht mehr zu übersehen, dass man sich in Bosnien kein weiteres Jahr mehr »durchwursteln« konnte. Mitte März bemerkte General Rupert Smith in seiner ersten Direktive als Befehlshaber in Bosnien, dass die Anstrengungen der UNO, den bestehenden Waffenstillstand durchzusetzen, fehlschlugen, während die Parteien ihre Kriegsvorbereitungen verstärkten. Die Angreifbarkeit der Friedenssoldaten in Bosnien, einer weit verstreuten Truppe, die sich de facto nicht verteidigen ließ, wurde erneut deutlich, als Ende Mai, nachdem die NATO am 25. und 26. Mai Luftangriffe auf ausgewählte Ziele rund um Sarajevo geflogen hatte, rund vierhundert UN-Soldaten als Vergeltung für diese Angriffe in Geiselhaft genommen wurden. Prompt stellte die NATO die Luftangriffe ein und honorierte damit, als wäre die Gefangennahme der Blauhelme noch nicht demütigend genug gewesen, die serbische Taktik.

				Die Reaktion der Truppen bereitstellenden Länder auf diese Krise – Kürzungen und die Bekräftigung des friedenssichernden Charakters der Mission – verschärfte nur das Dilemma, vor dem wir standen, wie wir im Bericht des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat vom 30. Mai klarstellten. Nach über drei Jahren, hieß es in dem Bericht, sei die UNPROFOR immer noch »in einer Kriegssituation stationiert, in der es keinen Frieden zu sichern gibt«. Das Ergebnis war, dass wir behindert, attackiert, von Mittelzuweisungen ausgenommen und in unseren Bewegungen beschränkt wurden. In dieser Zeit fiel es uns schwer, einen Ausweg zu sehen. Aber das eigentliche Gefängnis war natürlich dasjenige, in dem bosnische Zivilisten gefangen waren, ohne einen Fluchtweg aus dem tödlichen Konflikt zu haben.

				Nachdem der Sicherheitsrat mehrmals bewiesen hatte, dass er nicht gewillt war, ernsthafte Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheitszonen zu schützen, überrannten bosnisch-serbische Truppen unter dem Kommando von General Ratko Mladić am 11. Juli 1995 Srebrenica. Erst einige Tage nach dem Fall der Stadt verbreitete sich die Nachricht, dass Tausende Männer und Jungen vermisst würden, und die Meldungen wurden von Tag zu Tag dramatischer, während Tausende Frauen herauszufinden versuchten, wo ihre Ehemänner und Söhne abgeblieben waren. Während die Tage vergingen, bestätigten sich nach und nach die schlimmsten Befürchtungen. Später erfuhren wir, dass binnen weniger Tage nach der Eroberung der Stadt Tausende bosnischer Männer und Jungen von serbischen Truppen summarisch erschossen worden waren; viele von ihnen waren regelrecht gejagt worden, als sie versucht hatten, von der Regierung kontrollierte Gebiete zu erreichen. Die genaue Zahl der Getöteten muss noch eruiert werden, bekannt ist jedoch, dass unmittelbar nach der Eroberung von Srebrenica mindestens 8000 bosnische Muslime ermordet wurden.

				Als kurz darauf auch die Sicherheitszone Žepa fiel, hätten man erwarten können, dass sich der Sicherheitsrat endlich genötigt sah, wirkungsvollere Maßnahmen zu beschließen. Ich erinnere mich jedoch lebhaft daran, dass auf der internationalen Konferenz von Verteidigungsministern, die am 21. Juli – nach dem Fall von Srebrenica und Žepa – in London stattfand, immer noch weitgehende Meinungsverschiedenheiten über das weitere Vorgehen herrschten. Obwohl die Konferenz Luftangriffe androhte, falls die Serben die verbliebene Enklave Goražde angreifen sollten, bezweifelte ich, dass dies eine ernsthafte Verpflichtung darstellte.

				In dieser Phase kamen mehrere entscheidende Entwicklungen zusammen. Erstens konzentrierte die UN-Friedenstruppe ihre Positionen, indem sie entfernt stationierte Einheiten zusammenzog und in besser geschützte Stellungen verlegte, so dass die Gefahr einer Geiselnahme, wie sie bosnisch-serbische Kräfte im Mai so erfolgreich durchgeführt hatten, ausgeschlossen wurde. Zweitens schufen die europäischen Länder im Juni eine schnelle Eingreiftruppe aus britischen, französischen und niederländischen Einheiten. Sie wurde zwar ursprünglich für den Fall des Rückzugs der UNPROFOR aufgestellt, ergänzte die Mission aber durch eine echte, eigenständige und kampffähige Truppe von mehreren Tausend Mann. Insbesondere brachte die Einsatztruppe schwere Artillerie mit, die General Rupert Smith, der überaus befähigte Befehlshaber der UNPROFOR, der seit Februar 1995 das Kommando innehatte, auf dem Berg Igman aufstellte.

				Unter General Smith wurde UNPROFOR umgestaltet, so dass sie endlich eine ernstzunehmende Militärmacht darstellte. Entscheidend dafür war die dritte Entwicklung: eine Änderung der Regeln für die Anordnung von NATO-Luftangriffen zur Unterstützung der UNPROFOR. Dieses Thema war zwischen den Vereinigten Staaten und den Europäern, die Truppen vor Ort hatten, lange Zeit umstritten gewesen. Nun hatte die Londoner Konferenz mit Luftschlägen gedroht, falls die Serben Goražde angreifen sollten. Das erforderte jedoch, wie allen klar war, eine Änderung des Zwei-Schlüssel-Systems – nach dem die Generalsekretäre von NATO und UNO Luftangriffen zustimmen mussten. Es galt jetzt als unhandlich und viel zu langsam.

				Noch eine weitere Entwicklung beeinflusste den Gang der Ereignisse nachhaltig: die Operation »Sturm«, jene kroatische Militäroffensive in der Krajina im August, durch die Kroatien die Kontrolle über sein gesamtes Territorium erlangen wollte, nachdem es im Mai 1995 bereits gegen Westslawonien vorgegangen war. Tempo und Erfolg der Operation verdankten sich zu einem großen Teil der stillschweigenden Billigung durch die Vereinigten Staaten und andere wichtige UN-Mitgliedsstaaten. Tausende von Serben wurden aus ihren Häusern vertrieben, wobei die kroatische Armee eine Brutalität an den Tag legte, die den jenseits der Grenze in Bosnien begangenen Gräueln in nichts nachstand. Trotz dieser Grausamkeiten schwächte die kroatische Offensive die militärische Position der bosnischen Serben.

				Obwohl der Bosnienkrieg zu diesem Zeitpunkt bereits hunderttausend Menschenleben gekostet hatte, war ein einziger Mörserangriff auf Sarajevo am 28. August 1995 der auslösende Funke, der zur Entscheidung für eine durchschlagende militärische Intervention führte. Die Granaten trafen einen der wichtigsten Märkte der Stadt, auf dem die Menschen nach Brot anstanden. 39 von ihnen starben. In der Weltpresse brach sofort ein Aufschrei der Empörung los, und nach Jahren voller Gräueltaten in Bosnien – und den Ereignissen, die sich in den vorangegangenen Monaten zugetragen hatten – schien es endlich genug zu sein.

				Allein in der ersten Nacht nahmen über hundert britische, französische, spanische und niederländische Flugzeuge an den Luftangriffen teil. Sie zerstörten 24 Ziele im Süden und Osten von Sarajevo und bombardierten das bosnisch-serbische Hauptquartier in Pale. Es waren keine symbolischen Nadelstichangriffe, wie man sie bei vorherigen Gelegenheiten unternommen hatte, um von Angriffen auf die Sicherheitszonen abzuschrecken. Jetzt griffen Düsenjäger Waffenlager, Kommando- und Kontrollzentren, Artilleriestellungen und Abschussbatterien von Bodenluftraketen an. Zudem befanden sich die UNPROFOR-Truppen in sicheren Positionen, so dass die Bombardements ohne Furcht vor Vergeltungsaktionen und Geiselnahmen fortgeführt werden konnten. An elf Tagen wurden von NATO-Flugzeugen über 3500 Angriffe geflogen und fast 400 Ziele angegriffen. Ergänzt wurden die Luftschläge durch den Einsatz der Geschütze der schnellen Einsatztruppe, die vom Igman aus die bosnische Artillerie ausschalten konnten, welche die über den Igman führende Straße nach Sarajevo oder die Stadt selbst beschoss. Die Operation »Deliberate Force«, wie sie genannt wurde, brach den bosnischen Serben, die bereits von der kroatischen Armee zurückgedrängt worden waren, das Rückgrat. Auch von Milošević aus Belgrad bekamen die bosnischen Serben in dieser Zeit Druck, ihre Verluste zu verringern. 

				Der Sicherheitsrat hatte sich also entschlossen, in dem Konflikt Partei zu ergreifen, das heißt die Friedenssicherung aufzugeben und stattdessen Krieg zu führen. Diese Entscheidung bedeutete eine deutliche Schwächung der bosnisch-serbischen Truppen und zwang sie schließlich an den Verhandlungstisch. Nachdem sie in wenigen Wochen die Herrschaft über große Teil des Landes verloren hatten und nicht mehr 70 Prozent, sondern nur noch die Hälfte des Territoriums kontrollierten, willigten sie am 17. September ein, die meisten ihrer Geschütze von den Bergen rund um Sarajevo abzuziehen. Im November befanden sich die Kriegsparteien dann auf der Friedenskonferenz in Dayton, Ohio.

				Das Ergebnis, das von US-Botschafter Richard Holbrooke brillant ausgehandelte Abkommen von Dayton, beendete endlich den Bosnienkrieg und die mit ihm einhergegangenen Gräuel an Zivilisten. Es war ein heikler Frieden, hatte der Krieg doch in der gesamten bosnischen Gesellschaft tiefe und noch frische Wunden hinterlassen sowie Misstrauen und Argwohn zwischen den Volksgruppen geschaffen. Zudem enthielt das Abkommen viele Widersprüche und Ungereimtheiten, insbesondere in Bezug auf die Regierung und die polizeilichen Zuständigkeiten in den Territorien der Volksgruppen. Dennoch hält dieser Friede mittlerweile seit fast zwanzig Jahren.

				

				Komplizen des Bösen

				»Könnten wir bitte einen Augenblick für uns allein haben?«, forderte ich die zahlreichen Politiker, Assistenten und Reporter auf, die uns umringten. Vor uns waren auf einfachen, mit grünem Wachstuch bedeckten Tischen Hunderte und Aberhunderte von Schädeln und Knochen ausgebreitet, manche augenscheinlich durch Gewalteinwirkung gebrochen. Meine Frau Nane und ich befanden uns auf einem Landstück rund fünfzig Kilometer südlich von Kigali, wo unter einem Schutzdach aus Holz und Schmiedeeisen diese menschlichen Überreste gezeigt wurden. Nachdem unsere Begleiter zurückgetreten waren, standen wir einfach da und ließen dieses Symbol des Leids und der Geschehnisse, die vier Jahre zuvor in Ruanda stattgefunden hatten, auf uns wirken.

				Am Tag zuvor, dem 7. Mai 1998, hatte ich im ruandischen Parlament eine Rede gehalten. Ich war seit über einem Jahr Generalsekretär der UNO und hielt es für wichtig, diesem Land, das unter den Augen der Vereinten Nationen so viel gelitten hatte, einen offiziellen Besuch abzustatten, den ich öffentlich als »heilende Mission« bezeichnete. Politisch erwies er sich als schwierig. In meiner Rede hatte ich das Versagen der UNO und der Weltgemeinschaft in Ruanda eingestanden: »Wir müssen zugeben, dass die Welt Ruanda angesichts des Bösen im Stich gelassen hat. Die Weltgemeinschaft und die Vereinten Nationen konnten nicht den politischen Willen aufbringen, sich ihm entgegenzustellen. Die Welt bedauert dieses Versäumnis zutiefst.« Und dann fügte ich hinzu: »Ruandas Tragödie war eine Tragödie der Welt.«

				Nach der Rede war ein Empfang geplant, doch als wir zu ihm gingen, erfuhren wir, dass der Präsident und sein Kabinett ihre Teilnahme verärgert abgesagt hatten und bereits dabei waren, die Gründe in ganz Ruanda bekanntzumachen. Der Sprecher des Präsidenten verkündete, die »Arroganz«, die ich angeblich an den Tag gelegt hatte, habe »das ruandische Volk beleidigt«. In meiner Rede hatte ich festgestellt, dass das Grauen in Ruanda »von innen kam«, und das hatte die Empörung ausgelöst. Ich hatte diese Worte im Zuge eines Arguments benutzt, das eigentlich unstrittig hätte sein müssen: dass nämlich, während die Weltgemeinschaft und die UNO es versäumten, in Aktion zu treten, als sie so viel mehr hätten tun können, die Quelle des über Ruanda hereingebrochenen Leids die im Land selbst vorhandenen Dämonen gewesen waren. Es war ein Hinweis darauf, wie groß die Herausforderungen waren, denen das Land gegenüberstand, insbesondere, was die nationale Versöhnung betraf. Sie war die größte Aufgabe, die das Land zu bewältigen hatte, und erforderte entsprechende Beachtung. Außerdem hielt ich es für die UNO wie auch für Ruanda für kontraproduktiv, in irgendeiner Weise anzudeuten, dass die UNO und die Weltgemeinschaft, so viel Schuld sie auf sich geladen hatten, die Haupttäter gewesen seien.

				Wie ich in dieser Zeit in Pressegesprächen betonte, hatte das Problem in der kollektiven Weigerung der Weltgemeinschaft bestanden, etwas zu unternehmen, insbesondere mittels der UNO. Aber inzwischen machte die irrige Vorstellung die Runde, die UN-Friedenstruppe hätte den Völkermord beenden können, als handle es sich um eine allgemein anerkannte Tatsache. Sie implizierte, dass sich das Instrument, mit dem der Völkermord hätte beendet werden können, bereits im Land befand und nur nicht eingesetzt wurde. Doch die UN-Truppe in Ruanda hätte allein den Völkermord nicht beenden können. Es war eine friedenssichernde Truppe, die absichtlich schwach und angreifbar ausgelegt war, um das Vertrauen beider Seiten zu gewinnen. In Wirklichkeit war sie aufgrund der Schwierigkeiten, Truppen und Ausrüstung zu finden, noch schwächer als geplant. UNAMIR hätte sicherlich verstärkt werden können, um mehr Leben zu retten. Aber um die landesweite Völkermordkampagne zu beenden, wäre eine vollkommen andere Truppe nötig gewesen. Sie hätte mindestens eine ähnliche Kampffähigkeit besitzen müssen wie die Armee der Ruandischen Patriotischen Front, die erst das ganze Land erobern musste, bevor sie den Völkermord beenden konnte.

				Bald nach dem Besuch in Ruanda im Jahr 1998 ging ich gezielt daran, die UN-Friedenssicherung zu reformieren. Der erste Schritt war das umfassende und aufrichtige Eingeständnis ihres Scheiterns in der jüngsten Geschichte. Das Ansehen der UNO war Aufgrund ihrer Assoziation mit den schlimmsten Gräueltaten der noch nicht lange zurückliegenden Bürgerkriege mit einem furchtbaren Makel behaftet. Doch dies war eine schmerzliche Mahnung, die wir nutzen konnten: ein Schock für uns alle, den wir in einen produktiven, kraftvollen Antrieb der Reform verwandeln konnten. Zu diesem Zweck gab ich zwei Berichte in Auftrag, einen über das Versagen der UNO im Vorfeld des Massakers von Srebrenica und den zweiten über die Ursachen des Versagens der UNO im Vorfeld des Völkermords in Ruanda sowie bei der Reaktion auf diesen. Beide Berichte, die mir im November beziehungsweise Dezember 1999 vorlagen, übten Kritik an vielen Beteiligten, insbesondere an UN-Mitgliedsstaaten und ihren politischen Führern, aber auch am UN-Sekretariat und insbesondere an meiner eigenen früheren Dienststelle, der Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze.

				Nachdem ich die Berichte erhalten hatte, teilte ich dem Sicherheitsrat meine Absicht mit, auf der Grundlage ihrer schwerwiegenden Erkenntnisse einen umfassenden Lern- und Reformprozess bei der Friedenssicherung in Gang zu setzen. Entgegen dem dringenden Rat von mancher Seite ordnete ich an, beide Berichte in vollem Umfang und ohne jede Änderung zu veröffentlichen. Mir war klar, dass ein wirklicher Reform- und Heilungsprozess ohne absolute Freimütigkeit, Ehrlichkeit und Offenheit nicht möglich war.

				Als Nächstes beauftragte ich den äußerst fähigen und erfahrenen Diplomaten Lakhdar Brahimi, an der Spitze einer hochkarätig besetzten Expertengruppe zu untersuchen, was nötig war, um die Friedenssicherung den Bedingungen nach dem Ende des Kalten Krieges anzupassen. Das Ergebnis, den Brahimi-Bericht, brachte ich am 21. August 2000 dem Sicherheitsrat, der Generalversammlung und der Öffentlichkeit zur Kenntnis. Als wichtigste qualitative Veränderung hob der Bericht die besonderen Schwierigkeiten von Friedenseinsätzen in von Bürgerkriegen erschütterten Gebieten hervor. Die Prinzipien der Zustimmung der Kriegsparteien, der Unparteilichkeit und der Gewaltanwendung ausschließlich zur Selbstverteidigung sollten wie bisher die Grundlage von Friedenseinsätzen bilden. Andernfalls, stellte der Bericht fest, würden Friedenssoldaten kaum von den Kriegsparteien akzeptiert werden. Aber aufgrund der instabileren Verhältnisse bei Bürgerkriegen seien die Friedenssoldaten Veränderungen im Macht- und Aggressionsverhältnis zwischen den Kriegsparteien ungeschützter ausgesetzt sowie stärker dafür anfällig, von den Parteien im Ringen um Vorteile manipuliert zu werden. Das bedeute, dass die Friedenssicherungskräfte über glaubwürdigere Mittel der Selbstverteidigung verfügen müssten.

				Ferner betonte der Bericht die Notwendigkeit, friedenssichernde und friedenschaffende Maßnahmen zu integrieren. Um einen Friedensprozess nach einem Bürgerkrieg aufrechtzuerhalten, sei ein ganzes Bündel von Maßnahmen nötig, die über die traditionelle Friedenssicherung hinausgingen und teilweise langfristig angelegt sein müssten. Wenn man Friedenssicherungskräften den Ausstieg ermöglichen wolle und wenn ihr Einsatz langfristig erfolgreich sein solle – das heißt dass der von ihnen hinterlassene Frieden langfristig Bestand hätte –, dann müssten Maßnahmen ergriffen werden, die man für gewöhnlich als Staatenaufbau bezeichnet.

				Ein weiterer Punkt, den der Bericht unterstrich, war die Notwendigkeit, das Verhältnis zwischen UN-Sekretariat, Sicherheitsrat und Truppen bereitstellenden Regierungen zu verbessern. In schnell eskalierenden Krisen seien eine engere Kommunikation und Koordination vonnöten, mahnte der Bericht. Die Dreiparteienstruktur könne indes nicht verändert werden, so dysfunktional sie sei. Deshalb sollten Vertreter der Truppen bereitstellenden Länder in den Sicherheitsrat geholt werden, um in jeder Phase der Formulierung des Mandats und bei anderen Grundentscheidungen direkt mit dessen Mitgliedern und dem UN-Sekretariat zusammenarbeiten zu können. Darüber hinaus müsse das Sekretariat sich bei den Beratungen deutlicher Gehör verschaffen und dem Sicherheitsrat seine Kompetenz zur Verfügung stellen. Es müsse ihm sagen, was er hören müsse, nicht, was er hören wolle.

				Neben diesen Problemen behandelte der Brahimi-Bericht noch viele andere Fragen der Doktrin, der Strategie und des Entscheidungsprozesses von Friedenssicherungseinsätzen. Das größte Thema, mit dem er sich befasste, war jedoch das Epizentrum des Friedenssicherungssturms: die Komplizenschaft mit dem Bösen. In dem Bericht hieß es, »bei UN-Friedenssicherungskräften – Soldaten wie Polizisten –, die Zeugen von Gewalttaten gegenüber Zivilpersonen werden, [sollte] vorausgesetzt werden, dass sie ermächtigt sind  … einzugreifen und den Grundprinzipien der Vereinten Nationen Geltung zu verschaffen.« Nie wieder sollten sie danebenstehen und Menschen, die glaubten, sie seien dort, um sie zu retten, nicht helfen. Freilich fügte der Bericht auch hinzu, dass die Friedenssicherungskräfte dies nur »im Rahmen ihrer Mittel« tun könnten.

				Damit blieb ein großes Problem offen: die durchgängige Schwäche von UN-Friedenstruppen, von denen man nicht erwarten konnte, dass sie nachhaltig in einen Bürgerkrieg eingreifen und sämtliche Gräuel beenden würden. Laut Brahimi-Bericht lag die Verantwortung vor allem bei den UN-Mitgliedsstaaten, insbesondere bei denjenigen, die dem Sicherheitsrat angehörten. Sie durften die Entsendung von Friedenstruppen nicht als Feigenblatt benutzen, um die eigene Unwilligkeit, mit dem nötigen Nachdruck zu intervenieren, zu verbergen oder um diejenigen, die eine machtvolle humanitäre Intervention forderten, bloß zu beschwichtigen.

				Friedenssicherungskräfte können die Machtverhältnisse in Konflikten nicht entscheidend verändern. In dieser Hinsicht kann Friedenssicherung nie ein primäres, sondern nur ein sekundäres Friedensinstrument sein. Um es noch einmal zu betonen: Unter gewissen Umständen kann die Friedenssicherung der Vereinten Nationen viel erreichen, wie während des Kalten Krieges und bei verschiedenen Einsätzen zu Beginn der neunziger Jahre, etwa in Mittelamerika, Mosambik, Namibia und bei der umfangreichen Operation in Kambodscha. Aber sie kann auch höchst unzureichend sein. Dies ist darin begründet, dass Friedenssicherung in Kriegsgebieten nicht die treibende Kraft einer Konfliktlösung sein kann. Entscheidend dafür sind die Festlegung der Kriegsparteien auf Krieg oder Frieden und der Wille der Weltgemeinschaft, die Kräfteverhältnisse vor Ort zu verändern. Nur die Entscheidung, eine eigenständige Kampftruppe zu entsenden – die fähig ist, andere Militäreinheiten niederzuschlagen –, kann der Absicht, auf einen Bürgerkrieg Einfluss zu nehmen, gerecht werden. So geschehen in Bosnien, als man sich schließlich entschloss, die Friedenstruppe umzustellen und Partei zu ergreifen.

				In meiner Zeit in der Führungsspitze der UNO konnten wir es uns als kollektives Verdienst anrechnen, dass das relativ einfache Werkzeug der Friedenssicherung, das für begrenzte zwischenstaatliche Konflikte während des Kalten Krieges geschaffen worden war, zu einem Instrument weiterentwickelt wurde, das bei der Lösung komplexer Bürgerkriege – der vorherrschenden Konfliktform in der modernen Welt – wertvolle Dienste leisten kann. Beleg dafür war die Tatsache, dass die UN-Friedenssicherung nach den Katastrophen Mitte der neunziger Jahre nicht, wie manche erwarteten, dahinsiechte, sondern im Zuge unserer Reformen wiedererstarkte und mehrere Missionen in von Bürgerkriegen erschütterte Gebiete entsandt wurden. Da solche Konflikte heute weltweit die meisten kriegsbedingten Todesopfer fordern, ist in ihnen der größte Beitrag zum Frieden zu leisten. Tatsächlich fanden nahezu alle friedenssichernden Einsätze der Vereinten Nationen seit 1992 in Konflikten statt, die nicht wirklich als zwischenstaatliche Kriege gelten können. Gegenwärtig, während ich dies schreibe, sind bei 16 solcher Missionen fast hunderttausend UN-Friedenssoldaten im Einsatz.

				Die entscheidende Tatsache blieb jedoch, dass das größte Problem der UN-Friedensmissionen in den frühen neunziger Jahren durch Friedenssicherung nicht zu beheben war. Wir konnten, indem wir das Management der Missionen gemäß dem Brahimi-Bericht umgestalteten, mit aller Kraft versuchen, das Ansehen der Friedenskräfte vor Ort wiederherzustellen und zu bewahren. Aber diese Reform vermochte das Grundproblem der frühen neunziger Jahre nicht zu lösen: die Komplizenschaft der Weltgemeinschaft mit dem Bösen – das untätige Danebenstehen in voller Kenntnis des Grauens, das zu beenden in ihrer Macht stand. Ungeachtet der Grenzen dessen, was mit Gewalt allein erreicht werden kann, gab es eindeutig Gelegenheiten, bei denen die Weltgemeinschaft entschlossen hätte eingreifen können und müssen.

				Aus der Abteilung für Friedenssicherungseinsätze nahm ich vor allem die Lehren aus Bosnien und Ruanda mit in das Amt des Generalsekretärs. Das Böse, das in Bürgerkriegsgebieten zu beobachten ist, geschieht durch den Willen von Konfliktteilnehmern, die aufgespürt, gestellt und aufgehalten werden müssen – wenn nötig mit Gewalt. Dennoch klammerten sich während meiner Amtszeit als Generalsekretär viele in der Weltgemeinschaft, in diplomatischen Vertretungen und in Hauptstädten überall auf der Welt an eine Vorstellung der UN-Charta, nach der, wie sie meinten, Gewaltanwendung unannehmbar war. Daraus sollte die größte Herausforderung erwachsen, mit der ich als Generalsekretär konfrontiert war: Es galt, ein neues Verständnis der Legitimität und Notwendigkeit von Interventionen angesichts grober Verletzungen der Menschenrechte zu schaffen.
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SOUVERÄNITÄT UND 
MENSCHENRECHTE

				Kosovo, Osttimor, Darfur und 
die Schutzverantwortung

				Fünf vor zwölf in Osttimor

				»Unser Schicksal liegt jetzt in Ihren Händen«, sagte Xanana Gusmão zu mir. Es war der 5. September 1999, und ich hatte den Anführer der Unabhängigkeitsbewegung von Osttimor in der indonesischen Hauptstadt Djakarta angerufen. Die Regierung hatte ihn unter Hausarrest gestellt, während ihre Milizen in seinem Heimatland, wo sechs Tage zuvor das von der UNO unterstützte Unabhängigkeitsreferendum stattgefunden hatte, eine Orgie der Gewalt entfesselten. Gusmão warnte mich mit besorgter, aber gefasster und entschlossener Stimme, dass ein »neuer Völkermord« sein Volk bedrohe. Ich erwiderte, dass ich alles tun würde, um dem Gemetzel ein Ende zu setzen, und schloss das Gespräch mit der Bitte, er möge alle Vorsichtsmaßnahmen ergreifen, um in den kommenden Tagen seine eigene Sicherheit zu gewährleisten. So wie sein Volk, das in den Straßen von Dili, der Hauptstadt Osttimors, ermordet wurde, schwebte auch er in Djakarta in Lebensgefahr.

				In den vorangegangenen Wochen und Tagen hatte ich öffentlich und privat vor der zu erwartenden Gewalt im Anschluss an die Volksabstimmung gewarnt, bei der das Volk von Osttimor die langersehnte Gelegenheit bekäme, selbst über sein Schicksal zu entscheiden. In den zu der Abstimmung führenden Verhandlungen hatte ich eine enge, vertrauensvolle Beziehung zu dem indonesischen Präsidenten Bacharuddin Jusuf »B. J.« Habibie aufgebaut. Habibie – in gewisser Weise ein Zufallspräsident, der ein Jahr zuvor die Nachfolge des langjährigen Landesherrn Suharto angetreten hatte – hatte mich davon überzeugt, dass er den Wunsch hatte, den Konflikt in Osttimor friedlich zu lösen.

				Eine andere Frage war, ob er dazu in der Lage war. Er hatte weder seine eigenen Streitkräfte unter Kontrolle, die in der Region mit lokalen Milizen gemeinsame Sache machten, noch sagte man ihm die Wahrheit über die von ihnen verübten Morde und Brandstiftungen. Fünf Tage zuvor hatte ich ihn angerufen, um ihm mitzuteilen, wie erfreut wir darüber waren, dass die Volksabstimmung, bei der die große Mehrheit der Osttimorer ihre Stimme abgegeben hatte, unter weitgehend friedlichen Umständen stattgefunden hatte. Habibie erwiderte, seine Regierung habe »ohne schmutzige Hintergedanken« gehandelt und werde »jede Entscheidung des Volks akzeptieren und achten«. Unumwunden fügte er hinzu, dass er, sollte die Entscheidung für die Trennung ausfallen, die indonesischen Polizei- und Militärkräfte abziehen werde. Das Ergebnis der Volksabstimmung war ähnlich unmissverständlich: Rund achtzig Prozent der Teilnehmer hatten gegen die Autonomie innerhalb Indonesiens und für die volle Unabhängigkeit gestimmt.

				Danach kam es in Osttimor zu grauenhaften Ereignissen, die die Entschlossenheit und Fähigkeit der Vereinten Nationen und der Weltgemeinschaft, die Herauslösung eines Territoriums aus einem großen Land zu managen, auf die Probe stellten. Zu dem Zeitpunkt, als ich mit Gusmão sprach, war ich bereits zu der Schlussfolgerung gelangt, dass eine internationale Truppe nötig war, um den neuen Staat zu sichern. Aber mir war klar, dass sie nur auf Einladung der indonesischen Regierung entsandt werden konnte. Der Bemühung, diese Einladung zu erhalten, galt in den folgenden Tagen mein Hauptaugenmerk. Meine Erfahrungen mit der Friedenssicherung hatten mich gelehrt, dass man vor allem eine engagierte Führungsnation für die Interventionstruppe gewinnen musste. Noch am selben Tag, an dem Gusmão mich vor dem Ausmaß der seinem Volk drohenden Gewalt gewarnt hatte, rief ich den australischen Premierminister John Howard an. Vor dem Hintergrund der sich über das Territorium ausbreitenden Morde und Plünderungen fragte ich ihn, ob sein Land bereit sei, eine multinationale Interventionstruppe mit der Ermächtigung, die Gewalttätigkeiten zu beenden, anzuführen.

				Ihm selbst und seinem Land ist es hoch anzurechnen, dass er sofort zusagte, nachdem er erklärt hatte, dass es »fünf vor zwölf« sei, wenn man eine Übereinkunft mit Habibie erreichen wolle. US-Präsident Clinton, mit dem ich später am Tag telefonierte, war in erster Linie daran gelegen, ein Mandat des Sicherheitsrats zu erhalten – schließlich handelte es sich um einen Einsatz gegen einen Hauptverbündeten der Vereinigten Staaten – und den Kongress, der die Teilnahme der USA an einer solchen Mission ablehnte, zu beschwichtigen. Die Dringlichkeit der Lage vor Ort schien ihn nicht zu beeindrucken. Das hinderte meinen Freund Richard Holbrooke, der inzwischen US-Botschafter bei den Vereinten Nationen war, nicht daran, mich zu fragen, ob dies »ein neues Srebrenica« sei. Innerhalb der amerikanischen Regierung, fügte er hinzu, sei man in der Frage, was man tun solle, auf »bosnien-ähnliche« Weise gespaltener Meinung.

				Klar war jedenfalls, dass niemand – und ganz gewiss nicht die USA – bereit war, einen Krieg mit Indonesien in Erwägung zu ziehen, um eine bedrohte Minderheit in dessen Grenzen zu schützen. Nur durch eine intensive diplomatische Kampagne konnte man Djakarta zu der Einsicht bringen, dass Indonesiens künftige Beziehung zur Weltgemeinschaft davon abhing, ob es eine friedliche Lösung des seit langem schwelenden Osttimor-Problems ermöglichte; und dafür war die Anwesenheit von Außenstehenden vor Ort erforderlich. Die Frage, die uns alle verfolgte, war, ob es für das Volk von Osttimor nicht bereits zu spät war.

				Souveränität und Intervention

				Die Krise in Osttimor passierte wie alle Herausforderungen, mit denen wir konfrontiert waren, nicht in einem Vakuum. Es gab noch andere Konflikte, wie diejenigen im Kosovo, im Kongo und in Sierra Leone, die unser Verständnis von Souveränität und Intervention in Frage stellten. Ich trat das Amt des Generalsekretärs zu Beginn des Jahres 1997 mit der Überzeugung an, dass wir den Einzelnen ins Zentrum all dessen, was wir als Vereinte Nationen unternahmen, rücken mussten. Die Staatenorganisation musste sich wieder auf die Rechte und den Schutz der Völker besinnen, in deren Namen ihre Charta geschrieben worden war. Außerdem war mir bewusst, dass ich mich nicht nur für die Verlagerung des Schwerpunkts der Aufmerksamkeit und Tätigkeit der UNO, sondern auch für Interventionen einsetzen musste. Die konventionelle Auffassung von der Unantastbarkeit der nationalen Souveränität, ganz gleich, welche Ungeheuerlichkeiten in den Grenzen eines Staates geschahen, musste in Frage gestellt werden.

				Wir konzentrierten uns auf die Unantastbarkeit und Universalität der Menschenrechte – in Wort und Tat – und versuchten, sie zu einem Kernelement unserer gesamten Arbeit zu machen, von der Entwicklung über Gesundheit und Frieden bis zur Sicherheit. Wenn Zivilisten wegen ihrer Volkszugehörigkeit angegriffen und getötet werden, erwartet die Welt von den Vereinten Nationen, dass sie für diese Menschen sprechen. Wenn Frauen und Mädchen das Recht auf Gleichheit verweigert wird, erwartet die Welt von den Vereinten Nationen, dass sie Stellung nehmen. In einer Welt, in der die Globalisierung die Fähigkeit der Staaten begrenzt hat, ihre Wirtschaft zu kontrollieren, ihre Finanzbranche zu regulieren und sich von Umweltschäden und Migrationsströmen abzuschotten, können und dürfen Staaten nicht das Recht haben, ihre eigenen Bürger zu versklaven, zu verfolgen oder zu foltern.

				In innerstaatlichen Konflikten wurde auf immer offensichtlichere Weise das Menschenrecht auf Leben und Sicherheit verletzt, und das bedeutete, dass wir die Beziehung zwischen Bürgern und Regierung neu gestalten mussten. Wir mussten die Weltgemeinschaft überzeugen, dass Souveränität nicht absolut gesetzt werden dürfe, sondern in Abhängigkeit davon zu sehen sei, ob ein Staat die Verantwortung für die Sicherung der Menschenrechte seiner Bürger übernahm und diesen Rechten ebenso viel Gewicht beimaß wie der Forderung nach Nichteinmischung in seine inneren Angelegenheiten. Zu dieser Auffassung war ich aufgrund der Erfahrungen mit der UN-Friedenssicherung in Somalia, Ruanda und Bosnien gelangt. Wie mein engster Vertrauter und Berater Iqbal Riza es häufig ausdrückte: Wir mussten bei den Konflikten der Welt, ob sie nun zwischen- oder innerstaatlicher Art waren, auf einer moralischen Dimension unseres Engagements bestehen.

				Dass die Weltgemeinschaft sich mit dieser schwierigen Aufgabe auseinandersetzen musste, war mir schon seit einiger Zeit bewusst. 1993, inmitten der wachsenden Spannungen im Umgang mit den Milizen in Mogadischu, als ich noch Beigeordneter Generalsekretär für friedenssichernde Einsätze war, wurde ich auf einer Pressekonferenz in New York gefragt, ob unsere Missionen eine Neudefinition der Rolle der Vereinten Nationen mit sich brächten. Ich antwortete, indem ich zunächst darauf hinwies, dass wir versuchten, Südmogadischu waffenfrei zu bekommen, indem wir in Zusammenarbeit mit dem somalischen Volk rasch ein Entwaffnungsprogramm vorantrieben; aber es gebe auch Elemente, die nicht davor zurückschreckten, diese Anstrengungen mit Gewalt zu stören. Dann fragte ich, ob es wirklich der beste Weg sei, kriminelle Elemente zu beschwichtigen und ihnen nachzugeben? »Die Vereinten Nationen«, fuhr ich fort, »befinden sich in einer sehr schwierigen Lage. Man wirft uns vor, in Bosnien nicht genug zu tun, ein zu schwaches Mandat zu haben, zuzuschauen, wenn diese kriminellen Elemente Frauen etwas antun, Städte beschießen und Zivilisten töten. Nun haben wir in Somalia zum ersten Mal das Mandat, den Versuch zu unternehmen, einigen dieser kriminellen Elemente Einhalt zu gebieten. Ich denke, auf diese Fragen werden die Weltgemeinschaft, die Politiker und die Welt als Ganze sich einstellen müssen. Wir werden über das traditionelle UN-Konzept der Intervention hinausgehen müssen. Wenn wir angesichts massiver Menschenrechtsverletzungen und einer grauenvollen humanitären Situation intervenieren und das Mandat haben, die Lage zu bereinigen – werden wir uns dann einmischen oder nicht? Werden wir zuschauen und zulassen, dass diese Dinge weiterhin geschehen?«

				Später im Jahr stellte ich diese Frage in einem heißen Konferenzraum voller Reporter in Mogadischu erneut, allerdings verwendete ich eine stärkere Formulierung. Einige der Reporter stellten den Gewalteinsatz bei der Somalia-Mission, die draußen stattfand, in Frage. Ich wiederum versuchte, ihnen die Antwort nahezulegen, dass durchgreifendes Handeln nötig sei: »Was tun Sie«, fragte ich sie, »wenn Menschen verhungern und sterben, nicht aufgrund einer Dürre, sondern weil Menschen, eine Gruppe von Männern, sie daran hindern, Lebensmittel zu bekommen? Was tun Sie? Einfach dasitzen? Verhandeln? Oder was?« Niemand im Raum antwortete mir, doch allmählich setzte ein Umdenken ein.

				1995 wurde ich zum Sonderbeauftragten für das ehemalige Jugoslawien und die NATO ernannt. Im selben Jahr drängte ich bei der feierlichen Übergabe der Militärverantwortung in Bosnien von der UNO an die NATO nach dem Dayton-Abkommen erneut darauf, über den hohen Preis nachzudenken, den ein Volk in einem Konflikt zahlen muss, diesmal in Bosnien: »Im Rückblick sollten wir uns daran erinnern, wie wir auf das eskalierende Grauen der vergangenen vier Jahre reagiert haben, und uns die Frage stellen: Was habe ich getan? Hätte ich mehr tun können? Hätte ich etwas ändern können? Ließ ich zu, dass meine Vorurteile, meine Gleichgültigkeit oder meine Furcht stärker waren als mein Verstand? Wie werde ich das nächste Mal reagieren?« Mir war durchaus bewusst, dass ich damit implizit auch unsere eigene Politik der Neutralität gegenüber den Kriegsparteien im Bosnienkrieg verurteilte. Sie hatte uns zu lange zu passiven Zuschauern der von den Serben betriebenen »ethnischen Säuberung« gemacht. Mir war klar, dass es in einer von Bürgerkriegen zerrissenen Welt nicht das letzte Mal gewesen war, dass unsere Prinzipien und Praktiken in Bezug auf die staatliche Souveränität auf die Probe gestellt worden waren.

				Der Punkt war, dass sich das Umfeld verändert hatte – wir hatten es in Bosnien erlebt und sollten es später im Kongo und in anderen Konflikten, in denen Neutralität und »keine Parteinahme« bei der Stationierung von Friedenstruppen nicht funktionierten, wieder erleben. Tatsächlich konnte das Festhalten an der eigenen Neutralität, wenn auch unabsichtlich, dazu führen, dass den Aggressoren Vorschub geleistet und die Opfer bestraft wurden. In manchen Fällen mussten wir handeln, um eine Aggression zu beenden und Unschuldige zu schützen, das heißt, wir mussten weit über die traditionellen Formen der UN-Intervention hinausgehen. 

				Kosovo: die Wiederkehr der Balkankriege

				In dem Jahr vor dem Referendum in Osttimor und den darauf folgenden Gewalttätigkeiten hatte die Welt eine schwere Krise im Kosovo erlebt. Auch dort war eine ethnische Minderheit wegen ihres Wunsches nach Selbstbestimmung mit groben Menschenrechtsverletzungen bestraft worden. Was den Kosovo für uns alle heraushob – die Vereinten Nationen, Europa, die NATO und die USA –, war die Tatsache, dass es sich um eine nur allzu vertraute Krise handelte, mit einem nur allzu bekannten Täter, der eine weitere Balkanregion in Brand steckte.

				Im Fall des Kosovo hatten wir es mit einer Region zu tun, die sich seit mehreren Jahren im Krieg befand und vor allem unter dem Verhalten eines Staates und eines Politikers, der immer noch am Ruder war, zu leiden hatte. Dieser Politiker war Slobodan Milošević, und sein Augenmerk war jetzt auf den Kosovo gerichtet. Nach Bosnien hatten wir allen Grund anzunehmen, dass die albanische Bevölkerung des Kosovo eine ähnliche Behandlung erfahren würde wie die Bosnier, falls die Weltgemeinschaft nicht einschritt. Während die Krise im Kosovo eskalierte, war uns das Beispiel Bosniens stets gegenwärtig. Die vorherrschende Stimmung war, dass wir nicht einfach zuschauen durften, während die Serben den Kosovoalbanern das Gleiche antaten wie den Bosniern.

				Niemand in der Weltgemeinschaft vertraute Milošević – nicht einmal seine Verbündeten, die Russen –, und kaum jemand glaubte daran, dass man ihn von den Vorzügen eines friedlichen Kompromisses in Bezug auf das Kosovo überzeugen könnte. Während ich die Regierungen vor Miloševićs Neigung zu Fehlkalkulationen warnte, wusste ich andererseits auch, dass er ein meisterhafter Manipulator sein konnte. Er hatte mir mehr als einmal gesagt, dass er das Kosovo als Wiege der serbischen Kultur betrachte und eine Abtrennung von Serbien niemals zulassen werde. Im Jahr 1389 hatten die Osmanen die Serben in der Schlacht auf dem Amselfeld im Kosovo besiegt und damit die Grundlage für die fast fünfhundertjährige osmanische Herrschaft über das Land gelegt. Milošević hatte die mythische Bedeutung, die das Kosovo seither für die Serben besaß, geschickt ausgenutzt und 1989 bei einem Besuch im Kosovo die ethnischen Spannungen angefacht, indem er seinen serbischen Zuhörern versicherte: »Niemand hat das Recht, euch zu schlagen.« Diesen Moment betrachtet man heute als Auslöser des Bosnienkrieges.

				Drei Jahre nach dem Ende des Bosnienkrieges, Anfang 1998, verschärften sich im Kosovo die Spannungen zwischen serbischen Truppen und albanischen Milizen, die für die Unabhängigkeit des Kosovo kämpften. Miloševićs Reaktion auf den Widerstandskampf der Befreiungsarmee des Kosovo (UÇK) war ebenso brutal wie vertraut. Anstatt eine friedliche Lösung des Streits anzustreben – oder seine Wut auf die Bewaffneten in den Milizen zu richten –, setzte er eine umfassende »ethnische Säuberung« in Gang und machte so Hunderttausende von Zivilisten zu potentiellen Opfern.

				Die Kampagne schien vor allem ein Ziel zu haben: so viele Albaner wie möglich aus dem Kosovo zu vertreiben oder zu töten. Infolgedessen geriet die Bevölkerung im Kosovo in akute Not, und für die Region bedeutete es eine humanitäre Katastrophe. Diesmal befanden Großbritannien, Frankreich und Deutschland, dass die Zukunft Europas von einer machtvollen Antwort auf Miloševićs Kampagne abhänge. Sie begannen, zumeist durch die NATO, damit zu drohen, dass man einen gegen Zivilisten gerichteten Balkankrieg nicht dulden werde. Für die Vereinten Nationen stellte die Krise eine anders gelagerte, wenn auch ebenso schwerwiegende Herausforderung dar. Da wir vor Ort nicht präsent waren, konnten wir der Zivilbevölkerung auch keine Hilfe anbieten. Deshalb konnten unsere Interventionen nur politischer und diplomatischer Art sein – durch meine öffentlichen Erklärungen und unsere Arbeit mit dem Sicherheitsrat –, um die Weltgemeinschaft hinter dem Ziel zu vereinigen, die Verletzungen der Menschenrechte zu beenden und einen größeren Krieg zu verhindern.

				Seit Anfang 1998 gelang es uns, den Kosovo auf die Tagesordnung des Sicherheitsrats zu setzen, was es uns ermöglichte, ihm regelmäßig Berichte über die dortigen Entwicklungen vorzulegen. Bis zum Sommer jenes Jahres waren rund 200 000 Kosovaren auf der Flucht, ungefähr zehn Prozent der Bevölkerung. In jener Zeit begann ich häufiger über die Notwendigkeit zu sprechen, ein weiteres Bosnien zu verhindern. Während sich die Krise im Sommer und Herbst 1998 verschärfte, beschloss ich, die Vereinten Nationen diesmal eindeutig an die Seite der Opfer der Aggression zu führen und der fadenscheinigen Propaganda Belgrads keinerlei Legitimation zu gewähren. Das erwies sich als schwieriger Balanceakt, da die Forderung Europas und der Vereinigten Staaten, zu handeln, auf den unerschütterlichen Widerstand Russlands stieß, das Serbien immer noch als wichtigen Verbündeten betrachtete und nicht noch einmal mitansehen wollte, dass Milošević wie am Ende des Bosnienkrieges abgestraft wurde.

				Ich beschloss aus zwei Gründen, meine Stimme zu erheben: Erstens konnten Terror und Gewalt und ein größerer Krieg – einschließlich eines aus humanitären Gründen geführten Krieges – meiner Meinung nach am besten verhindert werden, indem man Milošević vor Augen führte, dass es ihm nicht gelingen werde, die Vereinten Nationen oder wenigstens deren Generalsekretär durch einen sich hinziehenden diplomatischen Tanz abzulenken, während seine Truppen im Kosovo wüteten. Eine internationale Einheitsfront würde ihn, so glaubte ich, zur baldigen Aufgabe seiner ungeheuerlichen Kriegsziele bewegen können. Zweitens und von gleicher Bedeutung war die Gelegenheit, welche die Krise im Kosovo bot. Nun galt es, bei internationalen Angelegenheiten neue Saiten aufzuziehen und einen neuen Maßstab dafür zu setzen, wie wir Staaten für die Behandlung und den Schutz der in ihren Grenzen lebenden Bevölkerung zur Verantwortung ziehen. Wir mussten klarstellen, dass das Recht des Einzelnen auf die Bewahrung vor grober, systematischer Verletzung seiner Menschenrechte nicht von dem Recht souveräner Staaten auf Nichteinmischung in ihre inneren Angelegenheiten außer Kraft gesetzt wurde.

				Dieser Politikwechsel war nicht nur bei vielen Mitgliedsstaaten, die an dem sakrosankten Prinzip der Souveränität festhielten, sondern auch im UN-Sekretariat selbst umstritten. Die Kosovokrise löste unter meinen Beratern eine heftige Debatte aus, in der die Lehren aus dem vorangegangenen Jahrzehnt der Friedenssicherung gezogen wurden. Auf der einen Seite argumentierten die Karrierediplomaten und Sekretariatsmitarbeiter, dass die anerkannte Regierung in Belgrad das Recht und die Pflicht habe, in ihrem Territorium die Ordnung aufrechtzuerhalten, und es nicht Sache der UNO sei – und schon gar nicht des Generalsekretärs –, die Aufmerksamkeit auf Menschenrechtsverletzungen im Kosovo zu lenken und auf eine energische Reaktion ausländischer Mächte zu drängen. Auf der anderen Seite standen jene Berater, nach deren Ansicht wir angesichts des wiederholten Fehlverhaltens eines bekannten Schurkenregimes, das eine weitere Volksgruppe am Balkan mit einer »ethnischen Säuberung« bedrohte, nicht in blinder Neutralität verharren durften, wenn wir unser Ansehen nicht ruinieren wollten – insbesondere bei all denen, die von den Vereinten Nationen erwarteten, potentielle Opfer zu schützen.

				Mein eigenes Gefühl sagte mir, dass wir unsere Glaubwürdigkeit und Autorität bei den wichtigsten Mitgliedern des Sicherheitsrats, einschließlich Russlands, die eine Beendigung der Gewalttätigkeiten anstrebten, aufrechterhalten, gleichzeitig aber deutlich machen sollten, dass unsere Reaktion diesmal anders ausfallen würde. Die Vereinten Nationen sollten nach meiner Überzeugung für die Rechte des Einzelnen ebenso nachdrücklich eintreten wie für die Rechte von Staaten. Mir war klar, dass nach Bosnien und Ruanda viele die UNO nach ihrer Fähigkeit beurteilten, gegen grobe Menschenrechtsverletzungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit vorzugehen.

				Ich signalisierte diese Haltung schon früh, auf einer NATO-Konferenz im Juni 1998, auf der über Bosnien als Testfall für die kollektive Sicherheit im nächsten Jahrhundert diskutiert wurde. Traditionell tritt der UN-Generalsekretär bei Treffen von Militärbündnissen auf, um sich – vor allen anderen Werten – für die friedliche Lösung von Streitigkeiten einzusetzen. Bei dieser Gelegenheit drängte ich zwar auch auf intensivere diplomatische Anstrengungen, allerdings vor dem Hintergrund einer glaubwürdigen Gewaltandrohung. Darüber hinaus versuchte ich die NATO-Vertreter von der Dringlichkeit eines nachdrücklichen Handelns zu überzeugen. Unter Hinweis auf die Erfahrungen in Bosnien forderte ich sie auf, die Zukunft der kollektiven Sicherheit wirkungsvoll und auf rechtmäßige Weise zu sichern. Das eine ohne das andere, erklärte ich, reiche nicht aus. Das hatten wir bereits erfahren und sollten es im Irak erneut erfahren. 

				»Glaubwürdiger Zwang ohne Legitimität«, fuhr ich fort, »mag rasche Resultate zeitigen, wird aber keine langfristige internationale Unterstützung erhalten. Legitimierter Zwang ohne Glaubwürdigkeit mag universale Unterstützung finden, wird aber nicht in der Lage sein, elementare Bestandteile seines Mandats zu verwirklichen.« Alles Gerede darüber, dass man die Lehren über die Glaubwürdigkeit, Legitimität und Moralität von Interventionen gelernt habe, sei jedoch ohne ihre praktische, nachdrückliche Anwendung dort, wo Grauen drohe, ein bloßes Lippenbekenntnis. Das Kosovo, kam ich auf den Punkt, befinde sich in dieser Gefahr. Diesmal könne man »über die angewandten Mittel und die angestrebten Ziele nicht überrascht« sein, betonte ich und lobte explizit die Entschlossenheit der NATO-Regierungen, eine weitere Eskalation der Kämpfe zu verhindern. Ich schloss meine Ausführungen mit einer direkteren Aufforderung zur Gewaltanwendung, als ich sie in meiner Amtszeit als Generalsekretär je geäußert habe: »Wir sprechen all unseren Bekundungen des Bedauerns, all unseren Versicherungen der Entschlossenheit, niemals ein neues Bosnien zuzulassen, all unseren Hoffnungen auf eine friedliche Zukunft des Balkans auf grausame Weise Hohn, wenn wir zulassen, dass das Kosovo zu einem weiteren Leichenfeld wird.«

				Später im selben Monat sprach ich in Großbritannien auf einer von der Ditchley Foundation veranstalteten Konferenz ausführlicher über das Thema der humanitären Intervention, indem ich deren Geschichte untersuchte. In diesem Vortrag definierte ich sie als Teil anderer Interventionen, etwa wie das Vorgehen eines Chirurgen, der eingreift, um ein Leben zu retten, oder dasjenige eines Lehrers, der die böswillige Drangsalierung eines Kindes in der Schule verhindern will. Worauf es mir ankam, war, dass Interventionen alle angehen und nicht auf den Einsatz militärischer Gewalt beschränkt sind.

				Selbst während des Kalten Krieges, erklärte ich, als die Durchsetzungsfähigkeit der UNO durch die Spaltung im Sicherheitsrat weitgehend gelähmt gewesen sei, habe es Fälle extremer Menschenrechtsverletzungen in einem Land gegeben, die zur Intervention eines seiner Nachbarn geführt hätten. So habe 1971 eine Intervention Indiens einen Bürgerkrieg in Ostpakistan beendet und Bangladesch zur Unabhängigkeit verholfen. 1978 habe Vietnam in Kambodscha interveniert, um die genozidale Herrschaft der Roten Khmer zu beenden, und 1979 habe Tansania Idi Amins ebenso unberechenbare wie brutale Diktatur in Uganda gestürzt.

				In allen drei Fällen, fuhr ich fort, hätten die intervenierenden Staaten auf grenzüberschreitende Flüchtlingsströme verwiesen, um ihr Vorgehen völkerrechtlich zu legitimieren. Aber was ihr Handeln in den Augen der Welt rechtfertigte, sei der Charakter der Regime gewesen, gegen die sie vorgingen. Und die Geschichte habe ihr Urteil im Großen und Ganzen bestätigt. Nur wenige würden heute bestreiten, dass in diesen Fällen die gewaltsame Intervention das kleinere Übel gewesen sei, verglichen mit der Alternative, Massaker und extreme Unterdrückung fortwähren zu lassen.

				Wenn Menschen in Gefahr seien, betonte ich, habe jeder die Pflicht, die Stimme zu erheben. Kein Mensch habe das Recht, auf der anderen Straßenseite einfach vorbeizugehen.

				Während wir im UN-Hauptquartier über die Notwendigkeit der Intervention diskutierten, nahmen im Herbst 1998 die Gewalttätigkeiten im Kosovo zu. Zehntausende von Albanern wurden aus ihren Häusern vertrieben. Um die Krise zu beenden, verhandelte Richard Holbrooke – damals US-Sonderbeauftragter für den Balkan – über die Stationierung von zweitausend unbewaffneten Beobachtern der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), die den fragilen Waffenstillstand überwachen sollten. Und am 23. September verabschiedete der Sicherheitsrat die Resolution 1199, die den Rückzug der jugoslawischen Truppen aus dem Kosovo verlangte. Die NATO drohte ihrerseits mit Konsequenzen, falls Milošević die Resolution nicht befolgte. Es überraschte jedoch niemanden, dass Milošević seine Kampagne unbeirrt fortsetzte.

				In meinen Berichten an den Sicherheitsrat wies ich mit zunehmendem Nachdruck auf die eskalierende Gewalt hin und machte die jugoslawischen Machthaber für die zunehmenden Mordaktionen verantwortlich. Am 4. Oktober beschrieb ich die Geschehnisse als »Kampagne des Grauens und der Gewalt«. Später am selben Tag erhielt ich einen Brief des jugoslawischen Außenministers, der die Kluft zwischen Belgrad und der Weltgemeinschaft offenbarte. Der erste Satz des Briefs lautete: »Im Kosovo herrscht Frieden«, und die »volle Bewegungsfreiheit« sei sichergestellt. Als ich einige Tage darauf Milošević anrief, um ihn zur Erfüllung der Forderungen der UNO zu drängen, wiederholte er diese Behauptung. In den letzten beiden Wochen, erklärte er, habe es »im Kosovo keinen Konflikt« gegeben. Als Dreingabe fügte er hinzu, die Probleme bestünden »nur mit den Albanern«.

				In derselben Woche sprach ich mit dem britischen Außenminister Robin Cook, der Parallelen zu den schlimmsten Akten ethnischer Gewalt in Bosnien zog. Aufgrund unser beider Erfahrungen mit Milošević stimmten wir darin überein, dass dieser wahrscheinlich nur auf Gewalt reagieren werde. Ich erinnerte Cook daran, dass Milošević ein Experte darin sei, ein »Trugbild« der Kooperation zu schaffen, während er in Wirklichkeit brutale Gewalt anwende, solange er damit durchkomme.

				Wie die meisten von uns befürchtet und erwartet hatten, wurde die Kosovo-Verifizierungsmission zum ohnmächtigen Zeugen einer eskalierenden serbischen Kampagne, die Mitte Januar in dem Massaker an 45 Männern, Frauen und Kindern in dem Dorf Račak kulminierte. Während sich die Gewalttätigkeiten und Kämpfe weiter verschärften, wurden in den folgenden zwei Monaten in Form von Gesprächen im französischen Rambouillet neue Verhandlungen über eine Beilegung des Konflikts geführt. Die Kosovaren ließen sich zur Unterzeichnung eines Abkommens überreden, das eine weitgehende Autonomie des Kosovo innerhalb der Bundesrepublik Jugoslawien vorsah. Die Serben verweigerten jedoch die Unterschrift und blieben ihrem aus Aggression und Fehleinschätzung bestehenden Verhaltensmuster bis zum Ende treu.

				Während der gesamten Krise hatte ich in engem Kontakt mit Javier Solana gestanden, dem klugen, scharfsichtigen spanischen NATO-Generalsekretär, der eine tiefe Abneigung gegen den Krieg mit der Entschlossenheit eines stolzen Europäers verband und der auf keinen Fall zulassen wollte, dass Milošević dem Friedenswillen des Kontinents und den Menschenrechten erneut Hohn lachte. Am 17. März 1999 sprachen wir am Telefon darüber, dass offenbar niemand zu Milošević durchzudringen vermochte – weder seine russischen Verbündeten noch Holbrooke, mit dem er die Beendigung des Bosnienkrieges ausgehandelt hatte.

				Als die OSZE-Beobachter aus dem Kosovo abgezogen wurden, war klar, dass der Augenblick der Wahrheit gekommen war. Am Abend des 23. März rief Solana mich an, um mir mitzuteilen, dass Holbrooke mit »sehr schlechten Nachrichten« aus Belgrad ins NATO-Hauptquartier in Brüssel zurückkehren werde und er, Solana, den Oberbefehlshaber des Bündnisses in Europa ermächtigen werde, umgehend eine militärische Operation zu starten. Mit anderen Worten, eine Militäroperation der NATO würde bald beginnen. Da Russland im Sicherheitsrat jede Resolution mit einem Mandat für einen Gewalteinsatz verhindern würde, bedeutete dies, dass die NATO gegen den Willen des Rats handeln würde. Aber etwas musste geschehen. Ich teilte Solanas Ansicht, dass Milošević den Kontakt zur Realität verloren hatte und dass dies wieder einmal zu einem Krieg auf dem Balkan führte.

				Am nächsten Morgen rief mich Madeleine Albright an, um mir zu versichern, dass die NATO keine andere Wahl habe, als zu handeln. Den Tonfall, den sie dabei anschlug, war ich mittlerweile von ihr gewohnt: Sie war zwar eine Freundin und Verbündete, hatte aber nie ganz verstanden, dass ich, obwohl die Vereinigten Staaten meine Kandidatur für den Posten des Generalsekretärs unterstützt hatten, eine unabhängige, den Grundsätzen der UN-Charta verpflichtete Haltung einnehmen und den Wünschen aller Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen gegenüber ein offenes Ohr haben musste.

				Ich sagte ihr, ich würde als Reaktion auf das militärische Vorgehen der NATO eine Erklärung herausgeben, in der ich darauf hinweisen würde, dass die Serben es versäumt hätten, die Forderungen der Weltgemeinschaft zu erfüllen. Aber ich würde auch betonen, dass es »wünschenswert« gewesen wäre, wenn die Aktion vom Sicherheitsrat autorisiert worden wäre. Auf meine Bemerkung, der Sicherheitsrat sollte stets einbezogen werden, wenn Staaten die Anwendung von Gewalt beschlossen, entgegnete sie rundheraus: »Dem stimmen wir nicht zu.« Mir ging durch den Kopf, dass ihre Rechtsanwälte im Außenministerium möglicherweise anderer Meinung waren, aber ich erinnerte mich auch an eine ähnliche Äußerung, die sie gegenüber Robin Cook gemacht hatte: »Sie sollten sich neue Anwälte suchen.« Am Ende des Telefongesprächs gestand sie gleichwohl ein: »Sie sind Generalsekretär der UNO, und ich bin Außenministerin der Vereinigten Staaten – so ist es nun einmal. Aber wenn wir im Sicherheitsrat darüber hätten abstimmen lassen, hätten die Russen ihr Veto eingelegt, und die Menschen würden weiter sterben.« Ich sprach es nicht aus, aber ich pflichtete ihr bei.

				Noch am selben Tag begann die NATO Luftangriffe zu fliegen, um die serbischen Truppen aus dem Kosovo zu verjagen und ihrer gegen die Zivilbevölkerung der Provinz gerichteten Mord- und Vertreibungskampagne ein Ende zu setzen. In meinen Augen war dies eine Tragödie – wie jeder Rückgriff auf kriegerische Mittel. Wer anderer Meinung ist, hat noch nie gesehen, was sie anrichten. Aber mir war auch bewusst, dass es ein größeres Übel gewesen wäre, wenn man das Wüten der serbischen Truppen im Kosovo weiterhin ungehindert zugelassen hätte.

				Für mich verkomplizierte sich die Situation zusätzlich dadurch, dass ich Generalsekretär der Vereinten Nationen war und in dieser Funktion mitansehen musste, dass die NATO handelte, ohne die Billigung des Sicherheitsrats erbeten zu haben. Die Charta der Vereinten Nationen ist in dieser Hinsicht unmissverständlich: Außer im Fall der Selbstverteidigung muss jede Gewaltanwendung, sofern sie in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht geschehen soll, vom Sicherheitsrat abgesegnet werden. Ebenso klar war mir jedoch, dass Milošević der Weltgemeinschaft keine andere Wahl gelassen hatte und dass keine ihrer Versicherungen, niemals ein neues Bosnien zuzulassen, noch glaubwürdig wäre, wenn man ihm gestattet hätte, seine Kampagne der »ethnischen Säuberung« gegen ein weiteres Balkanvolk fortzuführen.

				Da die Vereinten Nationen vor Ort weder durch friedenssichernde noch durch diplomatische Kräfte vertreten waren, hatte ich während der gesamten Kosovokrise meine Anstrengungen darauf konzentriert, klarzustellen, welche Herausforderung sie für die Weltgemeinschaft darstellte. Wenn wir einen Konflikt vermeiden wollten, würde Milošević begreifen müssen, dass die Vereinten Nationen seinen Krieg diesmal als den bewussten Aggressionsakt erkannten, der er war, und dass ihm keine andere Wahl blieb, als den Forderungen der Weltgemeinschaft nachzukommen. Da die NATO begonnen hatte, diese Forderungen mit Gewalt durchzusetzen, flammte die Debatte unter meinen Beratern wieder auf.

				Die Hauptabteilung Politische Angelegenheiten entwarf eine Erklärung für mich, in der die vorrangige Verantwortung des Sicherheitsrats für die Bewahrung von Frieden und Sicherheit im Mittelpunkt stand und mein Bedauern darüber ausgedrückt wurde, dass ohne Zustimmung des Sicherheitsrats Gewalt angewendet wurde. Bei einigen Mitarbeitern meines Büros stieß der Entwurf auf grundsätzliche Kritik. Wenn ich jetzt lediglich die Anwendung von Gewalt bedauerte, wäre es nach ihrer Ansicht ein Verrat an allem, was ich in den vorangegangenen Monaten gesagt hatte – zum einen über die Notwendigkeit, Milošević zur Verantwortung zu ziehen, und zum anderen darüber, dass die Vereinten Nationen für Zivilisten Partei ergreifen müssten, die von der eigenen Regierung verfolgt wurden. Sie änderten die Erklärung schließlich nach meinen Anweisungen so ab, dass eingangs festgestellt wurde, die Schuld am Rückgriff auf militärische Gewalt trage die jugoslawische Regierung:

				»Während des letzten Jahres habe ich bei vielen Gelegenheiten an die jugoslawische Regierung und die kosovarischen Albaner appelliert, den Frieden über den Krieg, den Kompromiss über den Konflikt zu stellen. Ich bedaure zutiefst, dass die jugoslawische Regierung trotz aller von der Weltgemeinschaft unternommenen Anstrengungen bei ihrer Ablehnung einer politischen Einigung, die das Blutvergießen im Kosovo beendet und einen Frieden für die dortige Bevölkerung gesichert hätte, geblieben ist. Es ist in der Tat tragisch, dass die Diplomatie gescheitert ist, aber es gibt Zeiten, in denen die Anwendung von Gewalt beim Streben nach Frieden legitim sein kann.«

				Die Erklärung schloss mit der Aufforderung, den Sicherheitsrat in jede Entscheidung über den Einsatz von Gewalt einzubeziehen. Als Generalsekretär musste ich dieses Prinzip – das immerhin für nichts Geringeres als die Weltordnung von grundlegender Bedeutung war – selbst dann unterstreichen, wenn es unter anomalen Umständen aus moralischer Notwendigkeit heraus hintangesetzt wurde. »Wenn nicht Sie für die Charta einstehen, wer dann?«, hatte Kieran Prendergast, mein politischer Chefberater und Leiter der Hauptabteilung Politische Angelegenheiten, rhetorisch gefragt.

				Einen Tag nach dem Beginn der Luftangriffe lautete die Schlagzeile der New York Times: »Generalsekretär billigt indirekt die Luftangriffe« – zur großen Erleichterung der NATO-Staaten und zum Ärger der Russen. Aber obwohl ich von der Notwendigkeit des Gewalteinsatzes überzeugt war, hatte ich in meiner Reaktion auf die Bombenangriffe den NATO-Staaten gegenüber auch den Wert und das rechtliche Erfordernis einer Autorisierung durch den Sicherheitsrat betont und so die aktuelle Situation zu einer krassen Ausnahme erklärt. Es war ein heikler – und in vieler Hinsicht unbefriedigender – Kompromiss. Aber er spiegelte die Realität eines internationalen Systems wider, dessen Prioritätengewichtung deutlich verlagert werden musste, wenn die Vereinten Nationen eine Organisation sein wollten, die wahrhaft denjenigen diente, deren Menschenrechte bedroht waren.

				In dieser Debatte wurde das Dilemma, in dem sich die Vereinten Nationen bei Interventionen befanden, offengelegt. Ich musste einen Kurs bestimmen, der den Vorrang des Sicherheitsrats in Fragen von Frieden und Sicherheit unmissverständlich klarstellte, aber auch die Tatsache anerkannte, dass die Vereinten Nationen nie als pazifistische Organisation gedacht waren und dass es Zeiten gab, in denen Gewaltanwendung nicht nur notwendig, sondern auch legitim war. Diese grundlegende Tatsache hatten uns Ruanda und Bosnien nachhaltig vor Augen geführt.

				Zwei Wochen später, bei der Eröffnung der Jahresversammlung der UN-Menschenrechtskommission in Genf, begann ich die Parameter dessen zu umreißen, was ich als die »sich herausbildende internationale Norm« gegen die gewaltsame Unterdrückung von Minderheiten bezeichnete; diese Norm sollte Vorrang vor der Sorge um die staatliche Souveränität haben. »Obwohl wir eine Organisation von Mitgliedsstaaten sind«, schloss ich, »sind die Rechte und Ideale, zu deren Schutz die Vereinten Nationen da sind, diejenigen von Völkern.«

				Unterdessen zeitigte die militärische Intervention im Kosovo keines der Resultate, welche die NATO-Kommandeure erhofft oder erwartet hatten. Am Anfang der Intervention hatte Solana zu mir gesagt, die Luftangriffe seien eine Sache von drei, vier Tagen, dann sei es vorbei. Milošević sah dies jedoch anders. In der ihm eigenen teuflischen Art hatte er sich offenbar auf diesen Augenblick vorbereitet und intensivierte nun seine Repressions- und Vertreibungskampagne. Nach Schätzung des UNHCR waren bis zum 24. März 1999 250 000 Albaner innerhalb des Kosovo aus ihren Häusern vertrieben worden, und weitere 200 000 hatten in Nachbarländern Zuflucht gesucht. In den folgenden drei Monaten wuchs die Zahl der Flüchtlinge um fast eine Million.

				Angesichts dieser humanitären Katastrophe hielt ich es Anfang April für dringend geboten, dass die UNO aktiver in das diplomatische Spiel eingriff. Allerdings hatten die NATO und die Vereinigten Staaten die Aufgabe übernommen, die Forderungen der Weltgemeinschaft durchzusetzen, und insbesondere die USA machten keinen Hehl aus ihrem Wunsch, die UNO – und mich – aus der konkreten Bewältigung des Konflikts herauszuhalten.

				Am 9. April appellierte ich an die jugoslawische Regierung, die offensiven Operationen zu beenden und sich aus dem Kosovo zurückzuziehen. Im Gegenzug würde die NATO die Luftangriffe einstellen. Führende europäische Politiker, wie Jacques Chirac und Gerhard Schröder, die immer nervöser wurden, reagierten zustimmend, aber Albright und Clinton nahmen meinen Schritt zurückhaltend auf. In den nächsten sechs Wochen führte ich mit allen Beteiligten intensive Gespräche mit dem Ziel, den diplomatischen Weg neu zu beleben und die Russen ins Team zurückzuholen, um den nötigen Druck auf Milošević ausüben zu können.

				Madeleine Albright war von Anfang an dagegen, dass ich eine aktivere Rolle spielte, und sie war es umso mehr, als ich zwei UN-Vermittler ernannte: den Slowaken Eduard Kukan und den Schweden Carl Bildt. Albrights Ablehnung führte zu einem jener sich hinziehenden diplomatischen Ringelspiele, die enden, wo sie begonnen haben, und nur wertvolle Zeit verschwenden, während sich die humanitäre Situation, um die sich eigentlich alles drehen sollte, von Stunde zu Stunde verschlechtert. Inmitten einer Reihe angespannter, fast stündlich stattfindender Verhandlungen mit Albright, dem ehemaligen russischen Ministerpräsidenten Viktor Tschernomyrdin, Chirac und anderen europäischen Politikern erhielt ich einen Anruf von Henry Kissinger. Er war besorgt über die Auswirkungen, die die Luftangriffe auf Serbien möglicherweise auf das Ansehen der Vereinigten Staaten hatten, und konnte es kaum fassen, dass meine Absicht, Bildt zum Vermittler zu ernennen, bei seiner Regierung auf Widerstand stieß. Nach seiner Ansicht war Bildt bei weitem der geeignetste unter den in Betracht gezogenen Kandidaten. Er erbot sich, im Weißen Haus für meinen Vorschlag zu werben, und ich nahm sein Angebot dankbar an. Am Schluss unseres Gesprächs zitierte er Bismarck: »[W]ehe dem Staatsmann, der sich in dieser Zeit nicht nach einem Grunde zum Kriege umsieht, der auch nach dem Kriege noch stichhaltig ist.« Und er fügte hinzu, »Ich bin zwar Republikaner, aber wir müssen das Ansehen der Regierung wahren«, denn sonst »würde die Stellung der USA weltweit Schaden nehmen«.

				Daraufhin änderte Albright die Richtung, indem sie mich aufforderte, den finnischen Präsidenten Martti Ahtisaari neben dem russischen Gesandten Tschernomyrdin zum UN-Gesandten zu ernennen. Obwohl ich gegen die Mitwirkung meines Freundes Ahtisaari nichts einzuwenden hatte, bereitete mir das dadurch zu erwartende Durcheinander an der Gesandtenfront Sorgen. Andererseits hatten die Russen angedeutete, dass Ahtisaaris Beteiligung die jugoslawische Bereitschaft zu einer Übereinkunft erhöhen könnte. Dann erhielt ich einen Anruf vom stellvertretenden US-Außenminister Strobe Talbott, der mir mitteilte, Washington habe seine Haltung zu Bildts Ernennung geändert, was, wie ich vermutete, Kissingers Intervention zu verdanken war.

				Am 9. Mai rief mich Javier Solana an und erklärte mir, die Situation habe sich in einen »Alptraum« verwandelt. Bei einem NATO-Luftschlag war die chinesische Botschaft in Belgrad getroffen worden, was Peking in Rage versetzt hatte und in Europa und anderswo Zweifel am Sinn und Nutzen der Luftangriffe schürte. Albright bat mich telefonisch, mit den Chinesen zu sprechen und ihnen zu sagen, dass es aus Sicht der USA »verrückt wäre, die chinesische Botschaft absichtlich zu bombardieren«. Bildt sorgte kurze Zeit später dafür, dass die amerikanischen Sorgen hinsichtlich seiner direkten Art bestätigt wurden, indem er öffentlich die Frage stellte, was wohl geschehen wäre, wenn China eine amerikanische Botschaft bombardiert hätte. So begründet seine Frage gewesen sein mochte, sie entsprach nicht dem Vorgehen, durch das wir eine konstruktive Rolle bei der Beendigung des Kosovokrieges spielen konnten. Unsere Anstrengungen durften  nicht zur Ablenkung von den wahren Kriegsgründen beitragen, was allein Miloševićs Zwecken diente und seine Kapitulation hinauszögern würde. Fünf Tage später sagte ich zu Bildt: »Weder Sie noch Kukan werden nach Belgrad reisen. Und ich werde nicht die Beendigung der Luftangriffe verlangen.«

				Gegen Ende des zweiten Monats nach Beginn der Militärkampagne nutzte ich am 18. Mai die Gelegenheit einer Rede auf der Hundertjahrfeier der Friedenskonferenz von 1899 in Den Haag, um die Argumentation für Interventionen einen Schritt voranzubringen. Ich lenkte die Aufmerksamkeit auf die Dilemmas, in denen sich die Staatskunst infolge der ohne Zustimmung des Sicherheitsrats durchgeführten NATO-Luftangriffe befand. Wenn man die überragende Stellung des Sicherheitsrats als einziger Quelle der Legitimität von Gewalteinsätzen nicht wiederherstelle, warnte ich, beschreite man »einen gefährlichen Weg, der zur Anarchie führt«. Ebenso wichtig, fügte ich hinzu, sei es jedoch, dass sich der Sicherheitsrat hinter das Ziel stelle, massiven Menschenrechtsverletzungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit von einem Ausmaß, wie es im Kosovo zu beobachten sei, entgegenzutreten. Alles andere wäre ein Verrat an den Idealen, die das Fundament der Vereinten Nationen bildeten.

				Von Den Haag reiste ich nach Mazedonien und Albanien, um mir selbst einen Eindruck von den humanitären Folgen des Krieges zu verschaffen und einige der Flüchtlingslager zu besuchen, die inzwischen rund 200 000 Flüchtlinge beherbergten. Vor dem Hintergrund von donnernden Düsenflugzeugen und dem Krachen explodierender Bomben machte ich mich auf den Weg in das Kosovo. Als wir uns dem Grenzposten näherten, sah ich eine scheinbar endlose Flüchtlingsschlange die Straße entlanggehen, Männer und Frauen jeden Alters, Kinder mit ihren wenigen Habseligkeiten auf dem Arm. Nane und ich sprachen mit einem zehnjährigen Jungen, der hilflos weinend neben einer hundertjährigen Frau saß, die ein ums andere Mal fragte: »Warum passiert uns das, warum passiert uns das?« Dann sah sie mich an und fragte mich, ob ihr Leben auf diese Weise enden würde. Wieder einmal hatte Milošević unter völliger Missachtung des Lebens und der Würde eines Bevölkerungsteils des ehemaligen Jugoslawien gehandelt, und da die Luftangriffe ihn offenbar nicht zum Einlenken bewegen konnten, war es in jenem Augenblick schwer, der Frau echte Hoffnung zu geben. In dem Chaos um uns herum und in der herzzerreißenden Verzweiflung in den Augen der Frau spiegelte sich das Äußerste dessen, was mit Gewalt allein erreicht werden kann.

				Aber die Hoffnung kehrte wieder. Wenige Tage später, am 22. Mai, klagte das Kriegsverbrechertribunal für das ehemalige Jugoslawien Milošević wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit an. Dann kam Milošević am 3. Juni, nachdem die NATO 78 Tage lang Luftangriffe geflogen hatte, endlich mit Tschernomyrdin und Ahtisaari zusammen und gab – zu ihrer großen Überraschung – abrupt den Forderungen der Weltgemeinschaft nach. Eine Woche darauf billigte der Sicherheitsrat mit vierzehn zu null Stimmen, bei nur einer Enthaltung, die Entsendung einer internationalen Militärtruppe unter Führung der NATO und einer von der UNO geführten zivilen Mission, um eine Interimsverwaltung in dem Gebiet zu organisieren. Die serbische Kampagne war beendet, Milošević musste sich vor einem Gericht verantworten, und den Kosovaren wurde sicheres Geleit zu ihren Häusern zugesichert und die Gelegenheit gegeben, mit internationaler Hilfe ihre Gesellschaft wiederaufzubauen.

				Am Schluss meines Berichts über den Fall von Srebrenica hatte ich die Weltgemeinschaft aufgefordert, die zentrale Lehre aus den Ereignissen zu ziehen, dass nämlich »einem absichtlichen, systematischen Versuch, ein ganzes Volk zu terrorisieren, zu vertreiben oder zu ermorden, mit allen nötigen Mitteln und mit dem politischen Willen, die Politik bis zu ihrer logischen Konsequenz zu treiben, entschieden entgegengetreten werden muss«. Im Kosovokonflikt beherzigte die Weltgemeinschaft diese Lehre, wie spät und unvollkommen auch immer. Die NATO-Intervention hatte viele Mitglieder der Weltgemeinschaft vor ein Problem gestellt, denn einerseits beharrten sie auf dem Prinzip, dass militärische Aktionen im Rahmen des Völkerrechts stattfinden sollten, aber andererseits fiel es ihnen immer schwerer, das Recht von Regierungen zu akzeptieren, unter dem Deckmantel staatlich-souveräner Immunität die Menschenrechte ihrer Bürger zu verletzen. Letzten Endes hatte die Weltgemeinschaft bewiesen, dass sie jetzt willens war, diese Praxis auf dem Balkan zu beenden, wo UNO, USA und EU noch zu Beginn der neunziger Jahre in Bosnien nicht bereit gewesen waren, einem grausamen ethnischen Krieg ein Ende zu setzen. Die Menschen im Kosovo hatten einen hohen Preis für das Zögern der Weltgemeinschaft gezahlt, aber wenigstens hatten sich das Tempo und die Entschiedenheit der Reaktion geändert.

				Die Rettung einer Nation: Osttimor

				Dili, die winzige, bettelarme, entlegene Hauptstadt von Osttimor, hätte nicht weiter von den Großstädten Europas entfernt sein können, in denen im Frühjahr und Sommer 1999 über das Schicksal der Menschen im Kosovo entschieden wurde. Obwohl die Balkankriege in den frühen neunziger Jahren mit rücksichtsloser Effizienz ausgebeutete ethnische Differenzen ins Bewusstsein der Weltgemeinschaft gerückt hatten, nahm diese die Leiden der Osttimorer, die in einem vergessenen Konflikt gefangen waren, kaum wahr.

				Die ehemalige portugiesische Kolonie Osttimor war 1976 von Indonesien durch einen blutigen, grausamen Feldzug annektiert worden. Die Vereinten Nationen hatten die indonesische Souveränität über Osttimor nie anerkannt, und in den Jahren der Repression und Ausbeutung, in denen schätzungsweise 100 000 bis 250 000 Osttimorer ums Leben kamen, war Portugal eines der wenigen Länder gewesen, die versuchten, die Aufmerksamkeit der Welt für das Recht der Osttimorer auf Selbstbestimmung wachzuhalten.

				Mein Vorvorgänger im Amt des Generalsekretärs, Pérez de Cuéllar, hatte 1983 Gespräche zwischen Indonesien und Portugal vermittelt, doch sie hatten wenig, wenn überhaupt etwas gebracht. Als ich 1997 ins Amt kam, waren die schleppenden Verhandlungen über Osttimor eines der Gebiete, denen ich einen neuen Impuls geben wollte. Ich ernannte den Pakistaner Jamsheed Marker zu meinem persönlichen Beauftragten, und gemeinsam belebten wir die Verhandlungen neu und drängten auf kühne Schritte unter Beteiligung der Osttimorer. Nach dem Ende des Kalten Krieges, dem Massaker von Santa Cruz im Jahr 1991 und der Verleihung des Friedensnobelpreises an Bischof Carlos Ximenes Belo und José Ramos-Horta musste Indonesien gewarnt sein, dass die Weltgemeinschaft die Legitimität seiner Herrschaft über Osttimor ohne Zustimmung der Bevölkerung nicht ohne Weiteres hinnehmen würde.

				Als 1998 das Suharto-Regime beendet wurde und B. J. Habibie an die Macht kam, eröffneten sich neue Möglichkeiten. Habibie erklärte, er werde eine Abstimmung oder ein Referendum über den künftigen Status des Territoriums – über die Frage, ob es eine autonome Einheit innerhalb Indonesiens oder völlig unabhängig werden sollte – zulassen. Für die UNO bot sich die Möglichkeit, eine wichtige Rolle zu spielen, da keine der Großmächte ein strategisches Interesse an dem Konflikt hatte – anders als, zum Beispiel, beim Friedensprozess im Nahen Osten, bei dem unser Einfluss aufgrund der amerikanischen Dominanz in dieser Frage stets beschränkt war. In Bezug auf Osttimor konnten wir nun einen Verhandlungsprozess unter Beteiligung sowohl Indonesiens als auch Portugals in Gang setzen, um den Weg zu einer »Volksbefragung«, wie wir sie nannten, zu ebnen. Diese »Befragung« über die Zukunft Osttimors sollte irgendwann im Jahr 1999 stattfinden.

				Der indonesische Außenminister Ali Alatas erwies sich als ebenso harter wie fähiger Unterhändler. Jaime Gama vertrat mit ähnlichem Geschick die historischen Interessen Portugals. Zum Verhandlungsführer auf unserer Seite ernannte ich Jamsheed Marker. Während der nur langsam vorankommenden Vorbereitungen des Referendums intervenierte ich von Zeit zu Zeit persönlich, indem ich Alatas in mein Büro bestellte und ihn drängte, auf dem Pfad des Kompromisses zu bleiben und sich nicht vom Endziel eines sicheren Friedens, der das internationale Ansehen Indonesiens stärken werde, ablenken zu lassen. Wiederholt versicherte ich ihm, dass wir als ehrliche Makler handelten, keine eigenen Interessen verträten und die Referendumsfrage fair formulieren würden. So konnten wir genügend Vertrauen schaffen, dass beide Seiten glaubten, sie könnten als Sieger aus der Volksabstimmung hervorgehen.

				Während Marker mit viel Geschick und Geduld die Verhandlungen führte, entwickelte sich zwischen Habibie und mir eine ungewöhnliche Beziehung. Mit der Zeit begann er mir zu vertrauen und zu begreifen, dass ich nicht darauf aus war, Indonesien zu schwächen. Er begriff, dass ich nicht nur ein den Wünschen der Osttimorer entsprechendes friedliches Resultat anstrebte, sondern auch nach einem Weg suchte, wie Indonesien am Ende eine stärkere Stellung innerhalb der Weltgemeinschaft einnehmen konnte. Tag für Tag – und oft Stunde für Stunde – gelang es mir, ihn bei der Stange zu halten, trotz immensen Drucks aus den Reihen seines eigenen Militär- und Sicherheitsapparats, der darauf drängte, eine wesentlich härtere Linie zu verfolgen. Ende August 1999 sprach ich täglich mit ihm, und mehr als einmal konnte ich ihm – mit zunehmender Resonanz von seiner Seite – sagen, dass das, was er von seinen Assistenten und Beratern hörte, nicht die Wirklichkeit in Osttimor wiedergab.

				Nachdem man sich endlich auf die Durchführung der Volksabstimmung geeinigt hatte, blieben uns für die Organisation nur wenige Monate. In der entscheidenden Frage der Sicherheit waren die Indonesier unerbittlich: Sie würden die Verantwortung für die Sicherheit allein tragen und keine anderen Truppen, gleich welcher Art, auf indonesischem Boden operieren lassen. Ich drängte Habibie, eine bewaffnete Truppe zum Schutz der Zivilbevölkerung und UN-Aktivitäten zuzulassen, doch das indonesische Militär legte sein Veto ein und beharrte auf seinen eigenen Vorrechten – eine schicksalhafte Entscheidung mit schwerwiegenden Folgen sowohl für das indonesische Militär als auch für das Volk von Osttimor.

				Unsere Besorgnis war darin begründet, dass von der indonesischen Armee unterstützte timoresische Milizen inzwischen klargemacht hatten, dass sie die lokale Bevölkerung einschüchtern und bedrohen würden. Während der gesamten Entwicklung gab es, wie ich meinen Mitarbeitern und anderen immer wieder ins Gedächtnis rief, eine grundlegende Realität, die den Kontext der Diplomatie prägte: Das indonesische Militär konnte in der Region tun und lassen, was es wollte, denn keine ausländische Macht dachte auch nur daran, Indonesien mit militärischen Mitteln das Recht abzusprechen, in dem, was es als sein Staatsgebiet ansah, (nach Gutdünken die Kontrolle auszuüben. Die Tatsache, dass es zudem das Land mit der größten moslemischen Bevölkerung der Welt und ein enger Verbündeter der Vereinigten Staaten war, der noch dazu eine immer enger werdende Beziehung zu China pflegte, machte die diplomatischen Bemühungen nicht einfacher. Die indonesische Regierung ließ uns keine andere Wahl, als ihren Anspruch auf das Sicherheitsmonopol zu akzeptieren.

				Gleichwohl gab mir das Abkommen vom 5. Mai das Recht, die Vorbereitungen der Abstimmung auszusetzen, wenn die nötigen Sicherheitsbedingungen für eine friedliche Stimmabgabe nicht erfüllt waren. In einem Brief an Habibie benannte ich die Elemente, die ein friedliches Umfeld gewährleisten würden. So sollten in einem dringend gebotenen ersten Schritt die Milizen vor der Abstimmung unter strenge Kontrolle gebracht werden, und das indonesische Militär sollte sich in bestimmte Gebiete zurückziehen. Als die indonesische Regierung darauf nicht einging, legte ich dieselben Elemente in einem an beide Seiten gerichteten Memorandum nieder, um alle darüber in Kenntnis zu setzen, welche Erwartungen ich in Bezug auf die Sicherheitsbedingungen hegte. Am Ende wurden diese Bedingungen nicht erfüllt. Aber angesichts der historischen Chance, die Habibies Zustimmung zu dem Vorhaben, das Volk von Osttimor selbst über seinen künftigen Status entscheiden zu lassen, darstellte und mit Rücksicht auf die Bitte der timoresischen Führung, die Abstimmung nicht hinauszuschieben, beschlossen wir, die Vorbereitungen weiter voranzutreiben.

				Als ich sechs Tage vor der Abstimmung, am Morgen des 24. August, mit Habibie sprach, um ihm für seine Anstrengungen zu danken, hob ich besonders die Sicherstellung eines »friedlichen Umfelds« hervor. Auf diese Weise wollte ich ihm zu verstehen geben, wie besorgt ich über die zunehmende Gewalt war. Am 26. August gab ich eine Erklärung heraus, in der ich die bekannt gewordenen Gewalttätigkeiten verurteilte, und am Vorabend des Referendums forderte ich in einer weiteren Erklärung einen friedlichen Verlauf der Abstimmung und warnte die indonesische Regierung vor Einschüchterungsversuchen und Gewalttätigkeiten gegenüber den Osttimorern.

				In diesem von Misstrauen, Gefahr, Gewalt und Einschüchterung geprägten Klima stimmte das Volk von Osttimor am 30. August 1999 mit überwältigender Mehrheit für die Unabhängigkeit. Fast achtzig Prozent der Wähler sprachen sich für die Trennung von Indonesien aus. Die Abstimmung war überwiegend friedlich und geordnet verlaufen. Nach der Bekanntgabe des Resultats am 4. September entfesselten die von Indonesien unterstützten Milizen jedoch aus Wut und Empörung eine Mord- und Zerstörungskampagne und verwüsteten weite Teile des zuvor schon bettelarmen Territoriums.

				Im UN-Hauptquartier in New York fühlten wir ebenso wie die UN-Vertreter vor Ort eine schreckliche Verantwortung auf uns lasten. Wir hatten den Osttimorern eine Volksabstimmung über ihre Zukunft ermöglicht; sie war friedlich verlaufen, und niemand konnte behaupten, dass wir eine andere Wahl gehabt hätten, als das Beharren der indonesischen Regierung auf ihrem Sicherheitsmonopol zu akzeptieren. Wir hatten dem Volk von Osttimor jeden Grund zu der Annahme gegeben, dass wir das Referendum organisiert hatten, damit es in Frieden und Sicherheit selbst über seine Zukunft entscheiden konnte. Doch jetzt war es zum Vorwand für ein furchtbares Gemetzel durch Milizen und indonesische Truppen geworden. Bei mir rief dies die Erinnerung an die dunkelsten Momente der Geschichte der Friedenssicherung wach, als es unseren Truppen in Konfliktgebieten aufgrund begrenzter Mandate und unzureichender Ressourcen unmöglich war, Zivilisten zu helfen, die annehmen mussten, wir seien dort, um sie zu schützen und nicht nur uns selbst.

				Diesmal ging es im Unterschied zum Kosovo nicht einfach darum, die Bühne der Vereinten Nationen zu nutzen, um das Verständnis von Souveränität und Intervention zu verändern. Angesichts unserer zentralen Rolle bei den Verhandlungen über das Referendum und dessen Organisation sowie unserer Präsenz vor Ort war mir klar, dass ich durch meine eigene Intervention den Verlauf der im Gang befindlichen Tragödie beeinflussen konnte. Ich begann rund um die Uhr Sitzungen abzuhalten und Telefongespräche zu führen, darunter Gespräche mit den Staats- und Regierungschefs der Vereinigten Staaten, von Indonesien, Australien, Großbritannien, Portugal, Malaysia, Thailand und vielen anderen Ländern.

				Beim Ausbruch der Gewalttätigkeiten hatten wir, abgesehen von Verbindungsoffizieren zum Militär und politischen Beratern, keine Militär- oder Polizeikräfte vor Ort. Wir brauchten dringend Hilfe, und so verfolgte ich über zwei Wochen hinweg zwei unterschiedliche Strategien. Die New Yorker Nächte, wenn es in Indonesien Tag war, widmete ich Telefongesprächen mit Habibie, in denen ich ihm klarzumachen versuchte, wie wichtig die Wiederherstellung der Sicherheit in Osttimor war. Nacht für Nacht setzte ich ihm die Notwendigkeit auseinander, die Gewalttätigkeiten zu beenden, wenn möglich durch indonesische Truppen oder, wenn diese scheiterten, durch ausländische Einheiten. Tagsüber drängte ich den Sicherheitsrat und Länder, die möglicherweise Truppen bereitstellen würden, dazu, eine glaubwürdige Interventionstruppe mit genügend Kampfkraft für den Einsatz zu bilden. Zudem müsste sie eine beträchtliche asiatische Komponente besitzen, damit es nicht aussah, als würde eine westliche Invasion Indonesiens stattfinden.

				Wie bei anderen Krisen, vom Kosovo bis zum Nahen Osten, wurde ich rasch zu einem Knotenpunkt der diplomatischen Kommunikation zwischen den Konfliktparteien, und wie es schien, war ich der Einzige, zu dem alle genügend Vertrauen für ein offenes Gespräch hatten. Aufgrund dessen gewann ich oftmals ein besseres und wesentlich aktuelleres Bild der Lage als die Beteiligten selbst, da sie mir ihre Interessen, ihr Wissen und manchmal sogar einige der Informationen ihrer Geheimdienste anvertrauten. Auch wenn ihre Darstellung häufig einseitig und verzerrt und darauf ausgerichtet war, mich von ihrem Standpunkt zu überzeugen, war sie hilfreich, da sie mich in die Lage versetzte, einsichtigere und wirkungsvollere Vereinbarungen zu vermitteln, als ich es sonst gekonnt hätte. Osttimor war in dieser Hinsicht keine Ausnahme.

				Australien die Führung einer Interventionstruppe anzuvertrauen, wäre aufgrund seiner Stellung im pazifischen Raum von Spannungen belastet gewesen. Es besaß zwar kampffähige, kompetente Streitkräfte, welche die Operation effektiv und glaubwürdig hätten führen können, war aber kein asiatisches Land und wurde von seinen Nachbarn insofern nicht als vollwertig betrachtet. So musste ich andere Regionalmächte, wie Thailand, Malaysia und Singapur, zur Teilnahme bewegen. Diese wiederum würden ohne eine ausdrückliche Einladung von Seiten Indonesiens über eine Beteiligung nicht einmal nachdenken – oder auch nur bekannt werden lassen wollen, dass sie mit mir darüber sprachen. Alle Wege führten zurück zu Habibie, einem anständigen, verantwortungsvollen Staatsmann, der allerdings unter starkem Druck stand. Wenn ich ihn überzeugen konnte, würde ich auch die anderen Puzzleteile zusammenbekommen.

				Aus Dili trafen jeden Tag neue Schreckensmeldungen über Massaker, Mordanschläge und Brandstiftungen von timoresischen Schlägertrupps und Milizen ein, die offenbar mit der Unterstützung der vor Ort stationierten indonesischen Truppen rechnen konnten. Doch während ich von unseren eigenen Leuten und ausländischen Repräsentanten immer beunruhigendere Berichte erhielt, wurde Habibie von seinen Militär- und Sicherheitskräften ein völlig anderes Bild vermittelt. So beharrte er in einem Telefongespräch hartnäckig darauf, dass keine gegen Timorer gerichteten Aktionen stattfänden. Wo es zu Plünderungen komme, sagte er, handle es sich um Häuser von Indonesiern, die aus Wut über das Resultat der Volksabstimmung ihre Häuser in Brand gesteckt hätten. Meine Berichte seien falsch.

				Um diese kontraproduktive Gesprächsmühle zu durchbrechen, begann ich Habibie davor zu warnen, dass man ihn persönlich verantwortlich machen würde, wenn die Morde weitergingen und er sich als unfähig erweise, die Menschen zu schützen. In stundenlangen Telefongesprächen erklärte ich ihm, dass die Entsendung einer Interventionstruppe keine Invasion oder Zwangsmaßnahme sei. Er solle die Hilfe von außen annehmen, denn seine Armee sei aus eigener Kraft augenscheinlich nicht in der Lage, die Ordnung wiederherzustellen, auch wenn sie es wolle.

				Auf persönlicher Ebene hatte Habibie mein Mitgefühl. Ich spürte, dass er das Richtige tun wollte, aber von mächtigen Hardlinern im Militär enorm unter Druck gesetzt wurde. Obwohl ich den Verdacht hatte, dass er bei unseren Telefongesprächen nie allein war, musste ich ihm erklären, dass seine Militärs ihm nicht die Wahrheit sagten. Aber ich musste vorsichtig sein und durfte ihn nicht zu sehr bedrängen. Es bestand stets die Gefahr, dass der Dialog abgebrochen wurde und die Chance auf einen Durchbruch vertan wäre. Jedes Mal, wenn diese Gefahr drohte, sagte ich mir, dass es besser sei, am nächsten Tag weiterzumachen, wie wenig ich auch vorangekommen war. Man ist unter solchen Umständen, wenn im Konfliktgebiet Gräuel begangen werden, im Dialog mit den Verantwortlichen versucht, seine moralische Entrüstung zu äußern. Doch dieser Versuchung muss man widerstehen, denn sie verhilft einem lediglich zu einer augenblicklichen persönlichen Befriedigung, während man dem eigentlichen Ziel, der Hilfe für die Opfer vor Ort, keinen Deut näherkommt.

				Nach dem erschreckenden Telefonanruf von Gusmão am 5. September, in dem er vor einem Genozid an seinem Volk gewarnt hatte, rief ich Habibie an, um ihm mitzuteilen, dass die Weltgemeinschaft über die Verschlechterung der Lage in zunehmendem Maß beunruhigt sei. Wiederum behauptete er, dass alles unter Kontrolle sei, und beklagte sich über Gerüchte, Übertreibungen und Emotionen, die alles verzerren würden. Ich versicherte ihm, dass es nicht so sei, und drängte darauf, eine Sicherheitskomponente, wie ich sie nannte, nach Osttimor zu schicken. Sein Gegenangebot, das ihm zweifelsohne von jemandem aus seiner Umgebung eingeflüstert wurde, war die Verhängung des Kriegsrechts – das er zwei Tage später tatsächlich ausrief. Noch mehr indonesische Truppen mit einer noch größeren Vollmacht, nach Belieben zu handeln, waren freilich, wie Gusmão später am Tag zu mir sagte, das Letzte, was Osttimor brauchte.

				Dann erhielt ich John Howards Zusage, dass Australien die Führung der Interventionstruppe übernehmen würde. Auf seine Frage, ob deren Hauptaufgabe der Schutz der UN-Mission sei, antwortete ich unmissverständlich: Ihre vorrangigen Mission bestehe darin, die osttimoresische Bevölkerung zu schützen. Nur die eigenen Kräfte zu schützen war, wie wir aus Bosnien gelernt hatten, nicht die Antwort.

				Zu diesem Zeitpunkt begann das Gerücht über einen bevorstehenden Putsch gegen Habibie die Runde zu machen. Gleichzeitig wandte sich die Gewalt direkt und auf Furcht erregende Weise gegen die Vereinten Nationen. Am 8. September erhielt ich kurz nach drei Uhr nachts einen dringenden Anruf von Kieran Prendergast, dem Untergeneralsekretär für Politische Angelegenheiten, der mir berichtete, dass der Leiter der UN-Mission in Osttimor, Ian Martin, ihn aus Dili angerufen und ihm mitgeteilt habe, dass die Milizen jetzt das UN-Quartier belagerten. Martin wollte die große Zahl der zivilen UN-Mitarbeiter vor Ort evakuieren, um ihr Leben zu schützen.

				Für meinen Kabinettschef Iqbal Riza und mich stand der Ernst der Lage außer Frage. Unsere Sorge galt sowohl den Hunderten von UN-Mitarbeitern als auch den 1500 timoresischen Zivilisten, die im UN-Quartier in Dili Zuflucht gesucht hatten und jetzt von den Milizen bedroht wurden, die auf das Quartier schossen und Granaten auf das Haupttor warfen. Riza und ich hatten in der Abteilung für Friedenssicherungsmissionen gemeinsam die Erfahrung der Ohnmacht angesichts des Völkermords in Ruanda gemacht, und die Lehre daraus war uns stets gegenwärtig. Im Fall Ruandas war es zu einem Kommunikationsabriss in der Dreiecksbeziehung zwischen Einsatzort, Büro des Generalsekretärs und DPKO gekommen. In einer nach Martins Anruf einberufenen Sitzung gelangten wir am selben Vormittag einhellig zu der Ansicht, dass wir nicht abziehen konnten. Wir durften die Zivilisten im UN-Quartier nicht alleinlassen – diesmal nicht.

				Nach 24 Stunden, einer Zeit großer Anspannung, beschlossen wir, den größten Teil der UN-Mitarbeiter abzuziehen. Es erfüllte uns jedoch mit Stolz, dass über achtzig von ihnen zusammen mit Martin und einer Rumpfmannschaft freiwillig in Dili bleiben wollten, um sich als menschlicher Schutzschild vor die Osttimorer zu stellen, die sich ins UN-Quartier gerettet hatten. Die osttimoresischen UN-Mitarbeiter, auf die es die Milizen und ihre militärischen Hintermänner besonders abgesehen hatten, waren bereits nach Darwin in Australien evakuiert worden.

				Ich rief Habibie an, um sicherzustellen, dass er über die Gefahr, in der die UN-Mitarbeiter schwebten, Bescheid wusste. Als ich ihm mitteilte, dass ich gezwungen sei, unsere Mitarbeiter zu evakuieren, klang er schockiert und sogar verwirrt. Danach redete er eine halbe Stunde lang ohne Punkt und Komma, wobei er sich häufig wiederholte, mir aber nicht die Chance gab, einzuhaken. Er bestand weiterhin darauf, dass die Anwesenheit indonesischer Truppen die einzig mögliche Antwort sei und es gefährlich wäre, wenn australische Soldaten einträfen, um bei der Evakuierung zu helfen. Dann legte er eine Pause ein, und ich hielt ihm noch direkter als bisher vor, dass seine Informationen schlicht falsch seien. In Osttimor finde ein von der indonesischen Armee unterstützter und geduldeter Amoklauf statt, der sich nun auch gegen die Vereinten Nationen richte. Ich könne das Leben unserer Mitarbeiter nicht länger aufs Spiel setzen. Darauf entgegnete er, dass die Ankunft australischer Truppen einen Krieg heraufbeschwören könnte. Ich beendete das Gespräch, indem ich Habibie sagte, er habe 48 Stunden, um die Lage zu verbessern; andernfalls würde ich die Weltgemeinschaft auffordern, Frieden und Sicherheit wiederherzustellen.

				Am selben Vormittag noch rief ich US-Präsident Clinton an, um ihn über diese Fristsetzung zu informieren. Er leistete uns nützliche Hilfe, indem er die indonesische Regierung wissen ließ, dass sie die künftige militärische Kooperation der USA sowie Kredite von Weltbank und Internationalem Währungsfonds gefährde, wenn sie eine Eskalation der Gewalttätigkeiten zulasse. Meinerseits sprach ich in einem Interview die Warnung aus, dass Militär- und Staatsführer für Verletzungen der Menschenrechte individuell zur Rechenschaft gezogen werden könnten.

				In den nächsten 48 Stunden traf eine Delegation des Sicherheitsrats unter Leitung des namibischen Botschafters Martin Andjaba, zu der unter anderen der britische UN-Botschafter Jeremy Greenstock gehörte, zusammen mit dem Oberbefehlshaber der indonesischen Streitkräfte, General Wiranto, in Osttimor ein. Letzterer war offensichtlich peinlich berührt von der Gesetzlosigkeit, die seine Offiziere hatten einreißen lassen. »Dieser Ort ist unwirklich«, berichtete Greenstock in einem Telefongespräch aus Djakarta. »Der Präsident hat das Heft nicht in der Hand. Die Leute, die es in der Hand haben, erzählen eine Menge Lügen. Es besteht nicht der geringste Zweifel daran, dass die Gewalttätigkeiten inszeniert sind.«

				Greenstocks Analyse wurde am selben Tag noch durch einen einzigen symbolischen Mord bestätigt: die Tötung von Gusmãos 84-jährigem Vater durch proindonesische Milizionäre. Das Telefongespräch, in dem ich Gusmão mein Beileid ausdrückte, war eines der schwierigsten Telefonate, die ich als Generalsekretär führen musste. Er erwiderte, sein Vater sei einer von viel zu vielen Zivilisten, die in Osttimor schon gestorben seien, und wandte sich rasch wieder dem Konflikt als Ganzem zu: »Ich weiß, Sie tun alles für uns, aber ich habe den Eindruck, dass die Lage sich verschlechtert. Ich weiß nicht, wie lange das Kriegsrecht noch aufrechterhalten wird. Ich möchte Sie bitten, eine Frist zu setzen. Das Kriegsrecht in Osttimor ist schwer zu akzeptieren.« Ich teilte ihm mit, dass ich Habibie eine Frist von 48 Stunden gesetzt hatte, nach deren Ablauf er den Einsatz einer internationalen Interventionstruppe würde hinnehmen müssen. Am Ende des Gesprächs kam er noch einmal auf seinen Vater zu sprechen: »Er war ein kleiner Teil des Volks von Osttimor. Haben Sie vielen Dank für Ihre Solidarität.«

				Solidarität reichte natürlich nicht aus. Um zu erreichen, dass der Druck auf Indonesien einen Politikwechsel bewirkte, beschloss ich, von der persönlichen Gesprächsebene zur öffentlichen Diplomatie überzugehen. In einer Pressekonferenz in New York legte ich den anwesenden Journalisten dieselben Argumente dar, mit denen ich Habibie zu überzeugen versucht hatte, damit sie diese in ihren Ländern und auf der ganzen Welt verbreiteten. Unter den Augen der Welt, erklärte ich, würden die Osttimorer zu Opfern einer Orgie des Plünderns, Brandstiftens und Mordens, nur weil sie an einer von den Vereinten Nationen organisierten Abstimmung teilgenommen hatten. Es sei eindeutig an der Zeit, dass Indonesien die Hilfe der Weltgemeinschaft in Anspruch nehme, um seiner Pflicht, für die Sicherheit des Volks von Osttimor zu sorgen, Genüge zu leisten. Djakarta müsse internationale Truppen ins Land lassen, sonst werde es der Verantwortung für Geschehnisse, die mittlerweile möglicherweise das Ausmaß von Verbrechen gegen die Menschlichkeit erreicht hatten, nicht entkommen.

				Als ein Reporter mich fragte, warum die Weltgemeinschaft noch die Zustimmung Indonesiens einhole, bevor sie eingreife, nutzte ich die Gelegenheit, um die Presse – und unser eigenes Team in der UNO – an die Umstände und Bedingungen dieser Intervention zu erinnern: »Die Frage, warum man nicht einfach eingreift, ist leicht zu beantworten. Um einzugreifen, muss man eine Truppe haben, und Regierungen müssen bereit sein, einzugreifen. Wir alle sprechen von den Vereinten Nationen und der Weltgemeinschaft. Aber die Weltgemeinschaft besteht aus Regierungen – Regierungen mit der Fähigkeit und dem Willen zu handeln. Sie haben klargestellt, dass es für sie zu gefährlich wäre, einzugreifen.« Dann betonte ich: »Ohne Zustimmung Indonesiens werden sie es nicht tun. Deshalb muss Druck auf Indonesien ausgeübt werden, seine Haltung zu ändern.«

				Zwei Tage später, am frühen Morgen des 12. September, kam mit einem Telefonanruf Habibies endlich der Wendepunkt. Erschöpft, besorgt, aber auch entschlossen erinnerte er zunächst an die einige Tage zuvor getroffene Vereinbarung, dass er um unsere Hilfe nachsuchen werde, wenn er zu der Auffassung gelangen sollte, dass das Kriegsrecht nicht zur Wiederherstellung des Friedens in Osttimor führe. »Als mein persönlicher Freund und als Freund Indonesiens«, fuhr er fort, »rufe ich Sie jetzt an, um Sie um Ihren Rat und um Unterstützung bei der Anstrengung, Frieden und Sicherheit in Osttimor wiederherzustellen, zu bitten.« Das war das Signal, das ich brauchte, um die UN-Mission zu autorisieren. Habibie kündigte an, seinen Außenminister noch in dieser Nacht nach New York zu entsenden, um mit mir die Stationierung einer UN-Truppe auszuhandeln. Ich dankte ihm für seine bedeutende und mutige Entscheidung – und das war sie, wenn man seine Position bedachte – und versicherte ihm erneut, dass die Blauhelme nicht dazu da seien, um Zwang auszuüben, sondern um mit Indonesien zusammenzuarbeiten. Habibie beendete das Gespräch mit dem überraschenden Eingeständnis des Scheiterns seiner Bemühungen, den Frieden wiederherzustellen, und der Zusage, dass seine Regierung unsere Bedingungen annehme: »Von meiner Seite gibt es keine Konzessionsforderungen oder Bedingungen. Ich habe volles Vertrauen in Sie und die Vereinten Nationen.«

				Am 15. September billigte der Sicherheitsrat einstimmig eine Resolution, die die Aufstellung einer multinationalen Truppe vorsah, die unter der Abkürzung INTERFET (Internationale Streitkräfte Osttimor) bekannt wurde. Fünf Tage später gingen die ersten australischen Einheiten als Teil einer Truppe, zu der – und das war entscheidend – auch malaysische und thailändische Soldaten gehörten, in Osttimor an Land. Nach der raschen Wiederherstellung der Ordnung wurde im Oktober 1999 die Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für Osttimor (UNTAET) geschaffen. Sie hatte die Aufgabe, das verwüstete Land wiederaufzubauen und auf die Unabhängigkeit vorzubereiten.

				Als ich ein halbes Jahr darauf, im Februar 2000, Osttimor besuchte und mit meinem Sonderbeauftragten Sérgio Vieira de Mello nach Dili hineinfuhr, sah ich die Trümmer ausgebrannter Häuser und andere Spuren der willkürlichen Zerstörung, die indonesische Truppen und von ihnen unterstützte Milizen angerichtet hatten. Mein Team und ich flogen dann mit einem Hubschrauber in die Stadt Liquiçá, wo die Mordbrenner nach der Volksabstimmung am schrecklichsten gewütet hatten. An der Dorfkirche, wo Hunderte von Menschen massakriert worden waren, legten Nane und ich einen Kranz nieder. Während wir dort standen, kam ein Timorer nach dem anderen zu uns, um uns schweigend zu umarmen. Später am Nachmittag versammelten sich fünftausend Menschen, um ihren Unabhängigkeitsführer Xanana Gusmão und mich über ihre friedliche Zukunft reden zu hören. Ich musste unwillkürlich an den schrecklichen Preis denken, den die Osttimorer für ihre Freiheit gezahlt hatten.

				Als die UNTAET geschaffen wurde, waren fast alle Gebäude in Osttimor – Wohnhäuser, Geschäfte, Regierungsgebäude, Kirchen – geplündert, zertrümmert oder abgefackelt. In dieser Trümmerlandschaft sollten wir eine völlig neue Staatsverwaltung aufbauen. Dieses schwierige Unterfangen vertraute ich wiederum meinem zuverlässigen Untergeneralsekretär für humanitäre Angelegenheiten Vieira de Mello an. Nach seiner Ankunft in Dili erläuterte er vor der Presse, auf welche Weise wir Osttimor regieren und auf die Unabhängigkeit vorbereiten wollten. Vor dem Hintergrund der Diskussionen über Kultur und Praxis von Friedenssicherung und Intervention deutete er unsere Entschlossenheit an, die Fallen und Fehler der Vergangenheit zu vermeiden. »Diesmal«, erklärte er, »haben wir uns nicht für die übliche, klassische Art der Friedenssicherung entschieden: Misshandlungen hinzunehmen, Kugeln hinzunehmen, Verluste hinzunehmen; nicht mit der nötigen Kraft zu reagieren; nicht gezielt zu schießen. Die UNO hat das zuvor getan, aber hier werden wir es anders machen.«

				Als ich zwei Jahre später, im Mai 2002, wieder nach Osttimor reiste, um die Unabhängigkeit des Landes zu feiern, indem ich die UN-Fahne einholte und die timoresische Fahne hisste, erinnerte ich in meiner Ansprache an die Aufregung und den Optimismus, die vor 45 Jahren geherrscht hatten, als mein eigenes Land unabhängig geworden war. Bei der Unabhängigkeitszeremonie um Mitternacht im Hauptstadium von Dili sprach Gusmão dann in kraftvollen Worten über die Aussichten seines Landes: »Wir haben die Unabhängigkeit gewonnen, um unser Leben zu verbessern. Ich appelliere an jeden von uns, insbesondere an die Führer: Disziplin, um unsere Macht zu stärken, Toleranz, um die Demokratie zu stärken, Versöhnung, um die Einheit zu stärken!«

				Für die Vereinten Nationen stellte dieses Ereignis eine bedeutende Leistung dar. Es war ein Zeugnis unserer Fähigkeit, das Schicksal von bedrängten Nationen zu ändern – wenn wir den Willen der Weltgemeinschaft auf die Prinzipien der Menschenrechte und der Selbstbestimmung auszurichten vermögen – und sie dann zur Selbstregierung zu führen. Wir hatten unser Wort gegenüber dem Volk von Osttimor gehalten und in der Stunde der größten Not zu ihm gestanden, indem wir durch eine diplomatische Kampagne die Zustimmung Indonesiens zu einer internationalen Mission erhalten hatten. Die Morde, Plünderungen und Brandstiftungen waren durch unser Eingreifen beendet und das Land von der Schwelle des Zusammenbruchs auf den Weg der Selbstbestimmung zurückgeführt worden. Die Osttimorer hatten einen furchtbaren Preis dafür gezahlt. Aber in einer Welt, in der es viel zu wenige Beispiele dafür gibt, dass die Forderungen eines Volks nach Sicherheit und Selbstbestimmung tatsächlich in Erfüllung gehen können, hatten wir einen seltenen Sieg errungen.

				Schutzverantwortung: Intervention als Fürsorgepflicht

				Der Durchbruch in Djakarta bildete den ebenso dramatischen wie hoffnungsvollen Hintergrund der Generalversammlung der Vereinten Nationen im September 1999. In den vorangegangenen anderthalb Jahren war die Welt Zeuge zweier Krisen geworden – im Kosovo und in Osttimor –, die eine globale Debatte über Intervention und Souveränität, das Recht von Völkern und die Pflichten von Staaten ausgelöst hatten. Ich hatte in beiden Krisen meine intensiven diplomatischen Anstrengungen – und im Fall von Osttimor spielte die UNO eine entscheidende Rolle – mit der Absicht verknüpft, die Frage der Intervention neu zu stellen und die Vereinten Nationen wieder zu dem Forum zu machen, auf dem die Grenzen dessen gezogen wurden, was Staaten innerhalb ihrer Territorien tun durften. Unterdessen hatte ich mich bemüht, die Komplexität und die widersprüchlichen Erfordernisse von Interventionen miteinander in Einklang zu bringen – im Sinne einer Grundsatzfrage, aber auch im Kontext einer vielfältigen Weltgemeinschaft, in der es unterschiedliche, tief verwurzelte Ansichten zu dem Thema gab.

				Letztlich sollte der Erfolg unserer Anstrengungen in dieser Frage nicht an den geführten Kriegen oder den verhängten Sanktionen gemessen werden, sondern an den geretteten Menschenleben. Und am meisten Leben können gerettet werden, wenn es uns gelingt, das Verhalten potentieller Konfliktparteien zu ändern, bevor eine Intervention nötig wird. Prävention ist kompliziert und kann viele Formen annehmen. Eine Form ist unermüdliche, entschlossene Diplomatie an offensichtlichen Bruchlinien potentieller Konflikte. Diese Philosophie der präventiven Intervention wandte ich später auf einen verdeckten – aber dennoch sehr realen – Konflikt über die Halbinsel Bakassi an, auf die sowohl Nigeria als auch Kamerun Anspruch erhoben.

				Aufgrund dieses Gebietsstreits bestanden seit langem Spannungen zwischen Nigeria und Kamerun, und ein im Jahr 2002 erwarteter Entscheid des Internationalen Gerichtshofs (IGH) über den Status der Halbinsel versetzte Bevölkerungsgruppen auf beiden Seiten, einschließlich der Bewohner von Bakassi, in Wut. Es drohten also sowohl innere Unruhen als auch zwischenstaatliche Auseinandersetzungen. Ich hatte oft genug miterlebt, wie kompliziert solche Konflikte wurden, wenn sie erst einmal ausgebrochen waren; deshalb unternahm ich lange vor der Bekanntgabe des IGH-Urteils Schritte, um diplomatische Strukturen und Dialogwege zwischen den Parteien zu schaffen, damit diese umstrittene Frage friedlich gelöst werden konnte. Im Lauf der folgenden Jahre gelang es uns durch unsere diplomatischen Anstrengungen und infolge der Durchbrüche im nigerianisch-kamerunischen Dialog, Frieden und Stabilität aufrechtzuerhalten. Es war ein bedeutender Erfolg dieser alternativen Form der Intervention.

				Aber die Prävention besitzt im globalen System auch eine härtere Seite, die umstrittener ist: die abschreckende Wirkung eines internationalen Systems, das die Drohung umfasst, auf grobe Menschenrechtsverletzungen mit militärischen Mitteln zu reagieren. Als Generalsekretär war ich fest überzeugt, dass die Glaubwürdigkeit der UNO in den Augen der Bürger armer und reicher Staaten gleichermaßen davon abhing, wie wir zur Frage der humanitären Intervention standen: ob wir uns an der Macht von Staaten ausrichteten oder aber uns der Rettung von Menschenleben und der Verteidigung der Menschenrechte jedes Einzelnen verpflichtet fühlten. Wenn Staaten, die zu kriminellen Handlungen neigten, wussten, dass Grenzen keinen absolut sicheren Schutz darstellten, sondern dass der Sicherheitsrat Maßnahmen ergreifen würde, um Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu beenden, dann würden sie einen solchen, auf der Annahme souveräner Straflosigkeit beruhenden Kurs nicht einschlagen. Im September 1999 mahnte ich die Generalversammlung: »Wenn das kollektive Gewissen … nicht in den Vereinten Nationen seine größte Tribüne findet, besteht eine ernste Gefahr, dass es sich woanders nach Frieden und Gerechtigkeit umschaut.«

				Nachdem ich eine ganze Reihe von Fragen angesprochen hatte, wollte ich niemanden im Zweifel darüber lassen, wo ich stand. Deshalb fuhr ich fort: »Diese sich entwickelnde internationale Norm für Interventionen, um Zivilisten vor einem massenhaften Abschlachten zu bewahren, wird ohne Zweifel weiterhin große Herausforderungen an die internationale Gemeinschaft stellen. Jede derartige Entwicklung unseres Verständnisses von staatlicher Souveränität und individueller Souveränität wird mancherorts auf Misstrauen, Skeptizismus und sogar Feindseligkeit stoßen. Aber es ist eine Entwicklung, die wir begrüßen sollten. Warum? Weil sie trotz ihrer Einschränkungen und Unzulänglichkeiten Zeugnis für eine Menschlichkeit ablegt, die sich stärker – und nicht weniger – um das Leid unter uns sorgt, und eine Menschlichkeit, die mehr tun wird – und nicht weniger –, um es zu beenden.«

				Das letzte Jahr des 20. Jahrhunderts, des blutigsten Jahrhunderts der Menschheitsgeschichte, endete angesichts dieser Entwicklungen in den internationalen Beziehungen auf einer hoffnungsvollen Note. Das neue Jahrhundert würde sicherlich nicht ohne Kriege und Konflikte sein. Es würde mit den uralten Feinden von Frieden und Koexistenz zu kämpfen haben und von aufstrebenden Mächten und bisher unbekannten Hassverschwörungen vor neue Herausforderungen gestellt werden. Und dort, wo Regierungen fortfuhren, ethnische Gruppen und Minderheiten zu unterdrücken, würde das Ideal der Intervention in den gegebenen Konstellationen von Macht, Fähigkeiten und politischem Willen ein Gegengewicht finden. So viel war uns klar.

				Im September 2000 übernahm die kanadische Regierung in Gestalt von Lloyd Axworthy den Stab, den ich der Welt ein Jahr zuvor mit meiner Interventionsrede in der UN-Generalversammlung hingestreckt hatte. Axworthy versammelte eine Gruppe von Wissenschaftlern und Diplomaten unter Führung des australischen Außenministers Gareth Evans und des erfahrenen algerischen UN-Diplomaten Mohamed Sahnoun, die einen Bericht über die Umsetzung der von mir angeregten neuen Norm ausarbeiten sollte. Den dauerhaftesten Beitrag lieferte indes nicht der Inhalt, sondern der Titel des Berichts: Er verlagerte den Schwerpunkt vom Interventionsrecht der Weltgemeinschaft hin zu einer »Schutzverantwortung« (responsibility to protect), die sowohl die Regierungen als auch die Weltgemeinschaft als Ganze übernehmen sollten.

				Während die von Kanada einberufene Kommission über eine neue Doktrin für die Weltgemeinschaft nachdachte, bildete sich auch im Handeln vieler Weltmächte augenscheinlich eine Kultur der humanitären Intervention heraus. Das trat in der Entschlossenheit zutage, mit der einige der herausragenden internationalen Regierungsführer während meiner Amtszeit als Generalsekretär auf diese Aufgabe reagierten. Nach einer schwierigen Zeit für die friedenserhaltende UN-Mission in Sierra Leone im Jahr 1999 und Anfang 2000, in der es schien, als sei der gesamte Einsatz aufgrund der unnachgiebigen, brutalen Haltung der Konfliktparteien zum Scheitern verurteilt, konnte ich mich auf die energische Unterstützung des britischen Premierministers Tony Blair stützen. Anstatt zuzusehen, wie Sierra Leone in den grausamen Bürgerkrieg zurückfiel, der in den neunziger Jahren das Land verwüstet hatte, unternahm Großbritannien im Mai 2000 eine robuste Militärintervention, die die Rebellenkräfte zerschlug, das Gleichgewicht des politischen Systems im Land wiederherstellte und die UN-Mission rettete. Zu verdanken war dieser Erfolg zum großen Teil der couragierten Führung Tony Blairs. Seither befindet sich Sierra Leone auf einem stabilen friedlichen Weg.

				Auch im französischen Präsidenten Jacques Chirac fand ich einen starken, entschlossen handelnden Partner, insbesondere in der festgefahrenen Dauerkrise in der Demokratischen Republik Kongo. 2003 drohte nach dem Abzug von Tausenden ugandischen Soldaten der friedenssichernden Mission in der ostkongolesischen Provinz Ituri ein Zusammenbruch der Sicherheitslage, der die gesamte Bevölkerung des Gebiets in Mitleidenschaft gezogen hätte. Dringend erforderlich war deshalb eine robuste Militärintervention, die über die unparteiische Friedenssicherung hinausging, die bisher in der Provinz betrieben worden war. Die Probleme im Ostkongo waren tief verwurzelt und langwierig – und sind es weiterhin –, doch Chirac ging auf meinen Appell ein, die Bevölkerung von Ituri wenigstens vor der unmittelbar drohenden Gefahr zu schützen. Um die UN-Präsenz im Kongo zu stärken, stellte er umgehend eine gut ausgerüstete Militäreinheit zur Verfügung, die diese kurze, aber notwendige Intervention eines breiteren europäischen Kontingents anführte.

				Während in der Diskussion über die humanitäre Intervention häufig unvereinbare Standpunkte aufeinandertrafen – immerhin wurde das Recht auf Nichteinmischung, das insbesondere den Entwicklungsländern zu Recht als heilig galt, in Frage gestellt –, war das Thema der »Schutzverantwortung« seinem Wesen nach verbindender, kooperativer und weniger umstritten. Es war eine brillante neue Idee, die die Diskussion voranbrachte. Im Jahr 2005 führte mein Bericht In größerer Freiheit zu einer offiziellen Bestätigung der Schutzverantwortung durch die Mitgliedsstaaten. Sechs Jahre, nachdem ich die Debatte über Souveränität und Intervention ausgelöst hatte, verpflichteten sich die Mitglieder der Vereinten Nationen in aller Form auf ein Prinzip der individuellen und kollektiven Würde.

				Das war durchaus kein radikaler Bruch mit der Praxis der Vereinten Nationen, wie die Gegner dieser Entwicklung meinten. Natürlich war die Befürchtung berechtigt, dass das Prinzip von manchen Mitgliedern des Sicherheitsrats, die sich von anderen, weniger edlen Motiven leiten ließen, selektiv angewandt werden könnte. Dennoch war der Unterschied zwischen inneren Konflikten und Angelegenheiten, welche »die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit … gefährden«, wie es in der UN-Charta heißt, in Wirklichkeit nie absolut. Immerhin waren »Wir, die Völker der Vereinten Nationen« das Subjekt der Charta, und nicht »Wir, die Regierungen«. Ihr Ziel ist es nicht nur, den Weltfrieden zu sichern – so lebenswichtig dies ist –, sondern auch, den »Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit … zu bekräftigen«. Regierungen zu erlauben, die Menschenrechte und die Würde des Menschen zu verletzen, lag nie in der Absicht der Charta. Souveränität beinhaltete neben Macht stets auch Verantwortung.

				Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte war nicht nur als rhetorische Floskel gedacht. Die Generalversammlung, die sie damals annahm, befand im selben Monat auch, dass sie das Recht habe, ihre Sorge über das Apartheidregime in Südafrika zu äußern. In dem Fall hatte das Prinzip der internationalen Sorge um die Menschenrechte Vorrang vor dem Anspruch auf Nichteinmischung in innere Angelegenheiten. Und einen Tag vor der Annahme der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte hatte die Generalversammlung die Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes verabschiedet, die alle Staaten verpflichtet, dieses abscheulichste aller Verbrechen »zu verhüten und zu bestrafen«.

				Das Konzept der Schutzverantwortung klingt täuschend harmlos. In Wirklichkeit stellt es jedoch, wie wir gesehen haben, gegenüber Führern, die mit ihrem Volk nach Gutdünken umspringen wollen, ohne dafür zur Rechenschaft gezogen zu werden, eine beunruhigende Kampfansage dar. Wie die Ereignisse im Kosovo und in Osttimor gezeigt hatten, können die realen Machtverhältnisse, der Einsatz von Gewalt sowie politische Entschlossenheit gelegentlich eine nahezu perfekte Kombination bilden, die bewirkt, dass die Rhetorik vom Engagement für den Schutz von Zivilisten vor groben Menschenrechtsverletzungen in der Wirklichkeit tatsächlich ihre Entsprechung findet.

				Aber falls es noch eines Beweises für die Grenzen des neuen Verständnisses von Souveränität und Intervention bedurft hätte, oder falls jemand daran gezweifelt haben sollte, wie heikel die stets vorhandene Frage des politischen Willens war, dann fanden beide Punkte Bestätigung durch die Ereignisse in der entlegenen sudanesischen Provinz Darfur. Sie zeigten, wie weit eine Regierung bei der Verfolgung der eigenen Bevölkerung gehen kann und wie wenig die Welt gelegentlich zu unternehmen bereit ist.

				Darfur: das Schutzversagen

				Gerade als der Gedanke der Schutzverantwortung in der internationalen Diplomatie und im Denken der Staatsmänner Fuß zu fassen begann, versagte der Schutz von Zivilisten in der Praxis auf verheerende Weise und für qualvoll lange Zeit, wie kaum zuvor in der Geschichte. Ort des Geschehens: Darfur.

				Im Dezember 2003 äußerte ich zum ersten Mal meine Sorge über die Lage in Darfur. Da der Sicherheitsrat jedoch nicht willens war, die komplizierten und schwerwiegenden Forderungen Darfurs auf die Tagesordnung zu setzen, konnte ich in dieser sich endlos hinziehenden Periode nicht viel mehr tun, als mit Appellen an die Öffentlichkeit zu treten und Verhandlungen zu führen, obwohl ich weder über eine Peitsche noch über Zuckerbrot verfügte. Hatte in Ruanda die Intensität der Ereignisse erschüttert, die in nur hundert Tagen 800 000 Menschenleben forderten, so war es in Darfur die Dauer. Nach Ansicht vieler begann der Konflikt am 26. Februar 2003 – nur wenige Tage, bevor die Vereinigten Staaten und Großbritannien ohne Billigung des Sicherheitsrats in den Irak einmarschierten –, als eine weitgehend unbekannte Rebellengruppe einen kleinen Flugplatz in einer entlegenen Ecke von Darfur überfiel. Damals nahm kaum jemand davon Notiz, auch die UNO nicht.

				Obwohl die sudanesische Regierung erst Wochen und Monate später reagierte, war das Leben der Bevölkerung von Darfur bereits seit Jahren von Unsicherheit und Gewalt geprägt. Schon seit langem waren ihre Dörfer, ihre Lebensgrundlage und ihr Leben das Ziel sporadischer Übergriffe. Das Fehlen jeder Spur von Rechtsstaatlichkeit und Schutz durch die Regierungsmacht war ein Grund für die Rebellion, die den Konflikt auslöste. Aber was in den Monaten nach dem 26. Februar 2003 geschah, war ein quälend langer, immer weiter um sich greifender Krieg, der ungeheure Menschenrechtsverletzungen mit sich brachte.

				Schon vor dem Gewalteinsatz im März 2003 war die sudanesische Regierung in mehrere andere gewalttätige Konflikte innerhalb der Grenzen des Landes verstrickt, die den größten Teil ihrer Streitkräfte banden. Einer von ihnen war der Konflikt im Osten, an der Grenze zu Eritrea. Vor allem aber hatte die Regierung mit den Nachbeben des seit zwanzig Jahren tobenden Bürgerkriegs mit einer sezessionistischen Bewegung im Süden zu tun, der in der Endphase eines sich mühselig hinschleppenden Friedensprozesses war. Zu diesen Kriegen kam jetzt noch ein weiterer und höchst explosiver Aufstand von Angehörigen der nichtarabischen Bevölkerung Darfurs hinzu. Unter diesen Umständen und angesichts der angespannten militärischen Ressourcen, begann die sudanesische Regierung Mitte 2003 eine Strategie für die Aufstandsbekämpfung in Darfur zu entwickeln: einen Krieg, der von Stellvertretern geführt wurde und unendliche Gräueltaten umfasste. Um die Bedrohung durch den Aufstand in Darfur auszuschalten, ließ die Regierung eine gesetzlose Koalition von Stellvertretern von der Leine. Es war ein Krieg, der durch lokale Milizen, bewaffnete Banden und andere Stammesgruppen geführt wurde. Er veränderte und verlagerte sich ständig, stellte aber insgesamt eine schreckenerregende, verheerende Kraft dar, die sich gegen die Bevölkerung von Darfur richtete. Ende 2003 wurde allmählich auch die Weltgemeinschaft auf diese Entwicklung aufmerksam. Zu diesem Zeitpunkt begannen meine führenden Mitarbeiter die Weltgemeinschaft öffentlich darauf hinzuweisen, dass in Darfur etwas Furchtbares geschah.

				Kernkomponente der marodierenden Armee aus Banden und Stammeskämpfern waren die Kamele oder Pferde reitenden Janjaweed, bewaffnete Hirten aus den arabischen Baggara-Stämmen, die von der sudanesischen Regierung mit Waffen ausgerüstet wurden und die Erlaubnis hatten, nichtarabische Dörfer in Darfur zu überfallen. Hatten solche Überfälle bisher nur sporadisch stattgefunden, so waren die nichtarabischen Gemeinden jetzt einem ungezügelten, systematischen Angriff auf ihr Leben und ihre Lebensgrundlagen ausgesetzt. Dieser Methode lag eine ebenso einfache wie brutale strategische Logik zugrunde: Wenn man die Bevölkerung aus ihren Zufluchtsorten verjagte, vertrieb man auch die Rebellen.

				Da die Janjaweed sudanesische Geheimdienstinformationen erhielten und mit militärischen Mitteln unterstützt wurden – in Form von Hubschraubern und Flugzeugen, die mit Raketen, Bomben und schweren Maschinengewehren bewaffnet waren –, konnte sich die Bevölkerung von Darfur kaum vor dieser hybriden, halb modernen, halb mittelalterlichen Welle von Plünderungen und Massenvergewaltigungen schützen. Mit einer Truppe wie den Janjaweed war ein gezieltes Vorgehen ausgeschlossen. Die sudanesische Regierung hatte absichtlich eine Entwicklung entfesselt und unterstützt, die ungehindert in einen Angriff auf die gesamte Bevölkerung mündete. Zivilisten, die von Janjaweed angegriffen wurden, standen vor der Wahl, entweder vergewaltigt, verstümmelt und ermordet zu werden oder, was dem kaum vorzuziehen war, in die Wüste zu fliehen.

				In der Frühphase der Krise, am 29. März 2004, rief ich, da mir das Wissen um die Entwicklung in Darfur zu schaffen machte, neben einigen anderen Staats- und Regierungschefs und sonstigen Beteiligten an dem Konflikt auch den Präsidenten des Sudan, Omar al-Baschir, an. Ich befand mich in Bürgenstock in der Schweiz, wo ich an Verhandlungen über den Friedensprozess auf Zypern beteiligt war, den wir zum Abschluss zu bringen versuchten. Mit mehreren Krisen gleichzeitig umzugehen war mittlerweile unser tägliches Brot, und ich hatte schon seit einiger Zeit versucht, al-Baschir zu erreichen. Also klinkte ich mich aus den Verhandlungen aus, als sich endlich die Gelegenheit zu einem Gespräch ergab.

				»Ich rufe wegen der Lage in Darfur an, die ich als ernst ansehe«, sagte ich und hielt inne, um dem Dolmetscher Zeit für die Übersetzung zu geben. »Die Lage ist in der Tat sehr schlecht«, fuhr ich fort. »Ich habe mehrere glaubwürdige Berichte erhalten, denen zufolge Janjaweed-Kämpfer fortfahren, zu vergewaltigen, zu morden und die Menschen von ihrem Land zu vertreiben. Im Land selbst gibt es schätzungsweise 700 000 Vertriebene; dazu kommt eine große Zahl von Flüchtlingen im Tschad. Die Menschen müssen vor den Janjaweed geschützt werden. Die Situation ist dringlich und, wie ich betonen muss, unannehmbar.«

				Ich sah keinen Grund, den Zweck meines Anrufs zu verbrämen oder meinen Ton zu mäßigen, war mir aber nur zu sehr bewusst, dass meine Bemerkungen ein schwacher Ersatz für die Gewaltandrohung waren, die – ob implizit oder explizit – gewiss erforderlich sein würde, um auch nur darauf hoffen zu können, dass Khartum auf unsere Forderungen einging. Da aber nichts darauf hindeutete, dass der Sicherheitsrat bereit war, seine Verantwortung gegenüber dem Leid des Volks von Darfur wahrzunehmen, und kein UN-Mitgliedsstaat die Entschlossenheit an den Tag legte, die nötig gewesen wäre, um ernsthaft und glaubwürdig mit einer Intervention zu drohen, war dies der einzige Kurs, den ich einschlagen konnte. Trotzdem war ich über al-Baschirs Erwiderung überrascht. Aalglatt dankte er mir sogar für meine Besorgnis, wischte sie aber mit der Behauptung vom Tisch, die Lage werde in den Medien maßlos übertrieben dargestellt. »Die Situation in Darfur ist ruhig«, versicherte er. Soweit er wisse, würden die einzigen Probleme in der Provinz von den Rebellen hervorgerufen, nicht von den Janjaweed (die von der Regierung unterstützt wurden).

				Meiner Frage nach der Durchführbarkeit eines Waffenstillstands wich er aus. Er werde weder mir noch sonst irgendjemandem das Versprechen geben, die Anstrengungen seiner Regierung hinsichtlich der Bekämpfung der Aufstände zu verringern. Ohne eine Resolution des Sicherheitsrats, das wusste er genauso gut wie ich, konnte ich nichts tun, um seine Regierung zu einer Kursänderung zu bewegen.

				Aber wenigstens in der Frage der humanitären Hilfe und der humanitären Helfer konnte ich den Druck auf al-Baschir aufrechterhalten. In dem Telefongespräch betonte er mehrmals, dass der Lieferung humanitärer Hilfsgüter in die Provinz angesichts der »ruhigen« Lage nichts entgegenstehe. »Dann können sich meine Leute also an Sie wenden, wenn sie Schwierigkeiten bei der Bereitstellung humanitärer Hilfe oder mit Lieferungen haben?«, hakte ich nach. Angesichts seiner Haltung vermutete ich, dass schon ein schwaches persönliches Verlangen, seine Glaubwürdigkeit zu bewahren, und sei es auch nur im freundlichen Verhältnis zu mir, genügen würde, um ihn dazu zu bewegen, meine Frage zu bejahen. Es wäre ein Versprechen, das ich ihm später vorhalten könnte. »OK«, bestätigte er meine Vermutung, untypisch knapp.

				Dass ich al-Baschir mit Hilfe seiner eigenen Worte in diese Ecke manövriert hatte, verschaffte uns einen kleinen Vorteil. Denn tatsächlich konnten wir in den folgenden Wochen in bestimmte Gebiete von Darfur mehr Hilfsgüter bringen. Angesichts des Ausmaßes der Katastrophe war dies freilich kaum als positives Ergebnis zu werten. Aber wenigstens konnten wir einigen Menschen in Darfur helfen, die andernfalls gelitten hätten oder sogar gestorben wären.

				Das Telefonat mit al-Baschir und nachfolgende weitere Gespräche über Darfur fanden in einem gefährlichen Vakuum statt, denn in Bezug auf Darfur fehlte auf Seiten mächtiger Staaten, insbesondere im Sicherheitsrat, jeglicher politische Druck und politische Wille. Im weiteren Verlauf des Konflikts in den nächsten Monaten und Jahren starben durch die von der sudanesischen Regierung in Darfur verfolgte Strategie Schätzungen zufolge mehr als eine halbe Million Menschen. Darüber hinaus wurden Millionen vertrieben und ihrer Lebensgrundlage beraubt. Die sudanesische Regierung war nicht willens oder in der Lage, die Bevölkerung vor massenhaften Menschenrechtsverletzungen zu schützen, und sie sollte dies in den kommenden Wochen, Monaten und Jahren der Krise ein ums andere Mal beweisen.

				Die Lösung war klar, wenn auch schwierig umzusetzen. Externe Akteure standen in der Verantwortung, die Zivilisten in Darfur zu schützen, das heißt, sie mussten mit oder ohne Erlaubnis der sudanesischen Regierung ins Land gehen und die Übergriffe beenden. Ende 2003 mehrten sich die Stimmen, die ein Eingreifen verlangten, unter ihnen auch unsere eigene innerhalb der UNO. Die Weltgemeinschaft musste etwas tun. Nach Ruanda hatte die Welt gesagt: »Nie wieder!« Doch der Sicherheitsrat weigerte sich, die Führungskraft und Entschlossenheit an den Tag zu legen, die nötig waren, um frontal gegen die Krise in Darfur vorzugehen. Anfangs schien dieses Zögern von der wohlmeinenden Sorge um den Fortgang des Friedensprozesses zwischen Nord- und Südsudan begründet zu sein, von dem wir alle hofften, er könnte Ende 2003 oder Anfang 2004 abgeschlossen werden. Bislang hatte sich der seit über zwanzig Jahren andauernde Bürgerkrieg zwischen Nord- und Südsudan, der Millionen von Menschenleben gekostet hatte, einer friedlichen Lösung entzogen. Die Beendigung des Konflikts wäre also ein enormer Gewinn für den Frieden, den die Unterhändler – eine amerikanisch-britisch-norwegische Troika – mit Recht einstreichen wollten. Als sich im Dezember 2003 und Januar 2004 die Nachrichten über Gewalttätigkeiten gegen Zivilisten in Darfur zu häufen begannen, waren sich alle beteiligten diplomatischen Parteien darin einig, dass ein hartes Vorgehen in der Darfur-Krise den gesamten Nord-Süd-Friedensprozess und damit seinen Nutzen für Millionen von Sudanern gefährden konnte.

				Mit Rücksicht auf das, was in dem Konflikt im Südsudan auf dem Spiel stand, und das greifbar nahe Friedensabkommen, schloss ich mich im Dezember 2003 und Anfang Januar 2004 dieser Auffassung an und instruierte meine Mitarbeiter dementsprechend. Um den Nord-Süd-Friedensprozess nicht zu stören, würden wir die immer dringlicher werdende Darfur-Frage vorerst auf Sparflamme behandeln und nur am Rand von Unterredungen über andere Themen ansprechen, anstatt sie in den Mittelpunkt von Verhandlungen mit der Regierung zu stellen. Es war furchtbar, diese Wahl treffen zu müssen. Wir konnten entweder die Vorgänge in Darfur verurteilen und damit möglicherweise den heiklen Friedensprozess im Süden zerstören, ohne allzu viel für den Westen zu erreichen, oder mit dem Abschluss des Friedensprozesses fortfahren und gleichzeitig unser Möglichstes tun, um die Regierung dazu zu bewegen, die Krise in Darfur einzudämmen und zu beenden. Im besten Fall, so hofften wir, würde es uns gelingen, die wichtigsten Schritte im Nord-Süd-Friedensprozess schnell hinter uns zu bringen, um dann unser ganzes diplomatisches Augenmerk auf Darfur zu richten.

				Binnen zwei Monaten machten die Ereignisse in Darfur diese Linie zunichte. Angesichts der Vielzahl von Beweisen für grobe Menschenrechtsverletzungen, die wir erhielten, war klar, dass der Nord-Süd-Friedensprozess ohne ernsthafte Einbeziehung der Darfur-Frage nicht fortgeführt werden konnte. Die Ereignisse in Darfur waren für alle potentiellen Partner mit einem Friedensschluss unvereinbar. Ich begann die verschiedenen Unterhändler und Vermittler, einschließlich Außenministern und Staats- und Regierungschefs, darauf hinzuweisen, dass der Konflikt im Süden nicht unabhängig von der Darfur-Frage betrachtet werden könne. Aber wie der Mangel an Entschlossenheit, sofort etwas zu unternehmen, zeigte, folgte der Sicherheitsrat einer anderen Logik als derjenigen, die von der Sorge um den Nord-Süd-Friedensprozess diktiert wurde.

				Wie üblich war der Sicherheitsrat geteilter Meinung. Insbesondere Pakistan, das Anfang 2004 den Vorsitz innehatte, wies die Forderung, die Darfur-Frage auf die Tagesordnung des Rats zu setzen, zurück. Immerhin konnte daraus eine Kampagne für eine Intervention entstehen, und Pakistan war grundsätzlich gegen jedes Eingreifen, das es als Einmischung in die inneren Angelegenheiten souveräner Staaten betrachtete. Dies galt umso mehr, wenn es sich um andere Entwicklungsländer handelte, zumal moslemisch geprägte. China war ein weiteres Hindernis. Zum einen war seine Einstellung zu humanitären Interventionen ähnlich ablehnend wie diejenige Pakistans, und zum anderen hatte es sich durch Verträge über Erdöllieferungen aus dem Sudan für die wachsende chinesische Wirtschaft an das Regime in Karthum gebunden. China schien während der gesamten Zeit auf dem Sprung zu sein, um jeden Versuch, die kraftvolleren Optionen der UN-Charta gegen Khartum anzuwenden, zu vereiteln.

				Theoretisch gab es indes Spielraum für Verhandlungen und für die Revision der chinesischen und pakistanischen Haltung wie auch derjenigen anderer skeptischer Ratsmitglieder. Man hätte stärker gezielten Druck ausüben und Neuerungen in diplomatischen Verhandlungen ausprobieren können. Einige Monate zuvor war zum Beispiel Syrien trotz seines Widerstrebens dazu bewegt worden, im Sicherheitsrat einer harten Resolution über den Irak zuzustimmen. Noch kurz vor der Abstimmung glaubten viele, der syrische Vertreter würde die Resolution ablehnen. Doch am Ende stimmte Syrien, nachdem von vielen Seiten Druck ausgeübt worden war, dafür. Und im Kosovo hatte die NATO, da im Sicherheitsrat ein russisches Veto gegen eine robuste humanitäre Intervention drohte, selbstbewusst ohne UN-Mandat gehandelt. Wenn es einen weiteren Anlass für eine solche Umgehung internationaler Organisationen angesichts enormen menschlichen Leids gab, dann in Darfur.

				Aber niemand unternahm ernsthaft den Versuch, dem Volk von Darfur zu helfen. Die Provinz von der Größe Frankreichs gehörte zu einem arabisch beherrschten Land, dessen Regierung bei einer Intervention westlicher Truppen umgehend darauf hingewiesen hätte, dass es nach Afghanistan und dem Irak das dritte moslemische Land sei, in das man einmarschiert sei, zudem eines mit reichen Erdöl- und Erdgasvorkommen. »Wenn sie den Dschihad wollen, sollen sie nur kommen«, soll al-Baschir in privatem Kreis gesagt haben. Darüber hinaus war die Lage überaus kompliziert. Anders als in Ruanda, wo es eine zentral gesteuerte zielgerichtete Kampagne zur Vernichtung einer klar definierten Bevölkerungsgruppe gegeben hatte, waren die Trennlinien undeutlich, fragmentiert und veränderlich, und wer wann welche Gruppe kontrollierte, war ebenso unklar. In mancher Hinsicht ähnelte der Krieg in Darfur, was den Grad der Desorganisation und Verwirrung betraf, eher Somalia und dem Kongo als Ruanda. All das stärkte bei den Mitgliedern des Sicherheitsrats die Neigung, nichts zu tun.

				In dieser Phase des Zauderns reisten wir am 1. Juli 2004 zu einem offiziellen Besuch in den Sudan. Das Programm umfasste auch Besuche in mehreren Flüchtlingslagern in Darfur und im benachbarten Tschad. Die Darfurer befanden sich in einem mitleiderregenden Zustand, was mit eigenen Augen festzustellen uns jedoch schwerfiel, da die sudanesische Regierung eines der Lager buchstäblich über Nacht an einen anderen Ort verlegt hatte, so dass es, als wir eintrafen, nichts mehr zu inspizieren gab. Die Regierung hütete offenbar ein schreckliches Geheimnis. Von den Flüchtlingen, mit denen wir dann doch zusammentrafen, hörten wir endlose Geschichten, die zu den zahllosen anderen Geschichten passten, die wir bereits kannten – Geschichten von furchtbarem Leid überall in der Provinz, verursacht von gnadenlosen, brutalen marodierenden Banden.

				Am 2. Juli führten wir Gespräche mit al-Baschir und Mitgliedern seiner Regierung. Wie ich öfter bei Treffen mit Machthabern, die für die schrecklichsten Gräueltaten verantwortlich waren, feststellen konnte, erwies sich auch al-Baschir als bemerkenswert kultiviert. Man stellt sich immer vor, großen Übeltätern müssten ihre Verbrechen anzusehen sein, aber wie einst in Bagdad – wo ich 1998 Saddam Hussein kennengelernt hatte, als ich ein Abkommen über die Beendigung des Krieges zu vermitteln versuchte – empfing mich auch in Khartum ein kühler, höflicher und freundlicher Mann. Es scheint paradox zu sein, aber ein solches Auftreten findet man bei Verantwortlichen für massives Blutvergießen häufig.

				Al-Baschir war seit 1989 an der Macht, ein Grad politischer Langlebigkeit, der auf Geschick und Rücksichtslosigkeit schließen ließ. Am Beginn unseres Gesprächs im Präsidentenpalast in Khartum bedankte er sich für meinen Besuch und drückte den Wunsch aus, meine Ansichten kennenzulernen. Ich antwortete in ähnlicher Weise, indem ich ihm für den freundlichen Empfang dankte, und kam dann rasch auf Darfur zu sprechen. »Die Weltgemeinschaft«, sagte ich, »will einen umfassenden Frieden im Sudan. Ich habe diese Frage viele Male mit US-Außenminister Colin Powell und Ministern anderer Mitgliedsstaaten des Sicherheitsrats besprochen. Sie alle möchten, dass der Sudan rasche und wirkungsvolle Maßnahmen ergreift.«

				Al-Baschir schien weder beeindruckt noch besorgt zu sein und wies meine ausführlichen Bemerkungen über die Notlage der Darfurer Zivilbevölkerung und die gegen sie gerichtete Gewalt wiederholt zurück, einschließlich der von mir angeführten konkreten Beispiele aus den vorangegangenen zwei Tagen. In seinen Erwiderungen betonte er, was ihm besonders wichtig zu sein schien, dass der Konflikt von den Rebellen ausgelöst worden sei – ein typisches Argument von Regierungen, die für Gräueltaten verantwortlich sind – und dass dies das Sicherheitsvakuum erzeugt habe, das zu beheben man sich jetzt bemühe.

				»Die Welt«, entgegnete ich, »ist fest davon überzeugt, dass die Regierung des Sudan die Kontrolle über die Janjaweed besitzt und ihnen Luftunterstützung gewährt. Es müssen sofort besondere Maßnahmen ergriffen werden, um gefährdete Menschen zu schützen.«

				Al-Baschir wischte diese Forderung mit einer Bemerkung vom Tisch, die offenbarte, welche Verachtung er der Mehrheit der Bevölkerung von Darfur entgegenbrachte und wie wenig ihn individuelles Leid bekümmerte: »Wir haben die Janjaweed bei Angriffen auf Dörfer bombardiert. Wenn die Dorfbewohner ehrlicher wären, würden sie zugeben, dass unsere Flugzeuge auch die Janjaweed bombardiert haben.«

				Ich bin von Journalisten gefragt worden, warum ich al-Baschir bei dieser Begegnung nicht mit einer Militärintervention gedroht habe. Meine Antwort lautete: Das wäre das Schlimmste gewesen, was ich hätte tun können. Wenn ich ihm mit einer bevorstehenden Militärintervention gedroht hätte, wohl wissend, dass der Sicherheitsrat weit davon entfernt war, irgendein Vorgehen zu billigen, hätte es die Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen noch weiter untergraben. Die unvermeidliche Folgenlosigkeit meiner Worte hätte die sudanesische Regierung noch kühner gemacht. Darüber hinaus war die Einigkeit der Mitglieder des Sicherheitsrats die Schlüsselvoraussetzung für sein Handeln. Ein Generalsekretär, der im Namen des Rats in einer Frage, in der dessen Mitglieder gespaltener Meinung waren, Drohungen ausstieß, hätte diese Spaltung weiter vertieft. In der Folge wären die Sudaner nur noch stärker davon überzeugt gewesen, dass ihnen vorläufig keine Militärintervention drohte.

				Wie in meinen Gesprächen mit al-Baschir und anderen sudanesischen Politikern deutlich wurde, glaubten sie nicht, dass ihnen von Seiten des Sicherheitsrats oder eines seiner Mitglieder eine Gefahr drohte. Angesichts der Größe Darfurs, seiner schwierigen geographischen Verhältnisse, der Art des Konflikts und der Tatsache, dass die Gewalt von Aufständischen und Sektierern im Irak zunahm und die dort stationierten amerikanischen und britischen Truppen band, waren sie sicher, dass niemand aus der Weltgemeinschaft gegen sie vorgehen würde, und ihr Kalkül erwies sich als vollkommen zutreffend.

				Wir verließen den Sudan mit dem, was möglich war: einem gemeinsamen Kommuniqué der Vereinten Nationen und der sudanesischen Regierung, in dem Letztere zusagte, die Janjaweed zu entwaffnen, rasch eine umfassende friedliche Regelung für die Provinz zu finden und diejenigen, die Menschenrechtsverletzungen begangen hatten, »unverzüglich« zur Verantwortung zu ziehen. Es überraschte kaum, dass sich all diese Versprechen als hohl herausstellten.

				Damals stellten sich viele die Frage, ob in Darfur ein Völkermord stattfand. Der Grund für die zunehmende Dringlichkeit, mit der über diese Frage diskutiert wurde, war die irrige Annahme, sie sei gleichbedeutend mit der Frage, ob die Welt Maßnahmen gegen den Sudan ergreifen sollte. Eine der beiden Fragen zu bejahen hieß, so glaubte man, auch die andere zu bejahen. Doch das war ein Fehlschluss. NGOs und Menschenrechtsgruppen hatten eine gewaltige weltweite Kampagne für ein internationales Eingreifen in Darfur in Gang gesetzt. Frühere Fälle von großem Leid, bei denen, wie man einhellig meinte, eine internationale Militärintervention geboten gewesen wäre – der Holocaust in Europa und das Massaker an den Tutsi in Ruanda –, waren eindeutig genozidal gewesen. Der Fehler bestand darin, dass man glaubte, um eine Intervention zu rechtfertigen, müsse man die Geschehnisse in Darfur wie jene früheren Katastrophen als Völkermord etikettieren. Deshalb zielte die Kampagne unter anderem darauf ab, Regierungen dazu zu bringen, die Ereignisse in Darfur als Völkermord anzuerkennen.

				Als der US-Kongress am 9. Juli 2004 genau das tat, glaubten viele, dass jetzt etwas geschehen würde. Aber sie irrten sich. Denn bei näherer Betrachtung konnte der Konflikt in Darfur nicht eindeutig als genozidal angesehen werden, weshalb die Entschließung des US-Kongresses lediglich bewirkte, dass das Problem der Definition des Konflikts – und nicht die Frage, was man tun konnte, um den Millionen leidender Menschen zu helfen – in den Mittelpunkt der Beratungen des Sicherheitsrats rückte. So befragte mich der britische Außenminister Jack Straw am 7. September 2004 zum wiederholten Mal zu dem, was seiner Meinung nach die Kernfrage darstellte: nämlich, ob es sich um einen genozidalen Konflikt handelte. Sie war zur Schlüsselfrage der internationalen Debatte geworden. »Was würden Sie heute antworten, wenn man Sie fragte, ob dies ein Völkermord sei?«

				Ich antwortete ihm so, wie ich es auf ähnliche Fragen seit Monaten getan hatte: »Tatsache ist, dass, wie immer wir sie nennen, in Darfur eindeutig grobe, systematische Verletzungen der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts begangen werden und die Situation die größte humanitäre Katastrophe der Welt ist.« Nach meiner Ansicht war dies alles, worauf es ankam. Aber Straw forderte mich auf, meine Auffassung darüber, ob es sich um einen Völkermord handelte, klarzustellen. »Ich habe mich gescheut, von einem Völkermord zu sprechen«, erklärte ich, »weil Expertenteams, die dorthin gereist sind, angesichts der Komplexität der Situation vor Ort sich nicht darauf festlegen konnten, dass eine rechtliche Definition des Völkermords oder, streng genommen, auch nur der ethnischen Säuberung anwendbar ist.«

				Straw überging mein Argument, dass die Frage nach dem Etikett, die alle politischen Führer, die damals mit dem Thema zu tun hatten, in ihren Bann zog, irrelevant sei, und beschäftigte sich weiter damit. Offenbar war diese Frage in Großbritannien und anderswo zu einem bedeutenden innenpolitischen Thema geworden.

				»Ist es vorstellbar, dass es Ihnen obliegen könnte, dem Sicherheitsrat in der Frage, ob es sich um einen Völkermord handelt, einen Rat zu erteilen?«, fragte er.

				»Das ist möglich«, antwortete ich. »Aber lassen Sie mich betonen, dass wir hier darüber diskutieren, ob es ein Völkermord ist, während wir alle uns darauf einigen könnten, dass es sich um eine schreckliche Situation handelt, gegen die etwas unternommen werden muss.«

				Diese Botschaft, die ich seit Monaten in Reden, Interviews und Gesprächen mit Politikern verbreitet hatte, stieß nicht auf das gewünschte Echo. Stattdessen konzentrierte man sich weiterhin auf die Frage der richtigen Etikettierung. Zwei Tage nach meinem Treffen mit Straw, am 9. September 2004, bezeichnete Colin Powell die Vorgänge in Darfur als Völkermord. Doch anstatt die Diskussion zu beenden, fachte dieser Schritt sie weiter an. (Powell hatte außerdem klargemacht, dass sich die amerikanische Politik in Bezug auf Darfur trotz der neuen Sprachregelung nicht ändern würde.) Die Folge war, dass der Sicherheitsrat eine Kommission bildete, die untersuchen sollte, ob in Darfur ein Völkermord stattfand. Die Kommission unter Leitung des angesehenen italienischen Richters Antonio Cassese gelangte zu dem Ergebnis, dass die Kampagne der sudanesischen Regierung formal nicht als systematischer Versuch eines Völkermords bezeichnet werden konnte, aber Kriegsverbrechen stattfanden, für die Einzelne zur Verantwortung gezogen werden sollten. Doch dieses Ergebnis wurde erst verbreitet, nachdem der Bericht dem Sicherheitsrat vorgelegt worden war, was erst im Januar 2005 geschah.

				Bezeichnungen stellen in internationalen Angelegenheiten stets ein Problem dar. Die Akteure laufen Gefahr, sich mit Definitionen herumzuschlagen, anstatt sich mit dem zu beschäftigen, was wirklich wichtig ist, nämlich mit dem Leid der Menschen. Vor dem Hintergrund dessen, was Hunderttausende von Menschen in Darfur erlitten, war die Bezeichnung »Völkermord« unwichtig. Durch die Fixierung auf das Wort »Völkermord«, als ob nur ein als Völkermord bezeichnetes Übel unserer kollektiven Entrüstung und Sorge wert wäre, wurde die Diskussion darüber, welche Maßnahmen man ergreifen sollte, weiter hinausgezögert. Für die leidenden Zivilisten spielte es keine Rolle, wie man den Konflikt einordnete oder was zu ihrer verzweifelten Lage geführt hatte. Sie starben weiterhin, und zwar in großer Zahl, infolge der Entscheidungen einer Regierung und der Aktionen ihrer bewaffneten Handlanger. Was geschah, war ein Verbrechen, ungeachtet der Form. Darfur offenbarte es – und es ist zu hoffen, dass es den Politikern der Welt nicht noch einmal demonstriert werden muss –, dass der Begriff des Völkermords kein Monopol auf die ungeheuerlichsten Verbrechen gegen die Menschlichkeit besitzt und nicht der einzige Anlass für ein Eingreifen sein sollte. Die bloße Anzahl der Menschen, die in Darfur litten und starben, ist Beweis genug dafür.

				Am Ende dauerte es fast vier Jahre, in deren Verlauf die Massenvergewaltigungen, Verstümmelungen und Morde weitergingen, Hunderttausende aufgrund ihrer Schutzlosigkeit sowie durch Krankheiten und Unterernährung starben und Millionen aus ihren Heimatorten vertrieben wurden, bis sich der Sicherheitsrat zu einer ernsthaften Reaktion entschloss und internationale Truppen nach Darfur entsandte. Aber selbst nach dieser Wende, die Ende 2007 eintrat, mehrere Monate nach dem Ende meiner Amtszeit als Generalsekretär, hatte die entsandte Truppe lediglich das Mandat für eine »robuste Friedenssicherung«. Es war keine echte humanitäre Intervention, die das Prinzip der Schutzverantwortung hochgehalten hätte. Um wirklich etwas zu erreichen und die Darfurer Bevölkerung dauerhaft zu schützen, wäre eine machtvollere Intervention vonnöten gewesen.

				Stattdessen wurde im August 2007 eine Friedenstruppe von 19 000 Mann bewilligt, die am Ende des Jahres stationiert werden sollte. Sie würde die übliche Nebenrolle spielen, die solchen friedenssichernden Einheiten lediglich bleibt. Sie würde eine weitgehend freiwillige Entwaffnung unterstützen, die Ereignisse beobachten und humanitäre Anstrengungen schützen; außerdem würde sie sich selbst verteidigen können. Sicherlich würde sie hilfreich sein, aber sie würde keine tiefgreifende Wirkung auf die Entwicklungen vor Ort ausüben können.

				Darüber hinaus durfte sich die Friedenstruppe von 2007 nur mit Zustimmung der sudanesischen Regierung nach Darfur begeben. Gewiss hatte sie den Auftrag, so viele Zivilisten wie möglich zu schützen, aber mit ihren Ressourcen, ihrem Mandat und ihrer Zielsetzung konnte sie der Aufgabe, das Volk von Darfur vor brutalen Menschenrechtsverletzungen zu schützen, nicht gerecht werden.

				Bei der Schutzverantwortung geht es nicht nur um Flugzeuge, Panzer und Hubschrauber oder um schnelle Militärinterventionen, durch die Massenmörder überwältigt werden sollen. Während die Geschichte gezeigt hat, dass grausame Menschenrechtsverletzungen oder ihre bedrohliche Möglichkeit manchmal auf überdeutliche Weise klarmachen können, dass Gewaltmaßnahmen geboten sind, umfasst die Schutzverantwortung ein breiteres Spektrum von Aktivitäten und verschiedene Arten der Intervention, um das Leben und die Rechte von Einzelnen überall auf der Welt zu schützen. In manchen Fällen ist, wie im Kosovo, der sofortige Einsatz von militärischer Gewalt vonnöten – aber sie allein wird nie ausreichen. Letztlich hängt der dauerhafte Schutz von Zivilisten von den friedlichen Umständen und von den Institutionen ab, unter denen sie leben, sowie von deren Stabilität und Robustheit gegenüber den subversiven Anstrengungen derjenigen, die Böses im Schilde führen. Richtig verstanden, geht es bei der Schutzverantwortung vor allem darum, dauerhafte Institutionen – zumeist staatlicher Art – zu schaffen und zu sichern, die den friedlichen Schutz des Lebens und der Rechte der Menschen gewährleisten.

				Meiner Ansicht nach wird die Schutzverantwortung in Zukunft zu einer Norm werden, die den Nationen und Völkern einen Maßstab an die Hand gibt, an dem sie ihre Regierungen messen können. Ein Beispiel ist die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die wir heute als selbstverständlich betrachten und auf die wir uns als eines der grundlegenden Dokumente der Weltgemeinschaft beziehen. Hätte es etwas geändert, wenn es sie schon vor dem Zweiten Weltkrieg gegeben hätte? Hätte sie den Völkern geholfen, die Gräuel, die in ihrem Namen begangen wurden, zu verhindern? Wie hätten Regierungen, Einzelne und die Zivilgesellschaft sie nutzen können, um wenigstens einige der Exzesse zu beenden? Heute weiß jeder, dass es einen allgemein anerkannten Katalog von Menschenrechten gibt, und man bezieht sich auf ihn, um den Schutz dieser Rechte einzufordern. Die Schutzverantwortung baut darauf auf und legt die Verantwortung auch in die Hände der Weltmächte, die in der Lage sind, für das Gute zu intervenieren.

				Wir haben die Überzeugung angefochten, dass das Leben und die Rechte des Einzelnen eine innere Angelegenheit der Staaten seien und Außenstehende nichts angehen. Und wir haben den Diktatoren klargemacht, dass Souveränität kein Schutzschild mehr ist, hinter dem grobe Menschenrechtsverletzungen begangen werden können. Jeder ist verantwortlich, und jeder kann zur Verantwortung gezogen werden.
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VEREINTE NATIONEN 
DER VÖLKER

				Reform der Weltregierung und Wiederherstellung
der Herrschaft des Rechts

				Wofür sind die Vereinten Nationen da? Das war die Frage, die ich mir selbst immer häufiger stellte, während ich die Vielzahl der Themen, mit denen wir konfrontiert waren, und die Art, wie wir mit ihnen umgingen, betrachtete. Während meiner Zeit in der Friedenssicherung war ich mit den tiefsten Tragödien von Frauen und Männern, die von Konflikten erfasst worden waren, in Berührung gekommen. Viele von ihnen hatten bei den Vereinten Nationen Sicherheit gesucht und eine Organisation gefunden, die unfähig war, sie ihnen zu bieten. Während ich unsere Verantwortung gegenüber unserer Aufgabe überdachte, wurde mir klar, dass wir deutlich machen mussten, für wen wir kämpften.

				Als Organisation von Staaten, die eifersüchtig über ihre Privilegien wachten, hatten sich die Vereinten Nationen zu einer Institution entwickelt, der es in erster Linie um Selbsterhaltung ging. Unterdessen waren wir vom Weg abgekommen und hatten die ersten Worte der UN-Charta vergessen: »Wir, die Völker der Vereinten Nationen«. Wir mussten unseren Blick neu ausrichten – auf die einzelne Frau, den einzelnen Mann und das einzelne Kind, die Sicherheit, Gesundheit und Chancen brauchen. Wir mussten die Vereinten Nationen zu den Völkern zurückbringen, in deren Namen sie gegründet worden waren.

				Im Oktober 2001 erhielt ich eines Morgens noch vor Tagesanbruch einen Anruf von Fred Eckhard. Er war mein Sprecher, seit ich das Amt des Generalsekretärs angetreten hatte, und solche Anrufe waren nichts Ungewöhnliches, bedeuteten allerdings meistens, dass er mir schlechte Nachrichten mitzuteilen hatte. Diesmal indes war Fred von einem Mitarbeiter eines norwegischen Radiosenders angerufen worden, der kaum Englisch sprach, aber ständig meinen Namen wiederholte. »Ich glaube, Sie bekommen den Nobelpreis«, meinte Fred in seiner typischen ruhigen Art.

				Zuerst wollte ich es nicht glauben. Sicherlich würde sich das Nobelpreiskomitee selbst mit dem Preisträger in Verbindung setzen, sagte ich Fred. Doch dann riefen mich meine Schwiegereltern Gunnar und Nina Lagergren aus Stockholm an, um mir zu gratulieren. Später meldete sich tatsächlich auch das Nobelpreiskomitee und entschuldigte sich für die ungewöhnliche Art der Bekanntgabe seiner Entscheidung.

				Der Preis – den ich mit den Vereinten Nationen teilte – war eine wichtige Anerkennung für unsere Anstrengungen, die UNO neu zu beleben und ihr wieder ihren Platz in der Weltpolitik zu sichern. Das Nobelpreiskomitee betonte seine Überzeugung, dass die Vereinten Nationen für die Förderung von Frieden und Sicherheit in der Welt von zentraler Bedeutung seien, und begrüßte unsere neuen Initiativen auf dem Gebiet der Menschenrechte und der Bekämpfung von HIV/AIDS. Mit Blick darauf, dass die UNO eine Staatenorganisation ist, bestärkte uns das Komitee in unserem Bemühen, Souveränität nicht nur als Recht, sondern auch als Verantwortung neu zu definieren, und lobte mich für meine Klarstellung, »dass Souveränität kein Schutzschild sein kann, hinter dem Mitgliedsstaaten Rechtsverletzungen verbergen«.

				Für die Mitarbeiter der Vereinten Nationen war der Preis eine wichtige Anerkennung der Opfer, die sie in einigen der desolatesten und gefährlichsten Regionen der Welt gebracht hatten, und die UN-Mitgliedsstaaten erinnerte er an die Werte, auf denen die Vereinten Nationen gründeten. Das war von besonderer Bedeutung, da wir alle noch unter dem Schock der Angriffe vom 11. September standen. Nur einen Monat zuvor waren die Mitarbeiter und Diplomaten aus dem UN-Hauptquartier evakuiert worden. Als ich im folgenden Dezember den Preis entgegennahm, erklärte ich in meiner Dankesrede, wir hätten das dritte Jahrtausend »durch ein Feuertor« betreten. Das 20. Jahrhundert war das blutigste in der Geschichte gewesen, und doch hatten ingeniöse Staatsmänner aus der Asche des Zweiten Weltkriegs eine Organisation mit der Aufgabe geschaffen, den Frieden zu sichern und die Entwicklung aller Völker zu fördern. Die Angriffe vom 11. September warnten uns, dass das 21. Jahrhundert noch blutiger werden könnte und dass wir bei unserer Arbeit für die ärmsten und verwundbarsten Gruppen auf der Welt auf neue Gefahren und Herausforderungen stoßen würden. In Bezug auf die Grundentscheidung zwischen Gerechtigkeit und Neutralität, aktivem Eingreifen und Zuschauerrolle hatte ich die UNO jedoch eindeutig auf die Seite von Intervention und Unterstützung der Völker geführt, in deren Namen ihre Charta geschrieben worden war.

				Der Nobelpreis kam ebenso unerwartet wie meine Wahl zum Generalsekretär fast fünf Jahre zuvor. Meine Karriere hatte mich ins UN-Sekretariat und zuletzt auf den Posten des Beigeordneten Generalsekretärs für friedenssichernde Einsätze geführt. Mehr konnte ein internationaler Beamter nicht erwarten. Noch nie war ein UN-Mitarbeiter an die Spitze der Organisation gewählt worden.

				Doch als ich im April 1996 aus Bosnien zurückkehrte, wohin ich als Sonderbeauftragter des Generalsekretärs entsandt worden war, waren die Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten und Generalsekretär Boutros-Ghali fast mit Händen zu greifen. US-Außenministerin Albright und Boutros-Ghali befanden sich praktisch im Dauerstreit, und es ging das Gerücht um, dass die USA eine zweite Amtszeit Boutros-Ghalis möglicherweise nicht unterstützen würden. Er war Anfang 1992 für fünf Jahre ins Amt gewählt worden, und außer Trygve Lie, der zurücktrat, und Dag Hammarskjöld, der bei einem Flugzeugabsturz im heutigen Sambia ums Leben kam, hatte bisher jeder Generalsekretär zwei Amtszeiten absolviert.

				Boutros-Ghali brachte einen hellwachen Verstand, ein Denken in globalen Zusammenhängen, eine akademische Geisteshaltung und eine instinktive Abscheu vor der Dominanz der Vereinigten Staaten nach dem Kalten Krieg ins Amt des Generalsekretärs mit. Sein gespanntes Verhältnis zu den USA beruhte indes nicht nur auf seiner eigenen Einstellung, sondern auch auf der üblichen amerikanischen Abneigung gegen jeden unabhängig handelnden Generalsekretär. Während sich die Kritik am Scheitern der UNO in Ruanda nicht gegen Boutros-Ghali gerichtet hatte, schien er 1994/95 die immer robustere US-Position am Balkan zu behindern.

				Hinzu kam sein autokratischer und geheimnistuerischer Führungsstil, der zu anhaltenden Schwierigkeiten in der UNO geführt und viele Mitarbeiter und Diplomaten irritiert hatte. Deshalb war er höchst angreifbar, als Washington sich gegen ihn wandte. Mitte 1996 verabredete sich Madeleine Albright zu einem Treffen mit mir, um mir mitzuteilen, dass man erwäge, mich als Kandidaten für den Posten des Generalsekretärs aufzustellen. Ich hatte immer gut mit ihr zusammengearbeitet, und im Lauf der Zeit hatte sich eine echte Freundschaft zwischen uns entwickelt, die auf unserem gemeinsamen Interesse an einer entschlosseneren, nachhaltigeren Arbeit der Vereinten Nationen beruhte. Ein entscheidender Vorteil war, dass ich wusste, wie das System der Vereinten Nationen funktionierte – von deren weitgefächerten Missionen bis zu den Mitarbeitern im New Yorker Hauptquartier und den Diplomaten, die dessen Flure bevölkerten.

				Als die Vereinigten Staaten am 11. November 1996 in einer Sondersitzung des Sicherheitsrats mit ihrem Veto die Wiederwahl Boutros-Ghalis verhinderten, stand ich bereit, das Amt des Generalsekretärs anzutreten und mich den Herausforderungen und Schwierigkeiten zu stellen, die es, wie ich wusste, mit sich bringen würde.

				Die UN-Charta ist ein ergreifendes Dokument, das die Vision einer Weltordnung beschreibt, die nicht auf Macht, sondern auf Recht beruht. Den Generalsekretär sieht sie in der Rolle des obersten Verwaltungsbeamten der Organisation. Doch diese Definition erfasst seine Tätigkeit nicht in vollem Umfang. Sicherlich ist bei einem Budget von zehn Milliarden Dollar und 44 000 Mitarbeitern viel Verwaltungsarbeit zu erledigen. Zudem hat sich die UNO organisch und nicht immer logisch entwickelt. Neben der intensiven Zuarbeit für den tief gespaltenen und streitlustigen Sicherheitsrat – das oberste Entscheidungsorgan in Bezug auf Völkerrecht, Frieden und Sicherheit – und der Oberaufsicht über die verschiedenen UN-Aktivitäten überall auf der Welt besteht ein großer Teil der Arbeit einfach darin, dafür zu sorgen, dass all die Dienststellen und assoziierten Organisationen, welche die UNO ausmachen und mit ihr zusammenarbeiten, genau das reibungslos tun.

				Während meiner Tätigkeit als Leiter der DPKO hatte ich gelernt, wie begrenzt die Möglichkeiten der UNO sind und wie wichtig es in einer universalen Organisation mit globalen Aufgaben ist, Kreise aufzubauen, die einen unterstützen, und einen Konsens zustande zu bringen. Aus umfangreicher und häufig leidvoller Erfahrung wusste ich, dass man als Generalsekretär am meisten erreicht, wenn man fähig ist, anderen die Gerechtigkeit und Dringlichkeit seiner Anliegen nahezubringen. Andere davon überzeugen zu können, dass mein Erfolg in ihrem ureigenen Interesse liege – und dass er für ihre eigene Agenda weder eine Gefahr noch ein Hindernis darstelle –, war eine Grundvoraussetzung für jeglichen Fortschritt. Ohne die Unterstützung von Mitgliedsstaaten – und der anderen Akteure in globalen Angelegenheiten, von Wirtschaftsunternehmen über NGOs bis zu Bürgergruppen – konnte ich nur wenig erreichen. Zusammen hatten wir dagegen die Macht, den Entwicklungsgang auf jedem Gebiet der globalen Angelegenheiten zu verändern, von der Armut über die Gesundheit bis zu den Menschenrechten und der Konfliktlösung.

				Was die auf der Tagesordnung stehenden großen geopolitischen Fragen betrifft, ist es wichtig, dass man als Generalsekretär herausfindet, wo ein Eingreifen entscheidend sein kann. Ein Vorteil des Amts besteht darin, dass man als ehrlicher Makler auftreten kann, der für alle Beteiligten annehmbar ist. Andererseits kann es auch ein Problem sein, wenn Mitgliedsstaaten den Generalsekretär als Alibi für eigene Untätigkeit benutzen. Innerhalb der Organisation wurde mein Titel in der Regel als »SG« (Secretary General) abgekürzt, und ich witzelte manchmal, dies bedeute »scapegoat« (Sündenbock).

				Natürlich wird in einer Staatenorganisation jede Entscheidung in gewissem Grade politisiert. Wenn ich um Geld für Menschenrechtsaktivitäten bat, beklagten sich die Entwicklungsländer darüber, dass ich ihre Interessen außer Acht lasse. Verlangte ich Mittel für Entwicklungsarbeit, protestierten die Industrieländer, ich würde ihre Agenda gefährden. In solchen Fällen kam mir zugute, dass ich schon lange, bevor ich ins achtunddreißigste Stockwerk des UN-Hauptquartiers in New York zog – wo sich das Büro des Generalsekretärs befindet –, bei der UNO gearbeitet hatte und besser als die meisten meiner Vorgänger wusste, wie das System funktionierte. Anders als viele annehmen, verfügt die UNO nur über geringe eigene Ressourcen. Für einen Friedenseinsatz musste ich bei den Truppen bereitstellenden Staaten um Friedenssoldaten bitten und für Entwicklungsaufgaben und humanitäre Hilfe Geberländer finden. Angesichts der Bedeutung dieser Aufgaben war mir klar, dass ich eine gewisse Fertigkeit in solchen Bittgängen benötigte, und so lernte ich, wie ich fragen, an welchen Fäden ich ziehen, und vor allem, wie ich zuhören und meine Erwiderungen abwägen musste. Auch lernte ich, wen ich fragen musste, denn manchmal ist ein Beamter eher als ein Minister oder sogar der Staatschef in der Lage, Ressourcen bereitzustellen. Dies ist die »soft power« eines Generalsekretärs – die Fähigkeit, andere davon zu überzeugen, dass sein Erfolg in ihrem Interesse liegt.

				Die Verleihung des Nobelpreises im Jahr 2001 war in einem kritischen Moment der Geschichte der Vereinten Nationen ein bedeutender Vertrauensbeweis für die Institution und auch für mich, ihren Generalsekretär. Ein knappes Jahr später spaltete der nicht aufzuhaltende Einmarsch in den Irak die Mitgliedsstaaten und stellte die Bedeutung der Vereinten Nationen in Frage. Die Architektur der globalen Ordnungspolitik wurde einer Zerreißprobe unterzogen. Unabhängig davon, welche Ziele die Vereinigten Staaten verfolgten – und welche konkreten Ursachen der Irakkrieg hatte –, war allen klar, dass wir eine neue Sicherheitsvorstellung und ein neues Rollenkonzept der UNO für deren Verwirklichung brauchten. Aus der Krise entstand, wie ich glaubte, eine Gelegenheit – und die dringende Notwendigkeit – für Reformen.

				Um den entscheidenden globalen Gefahren unserer Zeit begegnen zu können – dem Terrorismus, aber auch der Armut, dem organisierten Verbrechen, Krankheiten und dem Klimawandel –, mussten Staaten und andere Akteure kooperieren. Ich glaubte damals und glaube immer noch, dass die Vereinten Nationen das beste Forum bieten, auf dem die notwendigen Kompromisse erzielt und konzertierte Aktionen in Gang gesetzt werden können. Das Problem bestand darin, dass die Organisation bald vor Herausforderungen stehen sollte, die den Kern ihrer Mission – und ihrer Glaubwürdigkeit – berührten. Welche Rolle sollte die UNO spielen, wenn die Mächtigsten Gewalt anwandten? Welcher Platz gebührte ihr bei der globalen Machtausübung?

				Im UN-Gebäude und bei vielen Mitgliedsstaaten löste der Einmarsch in den Irak Unmut und vor allem Desillusionierung aus. Als Generalsekretär wollte ich den Völkern helfen, sich auf Themen zu konzentrieren, die sie einten, und den Unmut in positive Bahnen lenken, anstatt mitanzusehen, wie er seine spalterische Wirkung entfaltet. Das Jahr 2003 hätte für die Vereinten Nationen leicht ein Jahr des Rückzugs werden können; angesichts des Irakkrieges und des Beginns der Untersuchung über das Öl-für-Lebensmittel-Programm befanden wir uns gewiss in Bedrängnis. Aber ich sagte mir, dass die UNO sich nicht marginalisieren lassen durfte, sondern der Herausforderung – die die Probleme ihrer Struktur, die Bereitschaft ihrer Mitglieder, sie zu unterstützen, und das Grundprinzip einer internationalen Rechtsordnung überhaupt betraf – aktiv entgegentreten musste.

				»Exzellenzen«, sagte ich im September 2003 in meiner Rede vor der Generalversammlung, »wir sind an einem Scheideweg angelangt.« Dieser Augenblick ähnele demjenigen der Gründung der Vereinten Nationen, als eine Gruppe weitblickender Staatsmänner Regeln für das internationale Verhalten aufstellte und, mit der UNO im Zentrum, ein Netzwerk von Institutionen schuf, in dem die Völker der Welt für das Allgemeinwohl zusammenarbeiten konnten. Zwei Generationen später müssten wir entscheiden, ob man auf der damals beschlossenen Grundlage fortfahren könne oder ob radikale Veränderungen notwendig seien.

				Das Hauptproblem an der Spitze der Machtstruktur der UNO ist die Zusammensetzung des Sicherheitsrats. Heute gehören ihm fünf ständige Mitglieder mit Vetorecht an – die Vereinigten Staaten, Großbritannien, Russland, Frankreich und China –, deren Auswahl im Wesentlichen auf der geopolitischen Lage am Ende des Zweiten Weltkriegs beruht. Die zehn nichtständigen Mitglieder werden von der Generalversammlung gemäß der geographischen Repräsentanz für jeweils zwei Jahre gewählt. Diese Situation ist für manche untragbar, für die meisten ungerechtfertigt. Japan und Deutschland zahlen den zweit- beziehungsweise drittgrößten Beitrag zum UN-Haushalt, haben aber keinen festen Platz an ihrem wichtigsten Verhandlungstisch. In Indien lebt mehr als ein Sechstel der Weltbevölkerung, und doch hat es keinen Sitz. Und es gibt weder ein ständiges Mitglied aus Afrika noch eins aus Lateinamerika.

				Um im 21. Jahrhundert Legitimität zu besitzen, muss der Sicherheitsrat nicht nur leistungsfähig, sondern auch repräsentativ sein. In der Vergangenheit war er häufig beides nicht. Vor welchen Herausforderungen das kollektive Handeln auch stehen mag, klar ist, dass sich die wirtschaftliche und politische Machtverteilung in der Welt verändert hat. Die Frage, wieso Schwellenländer und Regionalmächte Strukturen hinnehmen sollten, die ihnen einen zweitklassigen Status zuweisen, hat noch niemand auf nachvollziehbare Weise beantworten können. Das Problem wird künftig nicht darin bestehen, dass solche Länder sich dem Sicherheitsrat aktiv entgegenstellen, sondern darin, dass sie ihn einfach ignorieren.

				Dieses Spiel ist bereits beim Gerangel um Plätze an anderen Verhandlungstischen zu beobachten – denen von G8, G20 und all den anderen Gs. Aber ich habe Freunde, die sich darüber freuten, in die G20 aufgenommen worden zu sein, auch daran erinnert, wie unzufrieden sie waren, als sie von der G8 ausgeschlossen waren, und dass es immer noch 172 Länder gibt, die von der G20 ausgeschlossen sind.

				Deshalb schlug ich im Rahmen meines Reformvorhabens, das ich nach der Rede im September 2003 in Angriff nahm, zwei mögliche Modelle vor. Beide sahen eine Vergrößerung des Sicherheitsrats von 15 auf 24 Mitglieder vor. Nach dem einen Modell sollte die Zahl der ständigen Mitglieder um sechs – ohne Veto – und die der wechselnden Mitglieder um drei erhöht werden. Das zweite Modell sah einen einzigen zusätzlichen Sitz für ein wechselndes Mitglied, aber acht „halbständige“ Sitze vor, die vier Jahre lang – bei möglicher Wiederwahl – eingenommen werden sollten. Diese Optionen schienen mir eine gute Grundlage für Verhandlungen über die künftige Zusammensetzung des Sicherheitsrats zu sein.

				Logischerweise bevorzugten Länder, die einen ständigen Sitz anstrebten, das erste Modell; Indien beschwerte sich sogar darüber, dass es kein Vetorecht erhalten sollte. Aber welche Länder sollten die neuen Sitze erhalten? Japan, Deutschland, Indien und Brasilien sahen ihre Kandidatur als gegeben an und drängten darauf, auf dieser Grundlage weiterzumachen, während sich die afrikanischen Länder zwischen den konkurrierenden Ansprüchen Nigerias, Südafrikas und Ägyptens nicht entscheiden konnten. Die traditionellen Rivalitäten auf dem Kontinent traten in den Vordergrund. Nach Ansicht Ägyptens sollten die Länder nördlich der Sahara einen Sitz erhalten, während Südafrika versicherte, es sei in der Lage, alle afrikanischen Länder zu repräsentieren. Darauf entgegnete Nigeria, aufgrund der Größe des Landes, seiner Bevölkerung und seiner Rohstoffbasis stehe ihm ein Sitz zu. Auf lateinamerikanischer Seite waren die Gegensätze zwischen den großen Ländern ebenfalls nicht zu übersehen. Der argentinische Präsident Carlos Menem befürchtete darüber hinaus, eine Auseinandersetzung über die Vertretung im Sicherheitsrat hätte nur zur Folge, dass alte, längst überwunden geglaubte Rivalitäten wieder aufleben würden.

				Manchen Staaten, die eine Erhöhung der Zahl der ständigen Mitglieder für falsch hielten – und natürlich als Gefahr für ihre privilegierte Stellung empfanden –, waren diese Meinungsverschiedenheiten willkommen. Tatsächlich schien es die Politik einiger Länder zu sein, eine Vergrößerung des Sicherheitsrats in der Theorie gutzuheißen, aber in der Praxis jeden konkreten Vorschlag abzulehnen. Manche hatten etwas gegen bestimmte Staaten einzuwenden: Pakistan erklärte, der Weg zu einem ständigen Sitz für Indien führe nur über seine Leiche; China stand Japan mit gemischten Gefühlen gegenüber – und so weiter. Diese Animositäten waren kurzsichtig. Wenn der Sicherheitsrat weiterhin eine Rolle spielen sollte, musste er vergrößert werden. Im Licht der vorherigen Erfahrungen war das halbständige Modell mit einem halben Dutzend Sitzen, die Regionalmächte über lange Zeit innehaben konnten – vielleicht mit einer Verlängerung alle zehn Jahre –, am vielversprechendsten. Gegensätze wie jene innerhalb der Afrikagruppe könnten durch regionale Mechanismen wie die Afrikanische Union überbrückt werden – so wie die Europäische Union teilweise die Außenpolitik ihrer Mitglieder koordiniert.

				Kritiker meiner Entscheidung, 2003 auf eine Reform des Sicherheitsrats zu drängen, wandten ein, sie lenke von anderen Problemen ab, die die UNO belasteten, und würde in einer Zeit, in der Einigkeit geboten sei, Spaltungen hervorrufen. Aber eine Reform der UNO vorzuschlagen, ohne die Probleme des Sicherheitsrats anzusprechen, wäre als Ausweichen vor einer für viele Mitgliedsstaaten grundlegenden Frage betrachtet worden und hätte es erschwert, ernsthaftes Interesse für die anderen Reformthemen zu wecken.

				Andere waren der Ansicht, ich wollte zu viel, und vielleicht hatten sie recht. Die UNO behandelt Reformer (ähnlich wie der Vatikan) nicht immer freundlich. Dabei übersieht man freilich die Errungenschaften der Reformbemühungen von 2003, die wir in den folgenden Monaten und Jahren erreichen konnten.

				Die Probleme, vor denen die UNO damals stand, waren nicht nur struktureller Art. Ein in vieler Hinsicht grundlegenderes Problem bestand darin, dass die Mitgliedsstaaten die Welt und ihre Gefahren unterschiedlich wahrnahmen. Dies wurde insbesondere nach dem 11. September 2001 deutlich. Seit jenem Zeitpunkt waren ein großer Teil der Amerikaner und viele andere vor allem über die Gefahr des Terrorismus besorgt. Das war verständlich, und die UNO bot ein Instrument, mit dessen Hilfe man gegen einige dieser Gefahren vorgehen konnte. So unterstützte sie die Vereinigten Staaten in Afghanistan, bekämpfte die Finanzierung von Terroristen und so weiter. Aber wer, zum Beispiel in Afrika oder Südasien, nicht genug zu essen hatte, der hatte eine etwas andere Gefahrenwahrnehmung. Und wenn man in einer Region lebte, in der ein ernster Konflikt oder ein Ausbruch ethnischer Spannungen drohte, hatte man wiederum andere Ängste.

				Deshalb versuchte ich deutlich zu machen, dass wir ein umfassendes Verständnis all dieser Gefahren brauchten. Die Feststellung, dass die Welt zu einem verflochtenen Ganzen geworden sei, ist zu einem der schlimmsten Klischees geworden. Sie trifft zu, ist aber nicht geeignet, jene Art von multilateralem Engagement in Gang zu setzen, das einer Welt entspricht, in der Gefahren nie auf jeweils nur ein Land oder eine Region beschränkt sind. Die UN-Mitglieder engagierten sich selektiv und sporadisch für herausragende Themen: Manche kooperierten bei Bedrohungen wie dem Terrorismus und, in geringerem Ausmaß, der Verbreitung von Krankheiten, wandten sich aber ab, wenn es darum ging, etwas gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen zu unternehmen.

				Tiefgreifende Reformen in einer internationalen Organisation von der Größe der UNO werden für gewöhnlich in Krisenzeiten eingeleitet. Es brauchte den Ersten Weltkrieg, um den Völkerbund, und den Zweiten, um die Vereinten Nationen zu gründen. Die UN-Charta wurde erst in den sechziger Jahren im Zuge der Entkolonialisierung und des Anstiegs der Mitgliederzahl auf nahezu das Doppelte novelliert. Als in meiner Amtszeit die Invasion des Irak stattfand, war nicht klar, ob diese Krise die Welt näher zusammenbringen oder spalten würde.

				Ende 2003 begannen wir mit der Arbeit an einem umfangreichen Reformpaket, das eine Reform der Leitungsgremien, insbesondere des Sicherheitsrats, aber auch die Schaffung neuer Gremien und Normen für die Steuerung der Aktivitäten der Organisation umfasste. In meiner Rede vor der Generalversammlung im gleichen Jahr gab ich die Bildung einer »hochrangigen Gruppe namhafter Persönlichkeiten« bekannt, die sich mit den Bedrohungen, Herausforderungen und Veränderungen, mit denen die Vereinten Nationen konfrontiert waren, befassen sollte und die Aufgabe hatte, neue Ideen zu entwickeln, wie die kollektive Sicherheit im 21. Jahrhundert verbessert werden konnte. Außerdem schlugen wir vor, die seit langem in Verruf geratene Menschenrechtskommission durch einen Menschenrechtsrat zu ersetzen, um das Thema der Menschenrechtsverletzungen im Herzen der UNO neu zu beleben. Ferner sollte eine Kommission für Friedenskonsolidierung gebildet werden, die die vielfältigen Erfordernisse von Interventionen in Bürgerkriegszonen koordinieren sollte. Dabei sollten das Militär, die Entwicklungsarbeit und humanitäre Aktivitäten, einschließlich des nachfolgenden langen Engagements, das für eine effektive Intervention in solchen Gebieten nötig ist, gleichermaßen berücksichtigt werden. Als eine der Kernfragen für die Zukunft der Vereinten Nationen, ihre Führungsrolle, ihre Perspektive und ihr Sendungsbewusstsein, nahmen wir – neben Fragen wie dem Sicherheitsproblem der Massenvernichtungswaffen und der höchst umstrittenen Möglichkeit von Präventivkriegen – die neue Lehre von der Schutzverantwortung mit in unser Reformpaket auf.

				Eine der großen Ironien dieser Periode war die Haltung der Vereinigten Staaten, die einst mehr als andere dafür getan hatten, um die UNO ins Leben zu rufen, jetzt aber eines der Haupthindernisse für deren Reform darstellten. Eine andere Ironie bestand darin, dass diese Gegnerschaft einige Reformen erst ermöglichte. Ein Beispiel dafür ist die Schaffung des Menschenrechtsrats. Als die Abstimmungen über die Reform näherrückten, waren die USA, Kuba und Pakistan die Hauptgegner – eine merkwürdige Koalition. Damals befand ich mich auf einer Südafrikareise, und ich rief den Präsidenten der Generalversammlung Jan Eliasson an, um zu hören, wie die Dinge standen. »Es ist schwierig«, erklärte er mir. »Ich glaube nicht, dass wir eine Einigung zustande bringen werden.« Das Problem seien diese drei Länder. Zu jenem Zeitpunkt hatte sich US-Botschafter John Bolton, der die Existenz und den Zweck der UNO überhaupt persönlich ablehnte, so weit isoliert, dass er allein dastand. Wie ich vermutete, hoffte er trotzdem immer noch, sich hinter Kuba und Pakistan verstecken zu können, so dass man ihnen die Schuld am Nichtzustandekommen des Menschenrechtsrats geben würde.

				Deshalb beschloss ich, den Präsidenten von Kuba anzurufen. Fidel Castro schlief, aber ich bekam Außenminister Felipe Pérez Roque an den Apparat und erklärte ihm, dass sich Kuba nicht in diese Rolle drängen lassen dürfe. Die Mitgliedsstaaten bräuchten eine Verbesserung der Menschenrechtssituation, insbesondere die Entwicklungsländer. Kuba betrachte sich als Stimme der Entwicklungsländer, doch jetzt stehe es kurz davor, als derjenige dazustehen, der den Einsatz der UNO für die Menschenrechte vereitelt habe. Kuba sollte das Vorhaben unterstützen und sich ihm nicht in den Weg stellen. Pérez Roque rief später zurück, um mir mitzuteilen, dass Castro sich über die Angelegenheit besprochen und den kubanischen Botschafter bei der UNO angewiesen habe, den Widerstand gegen den Menschenrechtsrat aufzugeben. Eliasson war hocherfreut, als ich ihn darüber informierte.

				Blieb nur noch Pakistan. Es war spät, aber ich konnte den pakistanischen UN-Botschafter Munir Akram über sein Handy erreichen. »Mir ist klar, dass Sie die strikte Anweisung haben, die Sache nicht passieren zu lassen«, sagte ich. »Ich verstehe, dass Sie sich in einer schwierigen Lage befinden. Deshalb möchte ich Ihnen helfen. Ich werde Präsident Musharraf anrufen und ihn bitten, Ihnen freie Hand zu lassen, die Ablehnung aufzugeben. Außerdem sollten Sie wissen, dass Sie unter den Entwicklungsländern allein dastehen. Sie sind der Einzige, der den Rat noch blockiert. Kuba hat seine Einwände fallengelassen.«

				»Was?«, rief er aus. »Kuba?«

				»Ja«, sagte ich. »Sprechen Sie mit dem kubanischen Botschafter. Er wird es Ihnen bestätigen. Ich habe mit Havanna telefoniert und die Angelegenheit geregelt. Ich bin bereit, Ihnen auf die gleiche Weise behilflich zu sein. Ich werde Musharraf anrufen.«

				»Nein«, erwiderte er. »Geben Sie mir eine Viertelstunde.«

				Diese Reaktion war typisch für manche Botschafter, die behaupteten, »strikte Anweisungen« zu haben, sie dann aber nach eigenem Gutdünken ändern konnten. Akram gab seinen Widerstand auf.

				Damit standen die Vereinigten Staaten allein da. Bolton konnte sich hinter niemandem mehr verstecken, und wir hörten von ihm nie wieder etwas über das Thema. Im September 2005 billigten die Mitgliedsstaaten schließlich das Reformpaket. Die Stimmung vor der Abstimmung war angespannt. Tatsächlich ließ ich meine Redenschreiber einige Bemerkungen formulieren, die ich verwenden konnte, falls das Reformprojekt scheitern sollte. Am Ende wurde es jedoch einstimmig angenommen.

				Obwohl wir nachdrücklicher als jemals zuvor in der Geschichte der UNO darauf hinarbeiteten, erwies sich die Reform des Sicherheitsrats aufgrund der tiefen Differenzen über seine künftige Gestalt als undurchführbar. In anderen wichtigen Punkten konnten wir jedoch Fortschritte erzielen, etwa beim Menschenrechtsrat, der Kommission für Friedenskonsolidierung und der Schutzverantwortung. Ein Aspekt blieb im Ergebnis der Verhandlungen zwischen den Mitgliedsstaaten jedoch unerwähnt: Massenvernichtungswaffen. Eine Schande, wie ich fand. Der Anstoß zur Reform war von der Krise im Irak ausgegangen, und es war kaum nachvollziehbar, dass am Ende einer zweijährigen Diskussion darüber, wie die Vereinten Nationen auf das Problem von Massenvernichtungswaffen im Irak reagieren sollten, ein 38-seitiges Dokument stand, in dem beides, das Problem wie die mögliche Antwort, mit keinem Wort erwähnt wurde.

				Vom Gesetz des Dschungels zur Herrschaft des Rechts

				»Ich will verflucht sein, wenn ich zulasse, dass mein Sohn vor irgendein korruptes Gericht gezerrt und verurteilt wird«, sagte ein amerikanischer Richter, dessen Sohn als Hauptmann im Irak gedient hatte. Diese Ansicht war unter amerikanischen Politikern und Kommentatoren weit verbreitet. Nach Ansicht vieler Gegner des Multilateralismus stellte der Internationale Strafgerichtshof (IStGH), der 2002 gegründet worden war, um einzelne Täter wegen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen zu belangen, die Krönung der Usurpation nationaler Souveränität dar. Dennoch überraschte es mich, dies von einem Richter des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten zu hören. Die obersten Richter laden traditionell einen Gast zum Mittagessen ein, und ich fühlte mich geehrt, als Richter Stephen Breyer mich während eines Besuchs in Washington einlud. Bei Salat und Sandwiches wurde der IStGH rasch zum strittigen Hauptthema des Gesprächs.

				Ich versicherte dem aufgebrachten Richter, dass es Verfahren gebe, die eine leichtfertige Verfolgung ausschlössen, und dass das Gericht nur in Aktion trete, wenn eine begründete Anklage vorliege und der betreffende Staat nicht willens oder in der Lage sei, die Taten zu untersuchen und vor Gericht zu bringen. Doch er ließ sich nicht überzeugen.

				In diesem Gespräch war ein Widerhall der größeren Debatten über das Völkerrecht angeklungen. Nach Ansicht konservativer Kommentatoren brauchen kleine und schwache Staaten das Völkerrecht und die UNO mehr, als große und mächtige Staaten es tun. Dies trifft zum Teil zu. Aber das Gleiche kann man auch von nationalen Rechtssystemen sagen. Wer Macht hat, kommt manchmal ungestraft mit einem Mord davon. Solche Ausnahmen sind jedoch umso unerträglicher, je weiter die Herrschaft des Rechts ausgebildet ist. Durchgesetzt wird sie sowohl durch formellen als auch durch informellen Druck. Das kann geraume Zeit in Anspruch nehmen, aber ich glaube, wir erleben diesen langwierigen Prozess zurzeit auf internationaler Ebene.

				Zu den Zielen, die mit der Gründung der Vereinten Nationen verfolgt und in ihrer Charta festgeschrieben wurden, gehört die Schaffung von Umständen, unter denen Gerechtigkeit und Gesetzestreue gedeihen können. Auf nationaler und internationaler Ebene dem Recht zur Herrschaft zu verhelfen, war eines meiner Hauptanliegen als UN-Generalsekretär, und im Jahr 2005 erhielt ich die einstimmige Unterstützung der Mitgliedsstaaten. Viele Beobachter haben allerdings angemerkt, die breite Zustimmung zum Prinzip der Herrschaft des Rechts sei nur möglich gewesen, weil die Länder unterschiedliche Auffassungen darüber hätten, was darunter in der Praxis zu verstehen sei. So wie ich sie verstehe, ist die Herrschaft des Rechts ein Prinzip, auf das jeder, einschließlich der Repräsentanten des Staates, verpflichtet ist. Sie umfasst Gesetze, die öffentlich verkündet, ungeachtet der Person in gleicher Weise durchgesetzt und von unabhängigen Gerichten interpretiert werden. Diese Gesetze sollten mit internationalen Menschenrechtsstandards in Einklang stehen. Außerdem erfordert die Herrschaft des Rechts eine gerechte Anwendung der Gesetze, Teilhabe an der Entscheidungsfindung und Transparenz. Es ist offensichtlich, dass noch nicht alle Staaten jede dieser Bedingungen erfüllen. Aber alle haben die Herrschaft des Rechts als politisches Ideal anerkannt, dessen Verwirklichung sie anstreben sollten.

				Auf internationaler Ebene ist die Anwendung des Prinzips der Herrschaft des Rechts auf die Interaktion zwischen Staaten weitaus komplexer. Heute fehlen noch die Institutionen, um Gesetze durchzusetzen und gerichtlich prüfen zu lassen. Die Jurisdiktion des Internationalen Gerichtshofs erstreckt sich nur auf Fälle, die ihm freiwillig vorgelegt werden. Eine internationale Polizei mit Vollstreckungsvollmachten gibt es nicht. Jeder Generalsekretär, der die Herrschaft des Rechts fördern mochte, steht vor der Frage, wie er souveräne Staaten davon überzeugen kann, sich dem Recht freiwillig zu unterwerfen.

				Schon bevor die Welt derart vernetzt war wie heute, war klar, dass man einen Kodex zur Regelung der internationalen Beziehungen brauchte. Man vergisst häufig, in welchem Ausmaß das moderne Leben durch internationale Gesetze ermöglicht wird: Sie gewährleisten, dass Post am Zielort ankommt, Radiofrequenzen verteilt werden, Schiffe und Flugzeuge sicher navigieren können. Ohne dieses Netzwerk von Gesetzen würde es jene Weltgesellschaft, deren Vorteile viele von uns genießen, nicht geben. Aber es geht um mehr als nur die Bequemlichkeit der Reichen. Für mich ist die Herrschaft des Rechts ein Mittel, Chancen zu eröffnen, Wohlstand zu schaffen und diejenigen zu schützen, die schuldlos in Gefahr sind, Leid oder Ausbeutung ertragen zu müssen.

				Trotz der Vorbehalte des Richters am Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten und vieler anderer Amerikaner war die Gründung des Internationalen Strafgerichthofs ein bedeutender Sieg für die Herrschaft des Rechts in internationalen Angelegenheiten. Nach den Tragödien von Somalia, Ruanda und Bosnien besitzt er für mich einen ganz persönlichen Aspekt. In den Verhandlungen über seine Schaffung vertrat ich Ansichten, von denen ich wusste, dass sie manche Staaten provozieren würden, und benutzte gelegentlich Formulierungen, die andere Regierungen sowie Nichtregierungsorganisationen verwenden konnten, um unser Anliegen voranzubringen.

				Am Ende war es eine knappe Angelegenheit. Ich hatte 1998 in Rom bei der Eröffnung der Konferenz gesprochen, die einberufen worden war, um eine Konvention über die Gründung des IStGH auszuhandeln. Als über sie abgestimmt wurde, befand ich mich zu einem offiziellen Besuch in Argentinien. Meinem Rechtsberater Hans Corell, der mit seinem Team an der Konferenz teilnahm, hatte ich allerdings versprochen, meine Reise abzubrechen und nach Rom zu kommen, wenn eine Einigung in Aussicht stand.

				Am Tag der Abstimmung brachte Indien eine »Giftpille« ein, einen Änderungsantrag, durch dessen Annahme das ganze Vorhaben zunichtegemacht worden wäre. Würde der indische Antrag abgelehnt, wäre das letzte Hindernis aus dem Weg geräumt. Würde er angenommen, würde es keinen Internationalen Strafgerichtshof geben. Seine Gründung stand auf Messers Schneide.

				Ich rief Corell an. »Ich gehe jetzt zu einer Sitzung«, teilte ich ihm mit. »Der letzte Flug von Argentinien nach Rom geht in anderthalb Stunden. Lassen Sie es mich wissen, wenn eine Einigung erzielt worden ist.«

				»Nun, ich weiß nicht«, erwiderte Corell. »Rufen Sie mich in zwanzig Minuten wieder an.«

				Zwanzig Minuten später wurde sein Anruf zu mir durchgestellt. Er hielt den Telefonhörer in die Luft. »Hören Sie das?«, fragte er. Der indische Antrag war abgelehnt worden, und im Saal herrschte Jubel.

				Ich entschuldigte mich bei meinen argentinischen Gastgebern, eilte zum Flughafen und flog nach Rom zur Unterzeichnung des Römischen Statuts, wie es heute genannt wird. Es war eine der außergewöhnlichsten Sitzungen in meinem gesamten Berufsleben. Nicht nur die Aktivisten von NGOs, sondern auch die Regierungen, die sich für die Schaffung des Gerichtshofs eingesetzt hatten, waren erleichtert. Wir standen auf dem Podium zwischen Leuten, die Champagner versprühten, und sagten ein ums andere Mal: »Wir haben es geschafft! Wir haben es geschafft!«

				Bei der Eröffnung der Konferenz in Rom hatte ich die Delegierten gemahnt, sich zu verhalten, als wären »die Augen der Opfer früherer Verbrechen und der potentiellen Opfer künftiger Verbrechen auf uns gerichtet. Ihr Schrei nach Gerechtigkeit war es, der uns vorwärts getrieben hat, unserem Endziel entgegen.« Dieses Ziel sei ein Gericht, das »einer globalen Kultur der Straflosigkeit ein Ende bereiten« werde.

				Um diese Kultur der Straflosigkeit zu überwinden, reichte die Gründung des Gerichtshofs nicht aus, aber wenn wir seine Tätigkeit unterstützen, müssen wir uns daran erinnern, was uns zum Handeln bewogen hat. Es begann mit den brennenden Dörfern Ruandas, mit den Wegen, Feldern und sogar Kirchen voller Leichen. Im Jahr darauf wurden in Bosnien Häuser bombardiert und geschah das Grauen von Srebrenica, wo mindestens achttausend unschuldige Männer und Jungen erschossen und in Gruben geworfen wurden. In beiden Fällen versäumten UNO und Weltgemeinschaft es tragischerweise, massiv einzugreifen und die Opfer zu schützen.

				Aber diese furchtbaren Ereignisse rüttelten die Welt auf. Ad-hoc-Tribunale wurden geschaffen, um die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen, und jetzt war durch das Römische Statut ein ständiger Gerichtshof gegründet worden, der dazu beitragen würde, die globale Kultur der Straflosigkeit zu beenden.

				Die an der Einigung über das Römische Statut Beteiligten können stolz darauf sein. Bis 2011 haben mehr als zwei Drittel der UN-Mitgliedsstaaten das Statut unterzeichnet oder ratifiziert und so das Gleichgewicht zugunsten der Gerechtigkeit verschoben. Bei Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völkermord betrachtet die Weltgemeinschaft jetzt nicht mehr Straflosigkeit, sondern Verantwortlichkeit als Norm. Wenn auf glaubwürdige Weise der Vorwurf erhoben wird, dass solche Verbrechen begangen wurden, müssen fortan diejenigen, die ein internationales Gerichtsverfahren nicht für nötig halten, beweisen, dass ihre eigene juristische Behandlung des jeweiligen Falls angemessen ist.

				Der bemerkenswerte Erfolg der Gründung des IStGH war die Frucht eines starken politischen Willens. Weitere Fortschritte werden Visionen, zielgerichtetes Handeln und auch Mut erfordern. So hat auf meinem Heimatkontinent die Afrikanische Union im Jahr 2011 auf Drängen einiger weniger afrikanischer Führer ihre Mitglieder aufgefordert, bei der Durchsetzung des internationalen Haftbefehls gegen den sudanesischen Präsidenten al-Baschir nicht mit dem IStGH zusammenzuarbeiten. 

				Aber nicht Afrika als Ganzes steht dem Gericht ablehnend gegenüber, nur bestimmte Politiker. In meinen Gesprächen mit Afrikanern aller Schichten verlangen diese vor allem eines, nämlich Gerechtigkeit: von ihren eigenen Gerichten, wenn möglich, und von internationalen Gerichten, wenn es keine realistische Alternative gibt. Der IStGH ist kein Ersatz für nationale Gerichte. Vielmehr stellt er eine letzte Instanz dar, die lediglich komplementär, ergänzend zur nationalen Gerichtsbarkeit, in Erscheinung tritt und dazu da ist, die Völker und Nationen bei ihrer Suche nach Gerechtigkeit zu unterstützen.

				Als Afrikaner bin ich stolz auf den Anteil, den mein Kontinent zum Erfolg dieses Projekts beigetragen hat. Afrikanische Länder und ihre zivilgesellschaftlichen Organisationen haben bei der Schaffung des Internationalen Strafgerichtshofs eine aktive, fortschrittliche Rolle gespielt. Dreißig schwarzafrikanische Länder sind dem Statut beigetreten; das ist der größte Regionalblock unter den Unterstützern des Gerichts. Stolz bin ich auch darauf, dass vier der fünf Fälle aus Afrika, die derzeit beim IStGH anhängig sind, von afrikanischen Staatsführern an das Gericht weitergeleitet wurden beziehungsweise mit deren Mitarbeit untersucht werden. Sie haben angesichts der begrenzten Möglichkeiten der eigenen Justiz die Hilfe eines internationalen Justizapparats gesucht. Im Fall von Kenia, wo der Chefankläger des IStGH zum ersten Mal aus eigenem Entschluss eine Untersuchung eingeleitet hat, wurde er von der kenianischen Regierung unterstützt. In allen diesen Fällen richtet sich die Untersuchung nicht gegen die afrikanischen Länder, sondern gegen die Straflosigkeit.

				In Afrika – und anderswo – sind manche darüber besorgt, dass das Streben nach Gerechtigkeit das Streben nach Frieden behindern könnte. Sie fragen: »Wie sollen wir die Führer kriegführender Parteien dazu bewegen, Frieden zu schließen, wenn danach das Gefängnis auf sie wartet?« Manche erheben den Vorwurf, die Tätigkeit der Ankläger des Internationalen Strafgerichtshofs in Uganda und Darfur habe die dortigen Friedensanstrengungen behindert und verzögert. Aber nach meiner Ansicht haben Ruanda, Bosnien, das Kosovo, Osttimor und andere Fälle gelehrt, dass Gerechtigkeit ein Partner und kein Hindernis für den Frieden ist.

				Es ist schwierig, gleichzeitig nach Gerechtigkeit und Frieden zu streben, aber die Probleme können – und müssen – überwunden werden. Entscheidend ist die Umsicht der Ankläger in Bezug auf das Timing. Andererseits müssen Konfliktvermittler die juristischen Verpflichtungen des Römischen Statuts berücksichtigen. Die Wahl zwischen Gerechtigkeit und Frieden ist keine Option mehr. Wir müssen ehrgeizig genug sein, um beides anzustreben, und klug genug, um die Unabhängigkeit der Justiz anzuerkennen, zu achten und zu schützen.

				Außerdem hängen weitere Fortschritte davon ab, dass Staaten, die, wie im Römischen Statut festgelegt, ihre primäre Verantwortung ausüben, ihrerseits diejenigen, die sich schwerer Verbrechen schuldig gemacht haben, strafrechtlich verfolgen und verurteilen. In der Frage der Straflosigkeit in internationalen Angelegenheiten darf es keinen Rückschritt und kein Nachlassen der Schwungkraft geben. Wir haben die Pflicht, die Unschuldigen zu schützen, indem wir ein Gericht schaffen, das stark, universal und effektiv genug ist, um selbst auf die hartgesottensten Despoten abschreckend zu wirken.

				Die Glaubwürdigkeit wird in Frage stehen, solange drei von fünf Sicherheitsratsmitgliedern – die Vereinigten Staaten, China und Russland – nicht ihre Haltung überdenken und sich denjenigen anschließen, die den mutigen Schritt unternommen haben, das Römische Statut zu unterzeichnen. Andere, die Anspruch auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat erheben, weigern sich ebenfalls, das Statut zu ratifizieren. Ich hoffe, dass die Unterstützung des IStGH künftig eine Bedingung für die Mitgliedschaft im dann reformierten Sicherheitsrat sein wird.

				Über ein Jahrzehnt nach der Konferenz in Rom hat der Internationale Strafgerichtshof seine Tätigkeit aufgenommen. Es muss hervorgehoben werden, dass er seine Jurisdiktion nur ausübt, wenn ein Staat das Römische Statut unterzeichnet hat und nicht fähig oder willens ist, Verbrechen wie Völkermord, Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu untersuchen.

				Im Fall von Uganda zum Beispiel war die Hilfe – zumindest anfangs – willkommen. In Kenia eröffnete der Chefankläger des IStGH von sich aus Ermittlungen über die Gewalttätigkeiten im Zusammenhang mit der Wahl von 2007. Aber dies war nur möglich, weil Kenia 2005 das Römische Statut ratifiziert hatte, was ebenso wie die Ermittlungen des IStGH von vielen Kenianern begrüßt wurde.

				Im Sudan sah die Sache anders aus. Aufgrund der Berichte über schwere Gräuel in Darfur, die wir im Jahr 2004 erhielten, bat ich Antonio Cassese, den ehemaligen Präsidenten des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien, den Vorsitz einer internationalen Untersuchungskommission zu übernehmen, welche die Art der Gewalttätigkeiten prüfen sollte. Sie kam zu dem Schluss, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit und systematische grobe Menschenrechtsverstöße begangen worden waren. In der Frage des Völkermords war die Kommission vorsichtig, denn hier musste die Bedingung erfüllt sein, dass die Verbrechen mit der konkreten Absicht, eine ethnische oder rassische Gruppe auszulöschen, verübt worden waren. Außerdem übergab Cassese mir einen Umschlag, der eine Liste mit 51 Namen enthielt, die nach seiner Meinung an den Ankläger des IStGH weitergeleitet werden sollte.

				Ich legte den Bericht dem Sicherheitsrat vor und informierte ihn über die Liste mit den Namen von Verdächtigen. »Ich habe den Umschlag nicht geöffnet«, fügte ich hinzu. »Und ich schlage vor, dass auch Sie ihn nicht öffnen. Ich werde ihn Ihnen auch nicht aushändigen, sondern dem Ankläger zusenden.«

				Der Sicherheitsrat verabschiedete eine Resolution, durch die die Angelegenheit dem IStGH übertragen wurde, und ich schickte den ungeöffneten Umschlag an den Chefankläger, der später nach eigenen Ermittlungen Anklagen wegen der Verbrechen in Darfur erhob, unter anderem gegen den Präsidenten des Sudan.

				Es trifft zu, dass anfangs die meisten Fälle aus Afrika stammten. Doch das heißt nicht, dass die Tätigkeit des Gerichts speziell gegen Afrika gerichtet war. Wegen der Schwäche der Justizsysteme in Afrika wird der IStGH dort einfach dringender gebraucht, wie ich 2011 auf der Überprüfungskonferenz in Kampala, auf der das Römische Statut durch eine Definition der Aggression ergänzt wurde, ausführte. In dem Maß, wie diese Systeme sich festigen werden, wird man den IStGH weniger benötigen. Bis dahin stellt er jedoch eine nützliche Alternative dar, wie sich 2011 im Zusammenhang mit den Ereignissen  in Libyen erneut gezeigt hat.

				So wie die amerikanische Ablehnung des Internationalen Strafgerichtshofs eine Glaubensfrage ist, so stellen andererseits manche Verfechter des IStGH die Strafverfolgung über alles andere. »Kein Frieden ohne Gerechtigkeit«, ist der Slogan, den man manchmal von ihnen hört. In den neunziger Jahren stellten wir bei den Tribunalen für das ehemalige Jugoslawien und Ruanda fest, dass Strafverfolgung als Ersatz für reales Handeln benutzt werden kann. Im Fall von Jugoslawien war sie zum Teil Ausdruck der Empörung über die Unfähigkeit Europas, vor der eigenen Haustür verübte Massaker zu verhindern. Im Fall von Ruanda war sie vielleicht Ausdruck des Bedauerns darüber, dass man nicht einmal versucht hatte, etwas zu unternehmen.

				Die Vorstellung, dass alle Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor internationalen Gerichten angeklagt werden könnten und sollten, ist allerdings naiv. Zunächst einmal ist im IStGH-Statut festgelegt, dass internationale Institutionen nur hinzugezogen werden sollen, wenn die nationalen Einrichtungen scheitern. Interessanter ist jedoch die Frage, ob internationales Eingreifen tatsächlich die Hoffnung auf Frieden untergräbt. Dieses Argument hört man manchmal im Zusammenhang mit Friedensverhandlungen, denn welchen Anreiz hätte ein Führer, der eine Anklage zu gewärtigen hat, auf eine Übereinkunft einzugehen, durch die er seine privilegierte Stellung verliert?

				Nach meiner Ansicht ist die Androhung einer Anklage eine wirkungsvolle Abschreckung, die von verwerflichem Verhalten abhält oder einen Anstoß gibt, solches Verhalten zu ändern. Wird eine Anklage jedoch zu früh erhoben, kann sie diese Hebelwirkung verlieren. Diese Sorge hatten wir in Bezug auf den sudanesischen Präsidenten al-Baschir, und in Bosnien wäre niemals ein Abkommen zustande gekommen, wenn Milošević vor den Verhandlungen in Dayton unter Anklage gestellt worden wäre. Eine mögliche Anklage zurückzuhalten, ist indes nicht dasselbe wie die Gewährung von Straffreiheit.

				Aus dieser Annahme – dass eine ausbleibende Anklageerhebung gleichbedeutend ist mit der Bereitschaft, eine Amnestie zu gewähren – entstehen viele Missverständnisse in solchen Situationen. 1999 in Sierra Leone war es die Revolutionäre Einheitsfront unter Foday Sankoh, die eine Amnestie forderte. Diese Gruppe war dafür berüchtigt, dass sie Kindersoldaten einsetzte, brutale Massenvergewaltigungen beging und Zehntausende von Amputationen vornahm. Dass sich die Vereinten Nationen zur Gewährung einer Amnestie hergeben könnten, war unvorstellbar.

				Die Friedensverhandlungen waren ohne meine Beteiligung weit vorangekommen, und ich wollte die Fortschritte nicht vollständig zunichtemachen. Aber die Gewährung von Straffreiheit wäre eine Grenzüberschreitung gewesen. Deshalb unternahm ich einen ungewöhnlichen Schritt und wies meinen Sonderbeauftragten für Sierra Leone, Francis Okelo, an, handschriftlich in den Vertrag hineinzuschreiben, dass für die UNO bei Völkermord, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit eine Amnestie nicht in Frage komme. Der Vorfall bewirkte, dass ich eine klarere Haltung zu dem Thema gewann, und ich gab später allen meinen Beauftragten und Abgesandten, die an Friedensverhandlungen beteiligt waren, diese Anweisung, um ein ähnliches Missverständnis in Zukunft zu vermeiden.

				Wie sich herausstellte, brach Sankoh diese und andere Vereinbarungen, und eine Intervention britischer und nigerianischer Truppen beendete im Jahr darauf den Konflikt. Sankoh wurden später vor dem Sondergericht für Sierra Leone in 17 Punkten Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zur Last gelegt, doch er erlitt einen Schlaganfall und starb, bevor er verurteilt werden konnte. Wie der Ankläger bitter bemerkte, kam Sankoh in den Genuss des friedlichen Endes, das er so vielen Menschen genommen hatte.

				Als ich 2001 bei der Verleihung des Friedensnobelpreises meine Dankesrede hielt, suchte ich eine Möglichkeit, all unsere großen Ziele für die Vereinten Nationen mit etwas Konkreterem zu verbinden, und so sprach ich über ein Mädchen, das an diesem Tag in Afghanistan geboren wurde. Seine Mutter würde es halten und füttern, herzen und umsorgen, so wie jede Mutter überall in der Welt. Bei solchen elementaren Handlungen ist die Menschlichkeit ungeteilt. Doch ein Mädchen, das im Jahr 2001 in Afghanistan geboren wurde, hatte ein Leben vor sich, das Jahrhunderte von dem Wohlstand entfernt war, den ein Teil der Menschheit erreicht hatte, und es würde unter Bedingungen leben, die viele als unmenschlich betrachten. Die wirklichen Grenzen verlaufen heute nicht zwischen Nationen, sondern zwischen Mächtigen und Machtlosen, Freien und Gefesselten, Privilegierten und Gedemütigten. Die Vereinten Nationen und ihr Generalsekretär können nicht all diese Ungerechtigkeiten beseitigen, aber es ist seine oder ihre Pflicht, sich an alle Völker der Welt zu wenden und für sie zu sprechen, wenn größere Mächte sie ignorieren.

				Einer meiner Vorgänger, Dag Hammarskjöld, sagte 1954, die Vereinten Nationen seien nicht geschaffen worden, um die Menschheit in den Himmel zu bringen, sondern um sie vor der Hölle zu schützen. In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Welt durch den Kalten Krieg gespalten und ständig von einer nuklearen Konfrontation bedroht war, war die von ihm formulierte Zielstellung moderat, aber immer noch ehrgeizig genug. Heute muss die UNO mehr tun, als die nachfolgenden Generationen von der Geißel des Krieges zu befreien. Dieses Ziel nimmt nur die erste Zeile ihrer Charta ein. In den nächsten Zeilen wird die Notwendigkeit hervorgehoben, die grundlegenden Menschenrechte, die Würde des Menschen und den Wert des menschlichen Lebens zu achten. Darüber hinaus enthält sie das Versprechen, »den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu fördern«. Die Worte »in größerer Freiheit« wählte ich als Titel für meinen wichtigsten Bericht über die Reform der UNO, den Robert Orr und Stephen Stedman auf kundige Weise betreut haben. Die Vereinten Nationen, so führte ich darin aus, müssten beim Frieden und bei der Sicherheit weiterhin eine Rolle spielen, sich daneben aber auch für Menschenrechte und Entwicklung engagieren.

				Obwohl die UNO in vielerlei Hinsicht ein Staatenklub bleibt, muss der einzelne Mensch bei allem, was die UNO unternimmt, im Mittelpunkt stehen. Das entspricht einer Weiterentwicklung des Denkens über die Vereinten Nationen, spiegelt aber Umwälzungen wider, die in den Staaten selbst stattgefunden haben: den Aufstieg von Demokratie und Menschenrechten und die Akzeptanz der Schutzverantwortung.

				Der Umgang mit Erwartungen stellte während all dieser Entwicklungen und inmitten all der Schwierigkeiten, mit denen wir in meiner Amtszeit als Generalsekretär konfrontiert waren, das hartnäckigste Problem dar. Es resultierte zum Teil aus unserem Verhältnis zu den Medien, war aber auch struktureller Art, denn in vielerlei Hinsicht gibt es zwei UNOs. Die eine besteht aus der Organisation mit dem Sekretariat unter der Leitung des Generalsekretärs, die andere bilden die Mitgliedsstaaten. Wenn alles gutgeht, beansprucht jeder das Verdienst für sich. Aber wenn etwas schiefläuft, wird allzu oft nur der ersten UNO die Schuld angelastet, obwohl sie, was ihre Ressourcen sowie ihre politische Orientierung und Handlungsvollmacht angeht, völlig von der zweiten abhängt.

				Gleichzeitig muss sich die UNO davor hüten, zu große Erwartungen in Bezug auf ihre Möglichkeiten zu wecken. Aus den Reihen des Sekretariats sind manchmal Äußerungen zu hören, die den Eindruck vermitteln, als würden wir uns zutrauen, über Nacht die Menschheit zu retten. Das kann gefährlich sein, und Mitgliedsstaaten stoßen gelegentlich ins gleiche Horn. Einige dieser Lehren haben wir in Bosnien gelernt, als der Sicherheitsrat Sicherheitszonen verkündete, die nicht sicher waren. Srebrenica ist zum Synonym für die Kluft zwischen Worten und Taten geworden. Wir sind unseren Worten nicht immer gerecht geworden. Aber das ist vielleicht das Schicksal der UNO: Die Erwartungen derjenigen, die sie als Allheilmittel für die Probleme der Welt betrachten, muss sie enttäuschen; gleichwohl verleiht sie, wie bruchstückhaft auch immer, den Ansprüchen einzelner Männer und Frauen eine Stimme, die in allen Ländern bestrebt sind, ein würdevolles, chancenreiches Leben ohne Unterdrückung und die Gefahr von Konflikten zu führen.
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DAS SCHICKSAL 
EINES KONTINENTS

				Afrikas Kriege, Afrikas Frieden

				Die nigerianischen Geheimdienstmänner schoben uns in den mittleren der drei schwarzen Peugeots und sprangen dann selbst in die Wagen. Der Fahrer trat so heftig aufs Gaspedal, dass es sich anfühlte, als würden wir in den Nachthimmel abheben. Schnell hatten wir die Marke von 160 Stundenkilometern überschritten. Von den verständlicherweise ängstlichen Reaktionen Lamin Sises, meines engsten Beraters, der neben mir saß, bekam der Fahrer offenbar nichts mit. In den Linkskurven wurde Lamin an mich gepresst, in den Rechtskurven ich an ihn. Wir wussten nicht, wohin man uns brachte, und während der Wagen auf halsbrecherische Weise die Kurven nahm, rutschte im Kofferraum etwas Schweres hin und her und stieß abwechselnd an die eine, dann an die andere Seite.

				Ich wollte nicht, dass die nigerianischen Geheimdienstleute uns verstanden, deshalb sprach ich Französisch. »Wo ist Nick?«, fragte ich, während ich mit den Fliehkräften kämpfte. Nick Panzarino war mein Leibwächter.

				»Er ist im vorderen Wagen«, versicherte mir Lamin. Wie sich herausstellte, wusste er es jedoch nicht genau; er konnte noch nicht einmal sagen, ob Nick es in eines der Autos geschafft hatte, so schnell hatten uns die Nigerianer in die Wagen verfrachtet.

				Wir schwiegen einen Augenblick und dachten über unsere unwirklich anmutende Lage nach, während draußen die Häuser von Abuja an uns vorbeiflogen. »Er fährt ziemlich schnell«, stellte ich schließlich mit einem Blick auf den gestresstenTachometer fest.

				»Das stimmt«, erwiderte Lamin höflich mit einem Nicken, als würde er eine Bemerkung über das Wetter bestätigen. Plötzlich fand ich das alles absurd: Wir sprachen Französisch, damit wir nicht verstanden werden konnten, tauschten aber banale Bemerkungen über die Fahrgeschwindigkeit aus, als würden wir den Geschmack unseres Frühstückstees kommentieren.

				»Was ist das im Kofferraum?«, fragte ich.

				»Ich konnte beim Einsteigen einen Blick darauf werfen«, antwortete Lamin und sah mich beklommen an, obwohl der Gambier weiterhin sein übliches gutgelauntes Funkeln in den Augen hatte. »Ich bin mir ziemlich sicher, dass sich in jedem Auto ein schweres Maschinengewehr befindet.«

				Etwas früher an diesem Abend im Juni 1998, um 21.30 Uhr, hatte ein unbekannter nigerianischer Geheimdienstoffizier – ein Agent des brutalen Militärregimes des jüngst verstorbenen Generals Sani Abacha, das seit fünf Jahren an der Macht war – unangekündigt an die Tür von Lamins Hotelzimmer in Abuja geklopft. »Sir«, sagte er, »ich bin hier, um Sie zu informieren, dass der Generalsekretär sich sofort mit Mr. Moshood Abiola treffen soll.«

				Als Lamin mein Zimmer betrat, war klar, dass etwas vor sich ging. »Kommen Sie, um mir gute Nacht zu wünschen?«, fragte ich lächelnd.

				»Ich fürchte, es wird keine gute Nacht«, erwiderte er, bevor er mir mitteilte, was uns bevorstand.

				Moshood Abiola war 1994 festgenommen worden und hatte seither in Einzelhaft gesessen. Zuvor war er ein millionenschwerer Geschäftsmann gewesen, der einen äußerst extravaganten Lebensstil pflegte. Erworben hatte er sein Vermögen mit Hilfe langjähriger enger Beziehungen zu den Militärregierungen des Landes. Als 1993 kurzzeitig der Versuch unternommen wurde, die Demokratie einzuführen, bewarb er sich um das Präsidentenamt und schien die Wahl tatsächlich gewinnen zu können. Doch die Militärregierung unter Präsident Ibrahim Babangida verhinderte die letzte, volle Auszählung der Stimmen, obwohl sie selbst die Wahl angesetzt hatte. Abiola gab sich stillschweigend geschlagen, aber die Wahl hatte seine Beziehung zur Regierung verändert. Er hatte in dem ethnisch und religiös gespaltenen Land, dem bevölkerungsreichsten Afrikas, eine beispiellose, von vielen Seiten getragene Welle der Unterstützung ausgelöst.

				Im weiteren Verlauf des Jahres wurde Präsident Babangida gestürzt. General Sani Abacha, der an seine Stelle trat, löste die Institutionen auf, die geschaffen worden waren, um dem Land einen demokratischen Anstrich zu geben – das Parlament, die dreißig Bundesstaatsregierungen und die lokalen Räte –, und verbot sämtliche Parteien. Im anschließenden Chaos trat Abiola 1994 erneut an die Öffentlichkeit und verkündete mit Blick auf die nicht anerkannte Wahl von 1993 vor einer riesigen Menschenmenge in Lagos, dass er der legitime Führer und Präsident Nigerias sei.

				Er wurde umgehend verhaftet, des Hochverrats angeklagt und für die nächsten vier Jahre in Einzelhaft gesteckt. In jener Zeit verweigerte man ihm sogar das Radiohören, und seit 1995 sah er weder Familienangehörige, noch konnte er mit einem anderen Menschen sprechen; aus den Zeitungen zeigte man ihm nur einen einzigen Artikel: eine Meldung über die Ermordung einer seiner Frauen im Jahr 1996. Als sonstige Lektüre hatte er nur eine Bibel und einen Koran.

				Abacha war ein illegaler Herrscher, wie er im Buche steht, extrem korrupt und zu einem exzentrischen, zügellosen Verhalten neigend, das in diesem Ausmaß nur aufgrund des Ölreichtums und der Vetternwirtschaft des Landes möglich war. Er machte vage Versprechungen, demokratische Wahlen abzuhalten, auch mir selbst gegenüber, nachdem ich 1997 UN-Generalsekretär geworden war, löste sie aber nie ein. Echte und mutmaßliche Opponenten des Regimes wurden verhaftet, so dass die Zahl der politischen Gefangenen enorm zunahm, ebenso wie die Zahl der Opfer politisch motivierter Morde durch Angehörige der Sicherheitskräfte.

				Doch dann verstarb Abacha am 8. Juni 1998 überraschend, und am nächsten Tag trat General Abdulsalam Abubakar seine Nachfolge an. Ich hatte Abubakar bereits kennengelernt, als er Abacha im Januar 1997 zu einem Gipfeltreffen in Lomé in Togo begleitete. Er hatte einst bei der UNIFIL im Libanon gedient, so dass wir Berührungspunkte auf dem Gebiet der Friedenssicherung hatten, die ich nutzte, um ein Gespräch in Gang zu bringen. Ich lernte ihn als Mann mit vernünftigen Anschauungen kennen, der im Gegensatz zu dem seltsamen, stillen Abacha kein Blatt vor den Mund nahm. Als der Präsident einmal den Raum verließ, hielt ich Abubakar vor, wie wichtig es sei, die politischen Gefangenen freizulassen. Abacha hatte meine wiederholt geäußerte Forderung nach größeren Freiheiten und dem Übergang zur Demokratie stets mit einem Seufzen abgetan, und ich hoffte nun, seine Berater könnten den Druck auf ihn erhöhen, diese Forderungen zu erfüllen.

				Aber jetzt war Abubakar Präsident, und er hatte Angst, wie er mir später anvertraute. Nachdem sich Nigeria wiederholt geweigert hatte, seinen politischen Kurs zu ändern und politische Gefangene freizulassen, war das Land international vollkommen isoliert und konnte kaum auf Hilfe von außen hoffen. Es ächzte unter einer enormen Schuldenlast. Zudem hatte Abacha die verschiedenen Machtzentren gegeneinander in Stellung gebracht, was zu wachsender Unruhe und gewalttätigen Übergriffen geführt hatte. Das von der ethnischen Gruppe der Hausa dominierte Militär war an eine privilegierte Stellung in der Gesellschaft gewöhnt, die es nicht ohne Weiteres aufgeben würde. Und obwohl Abubakar erkannte, dass man die Demokratie brauchte, um die Zukunft des Landes zu sichern, würden chaotisch organisierte, verfrühte Wahlen die Instabilität nur noch vergrößern. Abacha hatte den 1. Oktober 1998 als Termin für den Übergang zur Demokratie festgesetzt, den er, darin waren sich alle einig, niemals hatte einhalten wollen. Aber Abubakar, der aufrichtigere Absichten verfolgte, war jetzt an diesen Termin gebunden. Irgendwie musste er einen Ausweg aus dieser schwierigen Situation finden.

				Ein Problem war für ihn die Frage, wie er mit dem inhaftierten Abiola verfahren sollte. Wenn er ihn freiließ, störte Abiola womöglich das politische Gleichgewicht im Land, indem er die Präsidentschaft für sich beanspruchte, wie er es schon einmal getan hatte. In seiner Hochburg im Südwesten des Landes fände er mit dieser Forderung breite Unterstützung, aber das Militär würde sie höchstwahrscheinlich zurückdrängen.

				Wenn besonders heikle Verhandlungen anstanden – die häufig nicht in meinem Büro, sondern in meiner Residenz in New York stattfanden –, wurde der Termin in meinem Kalender in der Spalte für Verabredungen einfach als »belegt (privat) (Residenz)« vermerkt. Einige Wochen nach Abubakars Machtantritt – am 22. Juni 1998 um 15.30 Uhr – hatte ich ein solches Treffen mit dem nigerianischen Außenminister Tom Ikimi. In der entspannten Umgebung meines Wohnzimmers überbrachte er mir eine Botschaft von Abubakar. Der Präsident hoffte, ich könne ihm helfen, die durch Abachas Tod entstandene Gelegenheit zu nutzen, um Nigeria aus seiner gegenwärtigen Notlage herauszuführen. Er wolle dem Land wieder eine angemessene Stellung in der Region und in der Welt verschaffen, die Missherrschaft beenden und die Demokratie einführen. Aber er wolle den Termin für Wahlen hinausschieben, um den Übergang zu erleichtern, und dafür bitte er mich um öffentliche Unterstützung.

				Ikimi trat diesmal völlig anders auf, als er es als Abachas Abgesandter getan hatte. Bisher hatte er mich und andere stets lang und breit darüber belehrt, dass Nigerias innere Angelegenheiten einzig und allein Sache der Regierung seien. Dieser Aplomb war jetzt dem Realismus gewichen: der Erkenntnis, dass Nigeria Teil einer eng vernetzten Welt war. Mein erster Gedanke betraf Abiola. Er durfte nicht zum Opfer der Umgestaltung werden, oder es wäre keine Umgestaltung. Er hatte den ersten wirklichen Versuch demokratischer Wahlen so gut wie gewonnen, besaß weiterhin beträchtliche Unterstützung und war durch seinen Gefängnisaufenthalt zum Symbol für alle geworden, die einen politischen Wandel im Land forderten. Ihn weiter in Haft zu behalten, wäre das Gegenteil eines Fortschritts in Richtung wahrer Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gewesen.

				»Ich bin bereit, öffentlich meine Zustimmung zu dem Vorhaben des Präsidenten zu geben«, sagte ich zu Ikimi, dessen Blick sich sichtlich aufhellte. »Aber nur, wenn Abiola freigelassen wird.« Ikimi schien bestürzt zu sein, erwiderte aber, dass Abiola freigelassen werden könne, wenn ich persönlich nach Abuja käme, um mich öffentlich hinter Abubakars Wahlvorschlag zu stellen. Ich nahm die Einladung an. Ich würde tun, was ich konnte, so wenig es sein mochte, um zur Beendigung einer Militärdiktatur beizutragen, insbesondere in Nigeria, das unter den zahlreichen Militärputschen, die das Land seit 1960 über sich ergehen lassen musste, lange genug gelitten hatte.

				Aufgrund meines Terminkalenders flogen wir am 29. Juni von Wien aus mit einem nigerianischen Regierungsflugzeug nach Abuja. Man war offenbar erpicht auf unseren Besuch, denn es war ein brandneues, luxuriöses Flugzeug, das für den persönlichen Gebrauch des Präsidenten bestimmt war. Nach der Ankunft kam ich mit Abubakar zusammen, um über die Lage zu sprechen. Er wiederholte, was Ikimi in New York gesagt hatte, und ich drängte ihn, sein Versprechen einzuhalten, das politische System zu öffnen und die Zivilgesellschaft einzubeziehen, um eine Dynamik in seinem Sinn aufzubauen und das Land auf einen neuen Kurs zu bringen. Er reagierte positiv, erklärte aber, der Termin am 1. Oktober sei zu früh für den Übergang zur Demokratie und eine glaubwürdige Wahl. Ich riet ihm, die Wahl nicht einfach nur zu verschieben, sondern öffentlich ein neues Datum zu nennen und einen genauen Zeitplan festzulegen. Darüber hinaus solle er für alle verständlich klarmachen, warum die Verschiebung nötig sei. Außerdem erinnerte ich ihn daran, dass Abiola freigelassen werden müsse, wenn er das internationale Wohlwollen gewinnen wollte – und meines.

				An diesem Punkt zögerte Abubakar kurz. Dann erklärte er sich bereit, Abiola sofort freizulassen, aber nur unter der Bedingung, dass er keinen Anspruch auf die Präsidentschaft erhob. Ich verstand die Sorge des Generals: Wenn Abiola freikam und seine Einsetzung als Präsident verlangte, konnte eine tiefe, gewalttätige Konfrontation die Folge sein, die das Land angesichts der fragilen Lage Gott weiß wohin bringen konnte. Abiolas Freilassung war notwendig, aber sie musste in aller Stille erfolgen. Ich fragte, ob ich Abiola sehen könne, um mit ihm darüber zu sprechen, und Abubakar versprach, ein Treffen zu arrangieren. 

				Am Abend desselben Tages klopfte es an Lamins Hotelzimmertür, wonach wir durch die dunklen Straßen von Abuja zu Abiolas damaligem Aufenthaltsort rasten. Wir hielten in der Nähe des Präsidentenpalasts, und mürrische Wachen führten uns in eine Art Gästehaus und in ein einfaches Zimmer mit weißen Wänden, in dem Abiola bereits auf uns wartete.

				Nach der Begrüßung teilte ich ihm mit, dass ich mit dem Präsidenten und der Junta Gespräche über die gegenwärtige Entwicklung in Nigeria führen würde und seine, Abiolas, Freilassung verlangt hätte. Er nahm es erstaunlich zurückhaltend auf. Ich fragte ihn, ob er nach seiner, wie ich zuversichtlich hoffe, baldigen Freilassung Anspruch auf die Präsidentschaft erheben wolle. Er erwiderte, er sei nicht sicher. Er denke, die Junta habe Angst davor. Offenbar wollte er sich alle Optionen offenhalten und seinen Anspruch nicht durch eine klare Antwort aufgeben.

				Dann wechselte er plötzlich das Thema und fragte: »Aber wer sind Sie eigentlich?«

				»Ich bin Kofi Annan«, antwortete ich. »Ich bin der Generalsekretär der Vereinten Nationen.«

				»Was ist mit dem anderen passiert? Diesem Ägypter?«, fragte er überrascht.

				Ich hatte irrtümlich angenommen, dass man ihm gesagt hatte, wer ihn besuchen würde und warum. Aber man hatte ihm nur gesagt, dass eine »bedeutende Persönlichkeit« ihn sprechen wolle. Es war erstaunlich, wie sehr man diesen Mann von der Außenwelt isoliert hatte. Das Regime war derart daran gewöhnt, ihn im Dunkeln zu lassen, dass es ihn selbst jetzt noch von jeder Nachricht von draußen abschirmte.

				Nachdem er begriffen hatte, mit wem er es zu tun hatte, taute er auf und äußerte sich auch genauer über seine Pläne. Er habe nicht die Absicht, die Präsidentschaft zu beanspruchen, erklärte er. Er wolle nur eines, nämlich nach Mekka reisen, um zu beten und sich zu bedanken. Aber, fügte er hinzu, er werde keine schriftliche Zusage machen. Denn damit würde er seinen Ruf zerstören. Er sei jedoch bereit, auch Präsident Abubakar persönlich dieses Versprechen zu geben.

				Am nächsten Tag übermittelte ich Abubakar diese Botschaft, doch er zögerte immer noch. Ich erklärte, dass ein freier Abiola, der kein Interesse daran habe, die Situation aufzuheizen, nicht aufstachelnd, sondern beruhigend auf seine Anhänger wirken werde. Ich würde vor meiner Abreise in meiner Ansprache vor der Presse bekanntgeben, dass er, Abubakar, mir gegenüber zugesagt habe, Abiola und die anderen politischen Gefangenen sehr bald freizulassen. Ob diese Ankündigung seine Glaubwürdigkeit stärken oder untergraben würde, hänge von ihm ab.

				In der Pressekonferenz kurz vor unserem Abflug gab ich die angekündigte Erklärung ab. Darüber hinaus enthüllte ich, dass Abiola mir gesagt hatte, er habe nicht die Absicht, Anspruch auf die Präsidentschaft zu erheben. Damit räumte ich die letzte Rechtfertigung aus dem Weg, die Abubakar noch anführen konnte, um Abiola in Haft zu behalten, und nahm zugleich dessen radikaleren Anhängern den Wind aus den Segeln. Außerdem versuchte ich jene Nigerianer zu beruhigen, die Abiolas Freilassung mit Bangen entgegensahen.

				Nach unserer Abreise schien alles für Abiolas Freilassung bereit zu sein. Doch eine Woche später ereignete sich eine Tragödie: Während eines Gesprächs mit Thomas Pickering, Unterstaatssekretär im US-Außenministerium, brach Abiola zusammen und starb. Trotz der ernsten Absichten, die Abubakar zu haben schien, war der Zeitpunkt verdächtig. Aber ein internationales Pathologenteam stellte fest, dass der Zusammenbruch die Folge eines Herzleidens war und kein Verbrechen vorlag – wenn man, wie ich in Gedanken hinzufügte, davon absah, dass Abiola während seiner Haft eine angemessene medizinische Versorgung verwehrt worden war. Auf jeden Fall war er ein weiteres Opfer der systematischen Verletzung von Menschenrechten, die unter persönlichen und repressiven Regimen unvermeidlich ist.

				Als wir nach der Pressekonferenz den Heimflug antreten wollten, stellten wir fest, dass die Nigerianer uns diesmal ein anderes Flugzeug als beim Hinflug zur Verfügung gestellt hatten, eine alte, abgenutzte und nicht sehr sicher aussehende Maschine. Bei ihrem Anblick wandte sich Kieran Prendergast, mein kluger, humorvoller Untergeneralsekretär für Politische Angelegenheiten, zu mir um und lachte aus seinem Bart hervor: »Nun, Sie haben getan, wofür sie Sie brauchten. Wen kümmert jetzt noch, was aus Ihnen wird?«

				Tatsächlich verklemmten sich eine Viertelstunde nach dem Start die Klappen, und der Pilot teilte uns mit, dass wir umkehren und ein anderes Flugzeug nehmen müssten.

				Für Nigeria war es jedoch kein Fehlstart. Abubakar hielt sein Wort. In den folgenden Monaten wurden die politischen Gefangenen freigelassen, und das Unterdrückungssystem des Militärregimes wurde jeden Tag weiter gelockert. Am Ende des Jahres fanden Wahlen zur Nationalversammlung statt; Abubakar trat, wie er es immer gesagt hatte, freiwillig zurück, und im Mai 1999 fanden Präsidentschaftswahlen statt. Die Abstimmung brachte den reformistischen Olusegun Obasanjo ins Amt, und das neue demokratische System hat bis heute Bestand.

				Die Herausforderung afrikanischer Regierungskunst: große Männer kontra Rechtsstaatlichkeit

				Nigerias Übergang zur Demokratie ist einer von vielen Belegen dafür, dass Wahlen allein nicht ausreichen, um eine Gesellschaft in eine wirkliche, funktionierende Demokratie zu verwandeln. Zum einen braucht man eine Reihe von Institutionen und Regeln, die das Ergebnis von Wahlen und damit die Rechte der Menschen schützen, deren Schaffung aber eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt. Zum anderen ist eine verantwortungsvolle, rechenschaftspflichtige Führung vonnöten, die wahrhaft dem Volk dient. Kurz, die Umgestaltung der afrikanischen Demokratien erfordert eine verantwortungsvolle Regierungsführung, die nicht der Autokratie eines Einzelnen oder der Gewalt, sondern dem Recht zur Herrschaft verhilft. Seit der Unabhängigkeit war all das in Afrika nur selten anzutreffen. Stattdessen entstand ein Herrschaftssystem, in dem Macht und Autorität auf die Person eines Führers konzentriert waren. Für gewöhnlich wurde und wird eine solche destruktive Regierungsform nach einer illegalen Machtergreifung eingeführt.

				Simbabwe war ein ausgezeichnetes Beispiel dafür. 1965 erklärte die Regierung der weißen Minderheit von Südrhodesien, dem späteren Simbabwe, einseitig die Unabhängigkeit des Landes von Großbritannien. Damit durchkreuzte sie die britische Absicht, im Zuge der Entkolonialisierung ein multirassisches demokratisches System aufzubauen. 1970 begann unter der Führung von Robert Mugabe und Joshua Nkomo ein bewaffneter Aufstand gegen das weiße Minderheitenregime. Zehn Jahre später errangen die Freiheitskämpfer den Sieg, und Mugabe übernahm das Amt des Ministerpräsidenten. 1988 wurde er dann Präsident von Simbabwe – als Erster mit den Befugnissen eines Regierungschefs –, was er bis heute ist.

				Dieselben Eigenschaften, die Mugabe zu einem beeindruckenden Revolutionsführer gemacht hatten, machten ihn nun zu einem autokratischen und letztlich für das Volk von Simbabwe gefährlichen Präsidenten. Das Verlangen nach Einigkeit, die Aversion gegen Pluralität, der Widerwille gegen Spaltungen, die aus der revolutionären Erfahrung erwachsen waren, hatten zur Folge, dass seine Herrschaft immer autokratischer wurde.

				Aber die Gefahren dieser personalisierten Herrschaftsform wurden erst in den neunziger Jahren deutlich, als Mugabe eine Reihe ebenso aggressiver wie katastrophaler Landreformen durchführte. In den achtziger und den frühen neunziger Jahren galt Simbabwe nicht ohne Grund als eines der Länder Afrikas, in denen sich die Lebensbedingungen am positivsten entwickelten. Doch die irregeleiteten Reformen lähmten die Wirtschaft und führten zu einem dramatischen Rückgang des Lebensstandards und des Gesundheitszustands der Simbabwer. Die Vorstellung von Mugabes Autorität war jedoch zu tief im politischen System und in seinem eigenen Denken verwurzelt, als dass sein Rücktritt auch nur in Erwägung gezogen worden wäre. Die politischen Institutionen waren nicht stark genug, um seine Herrschaft eindämmen oder seine Absetzung durchsetzen zu können. Stattdessen nahm die brutale Repression zu, um Mugabe trotz verbreiteter Unruhe an der Macht zu halten.

				Von außen, von anderen afrikanischen Führern, wurde nur langsam und schwach Druck aufgebaut, vor allem, weil Mugabe aufgrund seiner revolutionären Leistungen in ganz Afrika in hohem Ansehen stand. Darüber hinaus hatte er anderen Führern von Freiheitsbewegungen geholfen, etwa in Namibia, Südafrika und Mosambik, wo jetzt eben diese Leute an der Spitze der Regierungen standen. In der Gemeinschaft der afrikanischen Führer war er so etwas wie der Vorsitzende der Gewerkschaft der Freiheitskämpfer.

				Das schlimmste Merkmal dieses Herrschaftstypus ist, dass sich Machthaber, die zunächst als gute, wünschenswerte Führer erscheinen, verändern können – was oft genug geschieht. Das bedeutet, dass die Menschen Gefahren ausgesetzt sind, gegen die sie keinerlei institutionellen Schutz haben. So geschah es mit Mugabe. Seine größten Fehltritte als Regierender beging er erst, nachdem er schon zwanzig Jahre im Amt war.

				Ich verfolgte besorgt, wie sich sein Führungsstil veränderte und sein anfangs vernünftiges, kalkuliertes Vorgehen einer jähzornigen, sogar paranoiden Haltung wich, die ständige Abwehrbereitschaft signalisierte. Seinem politischen Charakter, der im revolutionären Kampf im Buschland von Simbabwe geprägt worden war, entsprach es, bei Bedrohungen zurückzuschlagen. Das war seine Art. Als er älter wurde und die Kritik von Seiten der Außenwelt zunahm, trieb ihn dieser Charakterzug dazu, mit immer größerer Halsstarrigkeit auf seiner destruktiven Innenpolitik zu beharren.

				Als ich das Amt des Generalsekretärs antrat, hatte ich ein gutes persönliches Verhältnis zu Mugabe. Noch inmitten der Unruhen sah ich meine herzliche Beziehung zu ihm als Vorteil an, eröffnete sie der Weltgemeinschaft doch einen potentiellen »Zugang«, um ihn zu einem Kurswechsel zu veranlassen. Aber diesen Vorteil dürfte ich verloren haben, als ich Anna Tibaijuka, die Leiterin des Siedlungsprogramms der Vereinten Nationen (UN-HABITAT), beauftragte, eine Untersuchung über die brutale Slumsäuberung in Harare durchzuführen. Die Ergebnisse der Studie zeigten klar und schonungslos, welche Schuld der Regierung anzulasten war. Danach warf Mugabe, der seit langem den britischen Einfluss in Simbabwe argwöhnisch beobachtete, Tibaijuka vor, eine britische Spionin zu sein, die in sein Land geschickt worden sei, um Tony Blairs Pläne umzusetzen.

				

				Die Entwicklung in Simbabwe zeigt, wie gefährlich es ist, sich bei der Führung und Gestaltung eines Landes allein auf die Qualitäten eines einzigen Mannes zu verlassen. Ihr kollektives Schicksal sollten die Bürger ausschließlich repräsentativen, verantwortlichen und rechenschaftspflichtigen Institutionen anvertrauen, die eine größere Vollmacht, Unantastbarkeit und Lebensdauer als ein einzelner Mensch besitzen. Führer wie Nelson Mandela haben dies begriffen. Als Mandela nach einer Amtszeit, ohne zu zögern, zurücktrat, führte er genau diesen Grund an: Institutionen seien stets wichtiger als irgendeine Einzelperson.

				Die Unterstützung für das System des »großen Mannes« als Lösung für Afrika beruhte ursprünglich weniger auf echter Hochachtung für diese Führer, sondern fast vollständig auf der Furcht um gesellschaftliche Stellung und Leben, die es geboten erscheinen ließ, sich diesen Autokraten und Diktatoren zu unterwerfen. Im Lauf der Zeit entwickelte sich daraus eine Art politischer Kultur, eben das System des »großen Mannes« als dasjenige Mittel, mit dem Afrika seine Herausforderungen am besten zu bewältigen schien. Diese Vorstellung war viele Jahre lang sowohl bei Afrikanern als auch bei Außenstehenden verbreitet.

				Afrikas Probleme hatten ihre Ursache jedenfalls immer in einem Mangel an Institutionen, darin, dass die institutionellen Ressourcen fehlten, die nötig gewesen wären, um die komplexen politischen, sozialen und ökonomischen Aufgaben, vor denen der Kontinent stand, lösen zu können. Verantwortungslose, nicht rechenschaftspflichtige personalisierte Regierungssysteme sind ein Feind solcher Institutionen. Wenn man die Herrschaft eines Einzelnen über eine gesamte, bunt gemischte, vielschichtige Bevölkerung kultiviert, müssen Institutionen, die den unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen Macht verleihen, behindert und zerstört werden, also gerade jene Institutionen, die ein System für den friedlichen Machttransfer zwischen Parteien und Politikern aufrechterhalten. Zivilgesellschaftliche Institutionen, Organisationen und Aktivisten, die unabhängig vom Staat agieren und sich daher der Kontrolle der »großen Männer« entziehen, dürfen unter deren Herrschaft nicht gedeihen. Auch ein freies Unternehmertum auf der Grundlage einer freien Gesellschaft sowie eines Regelwerks und Rechtsstaats, die von den Alltagslaunen der politischen Führer unabhängig sind – was eine wesentliche Voraussetzung für eine privatwirtschaftlich angetriebene Entwicklung ist –, darf sich nicht entfalten.

				Dies ist im Wesentlichen der Grund, weshalb ich die Probleme Afrikas als zutiefst miteinander verflochten betrachte. Putsche, wirtschaftliches Missmanagement, brutale Regime, ständige Menschenrechtsverletzungen und Unterentwicklung: All das verstärkt sich gegenseitig. Wahre Führung äußert sich im Aufbau von Institutionen, in der harten, nicht nachlassenden Arbeit bei der Schaffung und Entwicklung der vielen Regierungsinstitutionen und unabhängigen zivilgesellschaftlichen Organisationen, die nötig sind, um die Probleme Afrikas zu bewältigen. Wahre Führung bedeutet, seine ganze Kraft für die politische Mammutaufgabe einzusetzen, die Macht auf friedliche Weise zum Wohl aller unter den verschiedenen Fraktionen, Gruppen und Wählerschichten aufzuteilen. Wahre Führer sind diejenigen, die bestrebt sind, nicht die eigene persönliche Macht, sondern diejenige der afrikanischen Völker zu stärken.

				In den Jahren nach der Entkolonialisierung taten das freilich nur wenige afrikanische Führer. In dieser Hinsicht spielte der Kolonialismus eine große und zugleich destruktive Rolle, da er viele der strukturellen Voraussetzungen für die nachfolgende Politik geschaffen hatte. Mit dieser Bemerkung will ich die afrikanische Verantwortung nicht schmälern, die ich weiterhin als vorrangig ansehe, sondern die Ansicht widerlegen, dass dieses System in der afrikanischen Psyche und Kultur verankert sei. Vielmehr entstand es aus Schwierigkeiten, die durch von außen aufgezwungene Strukturen erzeugt wurden.

				Auf dem Berliner Kongress von 1885 teilten die Kolonialmächte Afrika unter sich auf, wobei sie Grenzen zogen, die vor Ort keinen Sinn ergaben, da sie Königreiche, Staaten und Völker willkürlich teilten und andere ebenso willkürlich vereinten. Darüber hinaus führten die Kolonialmächte Gesetze und Institutionen ein, die dazu bestimmt waren, lokale Gegensätze auszunutzen, um die Kolonialverwaltung zu stärken, anstatt den Versuch zu unternehmen, diese Gegensätze zu überbrücken.

				In den sechziger Jahren erbten die unabhängig werdenden Länder diese willkürlich gezogenen Grenzen und die trennenden Institutionen und Rechtssysteme. Die Aufgabe, innerhalb der Kolonialgrenzen echte nationale Identitäten zu schaffen, bot den neuen afrikanischen Führern reichlich Gelegenheit, durch die Übertünchung dieser Spaltungen den Wert ihrer eigenen Person herauszustreichen. Da jede organische Einheit fehlte, ordneten sich manche afrikanische Länder der Autorität einzelner Herrscher unter, statt den Versuch zu unternehmen, ein pluralistisches System aufzubauen. Die neuen Führer förderten Repräsentanz und Partizipation ebenso wenig, wie es der Kolonialstaat getan hatte.

				Hinzu kam die revolutionäre Erfahrung, die in der postkolonialen Ära Probleme bereitete. Für Freiheitskämpfer stand im Kampf gegen den Kolonialismus die Einigkeit aus guten Gründen an oberster Stelle, ebenso wie die Disziplin, die für einen erfolgreichen Unabhängigkeitskampf nötig war. Diese Auffassung von der Organisation revolutionärer Kader und der Mobilisierung von Unterstützern für ein gemeinsames Ziel wurde nach den Unabhängigkeitskriegen in die Politik der Friedenszeit übertragen, mit der Folge, dass revolutionäre Führer aufgrund derselben Eigenschaften, die im bewaffneten Kampf ihren Erfolg gesichert hatten, zu schlechten Regierenden in Friedenszeiten wurden. Sie behielten in den postkolonialen Staaten die Vorstellung von absoluter Einigkeit als Grundlage ihrer Autorität bei und unterdrückten sogar den Gedanken an Abweichung. So ebneten revolutionäre Bewegungen, die das Ziel der Entkolonialisierung geeint hatte, dem Einparteienstaat den Weg, der die gesellschaftlichen Gegensätze leugnete und eine weitere Rechtfertigung der personalisierten Herrschaft lieferte.

				Manchmal wird der Kampf für die Demokratie in Afrika auch von einem gewissen kulturellen Relativismus behindert, von der Vorstellung nämlich, die Demokratie sei kein natürlicher afrikanischer, sondern ein europäischer Wert. Aber wie die Ansicht, dass der Kolonialismus an allem schuld sei, dient auch diese Auffassung nur denjenigen, die den moribunden Status quo aufrechterhalten wollen. Darüber hinaus beruht sie auf überholten Scheinargumenten.

				In Wirklichkeit sind die Werte des Pluralismus und der kollektiven Entscheidungsfindung in unseren ältesten Traditionen verwurzelt. Sie lassen sich überall auf dem Kontinent in den frühesten Zeugnissen der afrikanischen Kultur finden. Das traditionelle Mittel der Konfliktlösung ist ein Treffen unter einem Baum, wo man so lange bleibt, bis eine alle Seiten zufriedenstellende Lösung gefunden ist. Ein ghanaisches Sprichwort lautet: Ein Kopf ist für eine Entscheidung nicht genug. Tatsächlich haben afrikanische Gemeinden, von der Dorfebene aufwärts, Entscheidungen traditionell in freien Diskussionen getroffen, in denen unterschiedliche Standpunkte gegeneinander abgewogen wurden, bis ein Konsens erreicht war. Sogar im Häuptlingssystem musste der Anführer, wenn er nicht abgesetzt werden wollte, den Willen des Volks beachten und konnte nur mit dessen Unterstützung handeln.

				Auch der Begriff der ubuntu aus der Sprache der Xhosa, der etwas bezeichnet, dem sich alle Afrikaner instinktiv verpflichtet fühlen, ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung. Er ist ein Element des afrikanischen Humanismus, das frei übersetzt die Idee der kollektiven Abhängigkeit meint: »Ich bin, weil wir sind.« Diese Philosophie beschreibt die Vorstellung vom gleichen Anteil aller an der Gesellschaft und aneinander, und ihre Grundprinzipien lassen sich leicht mit denen der liberalen Demokratie in Einklang bringen.

				In meiner Amtszeit als Generalsekretär trat der Hunger nach politischer Veränderung in Afrika immer deutlicher zutage. Im Jahr 1997 war er indessen nur selten zu spüren; zu übermächtig waren die Herrscher und zu groß das Tabu, mit dem offene Kritik an ihnen belegt war. Aber es brauchte nicht viel, um ihn an die Oberfläche treten zu lassen. Das zeigte ein kleines Erlebnis, das ich während eines Besuchs in Gabun hatte. Auf einer Pressekonferenz mit überwiegend afrikanischen Journalisten wurde mir provokativ die Frage gestellt: »Mr. Generalsekretär, Sie üben häufig Kritik an Afrika und afrikanischen Regierungen. Ist das gerecht? Und warum tun Sie das?«

				»Ich tue viel für Afrika, und ich kenne seine Schwierigkeiten«, antwortete ich. »Aber ich bin Afrikaner, und ich nehme mir das Recht heraus, Afrika und Afrikaner zu kritisieren. Und ich werde es weiterhin tun.«

				Die Journalisten reagierten darauf augenblicklich mit spontanem Applaus – in einer Pressekonferenz ein eher merkwürdiges Verhalten. Aber es zeigt, dass es genügte, diesen verborgenen Nerv zu berühren, um das wahre Verlangen der Afrikaner nach einem verantwortungsvollen und rechenschaftspflichtigen Regierungssystem offenzulegen.

				In jüngster Zeit sind in Afrika große Fortschritte gemacht worden, aber es sind noch weitere nötig. Zudem verläuft die Entwicklung höchst ungleich. In Ghana zum Beispiel haben nach einer Phase mehrerer Staatsstreiche drei demokratische Wahlen stattgefunden, von denen jede zu einem friedlichen Machtwechsel führte. Es ist kein Zufall, dass Ghana auch das einzige afrikanische Land ist, das sowohl bei der Armut als auch beim Hunger die Vorgaben des ersten Millenniumentwicklungsziels erfüllt hat, nachdem es unter anderem eine tiefgreifende Agrarreform durchgeführt hat. Andererseits bezeichnete der Freedom-House-Bericht von 2009 nur acht afrikanische Länder als völlig demokratisch, während 25 als teilweise demokratisch und 21 als autoritär eingestuft wurden. Ein Problem war, dass in einigen Fällen Wahlen nicht als Mittel eines echten politischen Wandels abgehalten wurden, sondern bloß eine demokratische Fassade darstellten und dazu dienten, die Herrschaft von Diktatoren zu verlängern.

				Zu einem guten Regierungssystem gehören nicht nur Wahlen, sondern auch eine verantwortungsvolle und rechenschaftspflichtige Führung sowie rechtsstaatliche Institutionen. In Regimen, die nicht auf der Verherrlichung von Einzelnen, sondern auf der Rechtsstaatlichkeit beruhen, liegt die Verantwortung für die künftige politische Landschaft des Kontinents bei den Völkern und den Forderungen, die sie heute erheben. Nachhaltig gute Regierungsführung ist nichts, was man geschenkt bekommt; man muss sie einfordern, selbst gestalten und an ihr teilhaben – als Einzelner und als Volk insgesamt. Träger der Entwicklung sind die Menschen. Aber wie diese und andere Geschichten zeigen, können manchmal auch Außenstehende helfen.

				»Das können Sie nicht sagen. Das kann ein Generalsekretär den versammelten afrikanischen Staatschefs nicht zumuten!« Es war der 2. Juni 1997, und ich befand mich in der simbabwischen Hauptstadt Harare. Mein Publikum bestand aus Staats- und Regierungschefs aus ganz Afrika, von denen viele mit Waffengewalt an die Macht gelangt waren: Putschführer, die sich mit Hilfe der illegitimen Macht, die ihre Militäruniform repräsentierte, selbst inthronisiert hatten. Als seit kurzem amtierender Generalsekretär und erster Schwarzafrikaner in diesem Amt war ich dort, um afrikanischen Militärregimen eine neue, für viele sicherlich überraschende Botschaft zu verkünden. Als ich an das Rednerpult trat, ließ ich meinen Blick über die Zuhörer schweifen und dachte an jenen warnenden, aber leider traditionell gedachten Rat eines meiner afrikanischen Mitarbeiter bezüglich der Rede, die ich jetzt halten würde.

				Ich beschloss, meine Rede sofort mit einem Thema zu beginnen, das afrikanische Politiker und Diplomaten schon allzu lange in stiller Absprache ignorierten. »Armeen«, erklärte ich, »sind dazu da, die nationale Souveränität zu schützen, nicht dazu, ihre Waffen auf das eigene Volk zu richten. Afrika darf Putsche gegen gewählte Regierungen und die Machtergreifung durch Militärcliquen, die manchmal für Sonderinteressen, manchmal aber auch nur im eigenen Interesse handeln, nicht länger dulden und als Fait accompli hinnehmen. Verpflichten wir uns auf eine neue Doktrin für die afrikanische Politik. Lassen Sie uns, wo die Demokratie usurpiert wurde, alles in unserer Macht Stehende tun, um sie ihrem rechtmäßigen Besitzer zurückzugeben: dem Volk. Verbale Verurteilungen, so notwendig und wünschenswert sie sind, reichen nicht aus. Wir müssen Putschisten auch ächten und isolieren. Nachbarstaaten, Regionalgruppen und die Weltgemeinschaft müssen sich allesamt beteiligen.«

				Meine Einstellung zu Militärregimen ist von dem geprägt, was sie in meinem Heimatland Ghana und in ganz Afrika angerichtet haben. Zwischen Januar 1956 und Dezember 2001 fanden auf dem Kontinent achtzig erfolgreiche Staatsstreiche statt; zu dieser atemberaubenden Zahl kommen 108 Putschversuche hinzu. Afrika steht vor vielen Herausforderungen – sozialen, ökonomischen, geographischen und ökologischen. Aber nach meiner Ansicht – und ich denke, die afrikanische Geschichte bestätigt dies – ist schlechte Führerschaft die ultimative Ursache der afrikanischen Misere, und die größten Zerstörer von Führerschaft und guter Regierungskunst in Afrika waren Militärregime. Die Perversion von demokratischer Herrschaft, die groben Menschenrechtsverletzungen und das wirtschaftliche Missmanagement gehen in vielen Fällen auf einen einzigen Infektionsherd zurück: einen Militärputsch.

				Militärregime sind die schädlichsten Beispiele von schlechter Führung in Afrika. Aber in Bezug auf die Rolle der Führerschaft in Afrika sind auch andere Überlegungen allgemeinerer Art von Bedeutung. Auf die Frage, warum Afrika solche Probleme hat, werden viele Afrikaner, insbesondere die älteren, eine einzige pauschale Antwort geben: Es liegt am Kolonialismus. Viele Akademiker werden dagegen auf strukturelle Faktoren verweisen, die Afrika ökonomisch behindern und seine seit langem schwierige Stellung in der Welt verursachen.

				Es trifft zu, dass Afrikas kurze, aber intensive Erfahrung des Kolonialismus destruktiv und entzweiend gewirkt hat. Richtig ist auch, dass viele afrikanische Staaten Binnenländer sind, die keinen direkten Zugang zu den Seehandelswegen haben – einem wirtschaftlichen Aktivposten, dessen Fehlen viele Ökonomen als wesentlichen Grund für die bisherige schlechte Wirtschaftsleistung Afrikas ansehen. Dennoch ist es unzutreffend und, schlimmer noch, unverantwortlich, wenn Afrikaner allein dem Kolonialismus die Schuld an der Rückständigkeit ihrer Länder geben. Wenn man einige der großen Entwicklungsfehlschläge in Afrika betrachtet, bilden solche ökonomischen Hindernisse nicht den Kern des Problems.

				Dreh- und Angelpunkt der modernen afrikanischen Geschichte ist die Frage der Führerschaft und die Verantwortung von Afrikanern für sie. Dies ist bis zum heutigen Tag die Grundlage meiner diplomatischen Interventionen in Afrika. Mein Heimatland Ghana, zum Beispiel, hat 1957 seine Unabhängigkeit von Großbritannien erlangt. Damals belief sich das Prokopfeinkommen auf 390 Dollar. Malaysia, das im selben Jahr von Großbritannien unabhängig wurde, schien ähnliche ökonomische Aussichten wie Ghana zu haben; allerdings hatte es damals ein Prokopfeinkommen von lediglich 270 Dollar. Doch Malaysia legte die Fundamente einer parlamentarischen Regierungsform, auf denen es ein starkes politisches System aufbaute, das ein erfolgreiches, anhaltendes Wirtschaftswachstum ermöglichte. Im Gegensatz dazu erlebte Ghana einen Militärputsch nach dem anderen, den ersten 1966, so dass die Entwicklung der politischen Institutionen nur stockend vorankam. Die Folgen dieser unterschiedlichen Entwicklungstendenzen für die in den beiden Ländern lebenden Menschen sind offensichtlich: Heute ist das malaysische Prokopfeinkommen dreizehnmal so hoch wie das ghanaische. Nimmt man dieses Beispiel zum Maßstab, ist der Kolonialismus für die Debatte praktisch irrelevant. Im Zentrum des Problems stehen die afrikanische Führerschaft und die afrikanischen Institutionen.

				Madagaskar ist ein weiteres Beispiel. Die Inselnation leidet nicht unter dem Fluch der afrikanischen Binnenländer oder unter den Gefahren, die von instabilen Nachbarländern ausgehen; zwei Faktoren, die oft das wirtschaftliche Wohlergehen bedrohen. Ende der neunziger Jahre nutzte Madagaskar die Vorteile des US-Gesetzes zur Förderung des afrikanischen Wachstums, das günstigere Bedingungen für Importe aus Afrika einführte. Durch die Einrichtung einer Freihandelszone und eine wirkungsvolle Regierungspolitik, die günstige Bedingungen für Wirtschaftsaktivitäten schuf, entstanden binnen kurzem dreihunderttausend neue Arbeitsplätze. Doch als Vizeadmiral Didier Ratsiraka eine Wahl verlor, blockierte er, anstatt zurückzutreten, acht Monate lang den Hafen der Freihandelszone, um die Fortdauer seiner Herrschaft durchzusetzen. Das bedeutete das Ende der Freihandelszone, die andernfalls zu einem leuchtenden Beispiel dafür hätte werden können, wie ein armes afrikanisches Land den Aufstieg schaffen und den Weltmarkt erobern kann.

				Die Probleme Afrikas werden häufig so dargestellt, als seien sie vorherbestimmt, als seien die Anfechtungen, mit denen der Kontinent zu kämpfen hat, unvermeidlich oder, wenn nicht von vornherein unvermeidlich, dann durch die Kolonialisten dazu gemacht. Aber nichts könnte weiter von der Wahrheit entfernt sein, wie Madagaskar und andere Beispiele belegen. Die Verantwortung liegt bei den Afrikanern, bei ihrem Herrschaftssystem und ihren Führern. Afrika hat die Erfahrungen, die es gemacht hat, in erster Linie aufgrund von Entscheidungen gemacht, die von Einzelnen im Rahmen von Herrschaftssystemen getroffen wurden, die afrikanische Führer und ihre Anhänger bewusst geschaffen haben. Afrika, die Armut von Afrika, die Gewalt von Afrika, sind nicht das unvermeidliche Produkt des internationalen Umfeldes, sondern die Folge von Entscheidungen seiner Führer.

				Als ich UN-Generalsekretär wurde, kam es kaum vor, dass den afrikanischen Führungen die Schuld an den Problemen des Kontinents gegeben wurde. Der Kolonialismus und die Wirtschaftspolitik der Außenwelt, insbesondere der Geberländer, schienen die einzigen Ursachen zu sein. Am schlimmsten war, dass die ständige Beschwörung einer antikolonialen Haltung und der Schuld der Außenwelt wenigen Einzelnen, die alles andere als Helden waren, in die Hände spielte. Wie bei herrschenden Cliquen üblich, hatten diese Männer kein Interesse daran, eine Veränderung des verheerenden Status quo, der ihnen die Erfüllung ihrer persönlichen Interessen garantierte, zuzulassen. Die alles überspannende Debatte über die Übel des Kolonialismus war in Wirklichkeit ein Werkzeug, mit dem sie die Menschen davon abhielten, echte Fortschritte zu fordern. Es war eine in jeder Hinsicht rückständige Einstellung.

				Deshalb bemühte ich mich von Anfang an, meine Position zu nutzen, um die Diskussion in eine andere Richtung zu lenken. In meinem ersten Amtsjahr verlangte der Sicherheitsrat einen Bericht über Afrika und die Möglichkeiten der Weltgemeinschaft, die Ursachen und Folgen der Konflikte auf dem Kontinent zu bekämpfen. Ich beauftragte ein Team unter Leitung eines hohen afrikanischen UN-Mitarbeiters damit, den Bericht zu verfassen. Der Text, den es mir vorlegte, wiederholte jedoch nur allzu viele der bekannten alten Argumente und legte den Schwerpunkt wieder einmal auf die Übel des Kolonialismus und die Versäumnisse der Geberländer. Ich war, gelinde gesagt, enttäuscht. Auf diese Art brachten Afrikaner allzu oft ihre Anliegen auf internationalen Foren vor. Es war eine überholte, wenig hilfreiche und letztlich unehrliche Geisteshaltung, die überwunden werden musste. Mir war klar, dass ich mich als Afrikaner jetzt in einer hervorragenden Position befand, um eine Veränderung der afrikanischen Haltung in dieser Debatte herbeizuführen. Meine Stimme würden die Afrikaner nicht so leicht ignorieren können wie andere.

				Nachdem ich den Entwurf gelesen hatte, stellte ich ein neues Team zusammen, das das Projekt übernehmen und einen von Grund auf  neuen Bericht verfassen sollte. Die Leitung übergab ich drei neuen Mitarbeitern, darunter, was wichtig war, einem jungen Afrikaner, dem Simbabwer Stanlake Samkange, der eine andere Haltung repräsentierte als die ältere Generation von Afrikanern. Meine Anweisungen waren einfach: dass wir es den Völkern Afrikas schuldig waren, die Wahrheit zu sagen und offen und ehrlich ihre Herausforderungen und Hoffnungen zu benennen. Die alte Argumentation vom Kolonialismus und vom Versagen der Geberländer als den Hauptschuldigen für alle afrikanischen Leiden müsse ad acta gelegt werden.

				»Das ist fast un-UN-mäßig«, bemerkte Untergeneralsekretär Karl Theodor Paschke nach der Veröffentlichung des Afrika-Berichts. Er meinte die Direktheit und Aufrichtigkeit des Berichts. Denn so waren UN-Berichte in der Vergangenheit nicht geschrieben worden. Mit seiner Veröffentlichung verabschiedeten wir uns von einer Tradition übertriebener Vorsicht aus diplomatischer Rücksichtnahme.

				»Zu lange«, erklärte ich, als ich den Bericht am 16. April 1998 dem Sicherheitsrat präsentierte, »wurden Konflikte in Afrika als unvermeidbar oder unlösbar oder als beides zusammen betrachtet. Sie sind weder das eine noch das andere. Konflikte in Afrika werden, wie anderswo auch, von menschlichem Handeln verursacht und können durch menschliches Handeln beendet werden.« Ich sprach aus der neuen Perspektive von Verantwortung und Rechenschaftspflicht, die der Bericht anlegte. »Mehr als drei Jahrzehnte, nachdem die afrikanischen Länder ihre Unabhängigkeit erlangt haben«, heißt es in dem Bericht, »erkennen die Afrikaner selbst immer klarer, dass es nicht ausreicht, nur die koloniale Vergangenheit für die derzeitigen Konflikte und ihre Ursachen verantwortlich zu machen. Mehr denn je muss sich Afrika heute selbst den Spiegel vorhalten.«

				Implizit hieß das – so deutlich, wie ich es ausdrücken konnte –, dass die bisherigen Fehlentwicklungen und menschlichen Tragödien in Afrika ebenso wie alles andere von Afrikanern und ihren Führern zu verantworten waren. Die Folgen des Kolonialismus wurden in dem Bericht zwar erwähnt, aber als ein historischer Faktor unter vielen, der bei der Erklärung der Gegenwart nur am Rande von Bedeutung war. Auch das Versagen der Weltgemeinschaft wurde angesprochen, einschließlich desjenigen der Vereinten Nationen, das heißt ihre Unfähigkeit, den Völkern Afrikas zu helfen, den Frieden zu sichern und die Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen. Aber dieses Versagen wurde als Randaspekt eines Kernproblems beschrieben: der innerafrikanischen Politik und des Verhaltens der afrikanischen Führungen.

				Afrika ist meine Heimat, meine Identität. Aber wenn ich meinem Amt Genüge tun wollte, musste ich ein Generalsekretär für alle Regionen der Welt und alle 192 UN-Mitgliedsstaaten sein. Eine Bevorzugung würde es nicht geben, und das wollte ich vom Anfang meiner Amtszeit an klarstellen.

				Um die Aufgaben des Generalsekretärs zu erfüllen, muss man mit der gesamten Weltgemeinschaft zusammenarbeiten. Wenn man sich zu eng definiert – etwa als Sachwalter afrikanischer Angelegenheiten –, schließt man andere Länder aus seinen Gedanken aus und schränkt seine Agenda ein. Diejenigen, die man ignoriert, werden einen bald umgekehrt auch ignorieren. Aber wenn man in einer Welt wie der unseren etwas bewegen will – insbesondere für Afrika, wo Hilfe von außen dringender benötigt wurde als in jeder anderen Region –, braucht man die Beteiligung aller. Warum hätten lateinamerikanische oder asiatische Mitgliedsstaaten mir helfen sollen, wenn ich mich als Generalsekretär nur um afrikanische Probleme gekümmert hätte? Hätte ich mich vorrangig als afrikanischer Generalsekretär verstanden, mich mit Afrikanern umgeben und afrikanischen Themen Priorität eingeräumt, hätte ich wahrscheinlich sogar weniger für Afrika erreicht, als es auf der Grundlage eines universalen Selbstverständnisses möglich war.

				Die Reaktion der jüngeren Generation von Afrikanern und auch von Nichtafrikanern bestärkte mich in der Methode der strengen Liebe zu meinem Heimatkontinent. Diese jungen Leute begrüßten meine freimütigen Äußerungen in Diskussionen über die Probleme Afrikas, in denen ich die Schuld nicht nach altem Muster unfairerweise nur auf einer Seite suchte; auch sie hatten gespürt, dass diese einseitige Betrachtung dazu diente, die afrikanische Verantwortung zu leugnen. Zudem stärkte meine Haltung meine Glaubwürdigkeit gegenüber anderen Regierungen, insbesondere denjenigen der reichen Geberländer, was wiederum zur Folge hatte, dass ich mehr Gehör fand, wenn ich mich bei ihnen für Afrika einsetzte und sie aufforderte, ihre Entwicklungshilfe zu erhöhen. Die UN-Mitgliedsstaaten wussten jetzt, dass ich nicht nur Afrikas Bedürfnisse realistisch wahrnahm, sondern auch sein Versagen und seine Fehler offen ansprach. Und sie wussten, dass ich mich mit außerafrikanischen Themen, die sie direkt betrafen, ebenso ernsthaft und intensiv beschäftigte.

				Nach der Veröffentlichung des Afrika-Berichts waren auf der höchsten Ebene der internationalen Diplomatie augenblicklich Fortschritte zu verzeichnen: In einer Sondersitzung billigten die Außenminister der Sicherheitsratsmitglieder die in dem Bericht empfohlenen praktischen Lösungen, und auch die Generalversammlung verabschiedete zustimmende Resolutionen. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) begann in Partnerschaft mit lokalen afrikanischen Initiativen neue internationale Lösungen auszuarbeiten. Außerdem stärkte sie die Aufmerksamkeit für die armen Länder, womit eine der Grundvoraussetzungen für die Aufstellung der Millenniumsentwicklungsziele im September 2000 geschaffen war.

				Im Rahmen der Diskussion über den Bericht berief ich im November 1998 eine Konferenz in Paris ein. »Afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme« war ein wiederkehrender Slogan der Konferenz – und er enthielt einen wahren Kern. Aber ich wusste, dass die afrikanischen Länder, wenn sie sich erfolgreich weiterentwickeln wollten, Hilfe von außen benötigten. Daran führte kein Weg vorbei. Doch die afrikanische Empfindlichkeit in Bezug auf den Kolonialismus trübte den Blick; sie führte zu der Befürchtung, dass Entwicklungshilfe immer noch heimtückisch und kolonialistisch sein könnte. Diese Vermutung und die unerschütterliche Schuldzuweisung an Außenstehende hatten zur Folge, dass diese im Grunde ausgeschlossen wurden, während man gleichzeitig mehr Hilfe von außen verlangte. Ich wollte alle Beteiligten von diesem dysfunktionalen Standpunkt abbringen; er vernebelte nur das wirkliche Ziel: ein besseres Afrika zum Wohl der Afrikaner zu schaffen.

				»Ja, wir müssen afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme haben«, sagte ich auf der Konferenz. »Aber der Test für diese Lösungen müssen ihre Resultate sein, nicht ihr Ursprung. Es kommt nicht darauf an, wer die Lösungen findet, sondern darauf, ob sie zu dauerhaftem Frieden und gerecht verteiltem Wohlstand führen.« Wir mussten erkennen, wie gefährlich ein anachronistisches Ressentiment war, und uns ganz auf den Zweck des Unternehmens konzentrieren, das zu unterstützen wir alle behaupteten. Es war für uns alle – Afrikaner wie Nichtafrikaner – höchste Zeit, erwachsen zu werden.

				Als ich die Rede in Harare hielt, hörten afrikanische Staatschefs nur ungern Kritik an Militärregimen. »Sie sind der Einzige, der das sagen kann und davonkommt, ohne gelyncht zu werden«, bemerkte Salim A. Salim, der Generalsekretär der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU). »Kein anderer Afrikaner würde es wagen, und wir hätten es von keinem anderen hingenommen.«

				»Jemand musste es tun«, erwiderte ich.

				Doch Salim hatte recht. Die Position des UN-Generalsekretärs besitzt eine unschätzbare Macht, die es einem erlaubt, die Stimme zu erheben – und gehört zu werden –, wenn andere, ob nun aufgrund von Konvention oder Zwang, sich zurückhalten. Als ich in Harare auftrat, wusste ich, wo meine besten Verbündeten saßen: Ich sprach ebenso sehr zur Galerie wie zu den afrikanischen Staats- und Regierungschefs im Parkett. Oben saßen Vertreter der afrikanischen Zivilgesellschaft, die dann auch am lautesten applaudierten, während viele der afrikanischen Führer sich nicht regten und auffällig still blieben. Indem ich meine Vorstellungen in meiner Eigenschaft als Generalsekretär der Vereinten Nationen vortrug, gab ich gleichgesinnten Aktivisten in der Zivilgesellschaft Rückhalt, denn ich machte ihnen Mut und verlieh ihrer Stimme Gewicht.

				Ein Jahr später war ich unter den Zuhörern, als Frederick Chiluba, der Präsident von Sambia, vor der OAU sprach. Jedes Spiel, erklärte er, habe Regeln, wie beim Fußball, wo diejenigen, die sich falsch verhielten, eine rote Karte bekämen. Auch für Staatsführer, die durch Putsche an die Macht gekommen seien, sollte es ein solches Regelwerk mit roten Karten geben. Heute mag es nicht besonders aufregend klingen, aber damals war es ein echtes Ereignis, dass ein afrikanischer Staatschef das Phänomen offen kritisierte. Der Geist der Diskussion war aus der Flasche, und danach ging alles sehr schnell: 1999 und 2000 einigte sich die OAU auf eine Reihe wichtiger Deklarationen, in denen nichtverfassungsmäßige Regierungswechsel verurteilt wurden. Diese Erklärungen wurden dann 2002 in die Gründungscharta der Afrikanischen Union (AU) aufgenommen. Zu den Fundamenten der AU gehört also das Prinzip, dass kein Staat nach einer Machtergreifung des Militärs oder einem anderen nichtverfassungsmäßigen Regierungswechsel weiter Mitglied der Union bleiben kann. Ein Putsch hat den umgehenden Rauswurf zur Folge. Ich hoffte und erwartete, die UNO würde in die Fußstapfen der AU treten, doch dieser Schritt lässt auf sich warten.

				Natürlich würden in Afrika weiterhin Putsche stattfinden – und so war es. Aber jetzt hatten sie Konsequenzen. Die Staatsstreiche in Togo, Mauretanien, auf den Komoren, in Madagaskar, Mali und Guinea hatten allesamt die sofortige Suspendierung der AU-Mitgliedschaft dieser Länder zur Folge, ergänzt durch diplomatische Isolierung und andere Sanktionen. Die AU unterstützt die regionale Integration, so dass die Länder die vor ihnen stehenden Herausforderungen gemeinsam bewältigen können. Sie ist für alle Mitglieder eine wichtige kollektive Organisation, und von den Vorteilen der Mitgliedschaft ausgeschlossen zu sein bedeutet etwas. Seit der Annahme der AU-Charta gehen die Folgen einer Suspendierung in die Kalkulationen selbst der verstocktesten Herrscher ein, deren Interesse über ihren eigenen Machterhalt nicht hinausgeht. Plötzlich fiel es neuen Junten schwer, ihre Herrschaft zu festigen.

				Bei der Militärjunta in Mauretanien, die sich im August 2005 an die Macht putschte, zeigte das jedenfalls Wirkung. Nach dem Putsch suspendierte die AU die Mitgliedschaft des Landes, und die Regionalorganisation nahm Verhandlungen über Sanktionen auf. Daraufhin erklärte die Junta, ihre Herrschaft sei lediglich vorübergehender Art. Sie habe den Zweck, zum ersten Mal in der mauretanischen Geschichte ein demokratisches Regierungssystem einzuführen. So bald wie möglich würden Wahlen stattfinden, in denen kein Militärangehöriger als Kandidat antreten dürfe. Wir hatten Ähnliches schon öfter gehört, waren also skeptisch. Aber 2007 erfüllte die Junta ihr Versprechen und trat zurück, um einer demokratisch gewählten zivilen Regierung Platz zu machen.

				Anstatt sich an die Macht zu klammern, war die mauretanische Junta offenbar ehrlich davon überzeugt, dass sie die Macht so schnell wie möglich an eine zivile Regierung abgeben müsse. Früher hatten afrikanische Putschisten an der Macht festgehalten, so lange sie konnten, da sie kaum Sanktionen oder Strafen erwarten mussten. Idi Amin in Uganda, Omar al-Baschir im Sudan, Sani Abacha in Nigeria, Muammar al-Gaddafi in Libyen: Sie alle ergriffen die Macht, ohne auch nur anzudeuten, dass und wann ihre Herrschaft zu Ende gehen würde. Das Versprechen der mauretanischen Junta und die Tatsache, dass sie es eingehalten hat, bedeuteten eine enorme Veränderung, und zwar eine, die dem neuen internationalen Kodex der Afrikanischen Union zu verdanken war.

				In Mauretanien wurde dieser Fortschritt allerdings bald wieder zunichtegemacht, denn 2008 fand ein weiterer Staatsstreich statt. Die Putschisten waren dieselben wie 2005; ihnen passte die Politik des neuen Präsidenten nicht, der sie aus der Militärführung entfernt hatte. Nach meiner Ansicht bewies das jedoch nur die tief verwurzelte, bösartige Einstellung der Putschisten, die ihre eigene Position über das politische Wohl des Landes stellten – weshalb es umso bemerkenswerter ist, dass sie 2007 so bereitwillig Wahlen ermöglicht hatten. Dass sich afrikanische Führer bemühen, ein System durchzusetzen, das Militärmachthabern mit Sanktionen droht, erschwert es diesen, ihre Herrschaft zu perpetuieren. So wie es eine abschreckende Wirkung auf die Militärs in Mauretanien ausgeübt hat, wo seit der Unabhängigkeit im Jahr 1960 mehr als zehn Putsche und Putschversuche stattgefunden haben, so wirkt es weiterhin auf Militärs in ganz Afrika. Im Kleinen hat selbst die brüchige Entwicklung in Mauretanien den Beginn einer kontinentalen Transformation widergespiegelt, welche die Chancen für ein besser regiertes Afrika erheblich erhöht.

				Eine halbe Million ruandischer Geister: die Krise in Kenia

				»Herr Präsident, über tausend Menschen sind tot. Es ist Zeit für eine Abmachung«, sagte ich zu Mwai Kibaki, dem kenianischen Präsidenten, mit dem ich zu einem Gespräch unter vier Augen zusammengekommen war.

				Ich war erschöpft und ermüdet von einer bakteriellen Infektion und einem Fieber, die mich einige Wochen zuvor umgeworfen hatten und von denen ich mich noch nicht ganz erholt hatte. Es war fast die letzte Runde. Das Spiel musste jetzt zu Ende gehen. Wir brauchten eine Vereinbarung über die Umgestaltung des politischen Systems in Kenia. Andernfalls würde das Land nicht durchhalten können, was ihm bevorzustehen schien. Es war Anfang 2008, über ein Jahr nach dem Ende meiner zweiten und letzten Amtszeit als UN-Generalsekretär, und ich hatte eigentlich gedacht, dass die Zeit, in der ich Kompromisse zwischen Präsidenten und Ministerpräsidenten schmiedete, vorüber war. Aber jetzt war ich seit 39 kostspieligen, blutigen Tagen in Kenia, um einen Friedensschluss zu vermitteln.

				Begonnen hatte alles mit der Präsidentschaftswahl im Dezember 2007, der vierten seit Einführung des Mehrparteiensystems im Jahr 1992. Gleichzeitig hatten Parlaments- und Kommunalwahlen stattgefunden. Es hatte also viel auf dem Spiel gestanden. Aber die Abstimmung am 27. Dezember war bemerkenswert friedlich verlaufen. Damit hatte sie sich positiv von früheren Wahlen abgehoben, die von blutigen lokalen Gewaltausbrüchen gestört wurden. Viele sahen in dieser friedlichen Wahl einen weiteren Beweis dafür, dass Kenia beim Aufbau einer funktionierenden, von Wirtschaftswachstum getragenen Demokratie Fortschritte machte. Kenia bestätigte seinen Ruf, eines der erfolgreicheren Länder Afrikas zu sein.

				Als nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses von Wahlschiebung geredet wurde, brach sich jedoch eine dunkle Seite der kenianischen Gesellschaft Bahn. Im Schatten der Vision eines friedlichen Kenia war eine andere, tief in seinen ökonomischen und politischen Strukturen verwurzelte Realität verborgen. Der Doppelstachel von Ungleichheit und Vetternwirtschaft hatte entlang der ethnischen Trennlinien tiefen Groll, Ressentiments und einen verzweifelten Konkurrenzkampf verursacht. Die Korruption bei Politikern und im öffentlichen Dienst war in Kenia ins Uferlose gewachsen. Seit der Unabhängigkeit war das Land von wechselnden ethnischen Cliquen regiert worden, die dem Vorbild der Selbstbereicherung der vor ihnen herrschenden weißen Siedler nacheiferten, indem sie öffentliche Ämter nutzten, um sich selbst, ihre Verwandten und ihren Stamm zu bereichern. Nach einem Machtwechsel schien diese Ungerechtigkeit die Umleitung der Ressourcen im selben Umfang zum Stamm der neuen Regierenden zu rechtfertigen. Es war eine Korruption in der Maske der Gerechtigkeit, die mit jedem Regierungswechsel zunahm.

				Das war die Situation der Elite an der Spitze. Von unten gesehen, war es ein System, das auf einer immensen Korruption aufbaute, die gewöhnlichen Menschen ihre Chancen nahm. Im Jahr 2007 bedeutete dieser korrupte Gebrauch der staatlichen und ökonomischen Ressourcen, dass nur wenig davon nach unten durchsickerte. So nutzte der typische kenianische höhere Staatsdiener oder Geschäftsmann seine Stellung, um das Schulgeld und die Krankenhausrechnungen von rund fünfzig Verwandten zu bezahlen, während 55 Prozent der Bevölkerung von weniger als einem Dollar am Tag leben mussten. Die meisten waren so tief in der Armut versunken, dass ein Zucken der Wirtschaft genügte, um sie in den völligen Bankrott zu stürzen. Nur die korrupte Verteilung des Wohlstands entlang blutsmäßiger oder ethnischer Bande garantierte den ständigen Zufluss der fürs Überleben nötigen Mittel. Aber entsprechend der Logik der kenianischen Politik nach dem Motto »Der Gewinner bekommt alles« musste man warten, bis der eigene Stamm an die Macht kam.

				In einem derart verrotteten System war Korruption für den Lebensunterhalt in allen Bereichen unerlässlich. Für die meisten Kenianer war das Leben ein erbitterter Kampf auf von der Stammeszugehörigkeit vorgezeichneten schmalen Pfaden. Für gewöhnlich war es allerdings ein Kampf im Verborgenen, der so sehr ins kenianische Leben verwoben war, dass er für Außenstehende zumeist unsichtbar blieb. Tatsächlich erwähnten die Kenianer selbst im Alltag Stämme und Stammeszugehörigkeit nur selten. Deshalb bemerkten trotz der Warnzeichen nur wenige, was sich zusammenbraute. Die lange Vorherrschaft der Kikuyu-Elite in der kenianischen Politik hatte zur Folge, dass sich die Opposition im Wahlkampf vor der Wahl von 2007 als Gegner dieser Ungleichheit gerierte. Auf kommunaler Ebene, besonders in den vielen armen Gemeinden, erhielt diese politische Stoßrichtung des Wahlkampfs zunehmend den Sinn einer Abrechnung, des »41 gegen 1«, in Anspielung auf die 41 kenianischen Stämme, die es neben den dominanten Kikuyu gab.

				In den Meinungsumfragen lag die oppositionelle Orange Democratic Movement (ODM) unter Führung von Raila Odinga aus dem Stamm der Luo weit vor der Partei der Nationalen Einheit (PNU) unter Präsident Mwai Kibaki, einem Kikuyu. Wie sich später herausstellte, wurde der erwartete politische Wechsel nicht nur als ein berechtigter Anspruch der Benachteiligten betrachtet, sondern auch als Akt der Gerechtigkeit, durch den die derzeit (und aus ihrer eigenen Sicht) Berechtigten bald rechtmäßig ihre Ressourcen verlieren würden. Diese Einstellung war besonders bei den Luo zu finden, einem der drei größten Stämme Kenias, der wiederholt aus dem System der rotierenden ethnischen Hegemonie, dessen Nutznießer vor allem die Kikuyu und die Kalenjin waren, ausgeschlossen worden war.

				Aber am 30. Dezember wurde entgegen allen Erwartungen Präsident Kibaki zum Wahlsieger ausgerufen. Das brachte das Fass zum Überlaufen. Das Ergebnis widersprach sämtlichen Umfragen und auch dem Resultat der Parlamentswahl, die beide die ODM in Front gesehen hatten. Man hielt es allgemein für ausgemacht, dass das Wahlergebnis gefälscht worden war. Die ODM und ihre Anhänger erklärten die Wahl für einen Schwindel und forderten eine Wiederholung, während Kibaki noch in derselben Nacht in Anwesenheit von gerade einmal einer Handvoll Menschen in aller Eile vereidigt wurde. Jede Manipulation leugnend, verlangte er von der Opposition, sich in die Niederlage zu fügen.

				Aber ein großer Anteil der Kenianer lebte in bitterster Armut, und ihr Schicksal hing von dem ab, was in einem betrügerischen Spiel à la Reise nach Jerusalem gewonnen oder verloren wurde. Letztendlich regierte in Kenia nicht ein wie auch immer gearteter Rechtsstaat, sondern die Abstammung – und entlang eben dieser Stammeslinien floss jetzt das Blut.

				Es begann damit, dass Luo Unternehmen und Häuser von Kikuyu plünderten – gewissermaßen als Entschädigung für das, was man ihnen vorenthalten hatte –, und eskalierte dann durch zunehmende Unsicherheit und Stammeskämpfe, bis alle ethnischen Gruppen Kenias in den Aufruhr verstrickt waren. Die Furcht, von seinem Platz in der Schlange vor den staatlichen Futtertrögen verdrängt zu werden, traf auf die Furcht, in das Elend derjenigen zu stürzen, die vom Zugang zu ihnen ausgeschlossen waren. Und Unsicherheit führte zu Gewalt, Brutalität und bald auch zu systematischem Massenmord. So wurde berichtet, dass mit Macheten bewaffnete Banden Autobusse anhielten und die Passagiere aussteigen ließen, um ihre Ausweise zu kontrollieren. Aus Familiennamen und Geburtsort konnte man auf die Stammeszugehörigkeit schließen, und wessen Ausweis die falsche Antwort gab, der wurde zusammengeschlagen oder sogar getötet.

				Vor Ausbruch der Unruhen hielt ich mich in Accra in Ghana auf. Da ich nicht mehr unter dem unerbittlichen Diktat des Terminkalenders eines UN-Generalsekretärs stand, verbrachte ich die Weihnachtstage in meiner Heimat. Wie die meisten ahnte auch ich nicht, welcher Sturm sich in Kenia zusammenbraute. Nane erinnerte mich daran, dass an jenem Tag die Wahlen in Kenia stattfanden, und wir schalteten den Fernseher ein, um das Ergebnis zu erfahren. Kurz darauf sahen wir mit an, wie sich die Gewalt in dem Land ausbreitete und immer brutaler wurde. Am Neujahrstag wurden in einer Kirche dreißig Menschen eingesperrt und ermordet, Schulen wurden in Brand gesteckt und ganze Dörfer verwüstet. Luo überzogen Kikuyu und Kalenji mit Mord und Vergewaltigung und umgekehrt. Stammeskonflikte, deren Ursachen zu tief reichten, um auf ein friedliches Ende hoffen zu lassen, brachen offen aus. Flugzeuge, die nach Nairobi flogen, waren fast leer, während Fahrzeuge, die das Land verließen, übervoll waren. Die Bilder von Zivilisten, die auf der Straße und in Kirchen ermordet worden waren, erinnerten mich an Ruanda und Bosnien. In einem Land, in dem die Mehrheit in bitterer Armut lebte, das aber in 42 ethnische Gruppen gespalten war, lag das Potential für ein Auseinanderfallen und den Absturz in einen Bürgerkrieg auf der Hand – und das entlang Trennlinien, die ähnlich komplex waren wie in Somalia.

				Außenstehende spürten dies, besonders afrikanische Führer. Friedensnobelpreisträger Erzbischof Desmond Tutu flog am 2. Januar nach Nairobi, um zwischen Odinga und Kibaki zu vermitteln. Aber sie waren trotz des blutigen Chaos, das um sie herum wütete, nicht gesprächsbereit. Das Kibaki-Lager beharrte stur auf seinem Sieg, und Odingas Orange Democratic Movement war wütend darüber, dass ihr der Machtantritt verwehrt worden war. Am 4. Januar entsandte US-Präsident Bush Jendayi Frazer, die Ministerialdirektorin für afrikanische Angelegenheiten im US-Außenministerium, mit einem ähnlichen Auftrag nach Kenia, aber auch sie stieß auf eine Mauer der Ablehnung.

				Den Vorsitz der Afrikanischen Union hatte zu jenem Zeitpunkt der ghanaische Präsident John Agyekum Kufour inne, und er lud mich in sein Haus in Accra ein, um mit mir über die Krise zu sprechen. Ich bekräftigte ihn in dem Entschluss, in seiner Eigenschaft als AU-Vorsitzender nach Kenia zu reisen, um zu sehen, ob er einen Ausweg aus der verfahrenen Lage finden konnte. Weil die Kibaki-Regierung zunächst jegliche Vermittlung durch Außenstehende öffentlich ablehnte, verzögerte sich Kufours Reise um einige Tage, in denen sichergestellt wurde, dass der kenianische Präsident ihn willkommen heißen würde. Kufour landete schließlich am 8. Januar in Nairobi, am selben Tag, als auch Benjamin Mkapa, Joachim Chissano, Ketumile Masire und Kenneth Kaunda, die früheren Präsidenten von Tansania, Mosambik, Botswana und Sambia, eintrafen.

				Während ihres Aufenthalts besuchten die früheren Staatschefs die Stadt Eldoret, in der bereits ganze Stadtteile verwüstet worden waren. Kibaki und Odinga lehnten es allerdings ab, sie zu empfangen. Als jedoch keinerlei Rückgang der Gewalttätigkeiten erkennbar war, konnte Kufour den Kenianern die Zustimmung zu einer afrikanischen Vermittlergruppe abringen. Ich erfuhr davon am 10. Januar durch einen Anruf Kufours.

				»Sie haben einem afrikanischen Vermittlerteam zugestimmt«, eröffnete er mir. »Es ist ein Dreierteam, dem sie zugestimmt haben: Graça Machel und Benjamin Mkapa. Unter der Leitung« – nachdem er die ehemalige mosambikanische Bildungsministerin und Ehefrau Nelson Mandelas und den früheren tansanischen Präsidenten genannt hatte, fügte er das letzte Versatzstück hinzu – »von Kofi Annan. Werden Sie es machen?«

				Ich kannte die Erfolge und Fehlschläge früherer Vermittlungsversuche, also stimmte ich unter einer Bedingung zu: dass sich außer unserem Team niemand sonst als Vermittler versuchte. Ich wollte verhindern, dass die Konfliktparteien »Mediations-Shopping« betrieben. Damit bezog ich mich auf meinen zehn Jahre zuvor erschienenen Afrika-Bericht, in dem ausgeführt wurde, dass zur Beilegung afrikanischer Krisen eine ganze Reihe von Instrumenten erforderlich seien, einschließlich der Intervention von Gruppen von Freunden und Sondervermittlern, um »seit langem bestehende Streitigkeiten beizulegen oder neue Konflikte einzudämmen, bevor sie sich ausweiten und so eskalieren [können], dass sie sich jeglicher Kontrolle entziehen«. Aber es wird auch vor der Gefahr internationalen Übereifers gewarnt: »Wenn erst einmal ein Rahmen für die Vermittlung geschaffen worden ist, kommt es in entscheidendem Maße darauf an, dass die internationalen Akteure der Versuchung widerstehen, in ihren Bemühungen miteinander zu rivalisieren oder zu konkurrieren.«

				Das war ein bekanntes Problem. Ich hatte oft genug beobachtet, wie Führer von Konfliktparteien die Situation ausnutzten, indem sie zwischen den Möglichkeiten und Chancen, die ihnen verschiedene Vermittler und Verhandlungspläne boten, hin- und herwechselten und den Verhandlungsprozess zu ihren Gunsten hinauszögerten – zum Schaden des Friedens. Wenn dies in Kenia geschehen sollte, hätten wir, angesichts der Schwierigkeiten, die uns dort erwarteten, kaum noch eine Aussicht auf Erfolg. Die Alternative, vor die ich alle Beteiligten stellte, war einfach: Entweder wir würden die unangefochtene Führung im Vermittlungsprozess haben, oder ich würde nicht nach Kenia gehen.

				Ich nahm an, dass es ungefähr zwei Wochen dauern würde, die Spannungen zu vermindern und in den Verhandlungen einen Durchbruch zu erzielen. Zuvor wollte ich, wie ich Kufour mitteilte, in mein Haus in Genf zurückkehren, um meine Angelegenheiten zu ordnen und sicherzustellen, dass der Weg für unsere Vermittlung frei war.

				Meine Abreise nach Kenia war für den 16. Januar geplant. Doch am Tag zuvor spürte ich, wie ein Fieber in mir ausbrach. Da ich gerade aus Ghana kam, ging ich zum Arzt, um mich auf Malaria testen zu lassen. Man sagte mir, dass alles in Ordnung sei. Aber als ich am nächsten Tag in Begleitung von Ruth McCoy, der ideenreichen, erfahrenen Geschäftsführerin meiner Stiftung, zum Flugplatz fuhr, stieg meine Temperatur steil an und ich bekam Schüttelfrost. »Bringen Sie mich ins Krankenhaus«, sagte ich zum Fahrer.

				Man brachte mich in die Notaufnahme und wies mich dann ins Krankenhaus ein. Dort sagte man mir, dass ich mindestens zehn Tage mit Medikamenten behandelt werden müsse, und zwar intravenös im Krankenhaus. »So lange kann ich nicht warten«, protestierte ich. »Ich muss sofort nach Kenia reisen.« Das sei unmöglich, erwiderte man. Inzwischen hatte sich neben dem Arzt das gesamte medizinische Team an meinem Bett versammelt, und wir führten regelrechte Verhandlungen. »Und wenn ich mich zu Hause ausruhe und für mich selbst sorge?«, schlug ich vor. Auch dies sei unmöglich, beschied man mich. Ich müsse bleiben und die Medikamente intravenös erhalten. Ich könne auf gar keinen Fall zehn Tage bleiben, entgegnete ich. Ob nicht fünf Tage ausreichten und ich die hochdosierten Antibiotika anschließend oral einnehmen könnte? Das billigten sie mir widerstrebend zu, und so befand ich mich fünf Tage später, mit einer großen Packung Antibiotika im Gepäck, wieder auf dem Weg nach Afrika.

				Es war nicht ideal. Infolge der bakteriellen Infektion war ich stark geschwächt. Mein Körper war überanstrengt; ich spürte, wie als Reaktion auf das Fieber und in Kombination mit den Antibiotika eine tiefe Erschöpfung einsetzte, und verschlief fast den gesamten Flug. Aber die Tage im Krankenhaus waren auch nützlich gewesen. Ich hatte Gelegenheit gehabt, eine Reihe von Telefongesprächen mit bedeutenden internationalen Akteuren zu führen, um unserer Vermittlungsmission ihre umfassende und ungeteilte Unterstützung zu sichern – mit der AU, der EU, hier insbesondere mit Großbritannien und Frankreich, den USA und der UNO, wo mir Generalsekretär Ban Ki-moon seine volle Unterstützung zusicherte und mir gestattete, Mitarbeiter des Sekretariats für meine Mission zu rekrutieren. Weitere Mitarbeiter fand ich im Zentrum für humanitären Dialog, einschließlich seines Direktors Martin Griffiths. Und ich holte den ehemaligen Rechtsberater der UN, Hans Corell, mit an Bord. Daher reiste ich mit der ausdrücklichen Unterstützung und Vollmacht aller großen internationalen Mitspieler nach Kenia; den Konfliktparteien würde also gar nichts anderes übrigbleiben, als meine Vermittlung zu akzeptieren. Darüber hinaus hatten die Gewalttätigkeiten in Kenia inzwischen weiter zugenommen, so dass allen die Notwendigkeit einer Übereinkunft klar war.

				Die Vermittlungsbemühungen der Gruppe angesehener afrikanischer Persönlichkeiten, wie unser Team jetzt genannt wurde, begannen offiziell mit unserer Ankunft am 22. Januar. An diesem Tag traf auf Einladung Kibakis unerwartet auch der ugandische Präsident Yoweri Museveni in Nairobi ein. Die regierende PNU lehnte eine Internationalisierung des Streits um die Wahl grundsätzlich ab. Sie war an der Macht und wollte den Status quo nicht ändern. Deshalb zog sie einen Vermittler hinzu, der nach ihrer Pfeife tanzen würde. Museveni war ein Verbündeter Kibakis.

				Museveni rief mich kurz nach meiner Ankunft im Hotel Serena in Nairobi an. Er habe einen Friedensplan, dem sowohl die Regierung als auch die ODM zustimmen würden, erklärte er. Er beruhe auf der Annahme des Wahlergebnisses. Dann lud er mich ins State House, die Residenz des Präsidenten, ein, um mit ihm über den Plan zu sprechen.

				Ich hatte in meiner Laufbahn zu viele Tricks erlebt, um mich hinters Licht führen zu lassen. Anscheinend schwebte Museveni und Kibaki ein Plan vor, der von allen Beteiligten das Akzeptieren des Wahlergebnisses verlangte, und meinen Besuch wollten sie zu einer öffentlichen Zustimmung zu ihrem Plan umdeuten. Ich lehnte die Einladung ab und entschuldigte mich damit, dass ich erst noch einige Anrufe erledigen müsse, bevor ich irgendeinen Besuch machen könne. Als ich anschließend Odinga anrief, wurde mein Verdacht bestätigt. Die ODM, erklärte er, werde Museveni auf keinen Fall als Vermittler akzeptieren; er stehe auf Kibakis Seite. Außerdem sei dieser Plan nicht mit ihm abgesprochen worden. Damit endete die Initiative Musevenis, und er reiste zwei Tage später wieder ab.

				Man schätzte, dass bis zu jenem Zeitpunkt mehr als fünfhundert Menschen der Gewalt zum Opfer gefallen waren, und die Atmosphäre im Land war angespannt. Ich machte mir keine Illusionen: Beide Konfliktparteien wollten nichts miteinander zu tun haben. Wir brauchten rasch eine vertrauensbildende Maßnahme, die die Stimmung beschwichtigen und den Eindruck vermitteln würde, dass Fortschritte gemacht wurden. Auch wenn die Parteien nur kurz in der Öffentlichkeit zusammenträfen, wäre es ein Durchbruch, mit dem man die Medien beeindrucken könnte. Doch kein Vertreter der Konfliktparteien wollte auch nur in der Nähe der anderen gesehen werden. Die ODM forderte, dass die PNU eingestand, dass das Wahlergebnis gefälscht worden war, und die PNU verlangte, dass die ODM Kibaki als Präsident anerkannte. Zur selben Zeit, als Museveni mit Kibaki zusammentraf, hatte ich eine Begegnung mit Odinga.

				»Ich fordere Sie auf, mit Ihrem Gegner zusammenzuarbeiten, um die Nation zu heilen und zu versöhnen«, beschwor ich ihn. »Als Nächstes werde ich den Präsidenten aufsuchen. Ich werde ihn bitten, sich mit Ihnen zu treffen. Wenn er zustimmt, möchte ich nicht, dass Sie zögern.«

				»Wir werden nicht ins State House gehen, um uns mit ihm zu treffen«, erwiderte Odinga. »Das sähe aus, als würden wir ihn als legitimen Präsidenten anerkennen, was er nicht ist.«

				»Ich sage Ihnen, was wir machen«, schlug ich vor, um das feste Nein, den Feind jeder Veränderung, möglichst zu vermeiden. »Lassen Sie uns einfach eine Verabredung treffen. Über die Protokollfragen können wir uns später den Kopf zerbrechen.« Odinga nickte zustimmend.

				Am nächsten Tag traf ich mit Kibaki zusammen. Ich sagte ihm, dass Odinga zu einer öffentlichen Begegnung mit ihm bereit sei, und fragte ihn, ob er willens sei, Odingas Geste zu erwidern. Er willigte ein, und ich rief Odinga an, um das Treffen sofort zu vereinbaren.

				Als wir im Harambee House, dem Amtssitz des Präsidenten von Kenia, eintrafen, begaben wir uns zu dritt in einen der Räume. Das Land brannte, aber Kibaki und Odinga widerstrebte es schon, überhaupt einander zu begegnen. Wir saßen über eine Stunde da und tranken Tee, während die beiden Parteiführer jedes Gespräch über eine Lösung vermieden. Dann gingen wir hinaus, um uns der Presse zu stellen und dafür zu sorgen, dass sie uns beim Händeschütteln fotografierte und die Botschaft mitnahm, man habe sich darauf geeinigt, einen Dialog zu beginnen. Mir war die Bedeutung dieses Augenblicks nur zu deutlich bewusst: Es war eine vertrauensbildende Maßnahme, die das Signal aussandte, dass die verfeindeten Parteiführer miteinander verhandelten und sich auf dem Weg zu einer Lösung befanden. Das war etwas, womit die verzweifelte Stimmung im Land überwunden werden konnte.

				Es war freilich auch eine Fassade, denn in Wahrheit wollten Kibaki und Odinga keineswegs miteinander verhandeln. Die Kluft war zu tief. Jeder Versuch, sie an einen Tisch zu bekommen, würde nur zu einer persönlichen Konfrontation führen. Das könnte sämtliche Friedensbemühungen zunichtemachen. Deshalb forderte ich beide Kontrahenten nach dem Händeschütteln auf, drei Personen zu benennen, die ihr Verhandlungsteam bilden würden. Es schien der einzig mögliche Weg zu sein, um etwas zu bewegen.

				Kibaki und Odinga willigten ein, Kenias Nationalen Dialog und Nationale Versöhnung (KNDR) in Gang zu setzen. Am 29. Januar wurden die Verhandlungen aufgenommen. In den fünf Tagen davor hatte ich Zeit, über die Zielstellung des Prozesses nachzudenken. Dass es nicht bloß um den Streit zweier politischer Führer über ein Wahlergebnis ging, war offensichtlich: Die landesweite Gewaltwelle bedeutete, dass das Problem tiefer lag und im Aufbau des politischen Systems Kenias und in dessen Verhältnis zur Gesellschaft begründet war. Man musste also an die tieferen Ursachen herangehen, andernfalls würde jede Übereinkunft lediglich einen Aufschub der nächsten gewalttätigen Krise darstellen. Unsere Aufgabe bestand darin, mehr als nur ein Stühlerücken für die politischen Eliten zu erreichen. Die Lösung musste die gesamte kenianische Gesellschaft einbeziehen. Unsere Vermittlung musste der Anfang eines tiefgreifenden Reformprozesses sein.

				In dieser Zwischenphase hatte ich eine Reihe von Begegnungen mit Vertretern von NGOs, Zivilgesellschaft, Kirchen, Wirtschaft und anderen gesellschaftlichen Gruppierungen, denen ich einen transparenten Prozess versprach, an dem sie beteiligt sein würden. Gleichzeitig dienten die Gespräche der Beruhigung; die Öffentlichkeit sollte den Prozess als etwas wahrnehmen, das nicht nur den Politikern diente, sondern auch in ihrem Interesse geschah. Allen diesen Gesellschaftsgruppen gab ich das Versprechen, dass jede Entscheidung und Vereinbarung zwischen den Konfliktparteien umgehend veröffentlicht werden würde, sobald sie unterzeichnet sei. Die Menschen hatten nicht nur das Recht, zu erfahren, was vor sich ging, sondern mussten sich darüber hinaus den Schlichtungsprozess zu eigen machen, wenn eine echte Reform zustande kommen sollte.

				Der erste Verhandlungstag am 29. Januar begann damit, dass buchstäblich Stühle gerückt wurden. Geplant war, dass Odinga und Kibaki noch einmal zusammen auftreten sollten, um die Gespräche zwischen ihren Unterhändlern zu eröffnen. Wie üblich bei solchen Anlässen legte mein Team die Tischordnung fest – mit mir in der Mitte sowie Kibaki auf meiner rechten und Odinga auf meiner linken Seite. Aber dann kam jemand aus Kibakis Team herein, stellte die Stühle um und platzierte einen speziellen Präsidentensessel in der Mitte. Das war die Lage, als ich den Raum betrat.

				»Dies ist kein präsidialer Empfang«, stellte ich ruhig fest. »Ich verhandle mit zwei Protagonisten. Stellen Sie die Stühle wieder zurück.«

				»Aber das untergräbt die Stellung des Präsidenten«, entgegnete Francis Muthaura, der Chef des öffentlichen Dienstes und ständige Sekretär des Präsidenten. Dann tauchte Uhuru Kenyatta, Kibakis Minister für kommunale Verwaltung, hinter Muthaura auf. »Er geht in diesem Land nirgendwohin ohne seinen Sessel«, erklärte er. »Und er wird immer an der prominentesten Stelle platziert.«

				»Dies ist eine politische Schlichtung«, gab ich zurück, »und kein politischer Alltag. Ich leite die Sitzung, und sie werden mir zur Seite sitzen.« Mir war klar, dass die OMD-Vertreter, wenn sie den Präsidentensessel in der Mitte sahen, die Sitzung wahrscheinlich platzen lassen würden. Um einen Aufstand der PNU zu vermeiden, ließ ich Kibaki seinen Präsidentensessel, allerdings nicht in der Mitte, sondern auf einer Seite. Der Mangel an Problembewusstsein und die kindische Art dieser Komplikationen waren beachtlich. Dies geschah zu einem Zeitpunkt, als im Rift Valley über vier Tage hinweg Kämpfe stattfanden, die sechzig Menschenleben forderten. Es ging das Gerücht um, dass führende PNU-Hardliner Mittel an kriminelle Organisationen umleiteten, etwa an die berüchtigten Mungiki, eine Kikuyu-Bande. Die Mungiki kamen jetzt aus den Slums heraus und drangen in die Städte ein, um allen, die Kikuyu bedrohen wollten, eine brutale Warnung zukommen zu lassen. Und unterdessen spielten die Politiker Stühlerücken.

				Nachdem die Chefs die Sitzung eröffnet hatten, ermahnten wir die Verhandlungsteams, dass sie sich trotz ihrer tiefen Differenzen wenigstens auf einige grundlegende Dinge einigen könnten: dass etwas unternommen werden müsse, um die Gewalttätigkeiten zu beenden und die humanitäre Krise zu bewältigen, und dass etwas getan werden müsse, um die politische Krise aufgrund der Meinungsverschiedenheiten zwischen PNU und ODM zu lösen. Ferner erklärten wir, dass die landesweite Krise offenbar Ursachen habe, die seit langem bestünden. Diese müssten untersucht werden, um Empfehlungen für eine Reform geben zu können, durch die sie beseitigt werden könnten. Die Verhandlungsparteien stimmten dem zu, und wir wandelten unsere Ausführungen in eine vier Punkte umfassende Agenda für den gesamten KNDR-Prozess um, wobei der vierte Punkt ein langfristiges Reformprogramm für das politische System Kenias war.

				Am 1. Februar legten wir diese Vier-Punkte-Agenda des KNDR-Prozesses zur Unterzeichnung vor und gaben sie anschließend an die Öffentlichkeit, wie wir es in den folgenden Tagen mit allen Erklärungen, auf die man sich geeinigt hatte, taten. Kibaki befand sich an jenem Tag beim AU-Gipfel in Äthiopien, wo er wiederholt den Standpunkt der Opposition angriff und lediglich Vorschläge machte, die von der ODM bereits zurückgewiesen worden waren. Unser Dokument war zwar nur eine ernsthafte Verhandlungsgrundlage, aber wir setzten unsere Strategie fort, Vertrauen aufzubauen, indem wir der Presse den Eindruck vermittelten, es würden Fortschritte gemacht. Wir mussten alles tun, was wir konnten, um die Stimmung zu beruhigen.

				Für alle, die sich im Land aufhielten, war der Vergleich mit Ruanda nicht überzogen, ganz im Gegenteil. Die Furcht, dass es zu einem Blutvergießen von ähnlichem Ausmaß wie in Ruanda kommen könnte, war während des Schlichtungsprozesses ständig zu spüren. Sie stellte eine zusätzliche Gefahr dar, denn sie war zwar ein Anreiz, die Suche nach einer politischen Lösung erfolgreich abzuschließen, verleitete aber auch dazu, sich auf einen bevorstehenden Zusammenbruch der Institutionen des Landes vorzubereiten. Jede Verstärkung dieses morbiden Pessimismus konnte selbst weitere Gewalttätigkeiten auslösen, da die verschiedenen Gruppen angesichts blutiger Aussichten aggressiv bemüht wären, ihre Interessen zu verteidigten, wodurch vermehrt Anlässe für Gegensätze, Zusammenstöße und tödliche Auseinandersetzungen auftreten würden.

				Nach der Wiedereinführung des Mehrparteiensystems in Kenia im Jahr 1992 war jede allgemeine Wahl – mit Ausnahme derjenigen von 2002, als sich kein Amtsinhaber zur Wiederwahl gestellt hatte – von Gewalttätigkeiten begleitet gewesen. Doch Ausmaß und Intensität der jüngsten Gewaltwelle schockierten die Kenianer und die ganze Welt. Die politische Gewalt hatte einen anderen Charakter angenommen und erschütterte die Fundamente des Landes in einer Weise, dass es eine existentielle Gefahr für Kenia darstellte. Infolgedessen mischten sich in die erwartungsvolle Stimmung der Öffentlichkeit Besorgnis und Furcht vor dem Unbekannten, das nach einem Scheitern der Schlichtung folgen würde.

				Am 8. Februar erschien in einer kenianischen Zeitung ein an mich gerichteter offener Brief einer Redakteurin des Blattes. Sie verwies auf die verbreitete Furcht, ich könnte wegen der Unnachgiebigkeit der beteiligten Politiker meine Mission in Kenia aufgeben, und beschrieb dann eine Stimmung, die vermutlich viele ihrer Landsleute teilten:

				»Sie haben die Unsicherheit gesehen, die die Kenianer derart verletzlich macht. Ich, zum Beispiel, fühle mich wieder wie ein kleines Mädchen, das seinen Papa bittet, sie nicht im Dunkeln allein zu lassen, weil sonst ein Ungeheuer sie fressen würde. Herr Annan, Sie haben gesehen, wie das Ungeheuer dieses Land verwüstet. Sie haben das Ausmaß der Gewalt gesehen … Sie und die liebenswürdige Graça – die ich für den Posten der Mutter des Kontinents nominieren möchte – haben bei den Kenianern eine Saite berührt … Sie haben erreicht, dass die politischen Führer sich verpflichtet haben, den Frieden zu fördern. Sie dürfen nicht aufhören, darauf zu achten, dass sie ihr Wort halten, auch wenn Sie als Mensch die Doppelzüngigkeit der Führer leid sein mögen. Wir haben den Ausdruck der Frustration auf Ihrem Gesicht gesehen … In dieser Woche haben Sie die Gespräche in schwierige Gewässer geleitet – diejenigen der umstrittenen Wahlergebnisse. In dieser Phase heißt es: alles oder nichts. Was einen weiteren Schweißausbruch auslöst. Wenn alles so bleibt, wie es ist, könnten die Gemeinden darauf reduziert werden, ihre im Schulalter befindlichen Kinder in ihre Milizen einzuziehen, um für ihr Überleben zu kämpfen. Wir würden dann nur noch von Urinstinkten geleitet … Sie werden sich erinnern, dass Sie gesagt haben, jeder Kenianer müsse den ›Mantel der Regierungsverantwortung‹ spüren … Gehen Sie erst, wenn wir auf einem soliden Fundament für einen wirklichen Wandel stehen.«

				Es waren bewegende Worte, und ich erwiderte mit einer öffentlichen Erklärung auf sie, in der ich versicherte, ich sei weder frustriert, noch sähe ich mich veranlasst, meine Tätigkeit abzubrechen, bevor ich meine Aufgabe erfüllt hätte. Aber der Brief hatte mir selbst ebenso wie Graça Machel und Benjamin Mkapa – und den anderen überarbeiteten Mitgliedern unseres Teams – bestätigt, dass dringend reale Fortschritte erzielt werden mussten, um die Situation zu beruhigen, bevor sie außer Kontrolle geriet.

				Doch trotz der aufgepeitschten Stimmung mussten wir sorgfältig und ausgewogen über das weitere Vorgehen nachdenken. So musste über die offizielle Reaktion auf die umstrittenen Wahlen entschieden werden. Sollte man sie ganz annullieren oder die gültigen Stimmzettel neu auszählen? Sollte man die Präsidentschaftswahl wiederholen oder ihr Ergebnis gerichtlich prüfen lassen? Nach meiner Meinung konnte weder eine Wiederholung der Wahl noch eine Neuauszählung der Stimmen die Situation beruhigen. Es gäbe zu viele Anlässe für neue Streitigkeiten und Manipulationen, und im herrschenden Gewaltklima würde eine solche Schlappe die Lage nur verschlechtern. Außerdem wäre mit einer Wahlwiederholung oder einer Neuauszählung keine der Ursachen der Krise beseitigt. Deshalb sah ich in einer Machtteilung und einer Änderung der Verfassung die einzigen Mittel, die Kenia einen Ausweg aus dem blutigen Chaos eröffneten.

				Aber angesichts der Atmosphäre in den Verhandlungsräumen und der von Kibaki und Odinga kommenden Instruktionen hatte eine solche Übereinkunft zum damaligen Zeitpunkt keine Chance. Wenn wir unsere Empfehlung eines politischen Deals den Unterhändlern jetzt vorlegten, so fürchtete ich, würde sie auf der Stelle abgeschmettert werden und wäre für immer erledigt. Mir war klar, dass ich die Kontrahenten nicht direkt zu dieser Lösung hinführen konnte, indem ich ihnen gleich am Anfang sagte, welchen Kurs ich für den besten hielt. Wir hatten es mit hochintelligenten, unabhängigen Unterhändlern zu tun, die jeder Lösung misstrauten, die man ihnen von außen aufzwingen wollte. Deshalb entschied ich mich dafür, sie durch einen deduktiven Prozess zu führen. Dafür verlegte ich den Verhandlungsort am 12. Februar in die Kilaguni Safari Lodge in der wunderschönen, wilden Landschaft des Tsavo-Nationalparks. An diesem ruhigen Ort sollten, wie von mir angeregt, in einer Gesprächsrunde gemeinsam die Kosten, Vorteile und Risiken sämtlicher Optionen erwogen werden: einer vollständigen Neuwahl, einer vollständigen oder teilweisen Neuauszählung, einer gerichtlichen Prüfung und einer politischen Einigung, die eine Vereinbarung über eine Machtteilung zwischen den Konfliktparteien einschloss.

				Für diese Diskussion hatte ich Craig Jenness, der in der UN-Abteilung für Politische Angelegenheiten das Referat für Wahlhilfe leitete, hinzugebeten, um als Experte im Detail darzulegen, was die einzelnen Optionen in der Praxis bedeuteten. Anschließend werteten wir das Gehörte gemeinsam aus, wobei die Unterhändler vorangingen, indem sie die Implikationen der einzelnen Optionen einschätzten und gegeneinander abwogen. Wie ich gehofft hatte, wurde dabei allen klar, dass außer der Machtteilung keine der anderen Optionen eine Chance hatte, die Situation zu beruhigen und die Krise zu überwinden: Die anderen Lösungen würden zu lange dauern, wären unter den gegebenen Umständen zu gefährlich oder besäßen in den Augen der Öffentlichkeit oder der Konfliktparteien keine Glaubwürdigkeit. Aber die Aussicht auf eine Machtteilung war für die Unterhändler immer noch abschreckend; ein solches Modell war der kenianischen Politik fremd. Vor diesem Hintergrund lud ich am 13. Februar Gernot Erler, den Staatsminister beim deutschen Außenministerium, ein, vor den Unterhändlern über seine Erfahrungen in einer Koalitionsregierung zu sprechen, die in Deutschland eine sehr effektive Basis für die Politik bildete und ein erprobtes Mittel war, wenn es um die Lösung politischer Krisen ging.

				Schließlich einigten sich die Unterhändler auf eine Vereinbarung, die am 14. Februar unterzeichnet wurde. Darin hieß es, angesichts der »ernsten Krise im Land« stimme man darin überein, »dass eine politische Verständigung nötig ist, um die nationale Aussöhnung und Einigkeit zu fördern«. Neben diesem bahnbrechenden Konsens enthielt das Dokument einen Reformplan, der unter anderem die Identifizierung und Strafverfolgung von Gewalttätern sowie die Bildung einer Wahrheits-, Gerechtigkeits- und Versöhnungskommission sowie andere Justizreformen umfasste. Das alles war aus meiner Sicht für den langfristigen Heilungsprozess von den Folgen der traumatischen Ereignisse unbedingt erforderlich. Deshalb bildete das schlichte Dokument vom 14. Februar nicht nur den Auftakt zur Beendigung der akuten Krise, sondern legte auch den Samen für einen umfassenden politischen und gesamtgesellschaftlichen Reformprozess.

				Laut Rotem Kreuz war die Zahl der Todesopfer in Kenia zu jenem Zeitpunkt auf über eintausend gestiegen. Hinzu kam ein massiver Flüchtlingsstrom aufgrund der von bewaffneten Banden ausgehenden Gefahren – der Brandschatzung von Dörfern, der Plünderung von Bauernhöfen und Wohnhäusern sowie der verbreiteten sexuellen Gewalt gegen Männer und Frauen. Unterdessen hatten wir in Bezug auf die konkrete Ausformung des politischen Deals immer noch keine Fortschritte erzielt, aber wenigstens gab es jetzt eine Einigung über den Weg aus der Krise: eine Koalitionsregierung. Für mich war es eine große Erleichterung, nicht zuletzt, weil ich mir sicher war, dass die anderen Optionen, die zur Verhandlung gestanden hatten, eine Eskalation der Gewalt ausgelöst hätten.

				Mittlerweile hielt ich mich bereits wesentlich länger in Kenia auf, als ich erwartet hatte, und noch war kein Ende abzusehen. Ich war nach der Antibiotikabehandlung physisch ausgelaugt, doch bestand keine Aussicht auf eine Atempause. Ich fühlte mich wie ein Jäger: Wenn man ein Wild in die Enge treiben will, kann jedes Nachlassen der eigenen Anstrengungen dazu führen, dass es einem durch die Lappen geht.

				Am 25. Februar steckten die Verhandlungen noch immer fest. Bis hierhin hatten Geduld und Ausdauer als Mittel ausgereicht, doch jetzt war mehr vonnöten. An diesem Vormittag versuchten die Unterhändler und die Vermittler, mich eingeschlossen, vier Stunden lang vergeblich, eine Einigung über die Machtteilung in der Koalition zu erreichen. Inzwischen war klar, wie der Machtteilungsplan aussehen würde: Kibaki sollte Präsident bleiben, während Odinga den neu zu schaffenden Posten eines Ministerpräsidenten übernehmen sollte; zugleich sollte entsprechend der Sitzverteilung im Parlament ein Koalitionskabinett aus PNU- und ODM-Ministern gebildet werden. Umstritten war lediglich, welche Kompetenzen der Ministerpräsident erhalten sollte. Insbesondere die PNU blockierte jeden Fortschritt in dieser Frage und beharrte auf ihrem Standpunkt, dass die Macht des Präsidenten nicht geschmälert werden dürfe und die Ministerien nicht aufgeteilt werden sollten.

				Frustriert beschloss ich, die PNU und die ODM öffentlich unter Druck zu setzen, indem ich mich mit der Erklärung an die Presse wandte, ich sei zu dem Schluss gelangt, dass die Unterhändler »nicht in der Lage sind, die anstehenden Fragen zu lösen«. Es sei an der Zeit, dass Kibaki und Odinga persönlich die Verhandlungen abschlössen, da es jetzt allein in der Verantwortung der Parteiführer liege, die Blockade zu überwinden.

				Mein Schritt war ein Risiko, denn er hätte die negative Erwartung hervorrufen können, dass die Verhandlungen scheitern würden, was auf den Straßen und in den Slums einen Aufruhr entfachen konnte. Aber die Alternative wäre möglicherweise ein ergebnisloser Verhandlungsabbruch gewesen, der mit Sicherheit ein wesentlich größeres Blutbad ausgelöst und die Krise auf eine neue Konfliktstufe gehoben hätte. Irgendwie musste ich den beiden Parteiführern Feuer unter den Füßen machen.

				Nach meiner Erklärung vor der Presse stattete ich zuerst Odinga und dann Kibaki einen privaten Besuch ab. Sie hatten einen solchen Schritt nicht erwartet, und die Aussicht auf direkte Verhandlungen miteinander überraschte sie. Im Gespräch mit Odinga hielt ich dem ODM-Führer vor Augen, dass er nur noch abzuwarten brauche. Wenn er den Kompromiss jetzt zustande bringe, werde er wahrscheinlich der nächste Präsident werden. Diese Botschaft fand offenbar Widerhall. Doch das eigentliche Problem, das über die Chancen eines kenianischen Friedensabkommens entschied, war Kibakis Bereitschaft, in der Frage der Machtbefugnisse von Präsident und Ministerpräsident einen Kompromiss einzugehen.

				In meinem Gespräch mit Kibaki baute ich zunächst einen gewissen Druck auf, indem ich darauf hinwies, dass ich in ständigem Kontakt mit Schlüsselfiguren der Weltgemeinschaft stünde, etwa mit Condoleezza Rice und George W. Bush in den Vereinigten Staaten sowie mit Staatsführern in der EU und anderswo. Dann erklärte ich: »Die Weltgemeinschaft gewinnt den Eindruck, dass der Grund für die ausbleibende Einigung in der fehlenden Bereitschaft der PNU zu suchen ist, Zugeständnisse zu machen. Wenn das hier scheitert, wird es von ihrer Seite Konsequenzen haben.«

				Darüber hinaus versuchte ich Kibaki dazu zu bewegen, über die langfristige Perspektive nachzudenken, indem ich sie nicht als Bedrohung für seine Herrschaft, sondern als Chance für ihn darstellte. »Raila ist ein junger Mann, Herr Präsident«, sagte ich. »Aber Sie sind der Ältere, und in diesem Augenblick sind Sie der Präsident. Sie haben es in der Hand, Kenia zu verändern. Dies könnte Ihre Hinterlassenschaft sein: eine versöhnte Nation und ein versöhntes Volk.« Er hörte mir in seiner üblichen ruhigen, emotionslosen Art zu und erwiderte dann, eine Koalitionsregierung werfe formale Probleme auf, und es sei fraglich, ob die Berufung eines Ministerpräsidenten mit der kenianischen Verfassung vereinbar sei.

				»Sie haben hier das Sagen«, erinnerte ich ihn. »Retten Sie Ihr Land. Andernfalls wird Ihnen eine Menge auf den Kopf fallen.« Ich studierte sein Gesicht. »Herr Präsident, über tausend Menschen sind tot«, sagte ich abschließend. »Es ist Zeit für eine Abmachung.«

				Das Treffen zwischen Odinga und Kibaki war unsere letzte Chance. Aber ich war überzeugt, dass wir es geschafft hatten. Nach meiner öffentlichen Enthüllung des Stillstands der Verhandlungen war klar, dass eine Seite den Prozess blockierte. Wenn ich jetzt abreiste, ohne eine Vereinbarung erreicht zu haben, würde alle Welt wissen, dass Kibaki schuld daran war. Er wäre bloßgestellt. Darüber hinaus hatte ich die US-Regierung angerufen, um sie über den Stand der Dinge zu informieren. Daraufhin hatte Condoleezza Rice öffentlich erklärt, die künftigen Beziehungen der Vereinigten Staaten zu Kenia würden davon abhängen, ob die Verhandlungsparteien dem jetzt auf dem Tisch liegenden Kompromiss zustimmten. Angesichts dieser Ausgangslage würde Kibaki, wie ich glaubte, sich bewegen müssen.

				Am 28. Februar führte ich mit Kibaki und Odinga fünf Stunden lang intensive Verhandlungen. Außer uns dreien waren nur noch der tansanische Präsident Jakaya Kikwete und dessen Vorgänger Benjamin Mkapa anwesend. Ich hatte die beiden hinzugebeten, damit sie Kibaki ihre Erfahrungen mit dem tansanischen System schilderten, zu dem ebenfalls eine Machtteilung zwischen Präsident und Ministerpräsident gehörte. Das hatte ich am Tag zuvor in einem Gespräch im Regency Hotel mit Kikwete und Mkapa abgesprochen, und jetzt führten sie Kibaki eindringlich vor Augen, dass ein starker Präsident in einem solchen System ohne Schwierigkeiten handeln könne. Damit nahmen sie ihm das letzte substantielle Argument gegen die Übereinkunft.

				Das Wild war in die Enge getrieben. Ich hatte allen Beteiligten gesagt, dass dies die letzte Verhandlungsrunde sei und wir sie erst beenden würden, wenn eine Vereinbarung erreicht worden sei und wir sie sofort im Anschluss draußen auf der Treppe, in der Öffentlichkeit, unterzeichnet hätten. Odinga konnte jetzt keinen Rückzieher mehr machen, denn er hatte dem Kompromiss bereits zugestimmt, und Kibaki stand vor der Wahl, entweder darauf einzugehen oder allein ins grelle Licht der Verachtung, die ihm wegen seiner Sturheit entgegenschlagen würde, hinauszutreten – sowohl vor das kenianische Volk als auch vor die mächtigsten Akteure auf der Weltbühne.

				Schließlich willigte Kibaki in die Machtteilung ein. Damit die Kontrahenten keine Chance bekamen, doch noch einen Rückzieher zu machen, trat ich mit ihnen auf die Treppe des Harambee House hinaus und gab sofort den erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen bekannt. Anschließend wurde der Vertrag über die Grundsätze der Partnerschaft der Koalitionsregierung unter den Augen der Öffentlichkeit unterzeichnet. Aber ich verspürte kein Triumphgefühl. Es hatte viel zu lange gedauert. »Wenn Elefanten kämpfen, leidet das Gras«, lautet ein Suahelisprichwort. Genau dies war mit tödlichen Folgen um uns herum geschehen.

				Aber mit der Wiederherstellung des Vertrauens endete das Blutvergießen. Jetzt konnte ein Versöhnungsprozess beginnen und die schwierige Aufgabe der Heilung in Angriff genommen werden. Obwohl der Konflikt tragischerweise bereits viele Menschenleben gekostet hatte, konnten wir eine Katastrophe von weit größerem Ausmaß verhindern. Uns war etwas gelungen, was in der Geschichte der Friedensstiftung selten ist: Wir hatten eine Spirale der Gewalt aufgehalten, bevor zu viele in den Reihen der Konfliktparteien nichts mehr zu verlieren hatten und nur noch auf Rache sannen. Die Unterzeichnung des Vertrages am 28. Februar wurde in ganz Kenia mit Erleichterung aufgenommen; die Kenianer holten das Neujahrsfest, das ihnen aufgrund der seit Ende Dezember herrschenden Gewalt entgangen war, nach und wünschten sich jetzt, Ende Februar, gegenseitig ein gutes neues Jahr.

				Kurz darauf verabschiedete das Parlament die im Vertrag vorgesehene Verfassungsänderung. Es war eine Übergangsregelung, die den Weg zu einer umfassenden Verfassungsreform an Haupt und Gliedern ebnen sollte. Für mich bedeutete dies, dass meine Schlichterrolle in der kenianischen Krise nicht beendet war. Gekommen war ich für zwei Wochen, wie ich glaubte, doch noch vier Jahre später sollte ich an der Umgestaltung Kenias beteiligt sein. Punkt vier der KNDR-Agenda, auf die sich die Konfliktparteien am 1. Februar geeinigt hatten, war die Beseitigung der tieferen Ursachen der Gewalt, von denen viele im politischen System des Landes lagen. Im Lauf der nächsten Monate und Jahre fanden mit Beteiligung meines Teams vor Ort, das von Nana Effah-Apenteng geleitet wurde, weitere Verhandlungen über eine neue Verfassung statt. Sie sollte durch eine Dezentralisierung der Regierung die Macht umverteilen, was durch eine Landreform, eine Grundrechtecharta und eine Einschränkung der Machtbefugnisse des Präsidenten unterfüttert werden sollte. Auf diese Weise würden jeder Wahlkreis und jede Bevölkerungsgruppe in Kenia, einschließlich sämtlicher Stammes- und Regionalgruppen, Repräsentanten mit einer gewissen Teilhabe an der Macht besitzen. Das destruktive politische System unter dem Motto »Der Gewinner bekommt alles« würde der Vergangenheit angehören.

				Am 4. August 2010 fand eine Volksabstimmung statt, in der sich die Mehrheit der Kenianer für die neue Verfassung, die die politische Landschaft des Landes grundlegend umgestalten würde, entschied. Selbst Kibaki hatte für die Zustimmung zur neuen Verfassung geworben, obwohl sie seine eigene Macht schmälern würde.

				Einer der ins Auge fallenden Aspekte der Schlichtung in Kenia und der Verwirklichung ihres Ergebnisses war die aktive, beständige Teilnahme aller interessierten Seiten – nicht nur der kenianischen Politiker und der Weltgemeinschaft, sondern auch der Zivilgesellschaft, religiöser Gruppen und der Wirtschaft. Die kenianische Gesellschaft insgesamt übte ständig Druck auf die politische Führung aus. Beispielsweise spielten Unternehmer und Geschäftsleute eine beachtliche Rolle, indem sie auf die nachteiligen Folgen der politischen Krise für die Wirtschaft des Landes hinwiesen, insbesondere auf die negativen Auswirkungen, wenn Kenia seine Stellung als Geschäftszentrum und ökonomische Lokomotive der Region verlieren sollte. Die vielfältige Zivilgesellschaft Kenias spielt weiterhin eine aktive Rolle im Friedensprozess und stellt auf unterschiedliche Weise die erfolgreiche Umsetzung des Vertrages vom Februar 2008 sicher.

				Neben der Reform des politischen Systems des Landes zog unsere Schlichtungsmission weitere Neuerungen nach sich. Gemäß der Erklärung vom 14. Februar einigte man sich am 4. März 2008 auf die Schaffung zweier Institutionen: der Untersuchungskommission über die Gewalt nach den Wahlen (CIPEV; Waki-Kommission) und der Wahrheits-, Gerechtigkeits- und Versöhnungskommission (TJRC). Aufgabe der Letzteren, die im folgenden Jahr ihre Tätigkeit aufnahm, ist es nicht nur, die jüngste Gewaltwelle zu untersuchen, sondern auch, die Menschenrechtsverletzungen und gewalttätigen Übergriffe seit dem 12. Dezember 1963, dem Tag, an dem Kenia unabhängig wurde, zu erforschen. Grundlage der Arbeit der Kommission ist daher die Auffassung, dass man zur Lösung der Krise von 2008 nicht nur den jüngsten Aufruhr bewältigen, sondern sich der gesamten schwierigen Geschichte Kenias stellen muss. Neben der TJRC wurde 2008 auch eine Kommission für Nationale Einigkeit und Integration geschaffen, die jegliche Diskriminierung in der kenianischen Gesellschaft untersuchen, ächten und beseitigen sollte, denn diese hatte wesentlich zur Herausbildung des dysfunktionalen Systems ethnischer Ungleichheit beigetragen. Beide Gremien waren Ausdruck unseres Versuchs, in Kenia einen sozialen und politischen Wandel an Haupt und Gliedern herbeizuführen – und nichts Geringeres zu schaffen als jene Art von Führerschaft, die den problembeladenen Ländern im Herzen Afrikas auf Dauer Frieden, Stabilität und Wohlstand bringen kann.

				Ein weiterer bedeutender Aspekt des Reformprozesses ist die Einbeziehung des Internationalen Strafgerichtshofs; immerhin hatten wir stets betont, wie wichtig die Anerkennung und Stärkung der Herrschaft des Rechts seien. So empfahl die CIPEV, dem Internationalen Strafgerichtshof die Namen und sonstigen Angaben über die mutmaßlichen Hauptverantwortlichen für die Gewalttätigkeiten mitzuteilen. Richter Philip Waki, der die Kommission leitete, übergab mir zusammen mit dem Abschlussbericht der CIPEV einen versiegelten Umschlag mit einer Liste der Hauptverdächtigen, den ich aufbewahren sollte, um ihn an einen Ankläger eines vorgeschlagenen und noch zu bildenden nationalen Sondergerichts weiterzugeben. Falls die kenianische Regierung nicht die nötigen Schritte einleiten sollte, um die mutmaßlichen Rädelsführer der Gewalttätigkeiten zur Rechenschaft zu ziehen, sollte ich den Umschlag dem Internationalen Strafgerichtshof übergeben.

				Im Juli 2009 war klar, dass die kenianische Regierung diese Schritte nicht unternehmen würde. Daraufhin erklärte ich: »Hinausgezögerte Gerechtigkeit ist verweigerte Gerechtigkeit. Das kenianische Volk will konkrete Fortschritte in Bezug auf die Straflosigkeit sehen.« Wie im CIPEV-Bericht gefordert – der im Übrigen vom kenianischen Parlament gebilligt worden war –, gab ich den versiegelten Umschlag an Luis Moreno-Ocampo, den damaligen Chefankläger des Internationalen Strafgerichtshofs, weiter.

				Nach eigenen Ermittlungen veröffentlichte Moreno-Ocampo im Dezember 2010 die Namen von sechs prominenten Kenianern, unter ihnen drei Minister, die verdächtigt wurden, die Hauptschuld an den Gewalttätigkeiten zu tragen. Im Januar 2012 gab der Internationale Strafgerichtshof dann bekannt, dass gegen vier der Verdächtigen genügend Beweise vorlägen, um ein Gerichtsverfahren gegen sie zu eröffnen. Es handelte sich um bekannte Figuren der kenianischen Politik, und unabhängig vom Ausgang stellt die Bereitschaft, Verdächtige dieses Kalibers gerichtlich zu belangen, einen wichtigen Meilenstein in Afrikas Kampf gegen die Straflosigkeit von Menschenrechtsverletzungen dar.

				Der kenianische Wahlstreit und die anschließende Gewaltwelle hatten wieder einmal vor Augen geführt, dass eine wachsende Wirtschaft und ein Wahlsystem allein nicht ausreichten, um Frieden und Stabilität zu gewährleisten. Wenn wir lediglich einen Handel zwischen den Führern vermittelt hätten, wäre unsere Intervention nur ein Pflaster auf einer Wunde gewesen, die bald wieder aufgebrochen wäre. Wir mussten nach einer wahrhaften Lösung suchen. Ein friedliches, stabiles und prosperierendes Kenia ist nur durch eine verantwortungsvolle und rechenschaftspflichtige Führung, die Achtung der Menschenrechte, Institutionen für eine gute Regierungsführung, eine gerechtere Verteilung von Wohlstand und Macht und, was am wichtigsten war, die Unantastbarkeit des Rechtsstaats zu erreichen. Davon hängt die Zukunft Kenias ab. Ob es dem Land gelingt, diese Elemente zu schaffen, bleibt abzuwarten, aber es hat sich auf einen Weg begeben, auf dem ganz Afrika ihm folgen sollte.

				Mündiges Afrika

				In gewisser Weise hatte ich das gesamte Jahrzehnt meiner Amtszeit als UN-Generalsekretär damit zugebracht, mich auf meine Rolle bei der Schlichtung der gewalttätigen politischen Krise in Kenia im Jahr 2008, bei der ich mich auf die Unterstützung eines bemerkenswerten globalen und afrikanischen Netzwerks stützen konnte, vorzubereiten. Sie war vielleicht die schwerste, anstrengendste und langwierigste Intervention in die Angelegenheiten eines Landes, die ich jemals unternommen habe. In den Verhandlungen über eine Vereinbarung musste ich meine gesamte Erfahrung aus Diplomatie und Friedenssicherung aufbieten – diesmal im Herzen meines eigenen Kontinents.

				So zögerlich sich die kenianischen Konfliktparteien auf den Machtteilungsplan eingelassen haben mögen, so markierten die Ereignisse nach der Vermittlung in Kenia doch auch in größerem Rahmen einen Wendepunkt, einen von innen kommenden Wandel auf dem gesamten Kontinent, genährt von einer Vision für ganz Afrika. Diese Vision erweckte alte Träume wieder zum Leben, die nach der Unabhängigkeit verschüttet wurden, Träume von einem Kontinent, auf dem alle Menschen ihre Ziele erreichen können. Es ist die Vision einer Zukunft in Frieden und Stabilität auf der Grundlage von Institutionen der guten Regierungsführung, der Achtung der Menschenrechte, verantwortungsvoller, rechenschaftspflichtiger Führungen und vor allem der Herrschaft des Rechts.

				Dies alles kam in Kenia bei einer Intervention zusammen, bei der ich mich darauf verließ, dass sich der Kontinent im Vergleich zu demjenigen, den ich vor meiner Amtszeit als UN-Generalsekretär gekannt hatte, grundlegend verändert hatte. Die Voraussetzungen für diesen Wandel waren vor 2007 geschaffen worden, durch harte, innovative Anstrengungen der afrikanischen Diplomatie mit dem Ziel, die politische Struktur des Kontinents umzugestalten. Was ich jetzt sah, war weit von dem Anblick entfernt, der sich mir 1997 geboten hatte.

				Afrika ist jetzt in Bewegung. Vieles hat sich auf dem Kontinent geändert. Angesichts des starken Wirtschaftswachstums der letzten Jahre gilt er heute zu Recht als Ort, der viele Möglichkeiten bietet. Länder und Unternehmen stehen förmlich Schlange, um zu investieren, und die Früchte des ökonomischen Fortschritts werden in zunehmendem Maß dazu verwendet, Arbeitsplätze zu schaffen, die Einkommen zu erhöhen und in die Zukunft zu investieren – in Bildung, Gesundheit und Infrastruktur. Eine gute Regierungsführung stärkt das Vertrauen von Investoren und setzt in immer größerem Maß den Ehrgeiz der Afrikaner frei. Die elf Jahre seit der Verkündung der Millenniumserklärung und der anschließenden Formulierung der Millenniumsentwicklungsziele sind eine der vielversprechendsten Perioden in der postkolonialen Geschichte Afrikas. Heute erfreut sich ungefähr die Hälfte des Kontinents sowohl eines starken Wirtschaftswachstums als auch rascher Verbesserungen der humanitären Entwicklung. Doch wenn die afrikanischen Länder die neue Zukunft erreichen wollen, die zum Greifen nahe ist, müssen sie sich auf die gewaltigen Aufgaben konzentrieren, die noch vor ihnen liegen.

				Weit oben auf der Liste dieser Aufgaben steht die Landwirtschaft. Südlich der Sahara leben 240 Millionen Menschen, die für ihre Gesundheit und ihr Wohlbefinden nicht genug zu essen haben. Afrika ist der einzige Kontinent, der nicht genügend Nahrungsmittel erzeugt, um seine Bevölkerung ernähren zu können. Beim Getreide liegen die Ernteerträge im Durchschnitt nur bei einem Viertel derjenigen in anderen Entwicklungsregionen, und sie haben sich innerhalb von dreißig Jahren kaum erhöht. Auch die Lebensmittelproduktion pro Kopf und die Produktivität der landwirtschaftlichen Arbeit sind viel zu niedrig. Das liegt nicht daran, dass sich die afrikanischen Bauern nicht anstrengen würden, sondern an einem Mangel an Wissen, Ressourcen und Infrastruktur, die ihrer harten Arbeit zugutekommen könnten. Eine spezifisch afrikanische »grüne Revolution« würde sich nicht nur auf die Ernährungssicherheit, sondern auch auf viele andere Bereiche, in denen der Kontinent Schwierigkeiten hat, positiv auswirken. Beispielsweise würde sie die Armut verringern, die ökonomische und soziale Entwicklung beschleunigen, Gesundheit und Bildung verbessern, die Migration in die heute schon übervölkerten urbanen Zentren verlangsamen, den Einfluss von Frauen in der Gesellschaft vergrößern und der Wirtschaftstätigkeit neue Möglichkeiten eröffnen.

				Aber auch der Infrastruktur und der Verteilung von Energieressourcen, die stets zwei Haupthemmnisse der Wirtschaftsentwicklung in Afrika gewesen sind, muss man verstärkte Aufmerksamkeit widmen. Zudem muss man bei allen Wachstumsanstrengungen die Beschäftigungslage im Blick behalten, insbesondere diejenige der Jugend. Wenn das Wachstum nicht der Beschäftigung der Jugend dient, nutzt es der Zukunft nur wenig. Schließlich erfordert eine glanzvolle afrikanische Zukunft auch die Geschlechtergleichheit auf allen Gebieten. Ein mündiges, erfolgreiches Afrika braucht alle Talente und die gleichmäßige Mobilisierung all seiner Ressourcen; existieren kann es nur mit ebenso mündigen, erfolgreichen Frauen.

				Die Afrikaner sind die Hauptakteure, aber Außenstehenden kommt eine wichtige Helferrolle zu. Gelegentlich müssen sie friedenssichernd eingreifen, bei anderen Anlässen mit Interventionen, Präventivmaßnahmen oder Schlichtung, bei wieder anderen mit dem Versuch, die Regeln regionaler Organisationen festzulegen. Aber das Ziel bleibt bei all dem ein friedliches, prosperierendes Afrika und eines, das die Bestrebungen aller afrikanischen Männer und Frauen fördert.

				Nach dem Referendum über die neue kenianische Verfassung feierten wir am 27. August das Abstimmungsergebnis zusammen mit Abertausenden von Menschen im Uhuru-Park. Es war, als reisten wir, inzwischen klug geworden, in unsere Jugend zurück. Endlich hatten wir einen Weg betreten, den wir schon vor langer Zeit am Tag unserer Unabhängigkeit hätten einschlagen sollen. Das kenianische Volk hatte sich friedlich versammelt, um die Entscheidung für den neuen Weg zu bekräftigen – und ihn für den Kontinent zu ebnen.

				Mitten in der jubelnden Menge entdeckte ich ein Gesicht, das zu sehen ich nicht erwartet hatte: das von Omar al-Baschir, dem Präsidenten des Sudan, der vor kurzem vom Internationalen Strafgerichtshof wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit unter Anklage gestellt worden war. Hatte die kenianische Regierung ihn zu dem Ereignis eingeladen? Ich konnte es kaum glauben, aber da war er – als Ehrengast. Dass diese unheimliche Gestalt bei der Feier eines großen Fortschritts für Afrika auftauchte, war ein Symbol jener Gefahr, in der sich der Kontinent heute befindet. Afrikaner haben für Afrika Enormes vollbracht. Aber es darf keine Selbstzufriedenheit aufkommen. Die verbliebenen Herausforderungen sind ebenso enorm, und eine Umkehr der Entwicklung ist immer möglich, wofür Baschirs Anwesenheit ein mahnendes Zeichen war.

				Wir Afrikaner haben noch viel zu tun.
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EINE NEUDEFINITION 
MENSCHLICHER SICHERHEIT

				Der globale Kampf gegen Armut 
und die Millenniumsentwicklungsziele

				»Herr Generalsekretär, was Kondome angeht, sind der Papst und ich einer Meinung!«, erklärte Robert Mugabe mit Emphase, während er sich zurücklehnte und als Zeichen seiner Solidarität mit dem Oberhaupt der katholischen Kirche die Zeigefinger aneinanderlegte. Ich hatte ihm gerade vorgehalten, dass gegen die furchtbare Geißel HIV/AIDS mehr getan werden müsse, und zwar dringend, und dass sich alle afrikanischen Führer, besonders diejenigen, auf deren Stimme man auf dem Kontinent höre, für die Benutzung von Kondomen einsetzen sollten. Mugabe rutschte zunächst nur unruhig auf seinem Sessel hin und her. Dann sagte er: »Herr Generalsekretär, Sie sollten nicht über Kondome sprechen.«

				»Warum nicht?«, fragte ich. »Ich habe das Thema sogar dem Papst gegenüber zur Sprache gebracht.« Das stimmte, und ich hoffte, es würde die Haltung des gläubigen Katholiken Mugabe lockern. Aber es war offenbar zu viel für ihn. Er wollte ein Gespräch beenden, bei dem er sich höchst unwohl fühlte. Mit zusammengezogenen Augenbrauen und erhobener Stimme gab er obige Solidaritätsbekundung mit dem Papst ab. Mehr wollte er anscheinend nicht zu dem Thema sagen. Ich war dabei, ein Treffen afrikanischer Staatschefs diplomatisch vorzubereiten, und durfte deshalb meiner Verärgerung über seine Reaktion nicht einfach Luft machen. Aber ich verspürte die gleiche Empörung, die mich jedes Mal erfüllte, wenn ich auf eine solche mutwillige Behinderung des Kampfs gegen HIV/AIDS stieß.

				Zum Zeitpunkt des Gesprächs mit Mugabe stellte eine HIV/AIDS-Diagnose dank medizinischer Fortschritte und retroviraler Medikamente kein unentrinnbares Todesurteil mehr dar. Das heißt, wenn man nicht arm war. Wer in einem Land lebte, das sich die von den Pharmaunternehmen verlangten exorbitanten Preise nicht leisten konnte, für den bedeutete HIV/AIDS immer noch den sicheren, langsamen Tod.

				Das ganze Ausmaß des von dieser Krankheit verursachten Leids entzieht sich dem menschlichen Vorstellungsvermögen, zumal die Folgen nicht nur persönlicher Art sind. In meiner ersten Amtszeit als UN-Generalsekretär, von 1997 bis 2002, schuf HIV/AIDS in den Entwicklungsländern einen wahren Katstrophencocktail. In mancher Hinsicht war AIDS schlimmer als Krieg. 1999 starben Schätzungen zufolge in Afrika zehnmal mehr Menschen an AIDS als in bewaffneten Konflikten. Bis zum Jahr 2000 hatte die Krankheit weltweit 13 Millionen Kinder zu Waisen gemacht, und 34,3 Millionen Menschen lebten mit dem Virus, das bis zu diesem Zeitpunkt bereits 18,8 Millionen Menschenleben gefordert hatte.

				Noch schlimmer war, dass die Krankheit nicht nur Infizierten das Leben nahm, sondern auch die Zukunft der Überlebenden gefährdete, indem sie den sozialen und institutionellen Zusammenhalt der Gesellschaften zerstörte. Denn den größten Zoll forderte sie unter jungen Erwachsenen – und hier insbesondere unter Frauen –, den produktivsten Mitgliedern der Gesellschaft, deren Aufgabe es unter anderem ist, die nächste Generation aufzuziehen. Sie tötete eine große Zahl von Ärzten, Krankenschwestern, Lehrern und anderen Akademikern, die für die ökonomische und soziale Entwicklung von wesentlicher Bedeutung sind. Sie nahm Haushalten die Ernährer und ließ Familien und Gemeinschaften in größter Verzweiflung zurück, ohne auch nur die grundlegenden Existenzmittel. Weitaus am schlimmsten war die Lage in Afrika. Im Jahr 2000 waren 70 Prozent der infizierten Erwachsenen und 80 Prozent der infizierten Kinder Afrikaner, und fast drei Viertel der Todesopfer waren in Afrika zu beklagen. In manchen Regionen des Kontinents waren die ökonomischen Umstände bereits dürftig, doch HIV/AIDS drohte alle wirtschaftlichen und sozialen Erfolge zunichtezumachen.

				Aber es war keineswegs nur ein afrikanisches Problem. In Osteuropa sowie Süd- und Ostasien nahm damals die Zahl der Infizierten rasch zu. In Indien war HIV bereits ein Alltagsphänomen; allein im Bundesstaat Tamil Nadu gab es schätzungsweise eine halbe Million Infizierte. Die Zahlen waren erschreckend. Ich bewegte mich fast während meiner gesamten Amtszeit in einem internationalen Umfeld, das von der potentiellen Bedrohung durch Massenvernichtungswaffen besessen war. Aber in Form von AIDS, das weit weniger öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zog, entfaltete bereits eine echte Massenvernichtungswaffe ihre Wirkung, und zwar weltweit. Sie zeigte mehr als jede andere Pandemie, welche Gefahr Krankheiten international darstellen und wie wichtig die Millenniumsentwicklungsziele der UNO als Instrument des Eigeninteresses der reichen Länder waren.

				Mehr als alle Statistiken blieben mir die Kinder, die dieser Krankheit zum Opfer gefallen waren, im Gedächtnis haften. Zusammen mit Nane besuchte ich HIV/AIDS-Kliniken, und wenn wir in Länder reisten, die am stärksten von der Pandemie betroffen waren, sprachen wir mit Sexarbeiterinnen und Opfern der Krankheit aus allen Gesellschaftsschichten. Für einen UN-Generalsekretär mochte dies nicht immer angemessen erschienen sein, wie nicht nur Leute vom Schlage Mugabes fanden. Aber wir konnten nicht so tun, als würde es diese Menschen nicht geben, oder gar versuchen, sie zu verstecken.

				Bis zum Jahr 2000 tat die Welt so gut wie nichts gegen die Pandemie. Wie der Ökonom Jeffrey Sachs damals in einem Artikel feststellte, hatte die Welt, wenn man die Entwicklungshilfezahlen aufschlüsselte, für den Kampf gegen AIDS in ganz Afrika den beschämend unzureichenden Betrag von 70 Millionen Dollar übrig. Aber bei jedem Problem, wie ernst es auch sein mag, ergibt sich einmal eine Gelegenheit, die Gewichtsverteilung zwischen Interesse und Intervention zugunsten des Handelns zu verschieben; einem Handeln, das weitaus mehr ins Auge fassen musste als bloß die Auswirkungen einer einzigen Krankheit.

				Als ich 1997 meine erste Amtszeit als UN-Generalsekretär antrat, hatte ich schon viele Jahre die langsamen, beschwerlichen Fortschritte bei der Verwirklichung der globalen Entwicklungsagenda beobachtet. Man war nicht weit gekommen. Während eines großen Teils des 20. Jahrhunderts waren immer neue Pläne für die Beseitigung der Armut und die internationale Zusammenarbeit aufgelegt worden, die regelmäßig scheiterten. Begrüßenswerte Initiativen waren unter dem Druck des internationalen Systems zusammengebrochen. Für mich hatte alles begonnen, als ich als afrikanischer Teenager am Vorabend der Entkolonialisierung zum Erwachsenen heranreifte; in jenen Tagen wurden alle Debatten von der fieberhaften Erwartung überstrahlt, dass die Afrikaner endlich frei sein würden, ihre Entwicklung selbst in die Hand zu nehmen. Ich verfolgte diese falsche Morgenröte in dem damals weit verbreiteten Glauben, dass wir alle in dieser aufregenden Zukunft eine kraftvolle Rolle spielen könnten, und dieser Glaube hielt an, als die ersten Putsche stattfanden, erbärmliche Führer die Macht übernahmen und ein institutioneller Verfall einsetzte.

				Ende der sechziger Jahre, als ich als junger UN-Mitarbeiter bei der Wirtschaftskommission für Afrika in Addis Abeba tätig war, sah ich die wirtschaftlichen Aussichten des Kontinents ebenso optimistisch wie meine Kollegen. Wir entwarfen grandiose Visionen für die regionale Integration Afrikas durch die Entwicklung der Infrastruktur: den ganzen Kontinent umspannende Kommunikationssysteme, Straßen und Eisenbahnnetze – notwendige Grundlagen für die ökonomische Prosperität Afrikas. Davon ist wenig verwirklicht worden. Die Entwicklung der Infrastruktur tritt auf der Stelle. Das Reisen ist weiterhin unglaublich schwierig, so dass man, wenn man von einem afrikanischen Land in ein anderes reisen will, häufig einen Umweg über Europa machen muss.

				Während Afrika kaum vorankam, war von den afrikanischen Führern immer nur der wütend-empörte Aufschrei zu hören: Die Kolonialmächte sind schuld. Sie hätten es versäumt, Afrika zu entwickeln, und es in einem schrecklichen Zustand zurückgelassen. Für einige von uns Jüngeren war jedoch klar, dass wir aufhören mussten, dem Kolonialismus die Schuld an allem zu geben. Die Entkolonialisierung war zehn Jahre her, doch während die afrikanischen Wirtschaften immer weiter zurückfielen, ging das Spiel mit den Schuldzuweisungen an die Kolonialmächte unvermindert weiter.

				In den sechziger und siebziger Jahren rief die UNO ihre ersten »Entwicklungsdekaden« aus. In der reichen Welt galten die Aufmerksamkeit und die politischen Anstrengungen jedoch nicht der Armut, sondern der Gewalt. Ost und West mischten in den Bürgerkriegen mit, die aus den nationalen Machtkämpfen resultierten, die nach dem Rückzug der europäischen Kolonialmächte vielerorts entbrannt waren. Die Großmächte, die diese Bürgerkriege in der Hoffnung auf einen Sieg der von ihnen bevorzugten Gruppe schürten, sorgten sich kaum um die Entwicklung der Länder.

				Das soll nicht heißen, dass während des Kalten Krieges keine ernsthaften Anstrengungen unternommen wurden, um die Entwicklung in Afrika voranzubringen. Die Niederlande, Kanada und die skandinavischen Länder zum Beispiel stellten beträchtliche Mittel für die Entwicklung armer Länder zur Verfügung. Aber aufs Ganze gesehen floss der Großteil der Ressourcen, welche die reichsten Nationen, insbesondere die Supermächte und ihre engsten Verbündeten, für Auslandsaufgaben aufwandten, nicht in die Entwicklung. Nach Abzug der Ausgaben etwa für die von der Sowjetunion unterstützten kubanischen Truppen, die in aller Öffentlichkeit in Angola landeten, oder die von den USA unterstützten südafrikanischen Truppen, die ebenso öffentlich in Namibia einmarschierten – alles im Schatten der Gefahr der globalen atomaren Vernichtung –, blieb nur noch wenig übrig, womit das Leben der Menschen in den Entwicklungsländern, die unter diesen Kriegen litten, verbessert werden konnte. Der Schwerpunkt lag auf der Politik und dem Kampf, als wäre Entwicklung ein separates, peripheres Thema, das man sich vom Leib halten konnte.

				Am deutlichsten sprang mir die Absurdität dieser Vorstellung ins Auge, als ich in den neunziger Jahren in die Abteilung für friedenssichernde Einsätze eintrat. Der Kalte Krieg war vorüber, aber die Entwicklungsarbeit dämmerte immer noch in einer von der Politik getrennten Welt dahin. Die Erfahrungen in Bürgerkriegsländern ließen jedoch nur den Schluss zu, dass die Entwicklung ein integraler Hauptbestandteil jeder erfolgversprechenden Strategie zur Überwindung von Konflikten war. Aber das Engagement für die Einwicklung stand nicht wirklich im Zentrum der Friedenssicherung. Vielmehr wurden militärische, politische und Entwicklungsfragen weiterhin getrennt behandelt.

				Bei der friedenssichernden Mission in Somalia zum Beispiel stand für das militärische Vorgehen ein Budget von 1,5 Milliarden Dollar zur Verfügung. Für die humanitäre Seite des Einsatzes setzten wir einen Wunschetat von 150 Millionen Dollar fest, doch selbst dieser vergleichsweise geringe Betrag kam nicht zusammen – und das bei einer Mission mit humanitären Zielen. Bei anderen Interventionen, etwa in Bosnien, Haiti und andernorts, beklagten sich UN-Mitgliedsstaaten über den mangelnden Ausbau der lokalen Institutionen, so dass es ihnen nicht möglich war, diese Gebiete in einem annähernd geordneten Zustand zu verlassen. Auf solche Klagen reagierte ich immer öfter mit dem Hinweis, dies sei im Grunde unsere eigene Schuld. Eine Schuld, die in der hartnäckigen Weigerung begründet war, die Entwicklung in den Mittelpunkt unserer Friedensstrategie zu stellen. Die Mitgliedsstaaten billigten zwar die Zwecke, aber selten die Mittel. Wie stets investierte die Welt bereitwillig in die Werkzeuge der Gewalt, aber nicht in die Ressourcen des Friedens.

				Der Kalte Krieg zerstörte nicht nur durch Stellvertreterkriege das politische und soziale Gefüge der jeweiligen Staaten, sondern trieb auch einen ideologischen Keil in die Vereinten Nationen. Bis 1989 trafen in den Debatten der UNO stets die kapitalistische westliche und die kommunistische östliche Auffassung über die ökonomische und soziale Entwicklung aufeinander. Als zwischenstaatlicher Organisation fiel es der UNO umso schwerer, eine gemeinsame Entwicklungsagenda aufzustellen.

				Ich muss zugeben, dass man sich damals leicht in den konkurrierenden Paradigmen verfangen konnte – wie es uns allen gelegentlich passiert ist. Aber später erkannte ich, dass die Debatte im Kern von ideologischer Eitelkeit geschürt wurde, und nicht von der Sorge um die Menschen, die unter dem Elend und den Demütigungen extremer Armut litten. In all jenen Jahren schleppte sich die Debatte zwischen einem Kapitalismus, der auf privatem Unternehmertum beruhte, und dem Staatssozialismus dahin, als sähe man nicht, wie dringlich diejenigen, die nichts mehr zu verlieren hatten, Hilfe benötigten. Und diejenigen, die wirklich zählten – die Sterbenden, die Kranken und die gedemütigten Armen –, verlor man im Streit aus den Augen.

				Aber auch nach dem Ende des Kalten Krieges wurde die Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen weiterhin von dieser Debatte überschattet. In der neuen, von der ökonomischen Globalisierung geprägten Welt erwies sich der Kapitalismus fraglos als Lokomotive enormer Veränderungen weltweit, aber die Entwicklungsagenda wurde immer noch von der alten ideologischen Debatte behindert. In der UNO stand man privatem Unternehmertum und Kapital weiterhin mit tiefem Misstrauen gegenüber, obwohl sie zur vorherrschenden Realität hinter großen, greifbaren Entwicklungsfortschritten in weiten Teilen der Welt wurden.

				Auf der anderen Seite bildete sich eine ähnlich beschränkte Ansicht heraus: dass die Globalisierung eine steigende Flut darstelle, die alle Boote anheben werde. In den Geberländern gelangte man deshalb zu der zutiefst irrigen Auffassung, dass es nicht notwendig sei, größere Summen für die Entwicklungshilfe bereitzustellen, da private Investitionen deren Aufgaben erfüllen würden. Besonders beunruhigend war die Richtung der Veränderung in vielen Ländern: Einhundert Staaten ging es 1997 schlechter als 15 Jahre zuvor. Die Globalisierung hob keineswegs »alle Boote« an, so sehr man sich das auch wünschen mochte. Vielmehr geschah das Gegenteil. Noch schlimmer war das Ausbleiben ausländischer Hilfe bei der Bewältigung der kolossalen Probleme. 1996 sank der Anteil, den die Entwicklungshilfe der Geberländer an deren Bruttoinlandsprodukt ausmachte, auf einen historischen Tiefstand, bei weiter sinkender Tendenz.

				Am Ende des letzten Jahrhunderts konnte man nur entsetzt sein über das Resultat all dieser Jahre: Über 60 Prozent der Weltbevölkerung mussten mit zwei Dollar oder weniger am Tag auskommen; über eine Milliarde Menschen lebten von weniger als einem Dollar am Tag; annähernd eine Milliarde Menschen waren Analphabeten; 800 Millionen Menschen – also jeder Siebente auf der Erde –, darunter 200 Millionen Kinder, litten ständig Hunger; und 1,3 Milliarden Menschen hatten keinerlei Zugang zu Gesundheits-, Sanitär- und Bildungseinrichtungen. Trotz dieser erschreckenden Zahlen über die weltweite Armut ließen die UN-Mitgliedsstaaten keine Dringlichkeit erkennen, auch nur einen kleinen Teil der für die Bewältigung dieser globalen Tragödie nötigen Ressourcen und Anstrengungen aufzubringen. Ein tiefgreifender Wandel war erforderlich. Aber die Grundfrage, die die internationale Entwicklung seit Jahrzehnten heimsuchte, lautete nach wie vor: Wie?

				Nach meinem Amtsantritt begriff ich rasch, dass wir kreativer sein mussten. So wie die Dinge standen, war klar, dass wir nicht erwarten durften, von den Mitgliedsstaaten die nötigen Mittel zu erhalten. Wie in den zurückliegenden Jahrzehnten würde der Versuch, Staats- und Regierungschefs sowie leitende Minister von der Bedeutung der Entwicklung und der schrecklichen Armut auf der Welt zu überzeugen, nicht ausreichen, um ihre kollektive Sorge zu entfachen. Offenbar brauchten wir ein neues Arsenal von Instrumenten, um auf diesem Gebiet etwas zu bewirken. Aber bevor wir diese erwerben konnten, brauchten wir eine neue Art der Führerschaft, um das Engagement der UNO für die Entwicklung neu zu beleben – und zwar auf innovative, dynamische Art und Weise. Wir mussten alle Kräfte im privaten und öffentlichen Sektor, die in der Lage waren, sich dem Kampf anzuschließen, mobilisieren.

				Gleich zu Beginn meiner Amtszeit begann ich damit, Verbindung zu anderen Akteuren auf der Weltbühne aufzunehmen. Die Ersten, an die ich mich wandte, waren Vertreter der internationalen Zivilgesellschaft: das heißt Wohltätigkeits- und andere Nichtregierungsorganisationen. In Entwicklungsländern war die Arbeit der Vereinten Nationen häufig eng mit der Tätigkeit der NGOs verknüpft. Viele dieser Organisationen waren natürlich schon seit Jahren aktiv, aber in den neunziger Jahren begannen sie, sich in beispielloser Weise untereinander zu vernetzen. Katalysator dieser Kooperation waren oftmals UN-Konferenzen, wie die Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 in Rio de Janeiro und der Weltfrauengipfel im Jahr 1995 in Peking. Sie brachten Tausende von NGOs zusammen und verhalfen ihnen in Bezug auf Tatkraft und Organisation zu einer neuen Qualität.

				Ich habe immer betont, dass die UNO eine Organisation nicht von Regierungen, sondern von Völkern sein sollte, da alle Macht letztendlich vom Volk ausgeht und nicht von Regierungen. Aufgrund der Ausweitung einer robusten internationalen Zivilgesellschaft in den vorangegangenen Jahren war es nun möglich, diesen Anspruch mit Leben zu erfüllen. Ich zögerte nicht zuzugeben, dass NGOs der UNO auf vielen Gebieten voraus waren. Sie waren die »Bombenwerfer«, die Eisbrecher sozialer und ökonomischer Entwicklungsarbeit, und besaßen in der Regel weit mehr konkrete Erfahrung in den Ländern, in denen sie aktiv waren.

				Wegen des großen Potentials, das die NGOs mit ihrer Energie, ihrem Tatendrang und ihrer Entschlossenheit besaßen – zumal sie sich jetzt international vernetzten –, bemühte ich mich öffentlich um Kontakte zur internationalen Zivilgesellschaft und um eine Zusammenarbeit mit ihr. Wenn möglich, wollte ich das gemeinsame Engagement institutionell absichern. In den ersten Monaten meiner Amtszeit als UN-Generalsekretär wies ich alle UN-Einrichtungen an, enge Arbeitsbeziehungen mit der Zivilgesellschaft zu knüpfen und zu formalisieren sowie Foren für eine echte Konsultation und Kooperation zu schaffen.

				Die Ausweitung der Bündnisse mit dieser neuen Gruppe von Akteuren sollte sich später bei der Neuformulierung der Entwicklungsagenda als unverzichtbar erweisen, und zwar nicht nur aufgrund ihrer Aktivitäten in Entwicklungsländern. Unserer Gemeinsamkeit lag ein vernünftiger und tief moralischer Zweck zugrunde. Was fehlte, war der Wille der meisten UN-Mitgliedsstaaten. Politische Führer sind in ihren Ländern in vieler Hinsicht an Kompromisse zwischen verschiedensten Wählerschaften und Zielgruppen gebunden, deren Erwartungen sie erfüllen müssen, wenn sie an der Macht bleiben wollen. Deshalb war es oftmals schwer oder unmöglich, sie von einem eigentlich vernünftigen, im Interesse ihres Landes liegenden internationalen Kurs zu überzeugen. Aber die internationale Zivilgesellschaft besteht aus einem Netzwerk von Organisationen, deren Anhänger aus moralischem Engagement heraus handeln. Unter ihnen befinden sich viele Wähler aus Geberländern, so dass sie auf diese Weise auf die Innenpolitik der jeweiligen Länder einwirken können.

				Indem wir unsere globalen Entwicklungspartnerschaften mit der internationalen Zivilgesellschaft ausweiteten, eröffneten wir die Möglichkeit, eine Bewegung der Einflussnahme anzustoßen und zu verstärken, die die Debatte weltweit voranbringen konnte. Tatsächlich sollte sich diese Bewegung als sehr lebendig herausstellen, bis hin zur Teilnahme von Hollywoodschauspielern und Rockstars, die ihre Popularität in die Waagschale warfen, um die Entwicklungsagenda zu einem Hauptbestandteil der politischen Debatte in der reichen Welt zu machen.

				Neben der globalen Zivilgesellschaft war das Unternehmertum die zweite entscheidende Gruppe globaler Akteure. Angesichts des Zustands der Weltwirtschaft musste man jede ideologische Aversion gegen ein Bündnis mit dem Kapitalismus hinter sich lassen. Die privaten Investitionen in Entwicklungsländern waren von fünf Milliarden Dollar in den frühen siebziger Jahren auf über 240 Milliarden im Jahr 1997 gestiegen und hatten in diesen Ländern zu erheblichen ökonomischen und sozialen Veränderungen beigetragen. Doch achtzig Prozent der privaten Investitionen in den Entwicklungsländern konzentrierten sich auf zwölf Länder, und nur fünf Prozent gingen nach Afrika; fast fünfzig Entwicklungsländer zogen überhaupt kein Kapital aus dem Ausland an. Die ökonomische Globalisierung erwies sich als äußerst produktiv, drängte aber zugleich einige Länder an den Rand. Nach meiner Überzeugung konnten wir mit den richtigen Partnerschaften, untermauert von einer Kultur des gemeinsamen Engagements, die riesigen Ressourcen und die Dynamik des Unternehmertums nachhaltiger auf das globale Allgemeinwohl ausrichten und so Entwicklung sowie Armutsbekämpfung stärken.

				Es gab natürliche Grundlagen für eine dauerhafte Partnerschaft zwischen Unternehmen und UN-Entwicklungsanstrengungen. Der Kampf für die Überwindung der Armut, die Anhebung des Lebensstandards und daher auch die Steigerung des persönlichen Wohlstands bot dem Unternehmertum weltweit enorme Möglichkeiten. Internationale Entwicklung und Armutsbekämpfung schafften neue und erweiterten bestehende Konsumgütermärkte, was den Unternehmen ihrerseits erhebliche Wachstumschancen bot. So gesehen, besaß das Unternehmertum ein ureigenes Interesse am gemeinsamen Ziel einer gleichmäßig verteilten internationalen Entwicklung.

				Außerdem agierten die Unternehmen meiner Ansicht nach nicht nur in einer von Chancen und günstigen Gelegenheiten geprägten Welt, sondern auch in einer Welt der Verantwortlichkeit. Es gab Rechte, Regeln und Gesetze, die Unternehmer und ihr Handeln schützten. Aber es musste auch ein Forum für die Rechenschaftslegung geben, das sie an ihre Rolle bei der Sicherung der Rechte anderer erinnerte, insbesondere an die Folgen ihres Handelns für das allgemeine Recht auf Freiheit von Not, Hunger, Krankheit und frühem Tod. In einer globalisierten Welt, in der auch die Öffentlichkeitsarbeit global ist, konnten sie darüber meiner Meinung nach nicht einfach hinweggehen. Schon bald nach meinem Amtsantritt als UN-Generalsekretär begann ich überall auf der Welt in Reden vor Unternehmern die Botschaft zu verbreiten, dass die UNO wie nie zuvor für das Engagement privater Unternehmen offen sei.

				Am 31. Januar 1999 sprach ich auf dem jährlichen Weltwirtschaftsforum in Davos vor den dort versammelten führenden Vertretern von Wirtschaft und Politik. Ich wollte einen »Globalen Pakt« zwischen dem privaten Sektor und den Vereinten Nationen initiieren, durch den die Globalisierung ein breiteres Fundament aus gemeinsamen Werten und Prinzipien erhalten sollte. Bei meinen früheren Besuchen auf dem Forum hatte ich Beziehungen des gegenseitigen Respekts angeknüpft, auf denen sich, wie ich glaubte, etwas Ambitionierteres aufbauen ließ. Ich warnte vor der Zerbrechlichkeit der Globalisierung und ihrer Anfälligkeit für die diversen Ismen der Welt nach dem Kalten Krieg: Protektionismus, Populismus, Nationalismus, ethnischen Chauvinismus, Fanatismus und Terrorismus. Um die Vorteile des globalen Handelssystems und die Verbreitung von Technologien zu schützen, müssten die Unternehmen mehr tun, als Beziehungen zu globalen politischen Entscheidungsträgern zu pflegen. Es gebe vieles, was sie von sich aus tun könnten, in Eigeninitiative. Ich wollte ihnen den Vorwand dysfunktionaler Regierungen und Handelsregime als Begründung für ihre Untätigkeit nehmen. »Warten Sie nicht darauf«, forderte ich sie auf, »dass jedes Land Gesetze einführt, die die Koalitionsfreiheit und das Recht auf Tarifverhandlungen schützen. Sie können zumindest sicherstellen, dass Ihre eigenen Angestellten und die Ihrer Subunternehmer diese Rechte genießen. Sie können zumindest sicherstellen, dass Sie selbst keine minderjährigen Kinder oder Zwangsarbeiter beschäftigen, weder direkt noch indirekt. Und Sie können sicherstellen, dass Sie mit Ihrer Einstellungs- und Entlassungspolitik niemanden aufgrund seiner Rasse, seines Glaubensbekenntnisses, seines Geschlechts oder [seiner] ethnische[n] Herkunft diskriminieren.« Dafür müssten beide Seiten aufeinander zugehen: Wenn wir die globalen Märkte auf eine gerechte und tragfähige Grundlage stellen wollten, müsse die UNO ihre Vorurteile gegenüber privaten Unternehmen aufgeben, und die Unternehmer auf der ganzen Welt müssten ihre Rolle sowie ihre Pflichten überdenken.

				Darüber hinaus mussten wir innerhalb der UNO Partnerschaften aufbauen und die Zusammenarbeit ausweiten. Aber auch die Entwicklungsagenda der UNO selbst war keine einheitliche Anstrengung, sondern in 32 Fonds, Agenturen, Programme, Abteilungen und Büros aufgesplittert. Wie die Dinge standen, gab es wenig Hoffnung auf ein Zusammenwirken oder eine einheitliche Strategie dieser Organisationen. Um das zu ändern, bildete ich 1997 die UN-Entwicklungsgruppe, die all diese Stränge zusammenführen sollte, um ein kohärenteres, wirkungsvolleres und effizienteres System der Entwicklungshilfe zu schaffen. Alle auf diesem Gebiet arbeitenden Stellen sollten in jedem Einsatzland ein gemeinsames UN-»Haus« bilden, das jeweils unter der Oberaufsicht des Bevollmächtigten des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) stehen sollte. Damit waren freilich nicht alle unsere Probleme gelöst. Die enorme Bandbreite der Herausforderungen, denen wir in den Entwicklungsländern gegenüberstanden – vom Gesundheits- und Sanitärwesen über die Landwirtschaft, Bildung und den Umweltschutz bis hin zur Infrastruktur —, bedeutete, dass die verschiedensten Akteure der UNO und anderer Körperschaften gebraucht wurden, was zwangsläufig organisatorische Schwierigkeiten mit sich brachte. Aber die neuen Maßnahmen beendeten endlich die Zersplitterung der Entwicklungshilfe und ihrer Ausrichtung und formten sie zu einer Teamanstrengung mit einem gemeinsamen Ziel um.

				Die Zersplitterung der UN-Arbeit war auch der Grund, weshalb wir auf eine Umgestaltung der Planung, Leitung und Umsetzung unserer Aktivitäten in Bürgerkriegsgebieten drängten, insbesondere bei friedenssichernden Einsätzen. Es war von entscheidender Bedeutung, dass wir bei Interventionen in solchen Ländern die Aktivitäten auf den Gebieten von Entwicklung, Sicherheit, Militär und Politik zusammenführten. Dies war nicht nur in der Notwendigkeit eines integrierten Vorgehens bei der Friedensschaffung begründet, sondern ergab sich auch aus der engen Beziehung zwischen ökonomischer Entwicklung und der Beendigung und Verhinderung von Bürgerkriegen. Armut ist zwar kein direkter Grund von Bürgerkriegen, aber Armut und gescheiterte Entwicklung schaffen gleichwohl die Bedingungen für Konflikte. Sie führen zur Ungleichheit zwischen ethnischen Gruppen, an der sich so viele Bürgerkriege entzünden. Außerdem schwächen sie jene staatlichen Funktionen, die Regierungen in die Lage versetzen, gewalttätigen Angriffen auf ihre Autorität angemessen zu begegnen beziehungsweise ihnen vorzubeugen. Und sie bringen eine große Zahl junger arbeitsloser Männer ohne Zukunft hervor, die sich bereitwillig für gewalttätige Vorhaben rekrutieren lassen.

				Dies ist ein weiterer Grund, warum arme und reiche Länder in gleicher Weise ein Interesse an der internationalen Entwicklung haben: Die Folgen von Bürgerkriegen reichen weit über die Grenzen der Länder, in denen sie stattfinden, hinaus. Sie greifen auf Nachbarländer über, bringen Tausende von Menschen dazu, in andere Länder zu fliehen, schaffen Zufluchtsorte für bewaffnete Gruppen und Terroristen und bewirken, dass sich kriminelle Netzwerke und grenzüberschreitende Gesetzlosigkeit, wie etwa die Piraterie, ausbreiten. Kurz, innere Konflikte in einzelnen Staaten bringen globale Unsicherheit hervor, deren Ursachen von reichen und armen Ländern gleichermaßen bekämpft werden müssen.

				Ein anderes großes Teil des internationalen Entwicklungspuzzles haben die in Washington angesiedelten internationalen Finanzinstitutionen in der Hand: der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank. Zur gleichen Zeit wie die UNO gegründet, gehören beide Institutionen offiziell zum UN-System, aber aufgrund ihres Prestiges und ihrer Macht agierten sie vollkommen unabhängig von den Vereinten Nationen. Mit ihren beträchtlichen Ressourcen und überlappenden Interessen in globalen Wirtschaftsfragen kam ihnen eine entscheidende Rolle bei der Finanzierung, Orientierung und Initiierung internationaler Anstrengungen der Entwicklungshilfe und Armutsbekämpfung zu. Wenn es jemals eine kohärente, globale Anstrengung zur Überwindung extremer Armut geben sollte, dann mussten diese beiden Institutionen beteiligt werden.

				Aber 1997 war ihr Verhältnis zur UNO distanziert und von bürokratischen Grabenkämpfen geprägt. Ich wusste, dass es auch besser ging. Bei einem Besuch in Washington früh im ersten Jahr meiner Amtszeit verabredete ich mich mit James Wolfensohn, dem Präsidenten der Weltbank, und Michel Camdessus, dem geschäftsführenden Direktor des IWF, zum Frühstück. Aus diesem Treffen entwickelte sich eine Beziehung, die im Lauf des nächsten Jahrzehnts zu einer beispiellosen Zusammenarbeit zwischen unseren drei Institutionen führen sollte.

				Als ich Verbindung zu diesem breiteren Spektrum von Protagonisten aufnahm, ahnte ich nicht, welchen Durchbruch wir am Vorabend der Jahrtausendwende erzielen sollten. Vielmehr versuchte ich, opportunistisch jede Ressource zu mobilisieren, von der ich hoffte, sie könnte die Tendenz und Dynamik der internationalen Entwicklung verändern. Aber sobald wir begonnen hatten, dieses Netzwerk aufzubauen und alle Fäden zusammenzuführen, wie es nur eine Institution wie die UNO vermag, schälte sich eine neue Kraft heraus. Doch das allein war nicht entscheidend. Trotz der Veränderungen, die wir eingeleitet hatten, erforderte die Aufgabe, der Armut einen höheren Stellenwert auf der internationalen Agenda zu verschaffen, etwas Dramatischeres als Reformen im Sekretariat. Wir mussten die Mitgliedsstaaten einbeziehen. Dafür war jedoch angesichts der Geschichte der Entwicklungshilfe nichts Geringeres als eine wahrhafte diplomatische Neuerung vonnöten – und diese sollte sich ausgerechnet durch ein zufälliges Datum ergeben.

				Man hatte allgemein erwartet, dass die UNO den Jahrtausendwechsel mit einem besonderen Ereignis begehen würde. Dieses Ereignis, darauf hatte man sich geeinigt, sollte ein Gipfel der Staats- und Regierungschefs vor der Generalversammlung im September 2000 sein. Darüber hinaus war die einzige Orientierung für die Mitgliedsstaaten – die, den UN-Regeln gemäß, das Ereignis ausgewählt und beschlossen hatten – eine Resolution von 1998, in der die Generalversammlung ihre Überzeugung ausdrückte, »dass das Jahr 2000 einen einzigartigen und in seiner Symbolik bezwingenden Augenblick zur Artikulierung und Bekräftigung einer inspirierenden Vision der Vereinten Nationen in dieser neuen Ära darstellt«.

				Aufgrund dieser vagen Formulierung hatten wir weitgehend freie Hand bei der Gestaltung des Ereignisses und der zugehörigen Debatte. Traditionell besteht die Rolle des Generalsekretärs bei solchen Anlässen darin, den administrativen und organisatorischen Rahmen bereitzustellen. Doch diesmal sah ich eine Gelegenheit, auch unser moralisches Gewicht einzubringen. Unter dem allgemeinen Thema der Erneuerung der Organisation im neuen Jahrhundert konnten alle bedeutenden Themen, mit denen die UNO konfrontiert war, zur Sprache gebracht werden. Aber schon früh wurde deutlich, dass die Armut im Mittelpunkt stehen sollte. An der Jahrtausendwende besaß die Welt zum ersten Mal die Mittel, um die bitterste Armut zu beenden. Aber auf der kollektiven Prioritätenliste der Regierungen klaffte an der Stelle, an der die Armut hätte stehen müssen, immer noch eine Lücke. Das Gipfeltreffen bot eine seltene Gelegenheit, diesen Mangel zu beseitigen.

				Als ersten Schritt veröffentlichte ich am 27. März 2000 den Bericht Wir, die Völker. Die Rolle der Vereinten Nationen im 21. Jahrhundert, über den alle UN-Mitgliedsstaaten in Vorbereitung auf den Millenniumsgipfel nachdenken sollten. Ein derart umfassender Bericht wird für gewöhnlich zunächst von relativ untergeordneten Mitarbeitern aus verschiedenen Abteilungen entworfen und anschließend mehrere Monate lang von anderen Abteilungen und Vertretern der Mitgliedsstaaten begutachtet und abgeändert. Bei all den Rücksichten und Kompromissen, die dabei ins Spiel kommen, trifft man sich fast immer auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner. Auf einer solchen Grundlage würde die Armutsbekämpfung nie vorankommen. Deshalb übertrug ich zwei hohen Mitarbeitern aus meinem Büro im achtunddreißigsten Stock, John Ruggie und Andrew Mack, die Leitung des Projekts, mit der Maßgabe, den Bericht ohne Einbeziehung anderer Abteilungen und ohne Konsultation von Mitgliedsstaaten auszuarbeiten. So entstand der Bericht in einem kleinen Kreis von Mitarbeitern meines Büros. Die Mitgliedsstaaten würden über ein eventuelles Abkommen, das sie unterzeichnen müssten, entscheiden, aber wir wollten sicherstellen, dass der Text, der den Anfangspunkt und die Grundlage der Diskussion bilden würde, allein unser Werk war.

				Wir wussten, dass der Bericht sowohl Biss haben als auch allgemeinverständlich sein musste. Anders als die meisten UN-Dokumente musste jeder ihn verstehen und sich mit ihm beschäftigen können, da der später benötigte Rechenschaftsmechanismus nur durch allgemeine Zugänglichkeit erzeugt werden konnte. Bei den großen Entwicklungsgipfeln und -konferenzen der neunziger Jahre – in Kopenhagen, Rio, Peking und andernorts – waren komplizierte, unverständlich formulierte Resolutionen beschlossen worden, die von niemandem konkret etwas forderten. Deshalb waren sie zwar wichtige Meilensteine auf dem Weg des sich herausbildenden internationalen Entwicklungskonsenses gewesen, hatten aber kaum substantielle Folgen gehabt. In unserem Bericht machten wir dagegen quantifizierbare, zeitgebundene Vorgaben für die Beseitigung der Armut, ausgehend von klaren, einfachen moralischen Zielen.

				Ein weiteres wichtiges Element des Berichts war die Verwendung eines Armutsbegriffs, der fortschrittlicher war als derjenige, den man bis zu diesem Zeitpunkt auf höchster politischer Ebene benutzte. Armut ist kein eindimensionales Problem, das lediglich einen Mangel an Einkommen umfasst. Extreme Armut ist vielmehr ein komplexes, vielschichtiges Bündel von Phänomenen, die sich gegenseitig bedingen und verstärken, wie etwa die Verweigerung von Chancen in vielen Lebensbereichen. Sicherlich ist der Einkommensmangel ein Armutsmerkmal, aber auch der Mangel an Bildung, Gesundheitsversorgung, Nahrung, sauberem Trinkwasser, die Unterdrückung von Frauen und das Umweltelend sind Aspekte der Armut. Ein integraler Bestandteil extremer Armut ist zudem das Fehlen von äußerer Hilfe bei ihrer Bekämpfung. Im Bericht Wir, die Völker und in den Millenniumsentwicklungszielen wird all dies berücksichtigt.

				Die im Bericht enthaltene Forderung nach beträchtlichem Engagement der UN-Mitgliedsstaaten bedeutete in der Realität der internationalen Politik freilich, dass sie ihm wahrscheinlich niemals zustimmen würden. Aber es gab Mittel, mit denen wir Druck in unserem Sinne ausüben konnten. Jetzt ernteten wir die Früchte unserer Zusammenarbeit mit der internationalen Zivilgesellschaft. Die NGO Oxfam zum Beispiel sammelte durch ihre Unterstützung für die Kampagne »Make Poverty History« zwei Millionen Unterschriften, die sie mir in New York während des Millenniumsgipfels übergab. Parallel zu der Millenniumsversammlung der UN-Mitgliedsstaaten veranstalteten wir eine Reihe weiterer Treffen: eine Parlamentarische Versammlung von Vertretern internationaler NGOs, ein Treffen religiöser Führer aus aller Welt und eines von Vertretern der Parlamente der Mitgliedsstaaten (also nicht der Regierungen). Zusammen mit der Weltpresse bildeten diese Konferenzen ein moralisches Forum, durch das die nebenan tagenden Regierungsvertreter beeinflusst und unter Druck gesetzt werden konnten. Das war insofern besonders bedeutsam, da viele der beteiligten Organisationen Anhänger mit Verbindungen in die Länder hatten, deren Regierungsvertreter am Millenniumsgipfel teilnahmen.

				Auch die Erwartungen der Öffentlichkeit wirkten in unsere Richtung. Die Aufmerksamkeit und die Zustimmung, die wir im Vorfeld des Millenniums aus aller Welt erfuhren, waren derart groß, dass der Millenniumsgipfel, auf dem mehr Staatsführer zusammentrafen als jemals zuvor (insgesamt 147), unter schärfster Beobachtung der Weltöffentlichkeit stattfand. Infolgedessen war bei den UN-Mitgliedsstaaten die Furcht zu verspüren, dass der Millenniumsgipfel ihrer Glaubwürdigkeit ernsthaft schaden könnte, wenn er zu wenig erreichte. Genährt wurde diese Sorge von der Versammlung zum fünfzigsten Jahrestag der Gründung der UNO, als zwar alle wichtigen Weltprobleme besprochen, aber keine Beschlüsse gefasst wurden, etwas zu deren Bewältigung zu unternehmen. Somit hatten die Staats- und Regierungschefs das feierliche Ereignis gewissermaßen unter einer dunklen Wolke verlassen.

				Aber so, wie wir den Bericht Wir, die Völker gestaltet und formuliert hatten, würden sich die Mitgliedsstaaten, wenn sie tatsächlich eine Vereinbarung wollten, mit dem von uns vorbereiteten Deal über die Armut auseinandersetzen müssen. Einen anderen gab es nicht. Zusammen mit der Einfachheit der im Bericht dargelegten Ziele – der Rechte auf Leben, Gesundheit, Bildung, sanitäre Versorgung und Nahrung, die niemand, der bei klarem Verstand war, ablehnen konnte – wurde es den Mitgliedsstaaten dadurch noch schwerer gemacht, unsere Vorschläge abzulehnen.

				Eine weitere Maßnahme schließlich komplettierte unser Blatt. Als Regierungschef steckt man in den Zwängen des Amts fest, inmitten von zahllosen Assistenten und Beratern, während man ständig darüber nachdenkt, mit welchen Kompromissen man die verschiedenen Wählergruppen zufriedenstellen kann. Wir hatten oft genug erlebt, wie Vereinbarungen, die auf einsichtigen kollektiven Interessen beruhten, im politischen Alltag verwässert und ausgehebelt wurden. Aber wenn man sie allein antrifft, sind nach meiner Erfahrung sogar die halsstarrigsten Staatsmänner für vernünftige Argumente empfänglich. Auf dem Millenniumsgipfel bildeten wir drei Gesprächsrunden, in denen über die entscheidenden Elemente des Berichts Wir, die Völker diskutiert wurde – ohne Assistenten und Berater an ihrer Seite. Dies entlastete sie von innenpolitischen Rücksichten und der Unruhe, die solche Mitarbeiter in Verhandlungen bringen. Beamte, Berater und graue Eminenzen hassten diese Maßnahme, aber – und das sagte einiges – die Staats- und Regierungschefs selbst waren davon sehr angetan.

				Die enge Verzahnung dieser Faktoren bewirkte, dass wir die von uns angestrebte globale Übereinkunft erreichten. Fast alle Elemente von Wir, die Völker wurden in die von 189 UN-Mitgliedsstaaten unterzeichnete Millenniumserklärung übernommen, deren Zielen sich darüber hinaus auch 23 internationale Organisationen anschlossen. Im Gegensatz zu früheren Gipfeln wurde in dieser Vereinbarung nicht nur das bestehende Machtgleichgewicht festgeschrieben, eine Eroberung legitimiert oder das unverletzliche Recht der Staaten bekräftigt, sich nach eigenem Gutdünken selbst zu regieren. Diesmal hatten sich alle Staaten verpflichtet, weltweit die Hauptmerkmale extremer Not und Armut zu bekämpfen. Anstatt ausdrücklich die Macht und den Schutz von Staaten zu stärken, richtete die Übereinkunft die Prinzipien der Verantwortlichkeit und Rechenschaftspflicht aller Regierungen darauf aus, das Leid der am meisten benachteiligten Menschen auf der Welt zu lindern und zu beenden.

				Aus der Millenniumserklärung wurden acht Millenniumsziele abgeleitet, die im Sommer 2001 nach einer ganzen Reihe von Konsultationen und Verhandlungen unter Leitung von John Ruggie und Michael Doyle sowie der Oberaufsicht meiner überaus fähigen Stellvertreterin Louise Frechette – zu deren Aufgabenbereich die UN-Agenden für Wirtschaft und Management gehörten – endgültig formuliert wurden. Anschließend wurde Mark Malloch Brown, der energische, reformorientierte Chef der UNDP, mit der anspruchsvollen Aufgabe betraut, die Ziele weltweit durchzusetzen und für sie zu werben. Im Wesentlichen lauteten die Ziele wie folgt:

				
						Bekämpfung von extremer Armut und Hunger

						Grundschuldbildung für alle

						Gleichstellung der Geschlechter

						Senkung der Kindersterblichkeit

						Verbesserung der Gesundheitsversorgung von Müttern

						Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen Krankheiten

						Ökologische Nachhaltigkeit

						Aufbau einer globalen Entwicklungspartnerschaft

				

				An dieser Stelle muss angemerkt werden, dass alle diese Ziele sowie ihre Unterziele und Vorgaben schon vor dem Jahr 2000 von wichtigen Mitgliedsstaaten formuliert und unterzeichnet worden waren. Aber diesen Verpflichtungen fehlte es an Nachdrücklichkeit, so dass sie im Sande verlaufen oder weitgehend unbeachtet geblieben waren.

				Ein entscheidendes Merkmal der Millenniumserklärung als Instrument der Armutsbekämpfung war die Tatsache, dass sie von allen Nationen unterzeichnet wurde. Sie unterstrich die Pflicht der reichen Länder, Entwicklungshilfe zu leisten, machte dies jedoch von der ausdrücklichen Übernahme der Verantwortung auf Seiten der armen und sich entwickelnden Länder abhängig. Kurz, sie führte in einer globalen Vereinbarung die universale, von allen Ländern zu tragende Pflicht ein, den extrem Armen dieser Welt Entwicklung zu ermöglichen.

				Von früheren Versprechen der Armutsbekämpfung unterschied sich die Millenniumserklärung auch dadurch, dass die UN-Mitgliedsstaaten ein Dokument unterzeichnet hatten, das sie auf konkrete, zeitgebundene und messbare Ziele festlegte. Sie wurden an einer Reihe von Vorgaben gemessen, die bis 2015 erreicht werden sollten. Durch die Unterschrift unter die Millenniumserklärung hatten die Mitgliedsstaaten nicht nur ein rhetorisches Versprechen abgegeben, sich für die Armutsbekämpfung einzusetzen, sondern den Aufbau eines Systems ermöglicht, durch das sie vor aller Welt öffentlich zur Rechenschaft gezogen werden konnten. Zusätzliche Macht erhielt es durch die Einfachheit der Ziele. Anders als die meisten Abkommen und Kommuniqués der UNO waren sie für jeden verständlich, vom führenden Politiker in der Hauptstadt der reichsten Nation der Welt bis zu dem Mann oder der Frau im ärmsten Slum. Und sie drückten menschliche Bedürfnisse aus, die derart grundlegend und evident waren, dass niemand, der von ihnen sprach oder über sie nachdachte, sie leugnen konnte.

				Mit dieser universalen Einfachheit und der Verpflichtung auf quantifizierbare Zielvorgaben hatten sich die UN-Mitgliedsstaaten an eine unglaublich machtvolle globale Idee gebunden. Viele von ihnen taten dies, wie ich vermute, unwissentlich, ohne die Kraft dessen zu erkennen, was sie in der Erwartung, es würde wie so viele vorangegangene UN-Erklärungen eines raschen Todes sterben, ins Leben riefen. In diesem Fall wurden sie von dem, was folgte, sicherlich überrascht. Die Millenniumsentwicklungsziele wurden zu einem übergreifenden Rahmen der gesamten internationalen Entwicklungsagenda. Ein Jahrzehnt nach ihrer Verkündung, auf dem UN-Gipfel im September 2010, standen sie noch immer im Mittelpunkt globaler Anstrengungen: Alle Entwicklungsorganisationen, alle beteiligten Regierungen sowie zahllose andere Partner und Unternehmen bemühten sich überall auf dem Planeten darum, die Ziele zu erreichen.

				Niemand, der auf die Millenniumserklärung zurückblickt, wird ihre Bedeutung leugnen können. Angesichts der vielen Partner, die neben den UN-Mitgliedsstaaten moralisch und förmlich in das Projekt einbezogen worden sind, und des gemeinsamen Interesses so vieler ansonsten unterschiedlicher Gemeinschaften überall auf der Welt war es nicht nur eine bahnbrechende UN-Erklärung: Vielmehr zeigte sie alle Merkmale einer globalen sozialen Bewegung.

				»Was antworten Sie denjenigen, die sagen, Arme werde es immer geben?«, fragte ich. Damit gab ich dem Gespräch plötzlich eine andere Richtung. Es war der 2. Juli 2005, und ich hatte das Oberhaupt der anglikanischen Kirche, Rowan Williams, den Erzbischof von Canterbury, angerufen, um vor dem bevorstehenden G8-Gipfel in Gleneagles den Kontakt zu ihm herzustellen. In Wirklichkeit brauchte ich jedoch seinen geistlichen Rat, denn wieder einmal war ich mit der Auffassung konfrontiert worden, dass die Kampagne zur Beseitigung der Armut unmöglich sei. Sogar die Bibel verurteilte sie zum Scheitern, hieß es doch im 5. Buch Mose, 15,11: »Die Armen werden niemals ganz aus deinem Land verschwinden.«

				»Zum Teil«, erklärte der Erzbischof, »beruht dies auf dem Gedanken, dass die Armen ein Produkt der menschlichen Sünde seien: dass es immer arme Menschen geben wird, weil es immer Sünder geben wird.«

				»Wir sollten nicht selbstgefällig sein«, erwiderte ich, auf der Suche nach einem Weg, der diesen Vorwand für das Nichtstun hinfällig machte.

				Der Erzbischof führte seine Ansicht breiter aus. »Die Idee der gemeinsamen Rechenschaftspflicht und der sozialen Verantwortung wird im Alten Testament erklärt und kann auf das Thema der Armenhilfe angewandt werden. Deuteronomium 15,4: ›Doch eigentlich sollte es bei dir gar keine Armen geben …‹ Deshalb sollte Deuteronomium 15,11 als Mahnung verstanden werden, dass die Armen zur Gesellschaft gehören und nicht ignoriert werden sollten. Es soll nicht heißen, dass wir uns nicht bemühen können, ihr Elend zu beenden.« Ich dankte ihm für dieses Argument, von dem ich nie gedacht hätte, dass ich es brauchen würde.

				Indem sie die Menschen unwiderruflich in den Mittelpunkt stellten, lösten die Millenniumsentwicklungsziele weltweit eine beispiellose Begeisterung, Dynamik und Zusammenarbeit aus. Aber sie bedeuteten nicht das Ende unseres Kampfs mit den alten Entwicklungsproblemen, von denen manche sogar bis zur Bibel zurückreichten. Letzteres war eine Mahnung, dass in der internationalen Entwicklung stets die Gefahr des Rückfalls in die unaufgeklärten und engstirnigen Ansichten der Vergangenheit besteht und immer bestehen wird. Nach dem Millenniumsgipfel spürten wir das Risiko, dass das Versprechen versanden könnte, wenn wir die Schwungkraft nicht aufrechterhielten. In einem ersten Schritt unterfütterten wir die Vereinbarung und formalisierten ihre Ziele, indem wir neben die Vorgaben von Wir, die Völker und die acht Millenniumsentwicklungsziele 18 Unterziele stellten, die wiederum durch 48 konkrete Maßstäbe zur Beurteilung der erreichten Fortschritte ergänzt wurden. Diese Ausarbeitung präsentierte ich den UN-Mitgliedsstaaten mit der Erklärung, damit erhielten die einzelnen Länder für die kommenden Jahre eine öffentliche »Scorecard« (Wertungsliste). Um der Initiative zusätzlichen Biss zu verleihen, lud ich die Staats- und Regierungschefs für 2005 zu einem Gipfel ein, auf dem unter den Augen der Welt eine Bewertung der Fortschritte jedes einzelnen Landes bei der Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele vorgenommen werden sollte.

				Aber wir brauchten auch eine Strategie für die Erreichung der Ziele, die in der Erklärung nicht enthalten war. Für ihre Ausarbeitung war ein Team erforderlich, das über die nötigen geistigen und analytischen Fähigkeiten verfügte, um einen solchen Kurs zu bestimmen. Im Februar 2002 bat ich Jeffrey Sachs, die Leitung dieses Unterfangens, das als Millenniumsprojekt bekannt wurde, zu übernehmen. Mit seinem ungewöhnlichen Intellekt und seinem rückhaltlosen Einsatz für die Armutsbekämpfung war Sachs eine ideale Ergänzung meines Stabes. Er übernahm eine komplexe Forschungsaufgabe, für deren Bearbeitung er zehn Arbeitsgruppen mit insgesamt 250 herausragenden Mitarbeitern bildete, wobei er einerseits das gesamte UN-System und Vertreter aller UN-Organisationen einspannte und andererseits Verbindungen zu Initiativen in den Entwicklungsländern herstellte.

				Wie das Projekt nachwies, waren die Millenniumsentwicklungsziele erreichbar. Dafür war freilich ein entsprechendes Maß an Engagement, Anstrengung und vor allem Hilfe von außen erforderlich. Für den Erfolg ausschlaggebend war neben den Vorgaben und den in immer größerer Zahl vorhandenen konkreten Plänen für die Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele der unter Punkt acht genannte Faktor: eine globale Partnerschaft. Unerlässlich ist er wegen des schlimmsten Merkmals extremer Armut: dass die Armen in einer zu elenden Lage sind, um sich selbst helfen zu können. Wie Jeffrey Sachs bei zahllosen Anlässen betont hat, besteht die grundlegende Aufgabe der Armutsbekämpfung darin, die Ärmsten zu befähigen, die soziale Leiter hinaufzusteigen, was die Abermillionen Armen auf der Welt jedoch von allein nicht können, weil sie in der »Armutsfalle« gefangen sind. Sie schnappt zu, wenn Einzelne und Gruppen in einen Teufelskreis geraten sind, in dem ihnen das Mindestmaß an einfachsten Kapitalformen vorenthalten wird, das notwendig wäre, um einen Entwicklungsprozess in Gang zu setzen.

				Um auf irgendeine Entwicklung hoffen zu können, benötigen diese Gruppen eine Kombination verschiedener Kapitalarten einschließlich Humankapital, Sachwerte sowie Grund und Boden. Die wesentlichen Komponenten können in vielen Formen auftreten: als gesunde, von Unterernährung befreite Menschen mit der Fähigkeit, sich produktiv in der Wirtschaft zu engagieren; als Frauen mit gesicherten Rechten, die selbst über ihr Reproduktionsschicksal entscheiden; als Einrichtungen für wirtschaftliche Tätigkeiten, etwa Transportmöglichkeiten für die Landwirtschaft oder Gebäude und Maschinen für andere Branchen; als Infrastruktur in Gestalt von Transportwegen, Energieversorgung, Sanitärsystemen und Kommunikationsnetzen; als gesunde Böden und Ökosysteme, die menschliche Gemeinschaften versorgen; als öffentliche Institutionen, als Handelsrecht, Justiz und Sicherheitsdienste, die den friedlichen Handel und Wandel in der Gesellschaft schützen; und schließlich als Wissen in Form von wissenschaftlichem Fachwissen und Fähigkeiten, die erforderlich sind, um die Produktivität zu steigern und andere Kapitalbereiche zu stärken. Eine große Rolle spielt auch das Sozialkapital – der kollektive Wert von festen Gemeinschaftsbeziehungen. Diese bilden ein Netzwerk des Vertrauens, in dem Ressourcen zwischen Einzelnen geteilt und andere Kapitalformen gestärkt werden sowie Haushalten in tiefer Not das Überleben ermöglicht wird.

				Auf ökonomische Entwicklung kann eine Gemeinschaft nur hoffen, wenn es einen Kreislauf gibt, in dem sich solche Kapitalformen akkumulieren. Dafür muss das Einkommen der Haushalte groß genug sein, dass genüg übrig bleibt, um einerseits etwas zurücklegen und andererseits in Form von Steuern einen Beitrag zum öffentlichen Haushalt leisten zu können. Dies ermöglicht Investitionen in Human- und Sachkapital sowie in Grund und Boden, die wiederum die ökonomische Entwicklung ankurbeln. Daraus entsteht ein selbsttragender, positiver Kreislauf der Kapitalakkumulation, der ein Wirtschaftswachstum mit sich bringt, durch das die Haushaltseinkommen steigen – und so weiter.

				Dagegen verbrauchen Haushalte in Gemeinschaften, die in der Armutsfalle gefangen sind, ihr gesamtes geringes Einkommen dafür, ihre Mitglieder am Leben zu erhalten. Für Steuern und Ersparnisse bleibt kein Geld übrig. Deshalb erleiden Vermögenswerte, bei gleichzeitigem Bevölkerungswachstum, einen stetigen Wertverlust, so dass der Kapitalstock in Form der in der Gemeinschaft verfügbaren Ressourcen und Dienstleistungen immer weiter abschmilzt. Dies verringert die Chance, dass das Einkommen der einzelnen Haushalte steigt, weiter und führt in der Regel sogar zu einem Einkommensverlust. Nimmt man die Krankheiten, vor denen sich solche Haushalte aufgrund ihrer Armut nicht schützen können, mit ins Bild, sinkt die Produktivität noch drastischer, wodurch das Einkommen und das verfügbare Kapital noch geringer werden.

				Infolge dieses Kreislaufs schrumpfen die Wirtschaft und der Kapitalbetrag pro Kopf. In einer solchen Lage befinden sich Millionen von Gemeinden in aller Welt, und ohne Hilfe von außen wird sich ihre Situation weiter verschlechtern. Die einzige Lösung ist der gezielte Einsatz von Kapitalspritzen, um den Kreislauf der Armutsfalle in einen Kreislauf der Kapitalakkumulation zu verwandeln. Um diese Interventionen zu finanzieren, sind beträchtliche Entwicklungshilfemittel der reichen Länder erforderlich.

				Im Kern der Millenniumsentwicklungsziele stand eine Auffassung, die heute zunehmend anerkannt wird, sich aber immer noch nicht überall durchgesetzt hat: dass nämlich die Gleichberechtigung der Frauen einen einzigartigen Beitrag zur Erreichung der breiteren Ziele – von der Armutsbekämpfung über die nachhaltige Entwicklung, die Bildung und die gute Regierungsführung bis hin zu den Menschenrechten – leisten kann. Auf meinen Reisen zu einigen der am meisten gefährdeten Gemeinschaften in Afghanistan, Indien und Afrika war es mir zumeist ein besonderes Anliegen, Mädchenschulen, Mikrofinanzprojekte mit dem Ziel der Beschäftigung von Frauen sowie Heime und Krankenhäuser für weibliche Opfer von HIV/AIDS zu besuchen. Ich sah die grenzenlose Wissbegier und Lernbereitschaft in den Augen der jungen Mädchen, den unternehmerischen Geist und das Verantwortungsgefühl bei denen, die in neuen Unternehmen engagiert waren, und die grausamen Lebensbedingungen der Frauen, die eine Krankheit hatten, deren Existenz ihre Gesellschaft häufig nicht einmal anerkennen wollte. Ich legte Wert darauf, weibliche Aktivistinnen und führende NGO-Mitglieder, Ministerinnen und Lehrerinnen zu treffen, nicht nur um ihnen Mut zu machen und sie zu unterstützen, sondern auch um ein Signal an die Entscheidungsträger in ihrem Land zu senden, dass Frauen für die Vereinten Nationen niemals unsichtbar sind.

				Selbstverständlich wussten wir, dass es keinen einfachen Weg zur Stärkung – oder auch nur zur grundlegenden Gleichheit – der Frauen gab. Geschlechterungleichgewichte in der Bildung zum Beispiel sind häufig Folgen von gesellschaftlichen Einstellungen und kulturellen Praktiken, die nicht von heute auf morgen überwunden werden können. Frühe Eheschließungen sind ein gutes Beispiel. In vielen Ländern ist es für die ärmsten Haushalte häufig eine wirtschaftliche Notwendigkeit, ihre Töchter früh zu vermählen, um sich den Brautpreis zu sichern. Hinzu kommt in manchen Gesellschaften die Überlegung, dass Investitionen in die Bildung von Töchtern später nur den Familien ihrer Ehemänner zugutekommen werden. Die Ablehnung der Schulbildung von Mädchen ist leider viel zu weit verbreitet. In Ländern wie dem Tschad, Äthiopien, Mali, Bangladesch, Indien und Sierra Leone wird jedes dritte bis vierte Mädchen mit 15 Jahren verheiratet, womit ihre Schuldbildung endet und für sie ein Leben ohne Chancengleichheit beginnt.

				Nach der Millenniumserklärung bildete die internationale Finanzierung der Arbeit für die Entwicklungsziele das größte Manko. Deshalb beschloss ich, die führenden intellektuellen und politischen Köpfe auf diesem Gebiet zusammenzubringen. Ziel war es, eine politische Strategie für das weitere Vorgehen in einem Prozess zu entwickeln, an dessen Ende ein Gipfel von Finanzministern sowie Staats- und Regierungschefs stehen sollte. Im November 2000 bat ich den mexikanischen Präsidenten Ernesto Zedillo, den Vorsitz dieser Gruppe zu übernehmen.

				Die anschließende Internationale Konferenz über Entwicklungsfinanzierung fand im März 2002 in Monterrey statt. Sie brachte den Monterrey-Konsens hervor, in dem die anwesenden fünfzig Staats- und Regierungschefs sowie zweihundert Finanz-, Außen- und Entwicklungshilfeminister offiziell feststellten, dass von Globalisierung und Privatisierung allein keine Hilfe für die ärmsten Länder erwartet werden könne, da ihnen die Infrastruktur und das Humankapital fehlten, um ausländische Investitionen anzuziehen. Deshalb sei staatliche Entwicklungshilfe ebenso nötig wie Auslandsinvestitionen und Handel. Um dies zu untermauern, forderte der Konsens in einer überaus bedeutsamen Erklärung »die entwickelten Länder, soweit sie es noch nicht getan haben, nachdrücklich auf, konkrete Anstrengungen zur Erreichung des auf der Dritten Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder erneut bekräftigten Zielwerts von 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts (BSP) als öffentliche Entwicklungshilfe für die Entwicklungsländer … zu unternehmen«.

				Die Verpflichtung auf 0,7 Prozent des BSP war insofern ein Durchbruch, als die entwickelten Länder zum ersten Mal in einem grundlegenden Finanzabkommen zugesagt hatten, die für die Armutsbekämpfung nötigen Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Vor Monterrey war die Entwicklungshilfe seit vielen Jahren stetig geringer geworden. Im Jahr 2002 lag sie in den Industrieländern bei gerade einmal 0,2 Prozent ihres gemeinsamen BSP. In Monterrey wurde dieser Trend erstmals seit dem Kalten Krieg umgekehrt. Außerdem machte US-Präsident George W. Bush, der sich in letzter Minute entschieden hatte, an der Konferenz teilzunehmen, ein ungewöhnliches Versprechen, indem er zusagte, die Vereinigten Staaten würden innerhalb von drei Jahren zehn Milliarden Dollar in das Millennium Challenge Account einzahlen, einen Fonds, der gezielt Länder unterstützen sollte, die bewiesen hatten, dass sie Hilfsgelder erfolgreich einzusetzen verstanden. Doch selbst mit dieser neuartigen Zusage stieg die amerikanische Entwicklungshilfe noch nicht einmal auf 0,2 Prozent des BSP. Gemessen an ihrer Zahlungsfähigkeit, gehörten die Vereinigten Staaten weiterhin zu den Ländern, die am wenigsten Entwicklungshilfe leisteten. Gleichwohl war ihr Schritt enorm ermutigend. Wir waren zwar noch weit von dem entfernt, was notwendig war, aber zumindest blickten wir jetzt in die richtige Richtung.

				Das sollte jedoch nicht lange so bleiben. Einige Monate vor Monterrey waren New York und Washington von den Al-Qaida-Terrorangriffen getroffen worden, mit der Folge, dass bald nach Monterrey die Vorbereitungen auf die Invasion im Irak auf Hochtouren liefen und die Aufmerksamkeit der Welt sich ganz auf dieses Ereignis konzentrierte. Das fügte unseren Bemühungen, das internationale Augenmerk auf eine gemeinsame, vereinigte Anstrengung zur Armutsbekämpfung zu richten, enormen diplomatischen Schaden zu. Eine der grausamen Ironien dieser Veränderung war die Tatsache, dass die internationale Entwicklung ein entscheidender Bestandteil des langfristigen Kampfs gegen den Terrorismus ist. Auch wenn die Korrelation zwischen dem Ausmaß der Armut und dem Auftreten von Terroristen in bestimmten Ländern statistisch nicht belegt ist, kann man doch feststellen, dass gescheiterte Entwicklung und Armut Ungleichheiten schaffen, die vielen der Missstände zugrunde liegen, aus denen der Terrorismus erwächst. Darüber hinaus untergräbt eine mangelhafte Entwicklung die Fähigkeit von Ländern, effektive innere Sicherheitskräfte zu unterhalten. Partnerschaften mit eben diesen lokalen Kräften haben sich in den letzten zehn Jahren als wirkungsvollstes Mittel im globalen Kampf gegen al-Qaida erwiesen. Die internationale Entwicklung zu fördern liegt also im ureigenen Sicherheitsinteresse von Ländern der reichen Welt, die sich Sorgen über den Terrorismus machen müssen.

				Aber in einer Welt, die vom Schreckgespenst des Terrorismus besessen war, wurde dieser Zusammenhang kaum wahrgenommen. Nach der Invasion des Irak wandten sich Vertreter der Bush-Regierung, wenn auch nicht der Präsident selbst, sogar gegen die Millenniumsentwicklungsziele. Sie kamen in ihren Reden über die internationale Entwicklung nicht mehr auf sie zu sprechen und begannen Widerspruch gegen ihre Erwähnung in UN- und OECD-Dokumenten einzulegen. Aus Sorge über das Ausmaß des Engagements, das die Millenniumsziele von den reichen Ländern verlangten, kam es sogar so weit, dass der amerikanische UN-Botschafter John Bolton versuchte, jeden Hinweis auf sie aus der Schlusserklärung des Gipfels von 2005 streichen zu lassen, obwohl das Treffen zur Prüfung der Fortschritte auf dem Weg zur Erreichung eben dieser Ziele einberufen worden war. Da er in dieser Frage völlig allein dastand, konnte sich Bolton nicht durchsetzen, aber sein Versuch, die Millenniumsentwicklungsziele ausgerechnet auf einem Gipfel zu torpedieren, auf dem sie vorangebracht werden sollten, war dem Ansehen der Vereinigten Staaten in der Welt nicht gerade förderlich.

				Seither ist der Kampf gegen die Armut stets nur auf ähnlich holprige Weise vorangekommen. Der G8-Gipfel im schottischen Gleneagles im Jahr 2005 mit Tony Blair als Gastgeber, der sich auf seinen zuverlässigen Finanzminister Gordon Brown stützen konnte, war ein weiterer Höhepunkt, dessen Ergebnisse später verwässert wurden. In Gleneagles wurde eine Reihe bahnbrechender Versprechen abgegeben, wie die Verpflichtung, die Hilfen für Afrika bis 2010 zu verdoppeln. Aber eingehalten haben die G8 dieses Versprechen nicht.

				Die vielen Helfer, Organisatoren, Aktivisten und lokalen Persönlichkeiten, die sich in der Entwicklungsarbeit engagieren, brauchen die finanzielle Unterstützung und die Mittel, die nur die reichen Länder bereitstellen können, um die beachtlichen Ergebnisse solcher zielgerichteten Hilfe zu vervielfachen. Um nur zwei Beispiele für die Wirkung gezielter Hilfen anzuführen:

				Am Anfang des neuen Jahrhunderts starben in Äthiopien jedes Jahr über 29 000 Menschen an Malaria, bis die Regierung im Jahr 2005 als eine Maßnahme zur Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele an jede gefährdete Familie zwei Moskitonetze ausgab; zugleich wurden die Kosten der Malariabehandlung, einschließlich der Medikamente, gesenkt, was nur mit Entwicklungshilfemitteln von außen möglich war. Innerhalb von nur drei Jahren halbierte sich die Zahl der Malariatoten.

				In Ruanda hatten 2003 nur sieben Prozent der Bevölkerung Zugang zur Gesundheitsversorgung. Dann wurde ein Krankenversicherungssystem eingeführt, dessen geringe Beiträge für diejenigen, die sie sich nicht leisten konnten, aus Entwicklungshilfemitteln bezahlt wurden. Mit dieser einfachen Maßnahme konnte der Anteil der Bevölkerung mit Zugang zur Gesundheitsversorgung auf 85 Prozent gesteigert werden.

				Solche Projekte sind es, die – in den unterschiedlichsten Bereichen und überall auf der Welt nachgeahmt – in der Armutsbekämpfung den von den Millenniumszielen geforderten nachhaltigen globalen Sprung nach vorn bewirken können. Und ihre enormen greifbaren Erfolge für die Betroffenen sind ohne ausländische Hilfe nicht realisierbar. Aber die reiche Welt ziert sich weiterhin und hat es wiederholt versäumt, sich mit Macht für solche Aktivitäten zu engagieren. Obwohl der Negativtrend der Entwicklungshilfe seit der Jahrhundertwende umgekehrt werden konnte, haben die entwickelten Länder das von ihnen kollektiv gegebene Versprechen, 0,7 Prozent des Bruttosozialproduktes für Entwicklungshilfe auszugeben, nicht einmal annähernd eingelöst. Dabei markiert diese Zahl nur das Minimum der Geldmittel, die nötig wären, um die extreme Armut mit einiger Hoffnung auf Erfolg bekämpfen zu können.

				Es muss freilich auch gesagt werden, dass die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe von der Führung und den institutionellen Reformanstrengungen der Empfängerländer abhängt. Nicht nur aufgrund von Korruption können Finanzhilfen wirkungslos und verschwendet sein. Schwache Politik, schlechte Führung und verantwortungslose Institutionen sorgen ebenfalls für die furchtbaren Bedingungen der Armen. In Pakistan, zum Beispiel, liegt die Abwesenheitsrate von Lehrern bei 19 Prozent, und in manchen Teilen der Welt beträgt sie sogar 25 Prozent und mehr. Aus Bangladesch wird berichtet, dass die Abwesenheitsrate von Ärzten in Polikliniken für die medizinische Grundversorgung 74 Prozent erreicht. In einem Bericht der Weltbank heißt es dazu, ein derartiger Absentismus sei keine Sache des Geldes, sondern ein institutionelles Problem, das durch Reformen und institutionelle Veränderungen gelöst werden müsse. Diese hängen von der lokalen Führung und von Partnern vor Ort ab, die sich wahrhaft für den sozialen Fortschritt engagieren.

				Vielen Entwicklungsländern widerstrebt es, die zur Lösung institutioneller Probleme nötigen Reformen durchzuführen, da eine solche Politik zu Streit und Unruhe führen kann. (Lehrer- und Medizinergewerkschaften sind häufig mächtige Akteure in der lokalen Politik.) In einem Bericht aus dem Jahr 2011 über den Stand der Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele wird festgestellt, dass die Länder, die sich auf einem guten Weg befanden, nicht diejenigen waren, die besonders umfangreiche Hilfsleistungen erhielten, sondern diejenigen, die die größten Anstrengungen auf dem Gebiet der Wirtschaftsreformen unternahmen, einschließlich von Neuerungen im Dienstleistungssektor.

				Die Verantwortung für Reformen liegt bei den Leuten vor Ort, den Politikern und anderen lokalen Persönlichkeiten. Aber angesichts der geschilderten Dynamik ist das Versäumnis der Geberländer, die nötigen Finanzhilfen zu leisten, wenn Reformen dieser Art durchgeführt werden, noch unverzeihlicher. Man muss den Reformern eine wirkliche Chance geben. Die Millenniumsentwicklungsziele bilden das Fundament einer wahrhaftigen Partnerschaft zwischen Reich und Arm. Die Menschen in den Entwicklungsländern sind verantwortlich, aber alle müssen mitwirken.

				Von den zahlreichen Komponenten der Kampagne für die Millenniumsentwicklungsziele und unseres Kampfs gegen die Armut erfordert ein Thema besondere Beachtung: HIV/AIDS. Bei der Beschäftigung mit dieser Herausforderung griffen wir auf viele der Innovationen der Millenniumserklärung zurück und wandten sie intensiv an, um einer der schwersten Krisen während meiner Amtszeit als UN-Generalsekretär zu begegnen. Am 7. Dezember 1999 um 8.50 Uhr New Yorker Zeit klingelte das Telefon. Richard Holbrooke war am Apparat, der US-Botschafter bei den Vereinten Nationen.

				»Wir sollten HIV/AIDS im Januar im Sicherheitsrat ansprechen«, sagte er.

				Ich schwieg einen Augenblick voller Genugtuung. Denn ich war schon seit einiger Zeit der Ansicht, dass man HIV/AIDS, wenn man der Krankheit die nötige Aufmerksamkeit – und zwar der richtigen Art – verschaffen wollte, als Sicherheitsproblem betrachten musste. Dieses Thema durfte man nicht einfach in die Schublade mit dem Etikett »Gesundheit« wegräumen. Immerhin handelte es sich um eine ernsthafte Sicherheitsbedrohung von globalem Ausmaß, also um genau die Art von Thema, für deren Behandlung die UNO und der Sicherheitsrat da waren. Eine Krankheit war allerdings noch nie vor den Sicherheitsrat gebracht worden. Das war jedoch ein fadenscheiniger Grund, nichts gegen eine Bedrohung zu unternehmen, die über Jahre hinweg globale Aufmerksamkeit erforderte. Offenbar hatte in den Korridoren der Macht eine hartnäckige Zwiespältigkeit die politischen Führer für die schlagenden Beweise, die sich Tag für Tag immer weiter anhäuften, unzugänglich gemacht.

				»Nun, Richard, wir haben ein Problem«, erwiderte ich. »Ihnen ist klar, dass HIV/AIDS nicht als Friedens- und Sicherheitsproblem betrachtet wird, oder?« Ich stellte ihn absichtlich auf die Probe. Ich musste wissen, wie ernst er es meinte. Würde HIV/AIDS im Sicherheitsrat lediglich ein Randthema sein, eine vom »Eigentlichen« ablenkende Fußnote, oder ging es um eine Gelegenheit, das Problem ins Zentrum der internationalen Politik zu rücken? Alles hing davon ab, wie die Mächtigen es präsentierten.

				»Sie wissen sehr gut, dass Sie mir vor über einem Jahr gesagt haben, es sei ein Sicherheitsthema!«, erinnerte Richard mich. »Wenn wir es jetzt vor den Sicherheitsrat bringen, bekommt es endlich die Aufmerksamkeit, die es verdient. Das wird eine Priorität des US-Vorsitzes im Sicherheitsrat bilden.«

				Endlich war die Idee im Denken eines der großen Fünf angekommen. Die Mauer hatte einen Riss bekommen. Noch besser war, dass Holbrooke das Steuer in der Hand hatte. Ich vermutete, dass die anderen Ratsmitglieder diesen Kurswechsel möglicherweise nicht gutheißen würden. Aber Holbrooke hatte wie kein anderer die Kraft, Persönlichkeit und moralische Courage, die anderen Regierungen auf unbekanntes Gebiet zu führen. Mit dem Sicherheitsrat als rhetorischem Partner an der Seite bestand jetzt eine Chance, der HIV/AIDS-Agenda einen entscheidenden Anstoß zu geben. Holbrooke hatte an jenem Tag auch mit Nelson Mandela gesprochen, und mir fiel die Lehre ein, die ich aus Mandelas Leistungen gezogen hatte: Man muss ein Gespür für Gelegenheiten haben.

				Ein Jahr später hatten die Aufmerksamkeit sowie die Bereitschaft, auf die Forderung nach der Beschäftigung mit HIV/AIDS einzugehen, eine neue Qualität erreicht. In diesem Stadium, Anfang 2001, beschloss ich, das Thema zu einer Kernpriorität meiner Amtstätigkeit zu machen. Wir waren jetzt in der Lage, tatsächlich etwas zu bewirken und Leben zu retten. Aber mir war klar, dass der Weg auch bei HIV/AIDS, wie bei den Millenniumsentwicklungszielen, über ein globales Bündnis führte.

				Die UNO verfügte über eigene Organisationen, die sich mit dem Problem beschäftigten und ausgezeichnete Leiter hatten, die einen enormen Anteil an unseren späteren Erfolgen haben sollten. UNAIDS mit Peter Piot an der Spitze, die erste institutionell übergreifende Organisation, die all unsere Programme und Finanzen auf diesem Gebiet koordinierte, war eine dieser Organisationen. Eine andere war die WHO unter ihrer Präsidentin Gro Harlem Brundtland. Aber unsere Organisationen allein würden nicht ausreichen. Nur mit Hilfe einer Vielzahl von Partnerschaften mit NGOs und anderen Vertretungs- und Selbsthilfeorganisationen konnte die Kampagne zum Erfolg geführt werden. Das lag nicht nur am globalen Ausmaß der Plage, sondern auch an der Vielgestaltigkeit des Problems. Erstens mussten wir die Prävention voranbringen, um die Ausbreitung des Virus zu stoppen und es zurückzudrängen. Dafür war vorbeugende Aufklärung nötig: Informationskampagnen, um das Problembewusstsein zu wecken und junge Leute zu mobilisieren. Vor allem brauchten wir Maßnahmen, die es Müttern ermöglichten, festzustellen, ob sie infiziert waren, und die Weitergabe des Virus an ihre Kinder zu verhindern, indem sie sie nicht stillten. Zweitens mussten wir uns bemühen, Behandlung und Fürsorge zu den Millionen lebender Opfer der Krankheit zu bringen, um ihnen Zugang zu den Medikamenten und der Behandlung zu verschaffen, die die Folgen der Infektion eindämmen konnten. Drittens mussten wir die wissenschaftliche Forschung durch Investitionen fördern, um die Behandlung und die Prävention zu verbessern, vor allem aber, um einen Impfstoff gegen HIV zu finden. Angesichts der Komplexität der Aufgabe würden die Lösungen von den verschiedensten Seiten kommen. Deshalb musste das Bündnis wahrhaft weltumspannend sein.

				So wie wir ein zivilgesellschaftliches Netzwerk für die Millenniumsentwicklungsziele aufzubauen versuchten, so waren wir auch hier, nur in stärker zielgerichteter Weise, darum bemüht. Da wir in den vorangegangenen Jahren bereits Verbindungen zu Partnern in Wirtschaft und internationaler Zivilgesellschaft geknüpft hatten, besaßen wir ein Fundament, auf dem wir aufbauen konnten. Mit diesem sich ausdehnenden Netz konnten wir in den folgenden Monaten und Jahren durch beständige konzertierte Anstrengungen zwei wichtige Dinge erreichen: erstens die Schaffung einer Kriegskasse für den komplexen Kampf gegen die Krankheit in Gestalt des Global Fund und zweitens die Reduzierung der Medikamentenpreise für HIV/AIDS-Opfer in den Entwicklungsländern durch erfolgreiche Lobbyarbeit bei den großen Pharmakonzernen.

				Am 26. April 2001 hielt ich auf dem Gipfel der Afrikanischen Union in Abuja in Nigeria eine Rede zum Thema HIV/AIDS, in der ich zur Schaffung eines Fonds für den Kampf gegen das Virus aufrief. Diese Forderung war das Resultat wochen- und monatelanger Gespräche mit den verschiedensten Seiten – von Regierungen über NGOs und private Stiftungen bis zu einzelnen Wissenschaftlern – und der Auseinandersetzung mit ihren Vorschlägen. Am häufigsten wurde eine Kriegskasse für die Finanzierung der weltweiten Kampagne gegen HIV/AIDS gefordert, da ein Mangel an speziell für die Bekämpfung der Krankheit und ihrer Folgen bereitgestellten Mitteln als Haupthindernis für Fortschritte angesehen wurde. Ich schlug vor, innerhalb von zehn Jahren mindestens eine Summe von sieben bis zehn Milliarden Dollar in den Fonds einzubringen.

				Bald darauf wurde der Global Fund gegründet, dessen Zweck es war, umfangreiche Programme zur Prävention und Behandlung von HIV/AIDS, Tuberkulose und Malaria sowie für die Fürsorge gegenüber den Opfern dieser Krankheiten in den Entwicklungsländern zu finanzieren. Die anderen Krankheiten waren einbezogen worden, weil ihre Folgen denen von HIV/AIDS in nichts nachstanden: AIDS-Kranke starben häufig an Tuberkulose, und die Folgen von Malaria trübten die Entwicklungsaussichten in vielen Teilen der Welt weiterhin ein, insbesondere in Afrika.

				Der Global Fund ist vielleicht das wichtigste internationale Finanzierungsinstrument für Hilfsleistungen, das in den vergangenen zwanzig Jahren geschaffen worden ist. Durch seine Bekanntheit mobilisierte er Geber, und er fasste ihre Beiträge zusammen, indem er sie für eine zentral koordinierte, globale Strategie einsetzte. Darüber hinaus trat er eine Lawine der Aufmerksamkeit los, die HIV/AIDS zu einem seriösen Thema für offene und öffentliche Diskussionen machte. Im selben Jahr, im September 2001, hielt die Generalversammlung sogar erstmals eine Sondersitzung zum Thema der Pandemie ab. Solche Aufmerksamkeit hatte HIV/AIDS in vielen Kreisen zuvor nicht gefunden, was zum Teil daran gelegen hatte, dass das Thema wegen des sexuellen Beiklangs als peinlich empfunden wurde. Jetzt begann sich das endlich zu ändern.

				Der Fonds zog sofort Philanthropen an. Bald nach seiner Gründung spendete die Bill and Melinda Gates Foundation hundert Millionen Dollar. Durch die HIV/AIDS-Kampagne lernte ich Bill Gates und seine Frau Melinda auch persönlich kennen, und sie gehören auch weiterhin zu den stärksten Unterstützern des Kampfs gegen das Virus – diesen Beitrag leisten sie neben ihren großzügigen Spenden für die internationale Entwicklung als Ganzes. Auch Regierungen gaben Mittel für den Fonds. Ungeachtet der späteren Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vereinten Nationen und der Regierung Bush in anderen Fragen, wurden die US-Regierung und insbesondere George W. Bush zu entschiedenen Unterstützern der Kampagne. Der Präsident sagte sofort 200 Millionen Dollar für den Fonds zu, während man im Kongress daranging, 700 Millionen Dollar in den Haushalt des nächsten Jahres einzustellen. Andere Regierungen zogen nach; schon im Juli billigte der Deutsche Bundestag eine Einzahlung von 130 Millionen Dollar, und aus Großbritannien kamen weitere 200 Millionen.

				Bush ging indes noch weiter, indem er einen Krisenplan für die globale AIDS-Hilfe (PEPFAR) aufstellte, der mit einem Jahresbudget von fünf Milliarden Dollar das bei weitem umfangreichste finanzielle Engagement im Kampf gegen eine einzelne Krankheit war, das ein Land jemals eingegangen ist. Bill Clinton, mit dem ich damals über die neue HIV/AIDS-Agenda der Vereinigten Staaten sprach, teilte meine Auffassung. »Wissen Sie was, Kofi?«, sagte er. »Das ist vielleicht das Bedeutendste, was er in seiner Präsidentschaft tun wird.« Er hatte recht. Und nach seinem Gesichtsausdruck zu urteilen, wünschte Clinton, er wäre noch im Amt und könnte diese Chance ergreifen.

				In meiner Ansprache auf dem Gipfel der Afrikanischen Union in Abuja redete ich den Staats- und Regierungschefs so direkt wie möglich ins Gewissen: »Sie müssen die Führung übernehmen, die Mauer des Schweigens und der Verlegenheit einreißen, die das Thema in zu vielen afrikanischen Gesellschaften immer noch umgibt; Sie müssen die Misshandlung, Diskriminierung und Stigmatisierung der Infizierten beenden. Die Epidemie kann gestoppt werden, wenn die Menschen keine Angst davor haben, über sie zu sprechen.«

				Die Mauer des Schweigens hatte äußerst destruktive Auswirkungen. Mugabe gehörte zu jenen politischen Führern, die für vernünftige Argumente zugunsten vorbeugender Maßnahmen gegen HIV/AIDS unzugänglich waren, zum Teil aus religiösen Gründen, aber überwiegend aus Verlegenheit. Überall in Afrika hatte man Methoden entwickelt, wie man dem Thema aus dem Weg gehen konnte. In Uganda zum Beispiel wurde HIV/AIDS mit einem unfreundlichen Euphemismus als »schlanke Krankheit« bezeichnet. Mir wurde eine Episode über den ehemaligen kenianischen Präsidenten Daniel arap Moi erzählt, der einmal aufgefordert wurde, öffentlich über den Gebrauch von Kondomen zu sprechen, worauf er entgegnete: »Ich bin Vater einer Nation. Meine Pflicht ist es, dafür zu sorgen, dass die Leute moralisch und anständig bleiben. Ich kann zu ihnen nicht darüber sprechen, promiskuitiv zu sein!« Es ärgerte mich, und ich schämte mich sogar dafür, dass führende Afrikaner in einer buchstäblich todernsten Angelegenheit wie HIV/AIDS eine derart unverantwortliche, uneinsichtige Haltung einnahmen.

				Besonders störrisch verhielt sich der südafrikanische Präsident Thabo Mbeki. Als Nachfolger Nelson Mandelas, des beeindruckendsten Afrikaners überhaupt, musste es ihm schwerfallen, dessen Rolle auszufüllen. Dennoch brachte er das Leben und die Politik in seinem Land und in ganz Afrika voran, indem er die südafrikanische Wirtschaft förderte und sich aktiv an den Konfliktlösungsmissionen der Afrikanischen Union beteiligte. Aber in Bezug auf HIV/AIDS erwies er sich als unfähig, auch nur annähernd jene Orientierung zu bieten, die dringend erforderlich war, und dies hatte furchtbare Folgen. Einmal sprach ich vor der Abreise zu einer Konferenz in Südafrika mit Mbeki, um ihm mitzuteilen, dass Mandela und ich der Ansicht waren, wir drei sollten einer südafrikanischen HIV/AIDS-Klinik einen offiziellen Besuch abstatten, um die Aufmerksamkeit auf die Krankheit zu lenken. Zuerst stimmte er zu. Aber als ich in Südafrika eintraf, wurde klar, dass er nicht die Absicht hatte, sein Versprechen einzulösen. »Ich denke, wir sollten uns nicht von der Konferenz ablenken lassen«, war seine einzige Erklärung.

				Zuerst schien ihm alles nur über den Kopf zu wachsen. Aber als Staatschef eines der führenden Länder Afrikas hätte er wissen müssen, dass er sich den Luxus einer solchen Reaktion nicht leisten konnte. Noch schlimmer war, dass er sich weigerte, Ergebnisse der HIV/AIDS-Forschung, die inzwischen Konsens waren, anzuerkennen: dass nämlich AIDS vom HI-Virus verursacht wird und daher durch antiretrovirale Medikamente behandelt werden kann – von denen er behauptete, sie seien ihrerseits giftig. In der Korrespondenz mit mir stellte er seine – auf dürftigster wissenschaftlicher Beratung beruhenden – Argumente in einen postkolonialen Zusammenhang, indem er die Diskussionen über das Thema für rassistisch erklärte. Zu einer Zeit, als seine Nachbarländer staatliche Mittel bereitstellten, um die Bevölkerung mit antiretroviralen Medikamenten zu versorgen – in Namibia zum Beispiel befanden sich 2005 71 Prozent der Infizierten in Behandlung –, weigerte er sich, ähnliche Maßnahmen in Südafrika zu ergreifen. Ein Team von Harvard-Forschern, das später die Folgen dieser Politik untersuchte, kam zu dem Ergebnis, dass Mbeki und seine Regierung mit einer anderen Politik, vorsichtig geschätzt, mindestens 365 000 Tode hätten verhindern können.

				Im Vorfeld der Gründung des Global Fund begann sich die öffentliche Diskussion zu unseren Gunsten zu wenden, und wir erhielten von Regierungen, Organisationen und prominenten Einzelpersonen aus aller Welt immer mehr Zustimmung. Damit rückten die Pharmaunternehmen weiter ins Rampenlicht, und der Unmut gegen sie wuchs, weil sie sich weigerten, ihre Medikamente in den Entwicklungsländern zu erschwinglichen Preisen zu verkaufen. Diese Forderung wurde jetzt von immer breiteren Kreisen erhoben. Anfang 2001 hielten meine Mitarbeiter und ich den Zeitpunkt für gekommen, um einen Vorstoß zugunsten einer drastischen Senkung der Medikamentenpreise zu unternehmen. Die Chance, bei den Pharmaunternehmen Gehör zu finden, war größer als je zuvor.

				Das war ein großer Schritt nach vorn. Die Preise antiretroviraler Medikamente waren damals derart hoch, dass unter Entwicklungshelfern die Meinung vorherrschte, die antiretrovirale Behandlung werde aufgrund der wirtschaftlichen Tatsachen in Entwicklungsländern niemals als Strategie in Frage kommen. Realistisch schienen allein die Vorbeugung und die Suche nach einem Impfstoff zu sein. Aber durch unseren Einsatz für das Recht auf Behandlung in den Entwicklungsländern und unsere Lobbyarbeit auf höchster Ebene änderte sich die Lage. Wir vertraten die Auffassung, dass es einfach eine Frage des Willens und nicht der Wirtschaft sei: Wollten wir den Millionen sterbender Menschen helfen, wenn wir das entsprechende Wissen besaßen, oder wollten wir es nicht? Unter dem Banner dieser schlichten Frage führten Peter Piot, Gro Harlem Brundtland und ich eine Reihe von Gesprächen mit Vertretern der großen Pharmakonzerne, das erste im März 2001 in Amsterdam.

				Zusammen mit dem weltweiten Druck und Engagement führten diese Gespräche dazu, dass die Pharmaunternehmen nachgaben, mit der Folge, dass die Behandlungskosten in den Entwicklungsländern drastisch sanken. Die Medikamentenpreise fielen von 15 000 Dollar im Jahr schließlich auf 150 Dollar im Jahr oder 50 Cent am Tag. Dies hatte enorme Auswirkungen. Im Jahr 2005 waren Länder wie Botswana in der Lage, 85 Prozent der Betroffenen eine Behandlung zukommen zu lassen. Die Lebensaussichten von Millionen Menschen hatten sich dramatisch verändert.

				Seit jenen Anfangsjahren sind im weitgespannten Kampf zur Eindämmung und Zurückdrängung der Folgen von HIV/AIDS gewaltige Verbesserungen erzielt worden. 2010 sank im subsaharischen Afrika zum ersten Mal die Zahl der Neuinfektionen. Im selben Jahr erhielt in acht Entwicklungsländern die gesamte Bevölkerung Zugang zur antiretroviralen Behandlung. Heute werden mehr Menschen vor dem vorzeitigen Tod an HIV/AIDS gerettet als jemals zuvor. Auch bei der Suche nach einem Impfstoff hat man in jüngster Zeit beispiellose Fortschritte gemacht, so dass die Einführung eines wirkungsvollen Impfstoffs näher gerückt zu sein scheint; besonders vielversprechend ist die Identifikation von neutralisierenden Antikörpern gegen das HI-Virus.

				Aber die Fortschritte bei der Infektionsrate und der Behandlung sowie in der Forschung sind allesamt in Gefahr, wenn die globale Finanzierung der HIV/AIDS-Kampagne nicht mehr gewährleistet ist. Man schätzt, dass derzeit rund zehn Milliarden Dollar fehlen, um die bereits erzielten Erfolge zu stabilisieren. All diese mühsam erzielten Fortschritte hängen vom weiteren Spendenzufluss ab, ohne den sich die positive Entwicklung umkehren wird. Nach Schätzung der britischen Medizinzeitschrift Lancet könnte die Zahl der HIV-Neuinfektionen auf 3,2 Millionen im Jahr steigen, wenn die Mittel für die HIV/AIDS-Bekämpfung jetzt nicht aufgestockt werden. Denn allein die Aktivitäten zur Eindämmung der Pandemie werden in den nächsten zwanzig Jahren 397 bis 733 Milliarden Dollar verschlingen. Wir befinden uns aufgrund der Finanzkrise in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, und die Spendenbereitschaft ist deshalb sicherlich nicht größer geworden, aber HIV/AIDS ist ein Gebiet, das aufzugeben wir uns nicht leisten können.

				Diejenigen, die meinen, die Millenniumsentwicklungsziele würden Ressourcen von den wirklichen Interessen der Geberländer abzweigen, befinden sich im Irrtum. Diese Ansicht offenbart lediglich eine mangelhafte Wahrnehmung der Welt, in der wir leben. Die Mauern sind eingerissen worden. Die Gefahren, denen wir uns gegenübersehen, sind von einem Land allein nicht mehr zu bewältigen. Das liegt an der verzwickten und komplexen Beziehung zwischen Entwicklung und Sicherheit.

				Andere haben behauptet, die Millenniumsentwicklungsziele seien kaum mehr als rhetorische Floskeln, die zu nichts nutze seien. Ein Aktivist hat sie sogar als »großen Taschenspielertrick« bezeichnet, und ich selbst habe gehört, wie sie als sinnlose Art von »Cheerleading« abgetan wurden. Implizit heißt das, man sollte sie am besten begraben und vergessen. Doch das wäre ein Fehler.

				Erstens habe ich auf diplomatischer Ebene selbst miterlebt, dass die Millenniumsentwicklungsziele die Agenda politischer Führer verändert haben. Schon vor dem Jahr 2000 waren soziale und ökonomische Fragen sowie Entwicklungsthemen Hauptpunkte der Arbeit der Vereinten Nationen. Aber sie wurden stets von den anderen drängenden politischen Fragen getrennt betrachtet und diskutiert, und man erwartete sie nicht auf der Tagesordnung wichtiger Verhandlungen mit dem Generalsekretär. Als ich bei den Vereinten Nationen ausschied, hatte sich dies geändert. Entwicklung stand ganz oben auf der Themenliste, als völlig angemessener Gesprächsgegenstand von hochkarätigen Treffen und dringenden Telefonaten mit Staats- und Regierungschefs. Und am wichtigsten war, dass es sich um eine nachhaltige Veränderung handelte. Auf dem Weltgipfel im Jahr 2010 hat jedes einzelne Land – unter den aufmerksamen Blicken der internationalen Medien – seine Rolle und seine Fortschritte bei der Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele dargelegt.

				Als zweiter Punkt ist die Rechenschaftspflicht zu nennen. Die Millenniumsentwicklungsziele und das standardisierte System zur Beurteilung der Entwicklungsfortschritte, das in den einfachen und allgemeinverständlichen Zielsetzungen enthalten ist, haben überall auf der Welt ein Instrumentarium zur Verfügung gestellt, das es der Zivilgesellschaft ermöglicht, die Regierungen zur Verantwortung zu ziehen. Das gab es vorher nicht, und der von den Zielen gesetzte universale Maßstab hat zur Herausbildung einer übernationalen Solidarität geführt, welche die Menschen zusätzlich ermutigte, ihre Stimme zu erheben und Resultate zu verlangen. Auf diese Weise erhielten das Streben und die Forderung nach guter Regierungsführung in den Entwicklungsländern neue Schwungkraft. Dutzende von Regierungen waren jetzt, wie Jeffrey Sachs es ausdrückte, gezwungen, sich selbst im Spiegel von Armut, Hunger, Krankheit sowie fehlender Infrastruktur und Bildung zu erblicken.

				Die dritte bedeutende Folge der Millenniumsentwicklungsziele ist der Aufbau eines Systems, das es ermöglicht, Veränderungen zu beobachten und Vergleiche zu ziehen. In diesem System können wichtige Lehren und Erkenntnisse innerhalb der internationalen Entwicklungshilfegemeinde aus Praktikern, Aktivisten und denjenigen, die um Hilfe rufen, rasch verbreitet werden. Zusammen mit der Einfachheit und leichten Verständlichkeit der Ziele hat dies beispielsweise bewirkt, dass der enorme Nutzen der Ausweitung des Kapitalismus in den ostasiatischen Wirtschaften, insbesondere in China, allgemein anerkannt wird. In China ist die Armutsrate zwischen 1990 und 2005 von 60 auf 16 Prozent gesunken, was zeigt, wie sehr die chinesische Wirtschaftspolitik die Lebensumstände der Armen verändert hat. Gleichzeitig sind die Versäumnisse in anderen Ländern, wie Guinea-Bissau, im Vergleich deutlicher hervorgetreten, was die Aufmerksamkeit auf sie lenkte und dazu anregte, Strategien zur Überwindung ihrer misslichen Lage zu entwickeln. Dieses Maß an Vergleichsmöglichkeiten und gegenseitiger Befruchtung im entwicklungsorientierten Lernprozess ist auch auf der Mikroebene einzelner Projekte wirksam. Denn es ermöglicht einen Austausch von Methoden, Ansätzen und Technologien zwischen Ländern und Organisationen in allen Bereichen der Entwicklungsarbeit, von den Erfolgen und Auswirkungen von Schulessensprogrammen in Westafrika bis zu ungewöhnlichen Maßnahmen gegen die Tuberkulose in Nepal.

				Die vierte Leistung ist der Zusammenhalt. Die Millenniumsentwicklungsziele sind auf Resultate ausgerichtet, in deren Mittelpunkt die Folgen für die einzelnen Menschen stehen. Durch diese Orientierung wurden viele Spannungen zwischen den Entwicklungsparadigmen aufgehoben, die die internationale Entwicklung zuvor gespalten und behindert hatten. So erhielt die internationale Entwicklungsarbeit einen für die Zeit vor dem Jahr 2000 beispiellosen Zusammenhalt. Sie war stets von einer Vielzahl einzelner Gruppen getragen worden, von ideologisch gegensätzlichen NGOs und Wirtschaftsunternehmen, deren Meinungsverschiedenheiten so weit gingen, dass Institutionen wie der IWF und die Weltbank als der »wirkliche Feind« betrachtet wurden. Die Millenniumsentwicklungsziele haben viele dieser destruktiven Streitereien aus dem Weg geräumt. Anstatt sich auf die Mittel der Entwicklung zu konzentrieren, die heftig umstritten waren, richteten sie das Augenmerk ganz auf die Entwicklungsziele.

				Der Debatte über die Mittel wurde durch die Ausrichtung auf den Einzelnen das Wasser abgegraben. Denn sie verlangte einen kollektiven Beitrag, der nur von der gesamten Bandbreite aller Parteien geleistet werden konnte. Das hat den Aufbau eines globalen Netzwerks ermöglicht, das die Aufmerksamkeit zusätzlich verstärkte und weitere Akteure, insbesondere aus dem privaten Sektor, zur Mitwirkung an spezifischen Millenniumsentwicklungszielen anregte. Der von den Millenniumsentwicklungszielen bewirkte Zusammenhalt hat also nicht nur die Konflikte zwischen bestimmten Entwicklungsparadigmen entschärft, sondern auch zur Selbstmobilisierung neuer Mithelfer im Kampf gegen die Armut geführt.

				Auch in Debatten über die Entwicklungshilfe sind die Millenniumsentwicklungsziele unter Beschuss geraten. Manche sind der Ansicht, die Entwicklungshilfe würde nichts Gutes bewirken und von korrupten Regierungen nur verplempert werden oder sogar Schaden anrichten. Mit Recht stellen sie die Wirkung beispielsweise der mehr als eine Billion Dollar in Frage, die in den letzten fünfzig Jahren als Entwicklungshilfe nach Afrika geflossen sind. Zwischen 1970 und 1998, als der größte Teil dieser Transfers stattfand, stieg der Anteil der armen Afrikaner an der Gesamtzahl der Armen auf der Welt von elf auf 66 Prozent. Daraus folgt nach Ansicht dieser Kritiker, dass Entwicklungshilfe keinen Nutzen hat und beendet werden sollte. An ihre Stelle sollten Handel und private Investitionen treten, da diese die Hauptmittel seien, mit denen im modernen Zeitalter eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung erreicht werde.

				Diese Argumentation weist erhebliche Fehler auf. Zunächst einmal werden für die Einschätzung der Entwicklungshilfe als nutzlos überwiegend Zahlen aus der Zeit vor 1990 herangezogen, als der größte Teil der gesamten Hilfssumme gezahlt wurde. Doch damit wird die heutige Rolle der Entwicklungshilfe völlig falsch dargestellt. Zwischen der Entwicklungshilfe im Kalten Krieg und derjenigen nach dessen Ende besteht ein grundlegender Unterschied. Vor 1990 diente Entwicklungshilfe zumeist nicht der internationalen Entwicklung, sondern als Bündniskitt im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung zwischen den Supermächten. Am Regierungsstil der jeweiligen Nutznießer waren die Geberländer kaum interessiert, und sie sahen keinen Anlass, sie wegen Korruption zur Rechenschaft zu ziehen. Heute ist Entwicklungshilfe weit stärker an Bedingungen für ihren Einsatz geknüpft, wie etwas beim Millennium Challenge Account. 1975 mag die Kritik am Nutzen der Entwicklungshilfe begründet gewesen sein. Heute ist diese Kritik mehr als obsolet.

				Ferner bedeutet Entwicklungshilfe nicht unbedingt grassierende Korruption; es hängt von der jeweiligen Führung ab und davon, ob sie zur Rechenschaft gezogen werden kann. Ruanda zum Beispiel hat erhebliche Entwicklungshilfsmittel bekommen, aber nur wenig Korruption erlebt – die Geißel so vieler anderer Entwicklungsländer. Außerdem können Privatinvestitionen und internationaler Handel in den meisten armen Ländern die Entwicklungshilfe nicht ersetzen. Bevor diese Faktoren relevant werden, sind Fertigkeiten und Dienstleistungen, Infrastruktur, gut ausgebildete Arbeitskräfte, politische Stabilität und andere Merkmale sozialer und ökonomischer Entwicklung vonnöten, und der einzige Weg, diese Voraussetzungen zu schaffen, besteht im sinnvollen Einsatz von Entwicklungshilfe.

				Das Ziel sollte natürlich sein, ohne Hilfe auszukommen. Wir sollten eine Welt anstreben, in der Hilfe nicht mehr nötig ist. Südkorea beispielsweise hat einst beträchtliche Entwicklungshilfe erhalten und ist jetzt ein bedeutendes Geberland. Dieses Vorbild sollten wir in allen Entwicklungsländern nachzuahmen versuchen, und das ist nur durch Entwicklungshilfe möglich, der erst im Anschluss private Investitionen und internationaler Handel folgen können.

				Das Augenmerk sollte nicht auf die Hilfe, sondern auf den Handel gerichtet werden: auf das Versäumnis der reichen Länder, Außenhandelsvorschriften aufzuheben, die die ökonomischen Anstrengungen von Entwicklungsländern behindern. Eine solche Politik steht in krassem Widerspruch zur vorgeblichen Entwicklungsagenda der reichen Länder. Am schädlichsten sind die Subventionen, mit denen sie ihre Landwirtschaft schützen, da sie es Entwicklungsländern unmöglich machen, ihren Agrarsektor zu entwickeln, indem sie dessen Produkte auf den reichen Märkten anbieten. Man sollte nicht darüber diskutieren, ob Hilfe geleistet werden soll, sondern über die geeignete Politik, um die richtige Mischung aus Hilfe, Bedingungen, guter Regierungsführung und vor allem Chancen auf den internationalen Märkten zustande zu bringen – wobei die Verweigerung von Letzterem bisher ein schwarzer Fleck auf der Weste der reichen Staaten ist.

				In einigen Bereichen der Millenniumsentwicklungsziele sind enorme Fortschritte gemacht worden. So wird das Ziel, die Zahl der Menschen, die von einem Dollar oder weniger am Tag leben müssen, zu halbieren – das im Jahr 2000 als allzu ehrgeizig kritisiert wurde –, wahrscheinlich erreicht, was vor allem dem schnellen Wirtschaftswachstum in Asien, insbesondere in China, zu verdanken ist. Darüber hinaus sind zahlreiche Länder bei vielen Millenniumsentwicklungszielen auf einem guten Weg. Nach jüngsten Schätzungen werden neun afrikanische Länder das Ziel verwirklichen, die Zahl der Menschen, die von einem Dollar oder weniger am Tag leben müssen, zu halbieren. Gleichwohl kann man jetzt, da das Jahr 2015 und damit der Endtermin näher rückt, nicht verhehlen, dass die globalen Ziele nicht erreicht werden.

				Damit sind jedoch nicht die Millenniumsentwicklungsziele selbst gescheitert. Vielmehr haben sich unsere Anstrengungen, sie zu erreichen, als ungenügend herausgestellt. Die Millenniumsentwicklungsziele müssen weder revidiert noch ersetzt werden, denn sie dienen der Durchsetzung unleugbarer, fundamentaler Rechte aller Menschen. Deshalb müssen sie als Zielpunkt der kollektiven Anstrengung der Menschheit beibehalten werden. Nach 2015 müssen nicht die Ziele angepasst werden, sondern die individuellen Vorsätze – entsprechend den jeweiligen Veränderungen und bei einer möglichen Anhebung der Messlatte – und die Mittel für ihre Verwirklichung.

				Darüber hinaus sind infolge der Existenz der Millenniumsentwicklungsziele und der Anstrengungen, mit denen sie erreicht werden sollen, bereits riesige Fortschritte gemacht worden. Im Endeffekt wird die völlige Beseitigung extremer Armut angestrebt, aber schon auf dem Weg dorthin geht es darum, die Dinge besser zu machen und dafür alles zu tun, was man kann. Diese Bemühungen können die Millenniumsentwicklungsziele nach 2015 weiterhin fördern. Es besteht allerdings die Gefahr, dass sie neu zur Disposition gestellt werden. Nach meiner Erfahrung führte die Neuverhandlung progressiver internationaler Maßnahmen in der Regel nicht zu Fortschritten, sondern zu einer Verwässerung. Manche mögen durchaus zu Recht wünschen, dass die Millenniumsentwicklungsziele mehr umfassen, als es der Fall ist. Aber wir dürfen nicht riskieren, dass auch nur eine ihrer Komponenten ausgehöhlt wird.

				Heute sind die Millenniumsentwicklungsziele neuen Gefahren ausgesetzt, die es in der Zeit, als sie aufgestellt wurden, entweder noch nicht gab oder die damals nicht so deutlich in Erscheinung traten. Dazu gehören der internationale Rauschgifthandel, der Klimawandel und die globale Wirtschaftskrise. Auf der nächsten Stufe des Kampfs gegen die Armut müssen diese Gefahren mit berücksichtigt werden. Der internationale Rauschgifthandel hat in den Entwicklungsländern, was seine Macht und seinen Einfallsreichtum angeht, eine neue Qualität angenommen und droht in den Ländern, in denen er Fuß fasst, die Entwicklung umzukehren. Um die Entwicklung in einigen der gefährdetsten Länder zu schützen, sind konzertierte Anstrengungen der Weltgemeinschaft bei der Vorbeugung, Eindämmung und Zerstörung der Netzwerke des organisierten Verbrechens erforderlich.

				Von weit größerer Bedeutung ist jedoch der Klimawandel, dessen Folgen bereits überall zu beobachten sind. Veränderungen des Wetterverhaltens und der weitere Anstieg des Meeresspiegels sind heute unvermeidbar. Den armen Ländern, die darunter zu leiden haben werden, muss geholfen werden, damit sie sich auf die Veränderungen einstellen und auf das Kommende vorbereiten können. Ohne eine entsprechende globale Anstrengung könnte diese neue Bedrohung alle bisher erreichten Entwicklungsfortschritte zunichtemachen.

				Schließlich ist da noch der globale Wirtschaftsabschwung nach der von der Kreditklemme ausgelösten Finanzkrise. Er droht eine drastische, nachhaltige Reduzierung der Unterstützung der Geberländer für die internationale Entwicklung nach sich zu ziehen. Die Millenniumsentwicklungsziele wurden in einer Zeit zunehmender Prosperität der reichen Länder beschlossen, doch man sollte nicht dem Fehlschluss erliegen, dass die ökonomisch angespannte Lage notwendigerweise auch die Armutsbekämpfung erschweren müsse. Der Ökonom und Nobelpreisträger Amartya Sen hat Beispiele aus der Geschichte angeführt, die zeigen, dass die Folgen für die Armen weniger durch das Vorhandensein von Ressourcen bestimmt werden als vielmehr durch die ihrer Nutzung zugrunde liegenden Werte. Während des Zweiten Weltkriegs waren in Großbritannien aufgrund des Konflikts weniger Ressourcen vorhanden, insbesondere was die Nettoverfügbarkeit von Lebensmitteln betraf. Trotzdem nahmen (abgesehen von den durch den Krieg verursachten Todesfällen) der Ernährungszustand und die Lebenserwartung quer durch die Bevölkerung sogar zu, und zwar erheblich. Anstatt eine Verschlechterung der Fürsorge und des Zustands der Gefährdeten hervorzurufen, gaben die Entbehrungen der Kriegszeit einen Anstoß, neue soziale Arrangements zu treffen; man half einander und teilte miteinander, was zu einer radikalen Umgestaltung der Lebensmittelverteilung und des Gesundheitswesens führte – mit erstaunlichen Resultaten. Den Ausschlag gab etwas sehr Einfaches: ein Wandel in der Einstellung gegenüber dem Teilen.

				Daraus lässt sich eine wichtige Lehre für die Jahre des Wirtschaftsabschwungs und knapper Haushalte ziehen. Denn es taucht unsere Verantwortung in ein anderes Licht. Das Problem erscheint nicht mehr als eine Frage der Ressourcen, sondern als eine Frage des Willens und der Bereitschaft, die vorhandenen Ressourcen zu teilen. Letztendlich lautet die Lehre aus der Geschichte der Millenniumsentwicklungsziele, dass wir alle Verantwortung tragen.
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DIE BRUCHLINIE 
DER WELT

				Frieden schaffen im 
Nahen Osten

				»Geben Sie mir Siedlungen, dann gebe ich Ihnen Arafat«, sagte Chris Patten zu Colin Powell. Man schrieb das Jahr 2004, und wir befanden uns in einer Sitzung des Nahostquartetts, bestehend aus UNO, USA, EU und Russland, das die Nahostpolitik koordinierte, seit ich es drei Jahre zuvor zusammengebracht hatte. EU-Außenkommissar Patten hatte mit seiner Bemerkung auf eine Forderung von Powell geantwortet: Dieser hatte uns andere aufgefordert, uns den amerikanischen Bemühungen, den Palästinenserführer Jassir Arafat zu isolieren, anzuschließen. Wenn die Vereinigten Staaten wollten, dass man Arafat kaltstellte, würden sie dann Israel drängen, den Siedlungsbau zu beenden?

				»Das ist ein interessantes Angebot«, erwiderte Powell in seiner pragmatischen Art. Vielleicht überlegte er, ob er Washington einen solchen Deal schmackhaft machen konnte, von Israel ganz zu schweigen. Die Frage erledigte sich jedoch wenig später von selbst, da Arafat im November 2004 verstarb. Aber ich bewunderte Patten dafür, dass er eine Gegenleistung für die ziemlich weitreichende Forderung verlangte, der wir uns beugen sollten. Die jahrzehntelangen Bemühungen, den israelisch-palästinensischen Konflikt beizulegen, liefen auf Folgendes hinaus: die israelische Anerkennung der Notwendigkeit, die Besetzung der Westbank und des Gazastreifens zu beenden und eine Zweistaatenlösung auf der Grundlage der Grenzen von 1967 zu akzeptieren; und die Entscheidung der Palästinenser – und ihrer Führer –, die Existenz Israels ein für alle Mal anzuerkennen und die Illusion aufzugeben, ein palästinensischer Staat sei zu erreichen, indem man das Unsicherheitsgefühl der Israelis schürte.

				Ich hatte Washingtons Mantra viele Male gehört: »Arafat ist das Problem.« Dem stimmte ich insoweit zu, als Arafats Verhalten tatsächlich ein großes Problem darstellte. Während der seit 2000 wütenden Intifada waren Hunderte von Israelis durch Selbstmordanschläge palästinensischer Milizen ums Leben gekommen. Ich hatte stets gegen den Terrorismus Stellung bezogen, den palästinensischen ebenso wie jeden anderen. In meinen Augen war es keineswegs »legitimer Widerstand«, Autobusse voller Israelis in die Luft zu jagen oder willkürlich mit Raketen auf Wohngebiete zu schießen. Arafat tat nicht genug, um diesem Grauen ein Ende zu setzen. Tatsächlich war der Apparat, an dessen Spitze er stand, gelegentlich sogar in die Anschläge verwickelt. Als Person konnte Arafat sehr gewinnend sein – aber auch sehr unzuverlässig. Er konnte beiläufig etwas behaupten, obwohl ihm klar war, dass ich wusste, dass es nicht wahr sein konnte, und er baute unter sich eine verworrene, korrupte Führungsstruktur auf. Um ihm mein Missfallen an seiner Doppelzüngigkeit zu verstehen zu geben, hatte ich meine eigenen Abgesandten zuzeiten angewiesen, Kontakte zu ihm zu vermeiden – was aufgrund der engen Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen und den Palästinensern nicht einfach war.

				Aber war Arafat das einzige Problem, wie Washington behauptete? Was war mit dem israelischen Siedlungsbau auf palästinensischem Land und der Annexion und Isolierung von Ostjerusalem? Damit verstieß Israel gegen das Völkerrecht, diskreditierte für Gewaltlosigkeit eintretende Palästinenser und verkleinerte die territoriale Basis für einen lebensfähigen palästinensischen Staat. Im Übrigen, welche Alternative gab es zu Arafat? Ich vergaß nie, dass er derjenige war, der sein Volk dazu gebracht hatte, die Idee einer Zweistaatenlösung zu akzeptieren und den Anspruch auf 78 Prozent des ehemaligen Mandatsgebiets Palästina aufzugeben. Darüber hinaus hatte er das Oslo-Abkommen unterzeichnet, in dem Israel anerkannt wurde. Hätte man ihn kaltgestellt, wäre das Feld frei gewesen für seinen militanten islamistischen Rivalen, die Hamas. Konnte jemand ernsthaft diesen Ausgang wollen? Der israelische Diplomat Abba Eban prägte das berühmte Bonmot, dass die Palästinenser nie eine Gelegenheit versäumten, eine Gelegenheit zu versäumen, während Israelis und Amerikaner ständig versuchten, eine Gruppe von Unterhändlern auf der arabischen Seite an den Rand zu drängen, nur um zu erleben, wie sie durch eine noch widerspenstigere ersetzt wurde.

				Kurz, wenn Arafat ein Problem war, dann war Ariel Sharon auch eines. Kaum etwas deutete darauf hin, dass der israelische Ministerpräsident den Palästinensern wahre Gerechtigkeit und Würde zuerkennen wollte. Er setzte die israelische Armee nicht nur ein, um Militante auszuschalten, sondern auch dazu, die politischen Strukturen und Sicherheitskräfte der Palästinensischen Autonomiebehörde zu zerstören. Er drangsalierte die Palästinenser mit Checkpoints und baute eine Mauer, die – was immer ihr vorgeblicher Sicherheitszweck war – auf einer Linie verlief, die mitten durch palästinensisches Land führte und vom Internationalen Gerichtshof als illegal bezeichnet worden war. »Gute Zäune machen gute Nachbarn«, sagte Sharon zu mir. »Sicher«, erwiderte ich, »aber nur, wenn der Zaun nicht auf dem Land des Nachbarn errichtet worden ist.«

				Anstatt darüber zu streiten, wer die Guten und wer die Bösen seien, musste die Weltgemeinschaft nach meiner Ansicht erkennen, dass die Konfliktparteien in einem tragischen Kreislauf gefangen waren. Ohne robuste internationale Hilfe würden sie ihn nie durchbrechen können. Wir mussten zusammenarbeiten, Anreize schaffen und wirklichen Druck ausüben, um beiden Seiten zu helfen, ihre selbstzerstörerischen Verhaltensmuster aufzugeben und ein Abkommen auszuhandeln. Doch das war leichter gesagt als getan. Welche Rolle kam mir als UN-Generalsekretär zu? Wann sollte ich als stiller Dialogvermittler agieren und wann zum Megaphon der öffentlichen Diplomatie greifen? Wann sollte ich den Sicherheitsrat drängen, mehr zu tun, wann mich meinerseits von ihm drängen lassen und wann ohne ihn handeln – etwa in Ad-hoc-Gruppen wie dem Nahostquartett? Wie sollten wir mit einer demokratischen Regierung wie der israelischen umgehen, die durch den Siedlungsbau dennoch immer wieder gegen das Völkerrecht verstieß, und wie mit militanten Bewegungen wie der Hamas, die Terroranschläge verübte und glorifizierte, aber aufgrund der Klagen und ungelösten Probleme der Bevölkerung von dieser unterstützt wurde? Wie konnten wir den Zynismus und die Verzweiflung überwinden, die vom Scheitern des Friedensprozesses selbst hervorgerufen wurden, und dafür sorgen, dass der Dialog vor Ort geführt wurde?

				Als Generalsekretär musste ich mich diesen Dilemmas stellen. Der Konflikt musste beendet werden, denn die ungelöste Notlage der Palästinenser und die fortdauernde Unsicherheit Israels sind Quellen großer moralischer Sorge und tiefen menschlichen Leids. Aber es gibt auch weiterreichende Gründe. Nach meiner Ansicht ist das Unvermögen, einen arabisch-israelischen Frieden zustande zu bringen, eine Hauptursache der Frustration und Instabilität in der Region. Außerdem stellt es für die UNO eine tiefe innere Verletzung dar, die so alt ist wie die Organisation selbst, denn der arabisch-israelische Konflikt brach bei ihrer Gründung aus und bildet seither eine schmerzende, schwärende Wunde, die in fast allen internationalen Organen und Sekretariatsbereichen zu spüren ist. Bevor ich Ende 2006 als Generalsekretär aus dem Amt schied, sagte ich dem Sicherheitsrat, dass der israelisch-palästinensische Konflikt nicht einfach ein ungelöstes Problem unter vielen sei. Kein anderes ist derart symbolisch und emotional aufgeladen und zieht noch weit vom Konfliktherd entfernt lebende Menschen derart in Mitleidenschaft.

				Ein UN-Sitz am Verhandlungstisch?

				Ein UN-Generalsekretär kann nicht einfach auf der Bühne erscheinen und erwarten, dass er im Konflikt zwischen Israelis und Palästinensern eine politische Rolle spielen kann. Während viele andere Akteure eine wirklich multilaterale Behandlung des Problems wünschen, beharren die Vereinigten Staaten darauf, das Heft in der Hand zu behalten, und Israel unternimmt alles, um andere außen vor zu lassen. Als ich am Anfang meiner Amtszeit darüber nachdachte, wurde mir klar, dass der UN-Generalsekretär in jüngerer Zeit an kaum einem wichtigen Schritt des Friedensprozesses mitgewirkt hatte: weder am israelisch-ägyptischen Friedensvertrag von 1979 noch an der Madrider Konferenz von 1991, noch am Osloer Durchbruch von 1993 oder am israelisch-jordanischen Friedensvertrag von 1994. In meinen ersten drei Amtsjahren konnte ich wie viele andere führende Politiker der Welt nur zuschauen, wie US-Präsident Clinton im Jahr 2000 zwei Gipfeltreffen abhielt, bei denen er vergeblich versuchte, einen Friedensschluss zu vermitteln – eines in Genf mit dem syrischen Präsidenten Hafis al-Assad und dann die berühmten Camp-David-Gespräche mit dem israelischen Ministerpräsidenten Ehud Barak und Arafat.

				Gleichwohl handelte es sich um ureigenes UN-Territorium. Immerhin war die Teilung des Mandatsgebiets Palästina in einen jüdischen und einen arabischen Staat im Jahr 1948 durch die Vereinten Nationen legitimiert worden (mit der Generalversammlungsresolution 181 von 1947). Damals waren erste UN-Vermittler in die Region entsandt worden – Graf Folke Bernadotte, der in Jerusalem von israelischen Extremisten ermordet wurde, und Ralph Bunche, der für die Aushandlung des Waffenstillstandsabkommens am Ende des Krieges von 1948 den Friedensnobelpreis erhielt. UN-Resolutionen – insbesondere die Sicherheitsratsresolutionen 242 und 338 – bildeten anerkanntermaßen das Gerüst für eine Lösung der nach den Kriegen von 1948 und 1967 ungelösten Fragen auf der Grundlage des Prinzips »Land für Frieden«. In gefährdeten Grenzgebieten wurden UN-Friedenssoldaten stationiert, insbesondere zwischen Israel und Syrien sowie zwischen Israel und dem Libanon. UN-Hilfsorganisationen leisteten vor Ort wichtige Arbeit, allen voran das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA).

				Aber die Vereinten Nationen waren politisch an den Rand gedrängt worden. Die Debatten über die »Palästinafrage« in der Generalversammlung hatten unverkennbar einen Beiklang von Irrelevanz und sogar Destruktivität. Sie brachten eine Menge heiße Luft hervor, klärten aber in keiner Weise, wer was wann und wie zu tun hatte, um Frieden zu stiften. Die Generalversammlung und die Menschenrechtskommission verabschiedeten immer neue gegen Israel gerichtete Resolutionen. Ihre Kritik war jedoch von der Tatsache überschattet, dass die beschlussfassenden Länder an Israel häufig andere Maßstäbe anlegten als an die Palästinenser oder andere Konflikte – von sich selbst ganz zu schweigen. Dies vermittelte Israel den Eindruck, dass es von den Vereinten Nationalen niemals eine faire Behandlung erwarten könne.

				Doch die Palästinenser hatten noch mehr Anlass zur Klage. Immerhin waren sie diejenigen, die ständig besetzt oder vertrieben wurden. Auf ihrem Land machten sich israelische Siedlungen breit, Jerusalem wurde nach und nach isoliert und umgestaltet, und Gewaltausbrüchen waren sie weitgehend ungeschützt ausgesetzt. Dennoch blieb der Sicherheitsrat für gewöhnlich stumm, obwohl seine oberste Aufgabe laut UN-Charta die Aufrechterhaltung von Frieden und Sicherheit in der Welt war. Und wenn er Stellung bezog, unterließ er es, Mechanismen zu schaffen, um seinen Willen durchzusetzen. Zudem legten die Vereinigten Staaten selbst bei berechtigten internationalen Beanstandungen und Forderungen ihr Veto ein, um Israel zu schützen, und lähmten den Rat auf diese Weise bei der Behandlung eines der Hauptkonflikte der Welt.

				Keines von beiden Extremen war gesund, aber die Spaltung war offensichtlich: Israel vertraute den Vereinten Nationen nicht und hielt sie sich vom Leib, während die Palästinenser von ihnen erwarteten, ihr Anliegen hochzuhalten, aber nicht sahen, wie wir zu einer Lösung beitragen könnten. In meinen Augen war dies am Vorabend des 21. Jahrhunderts ein für die Weltorganisation unerträglicher Zustand. Deshalb nahm ich mir, ungeachtet aller Spaltungen unter den UN-Mitgliedsstaaten, von Beginn meiner Amtszeit an vor, als Generalsekretär aktiv die Rolle des Friedensstifters auszufüllen. Dies erforderte vor allem, dass alle Akteure in der Region mir persönlich Vertrauen schenkten, unabhängig davon, was sie von der Organisation hielten, die ich vertrat.

				Aufeinander zugehen und Vertrauen schaffen

				Bei den Palästinensern fiel es mir ziemlich leicht. Ich empfinde für sie in ihrer bedrängten Lage starke Sympathie und Solidarität. Als junger Afrikaner hatte ich Opfer ungerechter Behandlung in ihnen gesehen und mich mit ihrem Befreiungskampf identifiziert. Später hatte ich als junger UN-Mitarbeiter auf der Sinaihalbinsel das Gefühl von Verlust, Ungerechtigkeit und Demütigung, das die Palästinenserfrage bei Arabern, Moslems und Menschen guten Willens überall auf der Welt hervorrief, selbst unmittelbar verspürt.

				Ich bedauerte und verurteilte die von manchen Palästinensern begangenen Gewalttätigkeiten und hielt es sowohl aus Prinzip als auch aus Freundschaft für die Palästinenser für die Pflicht der UNO, in dieser Hinsicht unmissverständlich Stellung zu beziehen. Aber das Etikett des »Terrorismus« wurde allzu oft benutzt, um den Palästinensern die politische Identität zu verweigern oder um die Tatsache zu verschleiern, dass eine ganze Nation entweder besetzt oder im Exil war. Jeder Palästinenser in der Region spürte tagtäglich die aus dem ungelösten Konflikt folgenden Beschränkungen und Zurückweisungen, die sich in einem Wort zusammenfassen lassen: Demütigung. Wie ich in meiner letzten Rede zum Nahostkonflikt im Sicherheitsrat im Dezember 2006 ausführte, müssen die Israelis sich dieser grundlegenden palästinensischen Klage stellen: »Bei der Errichtung des Staates Israel wurden Hunderttausende von palästinensischen Familien enteignet und zu Flüchtlingen gemacht, und 19 Jahre später folgte eine Militärokkupation, durch die weitere Hunderttausende von Palästinensern unter israelische Herrschaft kamen.« Auch die Öffentlichkeit und das politische System der Vereinigten Staaten müssen einsehen, dass eine automatische und häufig ohne weiteres Nachdenken gewährte Unterstützung jeder israelischen Aktion und Politik auf lange Sicht niemandem nutzt.

				Andererseits kann ich die ebenso schlüssigen wie legitimen Argumente der Israelis durchaus nachvollziehen. Vor dem Hintergrund einer tragischen Geschichte und angesichts einer heiklen geographischen Lage sahen sie sich von Feinden umzingelt und nur eine einzige militärische Niederlage von der eigenen Vernichtung entfernt. Manche von ihnen bezweifelten, dass eine Einigung mit den Palästinensern im Bereich des Möglichen lag, denn »das Höchste, was wir anbieten können«, so ihre Einschätzung, »ist weniger als das Mindeste dessen, was die Palästinenser akzeptieren können«. Andere fürchteten den Kontrollverlust, den die Anerkennung der palästinensischen Souveränität mit sich bringen würde, und zweifelten, ob eine Einigung die Feindseligkeit ihnen gegenüber auf Dauer beenden würde. Nach Ansicht vieler Israelis hatte der jüdische Anspruch auf das gesamte Land mehr Gewicht als der palästinensische Anspruch auf einen Teil von ihm – was ich als Argument niemals billigen konnte. Aber die meisten Israelis waren pragmatisch genug, um nach einem Weg zu suchen, wie die Palästinenser zufriedengestellt und das Land geteilt werden könnten – wenn die Existenz und Sicherheit Israels gewährleistet waren.

				Ich musste mich mit dem Eindruck der Israelis auseinandersetzen, dass die UNO die Feindseligkeit ihnen gegenüber verfestige – womit sie nicht immer unrecht hatten. In meiner letzten Rede zum Nahen Osten im Sicherheitsrat fasste ich zusammen, was ich im Lauf von Jahrzehnten aus der Art, wie die zwischenstaatlichen Organe der UNO mit dem Thema umgingen, gelernt hatte. Viele, erklärte ich, mochten damit zufrieden gewesen sein, dass die Generalversammlung jahrzehntelang in einer Resolution nach der anderen das Verhalten Israels verurteilt hatte. Aber welche greifbare Erleichterung, welchen Nutzen hatten sie den Palästinensern gebracht? Welchen Einfluss hatten sie auf die israelische Politik gehabt, abgesehen davon, dass sie Israel in der Überzeugung bestärkt hatten, dass die UNO zu parteiisch sei, um ihr eine bedeutende Rolle im nahöstlichen Friedensprozess zuzugestehen?

				Diese Äußerungen bildeten den Höhepunkt eines Jahrzehnts, in dem ich versucht hatte, auf die anderen Konfliktparteien zuzugehen. Bei meinem ersten Israelbesuch im Jahr 1998 versprach ich, mich nach Kräften zu bemühen, in den Beziehungen zwischen Israel und den Vereinten Nationen eine neue Ära einzuläuten. Israel war das einzige UN-Mitglied, das keiner Regionalgruppe angehörte; deshalb forderte ich eine Normalisierung seines Status innerhalb der Vereinten Nationen. Ich verurteilte den Antisemitismus, der von manchen UN-Mitgliedsstaaten auf den Podien in New York und Genf zum Ausdruck gebracht wurde, und bedauerte die Generalversammlungsresolution von 1975, in welcher der Zionismus mit Rassismus gleichgesetzt wurde. Keiner meiner Vorgänger hatte Ähnliches gesagt – immerhin bedeutete es, Kritik an Mitgliedsstaaten zu üben.

				Während eines großen Teils meiner Amtszeit stand ich zudem in einem lebhaften Dialog mit führenden Vertretern des amerikanischen Judentums. Zweifellos wollten sie mich beeinflussen, aber auch ich versuchte umgekehrt, sie zu beeinflussen. Mein bester Freund unter ihnen war der kalifornische Kongressabgeordnete Tom Lantos – ein beherzter Verteidiger der Menschenrechte, der Vereinten Nationen und Israels –, der von Nanes Onkel Raoul Wallenberg vor dem Holocaust gerettet worden war. In der Öl-für-Lebensmittel-Krise nach dem Irakkrieg war auf seine Unterstützung stets Verlass. Außerdem ging ich mit Vergnügen über das diplomatische Protokoll hinweg, indem ich israelische Botschafter zusammen mit Diplomaten aus der arabischen Welt in mein Haus zum Essen einlud. Sie mochten gegeneinander kämpfen, aber ich befand mich mit keinem von ihnen im Krieg. Dies war genau jene Art von Kontakten, wie sie auf einem Forum wie dem der Vereinten Nationen möglich sind.

				In späteren Jahren waren Nane und ich zur Einweihung eines neuen Flügels der Holocaustgedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem eingeladen, an der auf unser Drängen hin auch andere führende Persönlichkeiten aus aller Welt teilnahmen. Im Jahr 2005 unterstützte ich die erstmalig stattfindende Gedenkfeier der Generalversammlung zum sechzigsten Jahrestag der Befreiung von Auschwitz und die Bestimmung des 27. Januar zum Internationalen Holocaustgedenktag. Seither besitzt die UNO ein Holocaust-Bildungswerk (The Holocaust and the United Nations Outreach Programme), dem ich wünschen würde, dass es bekannter wäre. Als die UN-Hauptabteilung für Presse und Information in den Jahren nach dem 11. September 2001 auf meine Anregung eine Reihe von Seminaren zum Thema »Intoleranz verlernen« veranstaltete, um das Verständnis über die Trennlinien hinweg zu fördern, die immer unüberwindbarer zu werden schienen, sorgte ich dafür, dass das erste Seminar dem Antisemitismus gewidmet war. Zur Begründung führte ich aus:

				»Die Vereinten Nationen sind aus der Asche des Holocaust entstanden. Und eine Menschenrechtsagenda, die den Antisemitismus unerwähnt ließe, verleugnete ihre eigene Geschichte … Lassen Sie uns, während wir nach Gerechtigkeit für die Palästinenser streben – was wir tun müssen –, jeden nachdrücklich zurückweisen, der versucht, dieses Ziel zu benutzen, um Hass gegen Juden zu entfachen, ob nun in Israel oder anderswo … Der Kampf gegen den Antisemitismus muss unser Kampf sein, und Juden, wo immer sie leben, müssen das Gefühl haben, dass auch sie in den Vereinten Nationen zu Hause sind.«

				Während ich auf Israel und die Juden zuging, erinnerte ich sie oft daran, dass die Geburtsurkunde des Staates Israel die Resolution 181 der UN-Generalversammlung sei. In der israelischen Unabhängigkeitserklärung, die David Ben-Gurion 1948 in Tel Aviv verlas, werden die Vereinten Nationen nicht weniger als sieben Mal erwähnt.

				Abgang mit Legitimität:  Israels Rückzug aus dem Libanon im Jahr 2000

				Trotz meiner Gesprächsangebote machte ich mir keine Illusionen darüber, mit Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, der in den ersten zweieinhalb Jahren meiner Amtszeit die israelische Politik bestimmte, Fortschritte im Friedensprozess erzielen zu können. Er war israelischer Botschafter bei den Vereinten Nationen gewesen und hatte sich mir gegenüber stets freundlich gezeigt. 1998 hatte er mir in seiner Residenz in Jerusalem erzählt, dass ich für seinen Sohn ein Held sei, weil ich nach Bagdad gereist war, um einen Krieg gegen den Irak zu verhindern; seinen Sohn hatten die überall im Land abgehaltenen Gasmaskenübungen in Angst versetzt. Aber als ich Netanjahu aufforderte, um einer Einigung willen als der Stärkere den Palästinensern gegenüber großmütig zu sein, bezeichnete er mich als »Anwalt Arafats«. Er schien es stets nur aufs Taktische und Zweckdienliche abgesehen zu haben, ohne das Strategische und Historische in seine Gedanken einzubeziehen.

				Der Zeitpunkt zum Handeln kam 1999, als Ehud Barak die Wahl gewann und Ministerpräsident wurde. Er wollte mit Syrien, dem Libanon und den Palästinensern Friedensabkommen schließen, bevor US-Präsident Clinton Anfang 2001 aus dem Amt scheiden würde. Doch wie die folgenden anderthalb Jahre zeigten, fehlte ihm trotz seiner ernsthaften Absichten das Verständnis dafür, was erforderlich war, um den Frieden zu erreichen, und zwar sowohl in Bezug auf das Angebot, das Israel hätte machen müssen, als auch hinsichtlich der Art der israelischen Politik. Im Juni 1999 lag diese Erkenntnis indes noch in der Zukunft, und ich bat den norwegischen Soziologen und Diplomaten Terje Rød-Larsen, für mich als Gesandter zu agieren. Rød-Larsen war am Zustandekommen des Oslo-Abkommens beteiligt gewesen und hatte dann Mitte der neunziger Jahre als erster Koordinator die UN-Arbeit mit den Palästinensern im besetzten Gebiet geleitet. Jetzt ergänzte ich sein Mandat mit Billigung des Sicherheitsrats durch eine politische Komponente, indem ich ihn zum Sonderbeauftragten für den nahöstlichen Friedensprozess ernannte. Rød-Larsen war einfallsreich, tatkräftig und unermüdlich – und er kannte jeden. In einer schwierigen Umgebung hatte er so gut wie jeden irgendwann schon einmal gegen sich aufgebracht. Aber er ließ nicht locker.

				»Halten Sie die Ohren offen«, forderte ich ihn auf, als ich ihn Ende 1999 ernannte. »Vielleicht finden Sie ja einen Einstieg.« Er fand ihn und meldete bald, dass Barak beabsichtige, sein Wahlversprechen, die israelischen Truppen aus dem Libanon abzuziehen, einzulösen.

				Kaum eine andere Gesellschaft auf der Welt ist so komplex wie die libanesische. Ihre verwickelten religiösen und regionalen Unterschiede, die besondere Beziehung zu Syrien, die Folgen des ungelösten Konflikts mit Israel und die Anwesenheit palästinensischer Flüchtlinge sowie eine lange Geschichte ausländischer Einmischungen stützen oder bedrohen, je nachdem, ihre Stabilität – für gewöhnlich beides auf einmal. All diese Faktoren spielten im libanesischen Bürgerkrieg zwischen 1975 und 1990, der rund 120 000 Menschenleben forderte, in ständig wechselnden Konstellationen eine Rolle.

				Der Bürgerkrieg endete mit dem Abkommen von Taif, das politischem Sektierertum den Boden entzog und die Milizen auflöste. Doch die konfessionelle Struktur des »ungeschriebenen« nationalen Pakts von 1943, nach dem der Präsident ein Maronit, der Ministerpräsident ein Sunnit und der Parlamentspräsident ein Schiit sein sollten, blieb bestehen. Israel hielt den Südlibanon besetzt, seit es 1982 Arafat und die PLO aus Beirut verjagt hatte. Als führende schiitische Gruppe im Widerstand gegen die israelische Besatzung trat die vom revolutionären Iran unterstützte Hisbollah hervor. Syrien, das den Libanon als Teil seines historischen Territoriums betrachtete, garantierte de facto die Sicherheit des Landes, was jedoch bedeutete, dass es sich stark in die libanesische Politik einmischte. Symbol des israelisch-syrischen Konflikts war zwar die Besetzung der syrischen Golanhöhen durch Israel, ausgetragen wurde er aber häufig genug auf dem libanesischen Schauplatz, vermittelt durch Syriens Bündnis mit dem Iran und seine Verbindungen zur Hisbollah.

				Im Jahr 2000 war vor diesem Hintergrund klar, dass der beste Zeitpunkt für einen israelischen Rückzug aus dem Libanon unmittelbar nach einem Friedensschluss mit Syrien wäre. Ohne einen Frieden könnte der israelische Rückzug so interpretiert werden, als würde Israel vor der bewaffneten Kampagne der Hisbollah fliehen, was der Hisbollah Auftrieb gegeben und Syrien womöglich zu unüberlegten Aktionen verleitet hätte. Ein Friedensabkommen wäre für Syrien ein Anreiz gewesen, sich anders zu verhalten und sein Verhältnis zur Hisbollah zu überdenken.

				Leider verlief das Gipfeltreffen im März 2000 in Genf zwischen US-Präsident Clinton und dem syrischen Präsidenten Hafis al-Assad erfolglos. Barak hatte aus Sicherheitsgründen darauf bestanden, einen schmalen Landstreifen der Golanhöhen am Ostufer des Sees Genezareth zu behalten, und als Clinton Assad das Angebot Baraks übermittelte, wies der alternde syrische Staatsführer es rundweg zurück. Er forderte, wie er es stets getan hatte, einen vollständigen Rückzug hinter die Linien von 1967 sowie den syrischen Zugang zum See Genezareth. Barak war mit seinem Friedensangebot nicht weit genug gegangen, und seine Initiative endete tragischerweise mit einem Fehlschlag. Eine Chance auf eine grundlegende Neuorientierung in der Region war vertan.

				Einige Tage nach dem Fehlschlag des Genfer Gipfels versicherte mir Barak, dass er sein Rückzugsversprechen halten werde. Wie sich herausstellte, wollte er aber auch in dieser Hinsicht nicht den gesamten Weg gehen. Auf Druck des israelischen Militärs plante er einen schrittweisen Rückzug, nach dem Sicherheitsvorposten auf libanesischem Territorium verbleiben sollten. Ich erklärte ihm und seinem Außenminister, dass ein vollständiger Rückzug vonnöten sei, wenn Israel dies mit mir koordinieren und internationale Legitimität für sein Handeln haben wolle. Zudem verlangte ich, dass er dieser Bedingung schriftlich zustimmte. Nach vielem Hin und Her bekräftigte Barak schließlich in einem Brief vom 17. April Israels Absicht, »voll und ganz mit den Vereinten Nationen zu kooperieren« und sich »in voller Übereinstimmung mit den Sicherheitsratsresolutionen 425 und 426« – in denen Israel aufgefordert wurde, die Besetzung des Libanon zu beenden – zurückzuziehen. Später sagte mir der ägyptische Außenminister Amre Moussa, durch mein Verlangen nach einer schriftlichen Verpflichtung hätte ich das arabische Vertrauen darin gestärkt, dass ich »das Richtige tun« würde. Das wiederum verschaffte mir den nötigen Spielraum für eine effektive Zusammenarbeit mit Libanesen und Syrern, obwohl ich mich gleichzeitig eng mit Israel abstimmte.

				Wenn der Rückzug gut verlief, ginge die achtzehnjährige Präsenz Israels im Südlibanon zu Ende, die zu einer Kalamität geworden war, und dem Libanon wäre bei seinen Anstrengungen, den Bürgerkrieg zu überwinden, geholfen. Scheiterte der Rückzug jedoch, konnte es zu einem massiven Konflikt führen, ganz zu schweigen davon, dass ich selbst als regionaler Vermittler für immer diskreditiert wäre. »Der UN kommt hier eine enorme Rolle zu«, sagte Madeleine Albright damals zu mir. Da ich die Führung hatte, bestand ich darauf, dass dies anerkannt wurde und die anderen Hauptakteure mir nicht ins Handwerk pfuschten, indem sie eigene Vermittler entsandten.

				Israel und der Libanon unterhielten keine diplomatischen Beziehungen zueinander, aber nach dem Völkerrecht konnten nur sie selbst sich auf den Verlauf der Grenze zwischen ihren beiden Ländern einigen. Als Vermittler war es nicht meine Aufgabe, den Grenzverlauf festzulegen, sondern eine Linie zu bestimmen, an der man messen konnte, ob Israel sich gemäß der UN-Resolution 425 zurückgezogen hatte. Die mittlerweile als Blaue Linie bekannte Demarkationslinie zu ziehen, erwies sich als unglaublich schwieriges Unterfangen, da das UN-Team Dokumente aus Archiven in aller Welt zusammentragen musste.

				Die Schwierigkeiten waren gewaltig. Das von syrischen Alawiten bewohnte Dorf Ghajar zum Beispiel lag auf besetztem syrischen Territorium, aber unmittelbar an der Grenze zum Libanon. Anders als die Dorfbewohner auf dem Golan hatten die Einwohner von Ghajar nach 1967 die israelische Staatsbürgerschaft angenommen. Doch wie sich herausstellte, hatte das Wachstum des Dorfes im Lauf der Zeit auch libanesisches Territorium einbezogen. Die Blaue Linie würde mitten durch das Dorf verlaufen, so dass der Nordteil zum Libanon und der Südteil zum israelisch besetzten Syrien gehören würde. Das war für alle Beteiligten, mich eingeschlossen, unerfreulich. Manche Dorfbewohner befürchteten, dass die Hisbollah ihnen etwas antun könnte. Barak, der sich an die Eroberung des Dorfs im Jahr 1967 erinnerte, bemerkte, dass »die Kartographie den Frieden vereitelt«. Wir erhielten vom Libanon die bindende Zusage, dass weder die Armee noch die Hisbollah in das Dorf einmarschieren würden, und dieses Arrangement hielt bis 2005, als die israelischen Streitkräfte, nachdem Israel aus dem Norden angegriffen worden war, vier Hisbollahkämpfer tötete. Ghajar ist bis heute ein ungelöstes Problem.

				Die größten Kopfschmerzen bereiteten uns jedoch die Schebaa-Farmen. Nach Ansicht der Libanesen gehörten bestimmte Landwirtschaftsgebiete bei dem Dorf Schebaa zu ihrem Territorium. Der libanesische Präsident Emile Lahoud legte uns eine Landkarte aus dem Jahr 1966 vor, auf der das Gebiet innerhalb der libanesischen Grenzen lag. Doch die Karte bildete eine krasse Ausnahme; achtzig anderen Landkarten zufolge – einschließlich von zehn regierungsamtlichen libanesischen Karten aus der Zeit nach 1966 – gehörte das Gebiet zu Syrien (und damit zu den von Israel besetzten Golanhöhen). Sogar auf libanesischen Banknoten waren die Schebaa-Farmen als syrisches Gebiet verzeichnet.

				Ich forderte meine Mitarbeiter auf, die von Lahoud vorgelegte Karte zu prüfen. Sie stammte tatsächlich aus dem Jahr 1966 – bis auf die Grenzziehung im Gebiet von Schebaa, deren Tinte kaum getrocknet war. Wir teilten den Libanesen mit, dass die Karte von »zweifelhafter Authentizität« sei und dass ich an die Öffentlichkeit gehen würde, wenn ich jemals wieder etwas von ihr hören sollte.

				Die Frage der Schebaa-Farmen war vermutlich als politischer Stolperdraht ausgelegt worden. Baraks Schritt hatte Syrien überrascht und einige Befürchtungen ausgelöst. Wie ließ sich, wenn die israelische Besetzung des Libanon endete, der militärische Widerstand auf libanesischem Territorium rechtfertigen, ob nun durch die Hisbollah oder durch palästinensische Gruppen? Und würde die libanesische Regierung, wenn sie die Kontrolle über das gesamte Staatsgebiet zurückgewann, nicht beginnen, die militärische und nachrichtendienstliche Vormundschaft Syriens in Frage zu stellen?

				Am Ende entschlossen wir uns zu einer einfachen Art, die Demarkationslinie zwischen dem Libanon und Syrien zu ziehen, indem wir die Operationsgebiete zweier UN-Friedensmissionen zur Grundlage nahmen – der Interimstruppe der Vereinten Nationen im Libanon (UNIFIL) und der Beobachtungstruppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung (UNDOF). Die Schebaa-Farmen lagen in der UNDOF-Zone. Israel würde die Schebaa-Farmen schließlich zurückgeben müssen – aber an Syrien, im Rahmen eines Friedensabkommens mit Damaskus; es sei denn, der Libanon und Syrien einigten sich förmlich auf ihre Zugehörigkeit zum Libanon. Doch das ist bis heute nicht geschehen.

				Am 22. Mai 2000 schlug ich in einem Bericht an den UN-Sicherheitsrat die Blaue Linie vor. Der Rat stimmte zu, gerade als die Spannungen vor Ort zunahmen. Der Libanon hatte nicht die Absicht, Israel zu gestatten, sich zu seinen eigenen Bedingungen zurückzuziehen. Große Menschenmengen, einschließlich von Hisbollah-Elementen, zogen nach Süden und begannen in Dörfer des israelisch kontrollierten Gebiets vorzudringen. Barak musste den Truppenabzug in Windeseile vornehmen; binnen einer Woche hatte die israelische Armee fast alle Stellungen im Libanon aufgegeben, überwiegend nachts, unter dem Schutz von israelischem Artilleriefeuer.

				Während des Rückzugs stand ich sowohl mit Lahoud als auch mit Barak, der sich in der Nähe der israelischen Frontlinie aufhielt, in ständigem Kontakt. Gegenüber Barak bekräftigte ich das Ziel eines vollständigen Rückzugs, während er darauf drängte, dass die UNO in bestimmten Gebieten Posten stationierte. Bei Lahoud intervenierte ich, wenn Aktionen der libanesischen Armee die UNIFIL daran hinderten, Patrouillen durchzuführen. Der Rückzug war von einer Vielzahl gewalttätiger Übergriffe begleitet, die aber nie zu größeren Kämpfen eskalierten. Beide Politiker waren ehemalige Generäle, und es gelang uns zu verhindern, dass die Situation im Nebel des Rückzugs außer Kontrolle geriet.

				Beide Seiten brachten unzählige Einwände gegen die Blaue Linie vor, insbesondere die Libanesen. Aber auch wenn sie die Linie nicht akzeptierten, sicherten sie mir doch zu, sie zu respektieren. Als ich dem Sicherheitsrat am 16. Juni 2000 mitteilte, dass Israel die Forderungen der Resolution 425 erfüllt habe, erklärte ich, dies sei »ein glücklicher Tag für den Libanon, aber auch für Israel, ein Tag der Hoffnung – und ein Tag des Stolzes für die Vereinten Nationen«. Genau das war er. Im Libanon herrschte helle Aufregung über das Ende der achtzehnjährigen israelischen Kontrolle über den Süden des Landes, und Barak berichtete mir: »Buchstäblich Hunderttausende von Israelis, insbesondere Eltern von Soldaten, haben einen kollektiven Seufzer der Erleichterung ausgestoßen. Die Stimmung ist ausgesprochen positiv.«

				Meine Bestätigung gegenüber dem Sicherheitsrat war nicht ganz ohne Risiko, da viele Brennpunkte weiterhin bestanden und noch einige lose Enden verknüpft werden mussten. Deshalb wartete ich die förmliche Bestätigung des Rats nicht ab, sondern reiste sofort in die Region, um mich mit diesen verbliebenen Fragen zu beschäftigen. Ich rechnete damit, dass der Rat, während ich in der Region weilte, meine Position nicht untergraben und sich daher meiner Auffassung, dass Israel sich zurückgezogen habe, anschließen würde. Russland nahm sich Zeit, bis es zustimmte, aber nach einigen angespannten Tagen – während ich Kairo und Teheran besuchte, ohne zu wissen, ob ich die Rückendeckung des Sicherheitsrats besaß – zahlte sich meine Finte aus. Nur wenige Stunden, bevor ich in Beirut landete, billigte der Sicherheitsrat meinen Bericht.

				Während ich versuchte, von allen Seiten die Zusage zu erhalten, dass sie die Blaue Linie anerkennen würden, wollte fast jeder den einen oder anderen Aspekt abändern. Barak war wütend, dass die Libanesen während des Rückzugs neue Informationen geliefert hatten, die eine geringfügige Änderung des Verlaufs der Linie nötig machten, was ihn gelegentlich dazu zwang, mehr militärisches Gerät zu verlegen, als er es sich vorgestellt hatte – in manchen Fällen war das mehr als einmal erforderlich, in anderen ging es nur um wenige Meter. Unterdessen beschwerten sich die Libanesen lautstark über israelische Verletzungen der Absprachen. Die Ägypter waren besorgt darüber, dass Israel der Hisbollah einen großen Sieg geschenkt habe, während die Israelis ihrerseits fanden, dass ich dies getan hätte, indem ich mit dem Hisbollahführer Hassan Nasrallah zusammengekommen war. Bei jenem Treffen hatte ich Nasrallah aufgefordert, sich auf die politische und soziale Rolle der Bewegung im Libanon zu konzentrieren und den bewaffneten Widerstand einzustellen – was ich auch von Syrien und vom Iran verlangte. Niemand war ganz zufrieden, aber der Rückzug verlief besser, als man hätte erwarten können, und ich hatte den Eindruck, dass mich am Ende alle Parteien als glaub- und vertrauenswürdig betrachteten.

				In Israel hatte Yossi Beilin – ein Politiker, der für den Frieden kämpft, und ein Freund, dessen Rat und Weitblick stets anregend sind – an der Spitze einer Bewegung gestanden, die sich für den Rückzug aus dem Libanon einsetzte. Er zeigte mir stolz ein T-Shirt mit dem Aufdruck »Friedlicher Rückzug aus dem Libanon«. Nach seiner Ansicht war ein großer Spannungsherd beseitigt worden, und auch ich hatte damals das Gefühl, dass wir das Schlimmste überstanden hatten.

				Aber ich verstand auch die Sorgen der Ägypter, die Arafat teilte. Welches Signal wurde dadurch ausgesendet, dass Israel den Libanon nach dem »Widerstand« der Hisbollah verlassen hatte, aber für die Palästinenser nach sieben Jahren des Friedensprozesses keine Lösung in Sicht war? Die Schlussfolgerung lautete jedoch nicht, dass Israel im Libanon hätte bleiben sollen, sondern dass Israel sich erneut um einen Frieden mit Syrien bemühen und, was noch wichtiger war, rasch entschiedene Schritte unternehmen sollte, um eine Einigung mit den Palästinensern zu erzielen.

				In den Abgrund: Camp David und die Zweite Intifada

				Barak hatte in der Tat vor, in Bezug auf die Palästinenser rasch zu handeln. Binnen weniger Wochen überzeugte er US-Präsident Clinton davon, ihn und Arafat nach Camp David einzuladen, ohne dass dafür ernsthafte Vorbereitungen getroffen waren. Die beiden Seiten sollten zusammengebracht werden, um, wenn möglich, die heikelsten Probleme des Konflikts zu lösen – die Grenzen, Jerusalem, die Flüchtlinge, die Sicherheit –, allesamt Fragen, welche die beiden Führer noch nie eingehend miteinander diskutiert hatten. Arafat, der Geduld üben musste, während Barak seine Aufmerksamkeit erst Syrien und dann dem Libanon zugewandt hatte, war nicht erpicht darauf, nach Camp David zu reisen, wie er mir im Juni in seinem Büro in der Mukata in Ramallah erklärte. »Wir sind nicht bereit«, sagte er. »Unter den gegenwärtigen Umständen wird das Treffen scheitern, und wir haben nur einen Schuss!« Er bat mich, den Amerikanern von einer Einladung der Konfliktparteien nach Camp David abzuraten. Ich verstand, warum.

				Es ist der Mythos entstanden, Israel habe in Camp David ein großzügiges Angebot gemacht, aber es habe sich gezeigt, dass es keinen palästinensischen Partner für einen Frieden gab. Mir ist durchaus klar, dass Arafat in Camp David kreativer hätte verhandeln können, anstatt nur auf israelische Vorschläge zu warten. Ich weiß auch, dass Barak weiter ging als jeder andere israelische Führer zuvor; immerhin hatte kein israelischer Staatsmann jemals die Schaffung eines wie auch immer gearteten palästinensischen Staates vorgeschlagen. Aber Barak war nicht bereit, in Erwägung zu ziehen, was meiner Ansicht nach für eine territoriale Lösung politisch unerlässlich ist: einen palästinensischen Staat, der aus dem Äquivalent von hundert Prozent der Westbank und des Gazastreifens in den Grenzen von vor 1967 bestünde – also aus 22 Prozent des historischen Palästina –, mit einem zusammenhängenden Staatsgebiet auf der Westbank und einem Jerusalem, an dem beide Seiten einen angemessenen Anteil hätten.

				Im Übrigen war ohne eine Teilnahme der arabischen Länder an dem Gipfel nicht zu erwarten, dass Arafat in Bezug auf Jerusalem ein Risiko eingehen würde, worauf ich Madeleine Albright damals hingewiesen habe. Ich bewunderte Präsident Clinton dafür, dass er Frieden zu stiften versuchte und auch nicht aufgab, nachdem der Gipfel gescheitert war. Aber es war ein Fehler, dass sich die Amerikaner auf die Seite von Barak schlugen und Arafat die Schuld am Scheitern gaben. Der Gipfel offenbarte die Grenzen von rein amerikanischen Friedensinitiativen und ließ in der Region den Chor derjenigen anwachsen, die verlangten, mehr Teilnehmer an den Verhandlungstisch zum Nahostkonflikt zu holen.

				Wenig später, Ende 2000, brach die zweite palästinensische Intifada aus. Die Konfliktparteien und die Historiker werden weiterhin darüber streiten, wie sie begann, aber ich hatte damals den Eindruck, dass einerseits spontane Reaktionen und Provokationen eine Rolle spielten, andererseits manches auch mit Vorbedacht geschah. Auf jeden Fall schien Arafat, nachdem die Gewalttätigkeiten einmal begonnen hatten, eher auf ihrer Welle zu reiten, als den Versuch zu unternehmen, sie aufzuhalten, während Barak auf die schärfsten kontraproduktiven Maßnahmen zurückgriff, indem er Arafat beleidigte und mit exzessiver Gewalt gegen die Palästinenser vorging. Da beide Seiten immer mehr rote Linien überschritten, entstand ein Sturm der Gewalt, der sowohl beide Völker als auch den Friedensprozess in Mitleidenschaft zog. Die Fundamente des alltäglichen Lebens der Palästinenser, die bereits durch die lang anhaltende und gelegentlich brutale Besetzung brüchig geworden waren, zerbrachen endgültig – und mit ihnen ein Großteil der Friedenshoffnung, auf die sich gemäßigte Palästinenser gestützt hatten. Auch das israelische Friedenslager stand vor einem Trümmerhaufen, da die meisten Israelis zu der Überzeugung gelangt waren, dass es tatsächlich »keinen Partner« gab, und sich rechtsgerichteten Politikern zuwandten. Das vorher schon geringe Vertrauen zwischen Israelis und Palästinensern hatte sich restlos in Luft aufgelöst.

				Madeleine Albright brachte Barak und Arafat am 4. Oktober in Paris zusammen und versuchte vergeblich, einen Waffenstillstand zu vermitteln. Die Israelis wollten einfach nur einen Waffenstillstand, während die Palästinenser die Bildung einer internationalen Kommission unter der Schirmherrschaft der UNO forderten, die die Ursachen der Gewalttätigkeiten untersuchen sollte. Darüber hinaus bestanden sie, zum Teil auf Verlangen Kairos, darauf, dass die Verhandlungen in Ägypten stattfinden sollten. Ich hielt mich zum Zeitpunkt des Treffens in Paris auf und drängte die Amerikaner, die Gespräche nach Kairo zu verlegen, fand aber keine Zustimmung. Ich kehrte nach New York zurück, aber als sich die Situation immer weiter verschlechterte, beschloss ich, selbst nach Jerusalem zu reisen.

				Der Sicherheitsrat erwartete offenbar von mir, dass ich irgendetwas unternahm, auch wenn sich seine Mitglieder nicht darauf einigen konnten, was. Israel lehnte meine Intervention ab. »Der Ministerpräsident«, berichtete mir Rød-Larsen am Telefon, »hat mir nachdrücklich erklärt, dass Israel das UN-Flugzeug daran hindern werde, auf dem Flugplatz Ben Gurion zu landen.« Ich beschloss, trotzdem zu fliegen. Wenn die Israelis die Maschine des UN-Generalsekretärs aufhalten wollten, dann war das ihr Problem. Auf die Probe gestellt, erlaubten sie meinem Flugzeug am 8. Oktober dann doch zu landen, und ich wurde in einer hastig arrangierten Begrüßungszeremonie vom stellvertretenden Außenminister Shlomo Ben-Ami willkommen geheißen.

				Die nächsten zehn Tage, in denen ich ständig zwischen Arafat und Barak hin- und herpendelte, gehörten zu den am stärksten improvisierten, ungewissesten und dramatischsten Zeitspannen in meiner zehnjährigen Amtszeit. Während meines Aufenthalts vor Ort wurden über fünfzig Palästinenser getötet und zwei Israelis von einem Mob in Ramallah gelyncht. Die Stimmung war auf beiden Seiten aufgepeitscht. Auf beiden herrschte tiefes Misstrauen gegenüber den wahren Absichten der jeweils anderen Seite, und beide bedienten sich der Sprache des Krieges.

				Je länger ich vor Ort war und je öfter ich hin- und herpendelte, desto wichtiger wurde es, dass ich nicht ohne ein positives Ergebnis abreiste – das zu tun, wäre ein schreckliches Signal gewesen. Nachdem ich vergeblich versucht hatte, die Führer beider Seiten dazu zu bringen, öffentlich zur Ruhe aufzurufen und bestimmten deeskalierenden Maßnahmen zuzustimmen, bemühte ich mich gemeinsam mit dem ägyptischen Präsidenten Hosni Mubarak und Bill Clinton darum, beide Seiten zu einem neuen Gipfeltreffen in Scharm el-Scheich zu überreden. Die Amerikaner hatten sich schließlich doch mit den Ägyptern zusammengetan.

				Arafat wollte nicht an dem Gipfel teilnehmen, solange sein Volk israelischen Raketen- und Granatenangriffen ausgesetzt war. Er nahm nicht einmal mehr Clintons Telefonanrufe entgegen und ließ Mubarak auf eine Antwort auf seine Einladung warten. Würde er mir gegenüber positiv reagieren? Ich fuhr, ohne eine Verabredung zu haben, zu einem letzten Treffen mit dem Palästinenserführer nach Gaza. Als er mich schließlich empfing, schien er wieder in Beirut zu sein: »Barak will mich in die Ecke drängen und dazu zwingen, auf allen vieren zu kriechen. Weiß er nicht, wer Jassir Arafat ist?«

				Ich versuchte, sowohl seinen Stolz als auch sein Interesse anzusprechen, und weniger seinen Verstand als sein Herz zu erreichen: »Wahrscheinlich haben Sie recht. Barak will nicht, dass Sie in Scharm erscheinen. Er wäre froh, wenn Sie nicht kämen. Bereiten Sie ihm nicht dieses Vergnügen. Es würde bedeuten, dass er gewonnen hat. Lassen Sie die öffentliche Meinung der Welt darüber urteilen.« Da ich am Ende des Gesprächs immer noch keine förmliche Zusage von Arafat hatte, erhöhte ich den Druck, indem ich Reportern gegenüber erklärte, ich würde erwarten, ihn in Scharm zu sehen. Während ich mit meinem Team im Hubschrauber nach Jerusalem zurückflog, wurde ein Zettel herumgereicht, auf dem jeder eintragen sollte, für wie wahrscheinlich er es hielt, dass Arafat ja sagen würde. Alle anderen waren skeptisch, nur ich schrieb: »100 Prozent.« Ich war mir sicher, dass er bluffte und nach Scharm kommen würde. Auch in der Nacht hörten wir nichts von ihm, und am nächsten Morgen befand sich mein Team im Hotel King David in angespannter Stimmung. Ich fragte zuerst bei Sandy Berger nach, Clintons Sicherheitsberater, und dann bei Mubarak. »Hier hat niemand angerufen«, antwortete der ägyptische Präsident. »Ich hatte eine ruhige Nacht.« Schließlich hatte ich Arafat am Apparat.

				»Habe ich Ihre Zusage?«

				»Ja«, erwiderte er, »ich werde kommen.«

				Ich rief umgehend Mubarak an, um ihm die Neuigkeit mitzuteilen. Daraufhin sagte er: »Sie und Solana werden teilnehmen.« (Der frühere NATO-Generalsekretär Javier Solana, mit dem ich in der Kosovokrise eng zusammengearbeitet hatte, war jetzt Hoher Vertreter der EU für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik.) So erhielt ich die Einladung nach Scharm el-Scheich, durch die unterstrichen wurde, dass der UNO eine maßgebliche Rolle in der Nahostdiplomatie zukam. Solana sprach von einem historischen Augenblick. »Es ist das erste Mal in der Geschichte dieses Teils der Welt«, erklärte er, »dass es einem Generalsekretär der Vereinten Nationen gestattet wird, eine Rolle zu spielen. Das Leben ist lang, und wir brauchen die UNO.«

				Ich tauschte die Dampfkesselatmosphäre von Gaza und Jerusalem gegen die klare Seeluft, den Sand und den Himmel an der Küste des Roten Meers ein. Aber die Zusammenkunft in Scharm el-Scheich war trotz des angenehmen Ortes nicht weniger angespannt. Es gab keinerlei Zuversicht, die Emotionen schlugen hoch, und die Verhandlungen verliefen turbulent. Zuzeiten schien die Kluft zwischen den Konfliktparteien unüberbrückbar zu sein. Clinton griff nach einem Nachtflug sofort in die Gespräche ein und arbeitete über 48 Stunden lang ununterbrochen. Ich hatte geholfen, die Konfliktparteien an einen Tisch zu bringen, und bemühte mich mit Clinton zusammen darum, die Verhandlungen voranzubringen. Aber es war Clinton, der eine dreiteilige Vereinbarung über eine Sicherheitskooperation, die Wiederaufnahme des Friedensprozesses und die Bildung einer Untersuchungskommission über die Gewalttätigkeiten zustande brachte. Das Gewicht seiner Persönlichkeit und sein Verhandlungsgeschick gaben den Ausschlag.

				Barak war die Untersuchungskommission ein Dorn im Auge; er war allenfalls mit einer US-Kommission einverstanden. Arafat dagegen wollte eine Kommission unter der Schirmherrschaft der UNO, zum Teil, um dem exklusiven Part, den die Vereinigten Staaten im Friedensprozess innehatten, entgegenzuwirken. Beide Seiten stimmten schließlich dem Vorschlag zu, dass Präsident Clinton die Kommission in Absprache mit mir zusammenstellen sollte. Diese Einigung spiegelte recht genau die Machtverhältnisse wider: Die Vereinigten Staaten behielten die Führungsrolle, aber die Vereinten Nationen saßen jetzt mit am Tisch.

				In den folgenden Wochen einigten Madeleine Albright, Sandy Berger und ich uns auf die Kommissionsmitglieder. Den Vorsitz sollte Senator George Mitchell übernehmen, der später Barack Obamas Sonderbeauftragter für den Nahen Osten wurde. Mit dem im April 2001, in der Anfangszeit der Bush-Regierung, ausgearbeiteten Mitchell-Bericht wurde ein Konzept eingeführt, das zu Recht zu einer Säule aller weiteren Friedensbemühungen geworden ist: dass es nämlich, wenn Gewalt und Misstrauen überwunden werden sollen und der Friedensprozess wirkliche Fortschritte machen soll, notwendig ist, sowohl auf dem Gebiet der Sicherheit als auch auf dem Gebiet der Siedlungen zu handeln. Bei Ersterem sind die Palästinenser und bei Letzterem die Israelis gefragt. Die Verfasser des Berichts hatten es vermieden, eine enge Perspektive, die »ausschließlich auf Sicherheit« angelegt war, einzunehmen und die Probleme lediglich einer Seite anzulasten, was in der Vergangenheit oftmals nur zu neuer Frustration und Rückschritten geführt hatte.

				Wir hatten begonnen, dem Friedensprozess ein neues Fundament zu geben, doch der in Scharm el-Scheich geschlossene Waffenstillstand hielt nicht. Er wurde durch das Handeln beider Seiten durchlöchert. Sowohl die Israelis als auch die Palästinenser provozierten und übten Gewalt aus, und der Waffenstillstand wurde von der Weltgemeinschaft praktisch nicht überwacht. Es gab noch viel zu tun, wenn die internationale Gemeinschaft eine wirkungsvolle Rolle spielen sollte. Tony Blair sagte damals zu mir, er halte die »Intervention einer wie auch immer gearteten internationalen Autorität« für notwendig, um »eine Vereinbarung durchzusetzen«, und er sprach sogar die Überlegung aus, ob ich es nicht versuchen sollte. Aber ohne bereitwillige Partnerregierungen, die genügend Gewicht besaßen, um die Befolgung einer entsprechenden Vereinbarung durchzusetzen, war eine solche Anstrengung vergebene Liebesmüh.

				Der Friedensprozess stockte. Barak sah einer deutlichen Niederlage gegen Ariel Sharon in den Wahlen am 6. Februar 2001 entgegen. Die Maßnahmen, die er gegen die Palästinenser ergriff, waren schwerwiegend und überstiegen alles, was noch durch Sicherheitserwägungen gerechtfertigt werden konnte. In dieser nahezu hoffnungslosen Atmosphäre legte Clinton am 23. Dezember 2000 nicht weiter verhandlungsfähige »Basta-Parameter« für ein Abkommen vor. Baraks und Arafats Reaktionen darauf waren jeweils an Bedingungen geknüpft. In Washington verstand man Baraks Reaktion als »Ja, vorausgesetzt …« und Arafats als »Nein, wenn auch …«. Nach amerikanischem Verständnis bedeutete dies, dass Arafat die Schuld am Scheitern trug. So endeten Clintons Jahre des noblen, engagierten Einsatzes für den Friedensprozess mit einem unglücklichen Fehlschlag.

				Doch damit war das letzte Wort noch nicht gesprochen. Im Januar 2001 trafen im ägyptischen Taba israelische und palästinensische Unterhändler zusammen, um den Versuch zu unternehmen, noch vor den israelischen Wahlen eine Übereinkunft zustande zu bringen. Als die Verhandlungen am 27. Januar endeten, ließen beide Seiten verlautbaren, dass man einer Einigung noch nie näher gekommen sei. Trotz der Behauptung, dass Arafat kein Partner sei, hoffte Barak immer noch, dass ein UN-EU-Gipfel einberufen werden würde, auf dem ein Abkommen mit Arafat unterzeichnet werden könnte. Jedenfalls sprach er viel über diese Idee. Doch seine Werte in den Meinungsumfragen sackten stetig ab, und als Arafat auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos scharfe Angriffe gegen Israel richtete, war mir klar, dass Baraks Idee keine Chance hatte. Ich redete Arafat bei einem zweistündigen Treffen nachdrücklich ins Gewissen und brachte ihn dazu, sich in einer gemeinsamen Pressekonferenz vor achtzig Journalisten versöhnlicher zu äußern, ebenso in einem Interview mit dem israelischen Fernsehen. Doch es war klar, dass keine weiteren Treffen stattfinden würden.

				Mein Mut sank, als Präsident Mubarak von einem Gespräch mit dem jüngst zurückgetretenen israelischen Präsidenten Ezer Weizman, der in den neunziger Jahren seinen Einfluss zugunsten des Friedens geltend gemacht hatte, erzählte. Weizman hatte erklärt, dass Barak gescheitert sei und er sich der Mehrheit im Land anschließen und Sharons Likud wählen werde. Clinton fasste die Lage zusammen, als wir Neujahrsgrüße austauschten: »Die Arbeiterpartei betrachtet die Palästinenser als legitim. Rabin hat sie immer für Menschen gehalten. Er hat sie wie Menschen behandelt. Die anderen Typen [vom Likud] sehen in ihnen keine legitime Kraft.« Wie sich herausstellte, war es mir gelungen, der UNO gerade dann einen Platz am Verhandlungstisch zu sichern, als die Stühle hochgestellt wurden. Und nach Clintons Abgang war kein US-Präsident sonderlich erpicht darauf, sie wieder herunterzuholen.

				Die Bildung des Nahostquartetts

				Dass Präsident George W. Bush das persönliche Engagement seines Vorgängers nicht fortsetzen würde, war kein Geheimnis, dennoch war ich entsetzt, wie wenig er sich engagierte. Während die Zweite Intifada 2001 weiterwütete und vieles von dem zerstörte, was in den sieben Jahren zuvor mühsam aufgebaut worden war, schaute er eigentlich nur zu. Es war offensichtlich, dass irgendwann eine politische Initiative nötig sein würde, um die Gewalt zu beenden und die Konfliktparteien an den Verhandlungstisch zurückzubringen, und dass die in der Zwischenzeit zu erwartenden Todesopfer eine sinnlose Verschwendung menschlichen Lebens darstellten. Doch Bush zeigte keinerlei Neigung, zu intervenieren, obwohl Powell versuchte, die Regierung zu einem Engagement zu bewegen.

				Nach dem 11. September 2001 fühlte sich Bush in seiner instinktiven Ablehnung eines Engagements in dem Konflikt bestärkt, anders als Tony Blair, der seine Erkenntnis, dass Fortschritte in Palästina von entscheidender Bedeutung waren, bestätigt sah. Außerdem hegte Bush eine tiefe persönliche Antipathie gegenüber Arafat. Während der Sitzungsperiode der UNO-Generalversammlung im November 2001 – der ersten nach den Terroranschlägen vom 11. September – gab ich ein Abendessen für einige Staatschefs. Javier Solana schlenderte zu Bush und mir herüber und schlug beiläufig vor, der US-Präsident könne die Gelegenheit nutzen, um Arafat die Hand zu reichen. »Sagen Sie ihm, er soll sich selbst die Hand schütteln«, antwortete der Texaner auf seine unnachahmliche Art. Bei einer anderen Gelegenheit machte ich selbst Bush den Vorschlag, Bill Clinton zu seinem Sonderbeauftragten zu ernennen – mit dem Hintergedanken, dass Bush dann das Verdienst an jedem Erfolg für sich selbst beanspruchen könnte, während es ihm die Möglichkeit beließ, sich von Fehlschlägen zu distanzieren. »Danke für den guten Rat«, entgegnete er. Das war ein unmissverständliches Nein.

				Ich machte mir keine Illusionen darüber, dass es mir gelingen könnte, diesen Konflikt allein zu schlichten. Deshalb versuchte ich weiterhin, die internationalen Hauptakteure zusammenzubringen – die Vereinigten Staaten, die UNO, die Europäische Union und Russland. Die Amerikaner hatten bei weitem das größte Gewicht; ohne ihre Führung war kaum etwas zu erreichen. Die UNO verkörperte die internationalen Prinzipien für eine Lösung und besaß vor Ort eine beachtliche Präsenz. Die EU konnte massive politische und finanzielle Ressourcen einbringen, und Russland spielte seit langem eine Rolle in der Region. 2001 schlug ich Powell vor, gemeinsam mit mir, Solana und dem russischen Außenminister Igor Iwanow in die Region zu reisen, um die Konfliktparteien vom Abgrund wegzuziehen. Unsere Vertreter vor Ort arbeiteten bereits eng zusammen, und ich hielt den Zeitpunkt für gekommen, die Sache auf eine neue Ebene zu heben.

				Leider fand Powell in Washington keine Zustimmung für das Vorhaben, und so reiste ich schließlich allein in die Region, betonte jedoch, dass ich in enger Absprache mit den anderen drei Mächten handelte. Es war eine deprimierende Reise. Scharon verlangte als Voraussetzung dafür, dass er das Vorgehen der israelischen Armee lockerte, völlige Ruhe auf der Westbank, und Arafat reagierte auf entnervende Weise ausweichend, als ich ihn bat, die palästinensischen Angriffe einzuschränken. In Kairo lehnte Mubarak meinen Vorschlag für ein Treffen mit dem israelischen Regierungschef mit der spöttischen Bemerkung ab, Scharon sei »zu beschäftigt damit zu essen«.

				Ich drängte weiterhin auf ein Treffen in der Region zwischen den vier wichtigsten außenstehenden Mächten – Russland, den USA, der EU und der UNO –, wandte mich im Oktober 2001 schließlich brieflich an sie und brachte sie im November zu einer ersten offiziellen Unterredung über den Nahen Osten in New York zusammen. Mein Vorschlag, in Zukunft unter dem Namen Nahostquartett zusammenzuarbeiten, fand allseitige Zustimmung. Ich hoffte, mit Hilfe des Quartetts in der Praxis erreichen zu können, was der UNO bisher mit ihren eigenen Institutionen nicht gelungen war: eine internationale Strategie für den Friedensprozess im Nahen Osten zu entwickeln und anzuwenden sowie den Konfliktparteien zu helfen, das abgrundtiefe Misstrauen und die politischen Hemmnisse zu überwinden, die sie davon abhielten, aufeinander zuzugehen. Das Quartett war ein Vehikel mit vier Rädern, aber sein Motor war selbstverständlich »Made in America«, was insbesondere für meine Stellung ein gewisses Risiko mit sich brachte. Doch ich hoffte, wenigstens eine Hand ans Lenkrad legen zu können, und dies gelang mir auch recht oft.

				In öffentlichen Verlautbarungen gab das Nahostquartett Konsensmeinungen wider, die vor allem von den Forderungen der Vereinigten Staaten geprägt waren. Aber auf Pressekonferenzen des Quartetts scheute ich mich nicht, meine eigene unabhängige Position als UN-Generalsekretär zu betonen und abweichende Auffassungen zu äußern. Es war Colin Powell hoch anzurechnen, dass er für eine solche Zusammenarbeit offen war. Andere in seiner Position hätten die Idee des Quartetts womöglich von vornherein abgelehnt. In Wirklichkeit verwies Powell in seinen internen Kämpfen in Washington wahrscheinlich auf die an das Quartett geknüpften Erwartungen und auf den Wunsch anderer Akteure, an dem Prozess beteiligt zu werden, um auf eine aktivere amerikanische Rolle in der Diplomatie hinzuwirken.

				Arabische Friedensinitiative, Pessachanschlag, Verteidigungsschild

				Im März 2002 nahm ich am Gipfeltreffen der Arabischen Liga in Beirut teil. Alle warteten gespannt auf die Videoansprache Arafats aus dem belagerten Ramallah. Die arabischen Politiker befürchteten, dass Scharon ihn in nächster Zukunft töten lassen oder vertreiben würde. Plötzlich war die Leinwand leer – kein Arafat, keine Rede. Hatten die Israelis sein Quartier angegriffen?, fragten sich einige.Nichts dergleichen. Wie Terje Rød-Larsen hinterher von Präsident Lahoud erfuhr, hatte dieser persönlich die Leitung gekappt. Im Libanon war Arafat auch zwei Jahrzehnte, nachdem er von Israel aus Beirut vertrieben worden war, immer noch verhasst.

				Obwohl mich diese tragikomische Episode an die vielen Differenzen innerhalb der arabischen Welt erinnerte, einschließlich der Feindschaft zwischen Arafat und einer Reihe arabischer Führer, erreichten die Araber auf dem Beiruter Gipfel ein seltenes Maß an Einigkeit. Sie billigten den Friedensvorschlag des saudischen Kronprinzen Abdullah, der im Gegenzug für die Rückgabe der 1967 besetzten Gebiete und eine gerechte, einmütig beschlossene Lösung für die Flüchtlinge auf der Grundlage der 1948 beschlossenen UN-Resolution 194 eine volle Normalisierung der Beziehungen aller Mitglieder der Arabischen Liga zu Israel versprach. Seit die Liga 1967 auf ihrem Gipfel in Karthum die berühmten drei Neins gesprochen hatte – nein zu einem Frieden mit Israel, nein zur Anerkennung Israels, nein zu Verhandlungen mit Israel –, hatte sie einen langen Weg zurückgelegt. Wenn Israel mit den Palästinensern, Syrien und dem Libanon wahrhaft Frieden schlösse, würde, wie es die Friedensinitiative versprach, in 22 arabischen Ländern die israelische Fahne wehen, und gleichzeitig würden diese Länder ihre Fahnen in Israel aufziehen. Die Zwei-Staaten-Lösung konnte zur 22-Staaten-Lösung werden, wie manche es ausdrückten. Bis heute ist der saudische Vorschlag von 2002 das attraktivste arabische Angebot, das auf dem Tisch liegt, bietet er Israel doch etwas weit Größeres an als ein bilaterales Abkommen mit der PLO.

				Aber Scharon ignorierte das Angebot. Als die Israelis später gefragt wurden, warum sie auf diesen historischen Eröffnungszug nicht eingegangen seien, verwiesen sie auf die Erwähnung der UN-Resolution 194 – die unter anderem ein Rückkehrrecht garantierte – und deren für sie unannehmbare Bedingungen. Damit bezogen sie sich auf die arabische Forderung, dass alle Flüchtlinge das Recht hätten, in ihre Häuser zurückzukehren, die sie während des Krieges von 1948 nach der Gründung Israels verlassen hatten. Würde sie erfüllt, würde Israel von zurückkehrenden arabischen Flüchtlingen und deren Nachkommen geradezu überschwemmt. In der arabischen Friedensinitiative war allerdings von einer »einmütig beschlossenen« Lösung dieser Frage die Rede. Israel hätte zumindest seinerseits einen Eröffnungszug machen können. Doch das hat es bis heute nicht getan.

				Am selben Tag, an dem die Arabische Liga ihr historisches Angebot unterbreitete, beschloss die Hamas, mit einem blutigen Signal ihren Standpunkt klarzumachen: Bei einem Selbstmordanschlag auf ein Pessachmahl wurden 29 Israelis getötet und rund 150 verwundet. Es war eine schockierende, entsetzlich zerstörerische Tat, auf die Arafat mit einer scharfen Verurteilung reagieren musste, wenn der Impuls des saudischen Friedensvorschlags nicht verlorengehen sollte. Viermal rief ich Arafat in jener Nacht aus Beirut an – die Verbindung wurde immer wieder unterbrochen – und drängte ihn, den Anschlag zu verurteilen und der israelischen Öffentlichkeit zu zeigen, dass er aufrichtig einen anderen Weg zur Erfüllung der palästinensischen Ansprüche suchte.

				Der grausame Bombenanschlag war der letzte Grund für die israelische Operation »Verteidigungsschild« im April 2002, eine massive militärische Aktion mit dem erklärten Ziel, die Verantwortlichen für die Angriffe auf Israel aufzuspüren. Israel besetzte erneut sechs der größten Städte auf der Westbank, verhängte eine totale Ausgangssperre und zerstörte die palästinensische Sicherheitsinfrastruktur, so dass anschließend das Feld frei war für Angriffe von noch militanteren Kämpfern.

				Die Schreckensbilder häuften sich: die chaotischen, blutbeschmierten Trümmer des durch den Pessachanschlag verwüsteten Hotels; Arafats schwer beschädigter, von israelischen Panzern eingekreister Präsidentensitz in Ramallah; palästinensische Kämpfer, die sich in der von israelischen Truppen umstellten Geburtskirche in Bethlehem verschanzt hatten; das nahezu vollständig zerstörte palästinensische Flüchtlingslager im Zentrum von Jenin. Ich war entsetzt über die Gräuel, die militante Palästinenser begingen; zwischen März und Anfang Mai verübten sie 16 Bombenanschläge, bei denen mehr als hundert Israelis ums Leben kamen. Israel andererseits verursachte in derselben Zeitspanne noch weit größeres Leid: Fast fünfhundert Palästinenser starben, und rund 1500 wurden verwundet.

				Während die Gewalt zunahm, trat der Sicherheitsrat nahezu ununterbrochen zusammen. Immer wieder dachten wir, die Situation könne sich nicht mehr verschlechtern, doch am nächsten Tag war sie noch schlimmer geworden. In meinen Reden vor dem Rat verurteilte ich den Terrorismus rückhaltlos, rügte aber auch den exzessiven israelischen Gewalteinsatz sowie die Tatsache, dass Israel den Palästinensern die elementarste humanitäre Fürsorge verweigerte. Ich versuchte öffentlichen Druck auf die Konfliktparteien aufzubauen, indem ich sie mahnte, sich nicht von Phantasievorstellungen mitreißen zu lassen. Israel warnte ich, dass es eine »Fehleinschätzung monumentalen Ausmaßes« sei, »anzunehmen, durch die Entfernung des Vorsitzenden Arafat von der politischen Bühne und die Zerschlagung der Palästinensischen Autonomiebehörde würden Bedingungen geschaffen, unter denen Israel Sicherheit für sich selbst erreichen könne«. Die Autonomiebehörde andererseits, fügte ich bedauernd hinzu, scheine »zu glauben, mangelndes Vorgehen gegen Terrorismus auf der einen Seite und die Entfachung von Aufruhr, Chaos und Instabilität auf der anderen würden die Regierung und die Bevölkerung Israels dazu bringen, klein beizugeben. Das werden sie nicht.«

				Es war klar, dass die Weltgemeinschaft den Kreislauf der Gewalt allein mit Waffenstillstandsvorschlägen, ohne ein umfassendes politisches Programm, nicht durchbrechen konnte. Sicherheit und Politik mussten Hand in Hand gehen. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten sich die Vereinigten Staaten, entsprechend Scharons Wünschen, ganz auf einen Waffenstillstand konzentriert, den CIA-Direktor George Tenet und General Anthony Zinni erreichen sollten. Doch sie überfrachteten die Entwicklung eines politischen Horizonts mit derart vielen Bedingungen, dass er niemals zustande kommen würde. Damit spielten sie denjenigen in die Hände, die eine Zunahme der Gewalt anstrebten und den Friedensprozess aufhalten wollten. Mein Sprecher Fred Eckhard brachte, unabsichtlich, die Absurdität der Lage auf den Punkt, als er (ausgerechnet am 1. April 2002) auf die Frage eines Journalisten antwortete:

				»US-Vermittler General Anthony Zinni versucht, beide Seiten dazu zu bringen, mit dem Tenet-Prozess zu beginnen – was zu den Mitchell-Übereinkünften zurückführen soll, was zum Verhandlungstisch zurückführen soll. Aber sie stecken immer noch in der Vor-Tenet-Phase fest, während die Gewalt weitergeht.«

				Sogar George W. Bush schien wahrzunehmen, dass die Dinge nicht weiterlaufen konnten wie bisher. Am 30. März sagte er zu mir in einem Telefonat:

				»Wir müssen Israels Recht auf Selbstverteidigung anerkennen. Andererseits muss Sicherheit zum Frieden führen. Bisher führt Sicherheit nicht einmal zur Sicherheit. Wir untersuchen die Grundlagen von Zinnis Mission. Die Situation hat ihn überfordert.«

				Die Vereinigten Staaten versetzten den Sicherheitsrat in die Lage, zwei Resolutionen zu verabschieden – 1397 über eine Zwei-Staaten-Lösung, die die arabische Friedensinitiative wenigstens erwähnte, und 1402 über die Gewalt vor Ort, die jedoch keine bindenden Verpflichtungen für die Konfliktparteien enthielt.

				Bald darauf forderte Bush Scharon öffentlich auf, die israelischen Truppen aus den palästinensischen Städten abzuziehen. Das Nahostquartett traf sich am 8. April 2002 in Madrid. Es war so etwas wie ein Test für den noch jungen Viererprozess, und meine Sorge war, dass wir möglicherweise keinen gemeinsamen Nenner finden würden. Aber die Beauftragten arbeiteten vor der Sitzung, in der die gemeinsame Erklärung beschlossen werden sollte, die Nacht durch. Die Erklärung sandte sowohl an die Israelis als auch an die Palästinenser klare, nachdrückliche Signale aus, und Powell konnte, bevor er in die Region reiste, unserer vollen Unterstützung gewiss sein. Der Sicherheitsrat schloss sich dieser Erklärung an.

				Zu meiner Erleichterung und Genugtuung zog die Weltgemeinschaft endlich an einem Strang, und es bestand die Aussicht auf ernsthafte politische Gespräche. Allerdings beschäftigte mich noch eine näherliegende Sorge: Jenin.

				Jenin

				Aus Jenin, einer Stadt im Nordwesten der Westbank, trafen beunruhigende Nachrichten ein. Angeblich wurden dort Zivilisten in großer Zahl getötet. Laut einem palästinensischen Unterhändler waren bereits Hunderte Menschen massakriert worden. Diese Behauptung stellte sich später zwar als falsch heraus, aber unabhängige Quellen bestätigten, dass die Israelis Zivilisten den Zugang zu Hilfsgütern sowie eine medizinische Versorgung verweigert hatten und dass das Flüchtlingslager größtenteils zerstört worden war. Unterdessen pries Arafat den ruhmreichen Widerstand der Einwohner von »Jeningrad«.

				Ich wollte mich nicht auf Gerüchte verlassen und niemanden verurteilen, bevor ich nicht die Fakten kannte. Aber eine abwartende Haltung wollte ich auch nicht einnehmen. Als Israel meine Anfrage, ob die UNO umgehend eine Untersuchungskommission entsenden könne, ablehnend beschied, wies ich meinen Beauftragten Rød-Larsen an, zusammen mit dem UNRWA-Generalbevollmächtigten Peter Hansen und Medienvertretern nach Jenin zu fahren. Rød-Larsen reagierte zögernd: »Jenin ist abgesperrt. Es würde mich für immer aus dem politischen Rennen werfen, auch wenn ich verstehe, weshalb Sie es für richtig halten.« – »Ja, ich weiß, dass es riskant ist«, erwiderte ich. »Aber wir müssen eine Wahl treffen, und das hat seinen Preis. Es tut mir leid, Terje, dass Sie vielleicht dafür bezahlen müssen. Aber ich werde Ihnen Rückendeckung geben.« Ich wollte, dass er Licht in Dinge brachte, die bisher im Dunkeln lagen.

				Also machte er sich auf den Weg. Er unterließ Spekulationen darüber, ob ein »Massaker« stattgefunden hatte, und benutzte dieses Wort kein einziges Mal. Aber er beschrieb, was er gesehen hatte, gegenüber der Presse als »über alle Maßen grauenerregend«. Das Lager sei »vollkommen zerstört. Es sieht aus wie nach einem Erdbeben. Ich habe beobachtet, wie zwei Brüder ihren Vater aus den Ruinen zogen. Der Todesgeruch war furchtbar. Wir haben gesehen, wie ein völlig verkohlter zwölfjähriger Junge ausgegraben wurde.«

				Am selben Tag forderte ich den Sicherheitsrat auf, die Aufstellung einer multinationalen Truppe für das Palästinensergebiet in Erwägung zu ziehen, um beiden Seiten Sicherheit und Schutz zu gewähren. Aber Israel lehnte den Vorschlag ab. Ich bin indes weiterhin überzeugt, dass eine solche Friedenstruppe eines Tages Teil der Friedens- und Sicherheitslösung des Konflikts sein wird.

				Außenminister Schimon Peres und Verteidigungsminister Benjamin Ben-Eliezer sprachen sich jetzt für die Entsendung einer Untersuchungskommission aus, und der Sicherheitsrat unterstützte dieses Vorhaben durch die Resolution 1405. Ich wandte mich an Martti Ahtisaari, den untadeligen Finnen, der etwas besaß, was die Finnen »sisu« nennen, ein unübersetzbares Wort, das Mumm und Standhaftigkeit zugleich meint. Als deutlich wurde, dass er ein Team leiten würde, dem humanitäre und Menschenrechtsexperten sowie Militär- und Polizeifachleute angehören sollten, bekamen die Israelis kalte Füße. Schließlich war abzusehen, dass sie das Team nicht einreisen lassen würden, und ich musste es wieder auflösen.

				Im israelisch-palästinensischen Konflikt treten solche Episoden mit einer gewissen Regelmäßigkeit auf, beispielsweise im Zusammenhang mit dem Goldstone-Bericht über das Verhalten Israels und der Hamas während des Gazakonflikts von 2008/09, der nach meinem Ausscheiden aus dem Amt des UN-Generalsekretärs ausbrach. Es gab allerdings einen wichtigen Unterschied: Richard Goldstone arbeitete nicht im Auftrag des Generalsekretärs, sondern für den Menschenrechtsrat, und die Israelis verweigerten die Zusammenarbeit mit dem Hinweis darauf, dass das Mandat, welches er vom Menschenrechtsrat erhalten hatte, voreingenommen war. Aber wie die Jenin-Episode zeigte, war Israel häufig auch dann nicht zur Zusammenarbeit bereit, wenn die betreffende Kommission ein völlig unparteiisches Mandat hatte. Die Weigerung, mit einem nüchternen, erfahrenen Profi wie Ahtisaari zusammenzuarbeiten, war umso frustrierender, als sich später im Jahr, als sich der Wirbel gelegt hatte, herausstellte, dass es zwar schwere Übergriffe durch israelische Soldaten gegeben hatte, die grausigsten Meldungen über ein »Massaker« aber falsch waren, wie ich in meinem auf öffentlich zugängliche Quellen gestützten Bericht vor der Generalversammlung darlegte (ohne selbst in Jenin gewesen zu sein).

				Die Debatten über UN-Untersuchungen nach bestimmten Ereignissen weisen wiederkehrende Charakteristika auf. Wenn bei Operationen der israelischen Armee palästinensische Zivilisten getötet werden, erklärt Israel, es handle sich um unbeabsichtigte Fehler einer Truppe, die trotz aller Zurückhaltung und Vorsicht vor der schwierigen Aufgabe stehe, gegen Kämpfer in dicht besiedelten Städten vorgehen zu müssen. Palästinenser und Araber andererseits haben den Eindruck, dass Israel zur Aufrechterhaltung der Besetzung extreme Gewalt anwende und dies ungestraft tun könne. Die Israelis behaupten, sie stünden unter besonderer Beobachtung, die Palästinenser behaupten, die Israelis kämen ungeschoren davon. Der UN-Generalsekretär hingegen muss beständig und auf unparteiische Weise das für alle Konfliktparteien geltende humanitäre Völkerrecht hochhalten.

				Bei anderer Gelegenheit, ein Jahr zuvor, hatten die Israelis wirklich Grund zur Klage über die UNO. Mitte 2001 erhielten sie davon Kenntnis, dass UNIFIL im Besitz eines Videobandes sei, auf dem drei von der Hisbollah entführte israelische Soldaten zu sehen waren. Ich wusste ebenso wenig wie meine engsten Berater etwas von dem Band. Tatsächlich versicherten uns Vertreter von DPKO und UNIFIL auf Nachfrage, dass es ein solches Band nicht gebe. Dies teilten wir den Israelis mit und verwahrten uns sogar nachdrücklich gegen ihre Behauptung, dass das Gegenteil der Fall sei.

				Als die Israelis nicht lockerließen, überprüften wir die Sache noch einmal und mussten zu meinem Entsetzen feststellen, dass ein Abteilungsleiter der DPKO von dem Band wusste, es sogar besaß und es versäumt hatte, seine Vorgesetzten über dessen Existenz zu informieren. Wir gestatteten den Israelis schließlich, sich die Aufnahmen anzuschauen. Aber die traurige Episode war ein Rückschlag für unsere Bemühungen, das Vertrauen Israels zu gewinnen. Ich bildete eine Untersuchungskommission, deren Bericht schwerwiegende Fehleinschätzungen und ethische Mängel auf Seiten von DPKO und UNIFIL in dieser Angelegenheit offenlegte.

				Ungefähr zur gleichen Zeit fand in Durban die Dritte Weltkonferenz gegen Rassismus statt. Ich selbst hatte zwar wenig mit ihr zu tun, aber in israelischen Augen handelte es sich um ein gegen Israel gerichtetes Spektakel unter Schirmherrschaft der UNO – eine Sichtweise, welche die bedeutenden Ergebnisse von Durban überschattete. All das hing bei dem Versuch, im Nahen Osten zu vermitteln, wie ein Mühlstein um den Hals des UN-Generalsekretärs.

				Die Roadmap

				Im Juni 2002 legte sich George Bush in einer Rede auf eine Zwei-Staaten-Lösung fest. Damit hatten sich sowohl die Araber (in Beirut) als auch die Vereinigten Staaten, trotz der Verheerungen der Intifada, nicht nur öffentlich für Frieden, sondern auch für ein klares Endziel ausgesprochen. Freilich hatte Bush, abgesehen von der Forderung nach einer neuen palästinensischen Führung, die nicht durch Terroraktivitäten kompromittiert war, nicht erklärt, wie dieses Endziel erreicht werden sollte. Ein Jahr zuvor hatte ich zu Powell gesagt: »Wir brauchen nicht nur einen Waffenstillstand, sondern auch einen Zeitplan für Wirtschaft und Politik, eine Roadmap, und zwar eine, die auch überwacht wird.« Da viele ähnliche Ideen hatten, war man nach Bushs Rede bald allgemein der Ansicht – unter anderem durch die Mithilfe Jordaniens –, dass eine Roadmap für den Weg zum Endziel nötig war.

				Die Roadmap war nicht dazu da, eine zwischen den Konfliktparteien ausgehandelte Lösung zu ersetzen. Vielmehr sollte sie die Atmosphäre für solche Verhandlungen schaffen, indem das durch das Scheitern von Oslo erschütterte Vertrauen wiederhergestellt und einige der Mängel von Oslo behoben wurden. Obwohl sie manchmal als »Bushs Roadmap« bezeichnet wurde, war sie das Ergebnis von Verhandlungen unter den Mitgliedern des Nahostquartetts. Dabei waren fünf Punkte umstritten. 

				Der erste und grundlegendste war der Parallelismus. Mein Mantra lautete – und die EU und Russland pflichteten mir bei –, dass es nirgendwohin führe, wenn für israelische Schritte vorausgesetzt wurde, dass die Palästinenser zuvor bestimmte Sicherheitsforderungen erfüllten; wir verwiesen in dieser Hinsicht auf den Mitchell-Bericht. Offenbar teilte das US-Außenministerium diese Ansicht, nicht aber das Weiße Haus. Dennoch wurde dieses Prinzip – was zu einem erheblichen Teil dem UN-Team zu verdanken war – nach viel Gezerre und einigen schwierigen Augenblicken schließlich in die Roadmap aufgenommen. In der ersten Phase sollten die Palästinenser ein für alle Mal entschieden gegen den Terrorismus vorgehen und korrupte Institutionen reformieren. Aber auch den Israelis wurden klare Verpflichtungen auferlegt: Sie sollten die Siedlungstätigkeit einfrieren, einschließlich des »natürlichen« Wachstums; die sogenannten Siedlungsvorposten aufgeben, die unter Scharon überall auf der Westbank aus dem Boden geschossen und sogar nach israelischem Recht illegal waren, und den Palästinensern erlauben, ihre Institutionen in Ostjerusalem wiederzueröffnen. Die Erfüllung der jeweiligen Verpflichtungen wurde nicht davon abhängig gemacht, dass die andere Seite ihre Aufgaben erfüllte.

				Ein zweiter Schlüsselaspekt der Roadmap war die Leistungsabhängigkeit. Während Zeiträume festgelegt wurden, in denen der Prozess in die nächste Phase – einschließlich der abschließenden Verhandlungen – eintreten sollte, würde der genaue Zeitpunkt davon abhängen, ob die Konfliktparteien ihre Verpflichtungen erfüllt hatten. Dies war insbesondere den Israelis wichtig, da sie Arafats Bereitschaft bezweifelten, seiner Verpflichtung, gegen den Terrorismus vorzugehen, nachzukommen.

				Die logische Folgerung aus der Leistungsabhängigkeit war die dritte Neuheit: die Überwachung. Dafür musste eine Struktur aufgebaut werden, die es der Weltgemeinschaft ermöglichen würde, die Handlungen und Versäumnisse der Konfliktparteien bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen im Auge zu behalten. Dies war stets ein heftig umstrittener Aspekt der Roadmap. Trotz ständigen Drängens von EU und UNO willigten die Vereinigten Staaten nie in die Schaffung eines gemeinsamen, förmlichen Mechanismus ein, der die Konfliktparteien hätte zur Ordnung rufen können, wenn sie ihre Verpflichtungen nicht erfüllten. Die mangelnde amerikanische Bereitschaft, ein gemeinsames Gremium zu ermächtigen, nicht nur die Palästinenser, sondern auch die Israelis zu kritisieren, nahm der Roadmap viel von ihrem Potential.

				Das vierte neue Element war die Benennung eines klaren Endziels von Verhandlungen: einer Zwei-Staaten-Lösung, welche die seit 1967 bestehende israelische Besatzung beenden, den Palästinensern einen realen Staat und Israel dauerhafte Sicherheit geben würde. Noch nie hatte man sich dieses Ziel zu Beginn von Verhandlungen gesetzt. Ich hätte gewünscht, dass es, gestützt auf die von Clinton aufgestellten Parameter, konkreter ausformuliert worden wäre, mit klaren Bezugspunkten hinsichtlich Grenzen, Sicherheit, Jerusalem und Flüchtlingen. Nach meiner Ansicht wird es den Konfliktparteien umso leichter fallen, in Verhandlungen zu einer Übereinkunft zu kommen, je konkreter die Weltgemeinschaft sich in diesen Fragen äußert.

				Schließlich enthielt die Roadmap als fünfte Neuerung die Möglichkeit, sich als Zwischenstation auf dem Weg zu einer endgültigen Lösung schon vor Abschluss der Verhandlungen auf einen palästinensischen Staat mit provisorischen Grenzen zu einigen. Ich hatte dies nie für eine gute Idee gehalten, und die Palästinenser sahen es ebenso. Für sie kam eine solche Zwischenlösung allenfalls dann und nur dann in Frage, wenn die Details einer endgültigen Regelung bereits ausgehandelt waren, das heißt in der Phase von deren Umsetzung. Deshalb wurde sie als Option bezeichnet. Aus Oslo hatten die Palästinenser gelernt, dass das Temporäre dazu neigte, zum Dauerhaften zu werden – was, wie man hinzufügen kann, spiegelbildlich der israelischen Befürchtung entsprach, sogenannte dauerhafte Lösungen könnten sich eines Tages als bloß temporär herausstellen.

				Schimon Peres bemerkte damals, es gebe zwar ein Licht (die Zwei-Staaten-Lösung), aber keinen Tunnel (keinen von beiden Seiten akzeptierten Weg, auf dem man aus der Krise heraus und zu zwei Staaten kommen könnte). Die Roadmap sollte das Licht heller scheinen lassen und den Tunnel schaffen. Eine Chance hatte sie indes nur, wenn alle Mitglieder des Nahostquartetts entschlossen waren, ihr Potential auszuschöpfen und nicht zuzulassen, dass die Konfliktparteien sich ihren Verpflichtungen entzogen.

				Es hatte Monate gedauert, bis man sich auf die Roadmap geeinigt hatte, und weitere Monate vergingen, ehe man sie umzusetzen begann. Die Eile, mit der die Vereinigten Staaten in den Krieg gegen den Irak zogen, stand in krassem Gegensatz zu dem gemächlichen Tempo ihres Handelns in Bezug auf den israelisch-palästinensischen Konflikt, der sich nur weiter verschärfte, je länger er vernachlässigt wurde. Wenn es nach mir gegangen wäre, dann wäre die Roadmap veröffentlicht worden, und die Konfliktparteien hätten zügig angefangen, selbst über sie diskutieren. Die USA hatten vor allem eines bewiesen: dass sie einfach nicht willens waren, ihre Umsetzung in der Weise voranzutreiben, wie wir anderen es wollten. Mich frustrierte der mangelnde Wille, im israelisch-palästinensischen Konflikt entschlossen zu handeln – zumal vor dem Hintergrund, dass wir alle den Traum von der Zwei-Staaten-Lösung teilten –, und ich äußerte dies auch im März 2003 in Interviews. Offenbar wollte niemand konkrete Schritte unternehmen, um den Traum zu verwirklichen.

				Ein starker palästinensischer Ministerpräsident?

				Der Zeitplan war nicht das einzige Problem. Die Vereinigten Staaten wollten Arafat die Roadmap nicht zukommen lassen. Sie wollten nichts mit ihm zu tun haben und erkannten ihn nicht als Verhandlungspartner an. Andererseits wäre es zwecklos gewesen, Arafat hinausdrängen zu wollen oder anzunehmen, man könne den legitimen Führer der Palästinenser ignorieren. Deshalb schlug die UNO vor, Arafat im Amt des Präsidenten zu belassen, ihm aber einen starken Ministerpräsidenten an die Seite zu stellen, der die Kontrolle über Sicherheit und Finanzen haben sollte. Das waren die beiden Gebiete, auf denen Arafat an Glaubwürdigkeit verloren hatte, von denen aber der Erfolg der Roadmap abhing. Es gelang uns, die Idee unseren Mitspielern im Nahostquartett schmackhaft zu machen.

				Arafats Einwilligung zu erhalten war eine andere Sache. Wir bemühten uns zuerst um seine prinzipielle Zustimmung, bevor wir Namen ins Gespräch brachten – obwohl klar war, dass nur Mahmud Abbas, jener führende palästinensische Politiker, der von Anfang an gegen die bewaffnete Intifada gewesen war, für den Posten in Frage kam. Arafat gab schließlich nach, und wir drängten ihn, Abbas zu ernennen, statt eines Geschäftsmanns, den er im Auge hatte, oder des libanesischen Milliardärs und Ministerpräsidenten Rafiq al-Hariri, dessen Namen er zum Scherz erwähnte (»er könnte uns eine Menge Geld bringen«). Schließlich sagte Arafat unter erheblichem Druck und vor dem Hintergrund des Irakkrieges, der weiter östlich begonnen hatte, zu, Abbas zu ernennen. Er wurde am 30. April 2003 vereidigt, und die Roadmap wurde beiden Konfliktparteien in aller Form überreicht. In Ramallah waren alle vier Quartett-Gesandten anwesend, während Scharon das Dokument von den Amerikanern allein erhielt. Das war die Realität. Im Verhältnis zu den Palästinensern waren die Vereinigten Staaten durchaus bereit, die Verantwortung zu teilen, aber gegenüber Israel bestanden sie auf ihrer bevorrechtigten Stellung.

				Anstatt der Roadmap zu folgen, sahen sich Scharon und Arafat nach Ausstiegsmöglichkeiten um. Arafat untergrub die Stellung von Abbas, der seine Befugnisse nicht durchzusetzen vermochte und in internen politischen Kämpfen überheblich auftrat. Gleichwohl erzielte Abbas einige Anfangserfolge, die Arafat eifersüchtig machten, der sich weigerte, die Verantwortung für die Sicherheitskräfte abzugeben. Abbas trat bald zurück, und danach begann die amerikanische Begeisterung für die Umsetzung der Roadmap abzuflauen. Die Palästinenser waren in Bezug auf die verlangten Sicherheitsgarantien noch weit von dem Zustand entfernt, der Washington hätte veranlassen können, sich in den eigentlichen politischen Fragen zu bewegen. Stattdessen trat die amerikanische Besessenheit von Arafat wieder in den Vordergrund, und dabei blieb es bis zu dessen Tod im Jahr 2004.

				Westbank-Mauer und Gaza-Rückzug

				Um nicht in den Hintergrund gedrängt zu werden, entschloss sich Scharon, eine andere Richtung einzuschlagen. Im selben Jahr, in dem wir die Roadmap präsentierten, unterzeichneten Vertreter der israelischen und der palästinensischen Zivilgesellschaft die Genfer Vereinbarung. Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Abkommens zur Lösung des Nahostkonflikts, der ohne den geringsten Zweifel bewies, dass zwischen vernünftigen Menschen, die guten Willens sind, eine Einigung durchaus möglich ist. Jerusalem kann vernünftig als Hauptstadt zweier Staaten dienen. Man kann eine Grenze ziehen, die es den meisten israelischen Siedlern erlaubt, zu bleiben, wo sie sind, und den Palästinensern einen lebensfähigen Staat mit zusammenhängendem Territorium gibt, dessen Größe derjenigen der 1967 besetzten Gebiete entspricht. Man kann Sicherheitsarrangements finden, die für beide Seiten akzeptabel und gegen alte sowie neue Bedrohungen wirksam sind. Sogar die hochsensible Flüchtlingsfrage kann auf eine Weise gelöst werden, die die Rechte und das Leid der Flüchtlinge anerkennt – einschließlich des Rückkehrrechts – und dennoch in ihrer Umsetzung die Zwei-Staaten-Idee nicht gefährdet. Der Konflikt kann beendet werden, und zwei Staaten für zwei Völker können friedlich nebeneinander existieren.

				Durch die Genfer Vereinbarung und die Roadmap wurde Scharon in die Defensive gedrängt. Mein Eindruck war, dass ihm diese Agenda nicht gefiel und er sich nach Alternativen umsah. Zuerst versuchte er sich aus den Roadmap-Verpflichtungen herauszuwinden, indem er sie zwar akzeptierte, aber 14 Vorbehalte vorbrachte, die auf das Konzept des Parallelismus abzielten, für das wir so hartnäckig gekämpft hatten. In Washington gab es viele, die Scharon mit Freuden freie Hand ließen. Da es keinen Überwachungsmechanismus gab, dachte er gar nicht daran, die Siedlungstätigkeit auf der Westbank einzufrieren. Stattdessen beschäftigte er sich mit der Fertigstellung der Barriere, die er quer durch die Westbank errichten ließ, mit dem Rückzug aus dem Gazastreifen, der Verdichtung der Siedlungen in Jerusalem und Umgebung sowie der Gründung einer neuen Partei. Es waren kühne Züge, die den Schauplatz des Konflikts für immer verändern sollten. Aber sie brachten uns dem Frieden nicht näher.

				Die Bezeichnung dessen, was Scharon bauen ließ, symbolisiert bereits den Streit darüber. Die Israelis sprechen von einem »Sicherheitszaun«, weil er dazu beitrug, die Welle von Selbstmordanschlägen zu beenden. Für die Palästinenser ist es hingegen eine »Mauer«, was es in den Städten Jerusalem, Ramallah und Bethlehem, wo die meisten Palästinenser sich täglich daran stoßen, tatsächlich ist. Ich habe das Bauwerk als Barriere bezeichnet. Wollte man es angemessen benennen, müsste man von einer Zaun-und-Mauer-Barriere sprechen. Ungeachtet der Bezeichnung war die Errichtung dieser Anlage eindeutig politisch motiviert, da sie zahlreiche illegale israelische Siedlungen an Israel anschloss, während sie den meisten Palästinensern den Zugang nach Jerusalem verwehrte und viele von ihrem eigenen Landbesitz abschnitt.

				Im Jahr 2004 urteilte der Internationale Gerichtshof, dass Scharons Mauer (wie er sie bezeichnete) in dem Maß, wie sie von der Demarkationslinie von 1967 abweiche und in besetzte palästinensische Gebiete vordringe, illegal sei. Das Problem war also nicht die Barriere an sich – Israel konnte eine Mauer an seiner Grenze errichten, so wie die Vereinigten Staaten einen Zaun an ihrer Grenze zu Mexiko bauen konnten. Das Problem war ihr Verlauf auf palästinensischem Territorium. Die UN-Generalversammlung bat mich, die Schäden, welche die Mauer für Palästinenser mit sich brachte, in einem Register zu erfassen. Die Zaun-und-Mauer-Barriere wurde sowohl aus Sicherheits- als auch aus politischen Gründen errichtet. Gleiches gilt für Israels Rückzug aus dem Gazastreifen.

				Als Scharon im Dezember 2003 den Rückzug aus dem Gazastreifen ankündigte, war ich zugegebenermaßen überrascht. Der Vater der Siedlungsbewegung wollte Siedler vertreiben! Berühmt war seine Feststellung: »Das Schicksal von Netzarim [einer Siedlung im Gazastreifen] ist das Schicksal von Tel Aviv.« Seinen Sinneswandel erklärte er damit, dass die palästinensische Bevölkerung rasch wachse – »in unglaublich überfüllten Flüchtlingslagern, in Armut und Elend, in Brutstätten immer weiter zunehmenden Hasses, ohne jede Hoffnung am Horizont«. Damit beschrieb er auf eindrückliche Weise das Ergebnis von vierzig Jahren israelischer Besetzung. Israelis behaupten häufig, die UNO übertreibe die kritische Lage der Zivilbevölkerung im Gazastreifen. Vielleicht können Scharons Worte sie vom Gegenteil überzeugen. Ich bin seither nicht wieder im Gazastreifen gewesen. Wenn es aber im Jahr 2005 aussah, wie Scharon es in jenem Jahr beschrieb, dann muss die Situation heute – nach jahrelanger israelischer Blockade und Hamasherrschaft – noch weitaus schlimmer sein.

				Scharons Kalkül zufolge warf Israel durch den Rückzug aus dem Gazastreifen eine Last ab, während es an den entscheidenden Siedlungsblöcken auf der Westbank unverändert festhielt. Er wollte sich der amerikanischen Rückendeckung für die israelische Haltung in Bezug auf Siedlungen und Flüchtlinge in künftigen Verhandlungen versichern und zugleich unterstreichen, dass es auf palästinensischer Seite »keinen Partner« gebe. Scharon erzielte zwar all diese taktischen Siege; in strategischer Hinsicht schob der Rückzug aus dem Gazastreifen eine Lösung des Konflikts jedoch in noch weitere Ferne. Denn er löste eine Entwicklung aus, die es den Palästinensern zunehmend erschwerte, den politischen Zusammenhalt zu bewahren, und der Hamas in die Hände spielte; zudem verstärkte er die Sorge der Israelis über die Folgen eines Rückzugs aus besetzten Gebieten für ihre Sicherheit.

				Trotz erheblicher Vorbehalte war mir klar, dass ich auf einen israelischen Rückzug aus einem Gebiet, das nicht zu Israel gehörte, nicht ablehnend reagieren konnte. Aber ich war mir auch bewusst, dass hier »das Richtige auf falsche Weise« getan wurde. Wir warnten den Sicherheitsrat davor, dass der Gazastreifen in Gesetzlosigkeit, Chaos und Anarchie versinken werde – eine berechtigte Warnung vor dem, was im Vakuum nach Abzug der Israelis geschehen konnte. Durch sein unilaterales Handeln untergrub Scharon die Stellung des neuen palästinensischen Präsidenten Mahmud Abbas, der nach Arafats Tod im Januar 2005 zu dessen Nachfolger gewählt worden war. Scharon sandte das gleiche beunruhigende Signal aus wie Barak fünf Jahre zuvor im Libanon: Israel war eher bereit, ein Gebiet zu verlassen, wenn die Kosten des Konflikts zu hoch wurden – diesmal aufgrund der Aktivitäten von Kämpfern der Hamas –, als eine friedliche Einigung mit der Palästinenserführung anzustreben. (Netanjahu verhielt sich 2011 genauso, als er die Forderung der gemäßigten Führung der Westbank nach einer Freilassung von Gefangenen zurückwies, aber im Austausch für einen in Gaza gefangengehaltenen israelischen Soldaten der Hamas tausend palästinensische Häftlinge übergab.)

				Um die Auswirkungen dieses Vorgangs zu mildern und sicherzustellen, dass der Gazastreifen nach dem Abzug der Israelis eine lebensfähige Einheit und kein erdrückendes Gefängnis bilden würde, wollte ich mich dafür einsetzen, dass Israelis und Palästinenser beim Rückzug zusammenarbeiteten. Außerdem wollte ich die Roadmap wieder ins Spiel bringen und verhindern, dass man sich noch weiter von ihr entfernte. In der damaligen Sprache hieß das: »Gaza zuerst, nicht zuletzt!« Dies erforderte energische diplomatische Anstrengungen, unter anderem von Seiten der UNO. Ende 2004 hatte mein Sonderbeauftragter Rød-Larsen Jerusalem verlassen; an seiner Stelle ernannte ich den altgedienten UN-Diplomaten Álvaro de Soto, der im Mai 2005 seinen Posten antrat. De Soto wurde regelmäßig mit heiklen Aufträgen betraut und hatte bei Friedensprozessen in El Salvador und Zypern Beeindruckendes geleistet.

				Unabhängig davon forderte US-Außenministerin Condoleezza Rice mich in einem Telefongespräch auf, den aus dem Amt scheidenden Weltbankchef James Wolfensohn zum Sonderbeauftragten für den Gaza-Rückzug zu ernennen. Ich ging darauf ein, schlug aber vor, ihn nicht nur als UN-Beauftragten, sondern im Namen des gesamten Nahostquartetts zu entsenden. Wolfensohn war ein guter Freund und setzte sich leidenschaftlich für die Armen und Schwachen ein. Zudem war er auf unvergleichliche Weise in der Lage, Spendengelder einzusammeln, und er kannte sowohl die Israelis als auch die Palästinenser gut.

				Er versetzte Berge, um ein gerechtes, funktionierendes Rahmenwerk zustande zu bringen, das die Sicherheit an den Grenzübergängen zwischen dem Gazastreifen und Israel garantierte, einen reibungslosen Fluss von Ein- und Ausfuhren gewährleistete und eine sachgemäße Übernahme der Gewächshäuser, die Israelis im Gazastreifen zurückließen, durch Palästinenser ermöglichte – für diesen Zweck spendete er sogar eigenes Geld. Doch in letzter Minute übernahmen die Amerikaner das Ruder und verlagerten das Schwergewicht des Prozesses zugunsten Israels. Wieder einmal wurde ich Zeuge der ungesunden, besitzergreifenden Art, mit der Washington sich das letzte Wort im arabisch-israelischen Friedensprozess vorbehielt, sowie des Widerstrebens der Amerikaner, anderen darin eine bedeutende Rolle zuzugestehen, selbst wenn sie dieselben Ziele anstreben wie sie.

				Schließlich sollten jedoch die Palästinenser selbst durch ihre Entscheidung an der Wahlurne die Situation zusätzlich verkomplizieren.

				Die Hamas und das Nahostquartett

				Nur wenige Schritte der Nahostdiplomatie der Vereinten Nationen sind umstrittener gewesen als meine Zustimmung zu einer Position des Nahostquartetts im Jahr 2006, welche die neugewählte palästinensische Regierung unter Führung der Hamas praktisch isolierte. Im September 2005 hatte das Quartett bei einem Treffen in meinem Konferenzraum in New York die Teilnahme der Hamas an den palästinensischen Wahlen befürwortet. Wir stimmten darin überein, dass einer Miliz als Gruppe grundsätzlich nicht gestattet werden sollte, an Wahlen teilzunehmen, unterstützten aber Präsident Abbas’ Herangehensweise an das Problem. Er wollte die Milizen abschaffen, und sein Slogan lautete: »Eine Autorität, ein Gesetz, ein Gewehr«. Wie er uns erklärte, konnte er die Hamas nicht zwangsweise entwaffnen; stattdessen wollte er politisch vorgehen, durch den Parlamentseinzug der Hamas, die sich dann, an die von der Mehrheit beschlossenen Gesetze gebunden, den Widersprüchen ihrer eigenen Position würde stellen müssen.

				Aber die Hamas machte Abbas einen Strich durch die Rechnung, indem sie die Wahl am 25. Januar 2006 gewann und selbst die Mehrheit stellte. Sie würde also eine Regierung bilden und die Verantwortung nicht nur für die öffentliche Sicherheit, sondern auch für die palästinensischen Sicherheitskräfte übernehmen. Ich erklärte öffentlich, dass wir mit der rechtmäßig gewählten palästinensischen Regierung zusammenarbeiten würden. Doch für Washington war das Wahlergebnis schwer zu schlucken. Im September hatte Außenministerin Rice zugestanden, dass die Palästinenser einen gewissen Spielraum brauchten, um ihre Politik zu gestalten. Nach dem Wahlsieg der Hamas schien sie jedoch jeden Spielraum ausschließen zu wollen, wie ich feststellte, als wir uns fünf Tage nach der Wahl in London trafen.

				Ihre Stimmung besserte sich auch nicht, als Jimmy Carter, dessen Carter Center die Wahl beobachtet hatte, dem Nahostquartett berichtete, dass sie auf geradezu bewundernswerte Weise frei und fair verlaufen sei – und dann die Politik der USA und Israels kritisierte. Ich dankte Carter und geleitete ihn aus dem Raum, so dass das Quartett unter sich weiterdiskutieren konnte, und wurde, als ich zurückkehrte, von Rice mit einem frostigen Blick empfangen. Immerhin war ich derjenige, der Carter aufgefordert hatte, uns als Erste ins Bild zu setzen.

				Die Hamas stand für abscheuliche Dinge und hatte in der Vergangenheit viele Gräueltaten begangen. Israel betrachtete sie als Todfeind, und viele gemäßigte Palästinenser fragten sich besorgt, wie sich die Regierung einer ungeläuterten Hamas auf ihre Gesellschaft auswirken würde. Doch die Hamas hatte sich dafür entschieden, sich am demokratischen politischen Prozess zu beteiligen, und zur Überraschung vieler hatten die Palästinenser ihr die Regierungsverantwortung anvertraut. Freilich war das nach meiner Ansicht eher auf das Scheitern der Fatah und des Friedensprozesses zurückzuführen als auf die massenhafte Zustimmung zu einer islamistisch geprägten Politik und zur Vernichtung Israels, dem erklärten Ziel der Hamas. Manche glaubten Signale zu vernehmen, mit denen die Hamas ihre Bereitschaft zu einer grundlegenden Transformation bekundete; andere waren überzeugt, dass sie lediglich taktische Vorteile anstrebte, ohne ihre strategischen Ziele zu ändern.

				Die Amerikaner wollten das Nahostquartett auf eine Haltung festlegen, nach der die palästinensische Regierung keinerlei finanzielle Unterstützung mehr erhalten sollte, wenn sich die Hamas nicht zur Einhaltung dreier Prinzipien verpflichtete: der Abkehr von der Gewalt, der Anerkennung Israels und der Bekräftigung aller bisher eingegangenen Verpflichtungen. Ich war bereit, Maßregeln für die Hamas zu unterzeichnen, die auch nach meiner Auffassung unannehmbare Positionen vertrat. Aber ich respektierte die Wahl der Palästinenser und wollte wissen, ob das Quartett zur Zusammenarbeit mit der Hamas bereit sei, wenn diese sich den genannten Prinzipien annäherte, ohne sie gänzlich zu übernehmen. Rice antwortete ausweichend. Wir steuerten offenbar in schwierige Gewässer.

				Differenzen innerhalb des Nahostquartetts waren nichts Ungewöhnliches, aber noch nie war die Kluft so tief gewesen. Die Vereinigten Staaten und die EU, die Hauptgeldgeber der Palästinensischen Autonomiebehörde, betrachteten die Hamas als Terrorgruppe, während Russland und die UNO keine derartigen Vorbehalte hegten und die UNO zudem eine überragende humanitäre Verantwortung für die Wohlfahrt der Palästinenser hatte. Wir schlugen dem Quartett eine »gemeinsame, aber differenzierte« Vorgehensweise vor: Die Mitglieder ohne Vorbehalte sollten die notwendigen Gespräche mit der Hamas führen, während die Mitglieder mit Vorbehalten von außen Druck ausüben sollten. Doch Rice wollte nichts davon hören. »Tatsache ist, dass wir geteilter Meinung sind, und das können wir nicht verbergen«, sagte sie am 28. März in einem Telefongespräch zu Quartett-Angelegenheiten. Als ich ein Treffen des Nahostquartetts vorschlug, um weiter darüber zu diskutieren, entgegnete sie: »Ich freue mich immer, Sie zu sehen, bin aber nicht sicher, dass es noch etwas gibt, das im Quartett diskutiert werden könnte.«

				Meine unmittelbare Sorge war, dass die Palästinensische Autonomiebehörde lebensfähig blieb. De Soto und Wolfensohn bereiteten Studien vor, in denen sie voraussagten, dass das Gesundheits- und Bildungswesen im Chaos versinken würde, wenn man der Autonomiebehörde den Geldhahn zudrehte. Außerdem bekäme man es mit einem über die ausbleibenden Gehaltszahlungen verärgerten Sicherheitssektor zu tun. Die Arbeit des Institutionenaufbaus von über zehn Jahren, wie unvollkommen sie auch sein mochte, wäre umsonst gewesen.

				Die Amerikaner schien das nicht zu kümmern. Tatsächlich warnten sowohl Wolfensohn als auch de Soto davor, dass die Vereinigten Staaten den Zusammenbruch der Palästinensischen Autonomiebehörde und mit ihr der Hamas anstrebten. Israel verfolgte dasselbe Ziel. Scharons Berater Dov Weisglass erklärte meinem Sonderbeauftragten, mehr als »ein paar Tage« öffentlicher Proteste seien nicht nötig, um die Hamas zu zwingen, die internationalen Forderungen zu erfüllen, oder ihren Sturz herbeizuführen. Dennoch wollten die Geberländer offensichtlich kein Geld an die Autonomiebehörde überweisen, solange keine Anzeichen für eine ernsthafte politische Wandlung der Hamas zu erkennen waren, insbesondere in Bezug auf ihre Haltung zur Gewalt und zur Zwei-Staaten-Lösung.

				»Wenn man uns vorwirft, den Sturz der Hamas sowie sozialen und ökonomischen Aufruhr in den Gebieten verursacht zu haben, wird man es uns nie verzeihen«, sagte ich im April in einem Telefongespräch zu Javier Solana. Glücklicherweise war er ebenso wie Benita Ferrero-Waldner, die Chris Patten auf dem Posten des EU-Kommissars für Außenangelegenheiten abgelöst hatte, meiner Meinung. Sie installierten einen temporären internationalen Mechanismus, um Geld in die wichtigsten Bereiche des öffentlichen Diensts in den Palästinensergebieten pumpen zu können, mitsamt Sicherheitsvorkehrungen, die verhindern sollten, dass Mittel für andere Zwecke abgezweigt wurden. Doch allein die Zustimmung der Amerikaner dafür zu erhalten erwies sich als schwierig. Der EU-Mechanismus zögerte den Niedergang der palästinensischen Institutionen hinaus, konnte ihn aber nicht verhindern. Ich hoffte, der völlige Zusammenbruch ließe sich vermeiden, wenn sich die Palästinenser auf eine Einheitsregierung mit einem vernünftigen politischen Programm verständigen könnten. Dies erforderte jedoch, dass die Hamas sich bewegte und die Geberländer nicht auf hundertprozentiger Erfüllung ihrer Forderungen bestanden.

				Einige meiner Berater hielten es außerdem für notwendig, in einen politischen Dialog mit der Hamas einzutreten, um deren Absichten zu sondieren, ihre Führer über die politische Verantwortung sowohl der Regierungstätigkeit als auch der Teilnahme am politischen Prozess aufzuklären, ihnen die Erwartungen der Weltgemeinschaft direkt vor Augen zu führen und sie zu einer weiteren politischen Evolution zu ermuntern. Ich hatte keine grundsätzlichen Einwände dagegen; immerhin stand die Initiative im Einklang mit der sonst überall angewandten Vorgehensweise der UNO. Ein wesentlicher Bestandteil der Amtsbeschreibung des UN-Generalsekretärs ist sein Recht, mit allen Beteiligten eines gegebenen Konflikts zu sprechen und eine inklusive Herangehensweise an den politischen Dialog zu fördern.

				Aufgrund meiner Erfahrungen in der Region, einschließlich derjenigen mit der Hisbollah, war ich allerdings skeptisch, was die Fähigkeit der Vereinten Nationen anging, diese Rolle gegenüber der Hamas auszufüllen – es sei denn, es wäre eine einmütig beschlossene internationale Strategie vorhanden, so dass feststünde, wohin die Reise gehen sollte. Doch die gab es nicht. Noch unangenehmer war die Aussicht, dass die UNO es sich durch einen hochrangigen politischen Dialog mit einer Hamas-Regierung mit vielen Beteiligten verderben würde. Israel würde meinen Beauftragten höchstwahrscheinlich nicht empfangen, und die Vereinigten Staaten gaben unmissverständlich zu verstehen, wo sie standen. Präsident Abbas blieb Chef der Palästinensischen Autonomiebehörde und der PLO, und es war wichtig, seine Stellung als Führungspersönlichkeit, die für einen gewaltfreien Weg stand, zu stützen und zu stärken. Nach meiner Ansicht mussten wir mit beiden Seiten sowie mit unseren internationalen Partnern zusammenarbeiten. Ohne eine stärkere internationale Basis würden wir bei dem Versuch, die Hamas in die politische Mitte zu drängen, wenig erreichen und möglicherweise einen hohen Preis zahlen müssen. Außerdem war ich überzeugt, dass sich die internationale Position im Lauf der Zeit den Gegebenheiten anpassen würde.

				Deshalb schlug ich die Tür nicht zu und gestattete den UN-Mitarbeitern vor Ort technische Kontakte, soweit sie zur Erfüllung ihrer Mandate nötig waren. Diese Kontakte waren in den Folgejahren entscheidend für die Durchführung der UN-Programme – insbesondere im Gazastreifen, nachdem die Hamas dort Mitte 2007 die Macht übernommen hatte. Auch notwendige politische Kontakte ließ ich zu. So telefonierte mein Sonderbeauftragter mehrmals in besonderen Spannungssituationen mit dem neuen palästinensischen Ministerpräsidenten Ismail Haniyeh. Außerdem wurde ein hoher Mitarbeiter des Sonderkoordinators der Vereinten Nationen (UNSCO) beauftragt, Kontakt mit der Hamas-Führung aufzunehmen. Damit begann ein stiller politischer Prozess, der sich seither gefestigt hat und von verschiedenen Seiten genutzt wurde, um über bestimmte Probleme zu sprechen, von der Deeskalation gewalttätiger Vorfälle bis zum Austausch von Gefangenen.

				Der Libanon: die Ermordung Hariris

				Während die Palästinafrage seit dem israelischen Rückzug aus dem Gazastreifen über Jahre hinweg mein Denken beherrschte, sah ich mich am Ende meiner Amtszeit erneut mit dramatischen Ereignissen im Libanon konfrontiert.

				Mehrere Jahre hatte der milliardenschwere libanesische Geschäftsmann Rafiq al-Hariri durch die schiere Kraft seiner Persönlichkeit und mit Hilfe seines immensen Reichtums das politische Leben im Libanon dominiert. Endlich einmal gab es einen sunnitischen Führer, der, soweit es möglich war, die Trennung zwischen den Glaubensbekenntnissen überwand. Als Ministerpräsident trug »Mr. Libanon« tatkräftig dazu bei, sein Land und dessen bemerkenswerte Hauptstadt Beirut aus der vom Krieg verursachten Zerrüttung herauszuführen. Der Wiederaufstieg Beiruts machte in der Tat Mut. Als ich die Stadt 1998 zum ersten Mal als Generalsekretär besuchte, um das dortige UN-Haus einzuweihen, erklärte ich: »Alle Männer und Frauen mit Hoffnung, wo immer sie leben, sind Bürger von Beirut. Deshalb sage ich als hoffnungsvoller Mensch voller Stolz: ›Ana Beiruti‹ (Ich bin ein Beiruter).«

				Hariri hatte Verbindungen zu Saudi-Arabien, wo er sein Vermögen gemacht hatte, und zum Westen, hielt aber auch engen Kontakt zu Syrien, das rund 40 000 Soldaten im Libanon stehen hatte und dessen Geheimdienstchef wahrscheinlich der mächtigste Mann im Land war. Durch das 1998 geschlossene Abkommen von Taif war die militärische Präsenz Syriens als Garant der Sicherheit des Libanon legitimiert worden. In dem Abkommen war auch die Verringerung der Truppenpräsenz vereinbart worden, aber während sich das Land in den neunziger Jahren und am Anfang des 21. Jahrhunderts erholte, wurde diese Vertragsklausel nie erfüllt. Syrien rechtfertigte seine Hegemonie damit, dass sie ein Gegengewicht zur Präsenz Israels bilde.

				Nach dem Abzug der israelischen Armee im Jahr 2000 schien die syrische Rolle im Libanon jedoch zunehmend von niedrigen Beweggründen bestimmt zu sein, unter anderem von korrupten syrischen Wirtschafts- und Geheimdienstinteressen. Syrien unterhielt enge Verbindungen zur Hisbollah, die nach dem israelischen Rückzug stärker wurde, und rechtfertigte die Stationierung seiner »Widerstandswaffen« mit der Behauptung, die Schebaa-Farmen seien unbefreites libanesisches Territorium. Die libanesische Regierung war nicht in der Lage oder willens, im Süden des Landes ihre Autorität durchzusetzen, und überließ es UNIFIL, einen unsicheren Frieden zwischen den israelischen Stellungen südlich und den Hisbollah-Stellungen nördlich der Blauen Linie aufrechtzuerhalten.

				Im September 2004 arrangierte der syrische Präsident Baschar al-Assad eine Verlängerung der Amtszeit des prosyrischen libanesischen Präsidenten Lahoud um drei Jahre, indem er die libanesische Regierung zwang, das Gesetz über die Amtszeiten entsprechend zu ändern. Nach meiner Erfahrung verhieß ein solcher Schritt nie Gutes; für gewöhnlich wurde er in Afrika unternommen, und ich übte quasi gewohnheitsmäßig scharfe Kritik an starken Männern, die verfassungsmäßige Einschränkungen der präsidialen Amtszeit über den Haufen warfen. Dieser Schritt und die Art seiner Ausführung hatten ein Zerwürfnis zwischen Assad und Hariri zur Folge, der wenig später zurücktrat.

				Assad bestätigte durch sein Vorgehen den Eindruck, den ich in den Verhandlungen über die Blaue Linie von ihm gewonnen hatte. Nach meiner ersten Begegnung mit ihm im Jahr 2000 beschrieb ich ihn als »Sohn seines Vaters und modernen Mann«. Damit meinte ich, dass er das Potential besaß, sein Land zu reformieren. Ein gutes Jahrzehnt später bestätigte mir seine Reaktion auf die Forderung des sich erhebenden syrischen Volks nach Reformen – nicht nach einer Revolution – den beunruhigenden Verdacht, dass er sich mit einer kleinen Gruppe alawitischer Sicherheitsoffiziere verbunden hatte und entschlossen war, seine Macht mit allen Mitteln zu behaupten. Dazu gehörte auch ein neuerlicher Angriff auf die Stadt Hama, die schon zuzeiten seines Vaters eine brutale Militäraktion mit schätzungsweise zehntausend Toten über sich ergehen lassen musste. Während ich dies schreibe, erlebt Syrien die gewaltsamste Reaktion einer Regierung auf den arabischen Frühling. Tausende von Menschen werden von den Sicherheitskräften getötet, und ein Ende ist nicht in Sicht.

				Ebenso wie Assad 2011 sein eigenes Volk falsch einschätzte, hatte er im Jahr 2004 die Libanesen verkannt. Seine Intervention gegen Hariri hatte zur Folge, dass sich Christen, Sunniten und Drusen in der Opposition gegen ihn zusammenfanden; nur die Schiiten, einschließlich der Hisbollah, blieben überwiegend Syrien treu. Darüber hinaus hatte Assad die internationale Szene falsch eingeschätzt. Sein Vorgehen im Libanon erreichte, woran bisher jeder gescheitert war: Es brachte US-Präsident Bush und den französischen Präsidenten Chirac, die sich wegen des Irakkriegs zerstritten hatten, wieder zusammen, denn sie waren sich darin einig, dass wegen des Libanon Druck auf Syrien ausgeübt werden musste.

				Chirac, der nicht die Absicht hatte, das syrische Regime zu gefährden, setzte sich dafür ein, dem neuen Präsidenten die Hand zu reichen. Aber die Verlängerung von Lahouds Amtszeit war in seinen Augen ein Staatsstreich gegen eine aufblühende arabische Demokratie und gegen seinen engen persönlichen Freund Rafiq al-Hariri. Die Haltung der Vereinigten Staaten wurde eher durch die Auswirkungen der Invasion des Irak und ihr Bestreben bestimmt, jeder Kraft entgegenzutreten, die in der Region für Instabilität sorgte. Assad seinerseits schien entschlossen zu sein, auf seinen Vorrechten im Libanon zu beharren, und da ein Frieden mit Israel nicht in Sicht war, bemühte er sich um ein engeres Bündnis mit dem Iran und der Hisbollah. Damit waren alle Zutaten für einen Showdown beisammen.

				Da Assad bereit war, die Verlängerung von Lahouds Amtszeit mit Gewalt durchzusetzen, brachten die Vereinigten Staaten und Frankreich die Resolution 1559 in den Sicherheitsrat ein, der sie billigte, wenn auch nur mit neun Stimmen, da sich Russland und China der Stimme enthielten. Die Resolution verlangte die volle Wiederherstellung der Souveränität und politischen Unabhängigkeit des Libanon. Im Einzelnen forderte sie freie Wahlen, den Abzug aller verbliebenen ausländischen (das hieß syrischen) Truppen sowie die Auflösung und Entwaffnung aller libanesischen (Hisbollah) und nichtlibanesischen (palästinensischen) Milizen.

				Im Lauf der Zeit wurde die Resolution 1559 zu einer der umstrittensten UN-Interventionen im Nahen Osten. Laut ihren Befürwortern enthielt sie die unverwirklichten Klauseln des Abkommens von Taif und brach eine Lanze für einen in Bedrängnis befindlichen Libanon; sicherlich gab es progressive Kräfte im Land, die die Intervention des Sicherheitsrats begrüßten. Andererseits stand die aggressive Haltung des Sicherheitsrats zur syrischen Präsenz im Libanon in krassem Gegensatz zu seiner Passivität in Bezug auf die israelische Besetzung arabischer Gebiete. Ich mahnte öffentlich immer wieder, dass der Eindruck, wir würden im Nahen Osten mit zweierlei Maß messen, die Stellung der Vereinten Nationen untergrabe. Wichtiger war jedoch, dass der Libanon, wie ein politischer Beobachter es damals ausdrückte, »ein zu dünnes Schilfrohr« war, »um darauf eine Konfrontationsstrategie [gegenüber Syrien] aufzubauen«.

				In meinem ersten Bericht an den Sicherheitsrat über die Resolution 1559 stellte ich fest, dass bislang keine konkreten Schritte unternommen worden seien, aber dass sowohl die libanesische als auch die syrische Regierung trotz ihrer Ablehnung der Resolution erklärt hätten, sie würden sie aus Achtung vor dem Sicherheitsrat »nicht anfechten«. Der Widerspruch kam von der Straße, und der Libanon wurde bald von einer Welle von Bombenanschlägen erfasst, die sich gegen antisyrische Angehörige der politischen Elite richtete. Am selben Tag, als ich meinen Bericht über die Resolution veröffentlichte, entging Marwan Hamade, ein politischer Verbündeter Hariris, nur knapp dem Tod, als neben seinem Auto eine Bombe explodierte.

				Das eigentliche Erdbeben erfolgte am 14. Februar 2005, als Hariri selbst in Beirut durch eine massive Explosion getötet wurde. Ich hörte die Nachricht am frühen Morgen in meiner New Yorker Residenz und war entsetzt über die schiere Dreistigkeit des Anschlags. Der unmittelbare Hintergrund war erschütternd. Mein Sonderbeauftragter war zwei Tage zuvor von einer Mission in der Region zurückgekehrt, wo er erfolglos versucht hatte, die Spannungen zwischen Assad und Hariri zu verringern.

				Auf Ersuchen des Sicherheitsrats bat ich Peter Fitzgerald – einen kompetenten, hochrangigen irischen Polizeibeamten mit Erfahrungen aus früheren UN-Friedensmissionen –, eine Untersuchung des Mordes zu leiten. Sein Bericht enthielt einen dramatischen Absatz, in dem erzählt wurde, wie der syrische Präsident Hariri vor der Verlängerung von Lahouds Amtszeit in Damaskus persönlich gedroht hatte. Bei einem Treffen, das keine zehn Minuten dauerte, hatte er erklärt, er würde eher »den Libanon über den Köpfen von Hariri und [Drusenführer Walid] Dschumblat zerbrechen, als zuzusehen, wie im Libanon sein Wort gebrochen« werde. Als ich Assad zwei Tage vor der förmlichen Übergabe des Berichts in Algier begegnete, machte ich ihn darauf aufmerksam, dass seine Drohung in dem Bericht enthalten sein könnte. Assad bestritt die Drohung, aber er versuchte auch nicht, den Bericht abändern zu lassen. Nachdem ich den Bericht dem Sicherheitsrat vorgelegt hatte, forderten die Syrer mich auf, den inkriminierenden Absatz zu überarbeiten, aber ich ließ ihn, wie er war.

				Fitzgerald empfahl in seinem Bericht, eine unabhängige internationale Untersuchung durchzuführen, um die Wahrheit ans Tageslicht zu fördern. Der Sicherheitsrat bildete daraufhin eine Untersuchungskommission, die im Oktober 2005 ein Zwischenergebnis vorlegte, dem zufolge das Verbrechen »von einer Gruppe mit einer umfangreichen Organisation und beachtlichen Ressourcen und Fähigkeiten ausgeführt« worden war. Es sei nahezu unvorstellbar, hieß es weiter, dass der Anschlag ohne Wissen der Geheimdienste Syriens und des Libanon, die eng zusammenarbeiteten, verübt worden sein könnte.

				Während ich dies schreibe, sechs Jahre später, ist immer noch nicht geklärt, wer für die Morde an Hariri und über einem Dutzend anderer, die damals getötet wurden, verantwortlich ist. Als ich nach meinem Ausscheiden aus dem Amt in Paris an einer Gedenkveranstaltung für Hariri teilnahm, wurde mir schmerzhaft bewusst, dass ich nicht in der Lage gewesen war, die Akte zu schließen. Außerdem stehe ich mit seiner Witwe in regelmäßigem Kontakt. Während der Untersuchung durch die UNO wurden mehrere Personen festgenommen, dann aber mangels Beweisen wieder freigelassen. Das hat die Untersuchung ebenso gehemmt wie die Tatsache, dass ein Schlüsselzeuge ermordet wurde. Wenn die Politik ein rasantes Tempo vorlegt, kann die Langsamkeit der internationalen Justiz zum Problem werden.

				An die Stelle der Internationalen Unabhängigen Untersuchungskommission der Vereinten Nationen (UNIIC) trat schließlich ein UN-Sondergerichtshof für den Libanon, der am 17. August 2011 einen Abschlussbericht vorlegte, einschließlich mehrerer Urteile gegen vier Hisbollah-Mitglieder. Obwohl die Urteile einen wichtigen Schritt darstellen, gestaltet sich ihr Vollzug im Mahlstrom der libanesischen Politik und aufgrund der Tatsache, dass die Hisbollah heute in der libanesischen Regierung eine Sperrmehrheit besitzt, zwangsläufig schwierig. Die Stabilität des Libanon ist schon unter den besten Umständen schwer aufrechtzuerhalten. Es bleibt abzuwarten, wie sich diese Angelegenheit in den kommenden Jahren auf die libanesische Politik auswirken wird.

				Der Libanon: die Zedernrevolution und der Rückzug Syriens

				Die internationale Empörung über die Ermordung Hariris machte zusammen mit den Massendemonstrationen in den Straßen von Beirut klar, dass die Menschen auf freien Parlamentswahlen bestanden und dass Syrien nicht in der Lage sein würde, seine Militärpräsenz beizubehalten. Die Blöcke, von denen man im heutigen Libanon spricht – der prosyrische 8. März und der antisyrische 14. März –, sind nach den Terminen von Massendemonstrationen jener Zeit benannt.

				Es war ein diplomatischer Durchbruch, als Assad am 12. März 2005 Rød-Larsen in Aleppo mitteilte, dass er vorhabe, die syrischen Truppen nach einem konkreten Zeitplan aus dem Libanon abzuziehen. Ende März drängte ich ihn dann bei einem Treffen in Algier, seinen Zeitplan bald vorzulegen und dafür zu sorgen, dass seine Truppen und sein Geheimdienst noch vor den libanesischen Wahlen das Land verließen. Starke Unterstützung erhielten wir aus Washington und Paris; Bush, Chirac und Rice gratulierten mir telefonisch zu unserer Arbeit, aber ich versuchte, mich in meinem Engagement nicht von diesem hochtönenden Interesse beeinflussen zu lassen. In meinen Ohren klang die amerikanische Lobhudelei wie eine Ironie, denn immerhin hatte Präsident Bush gerade erst John Bolton, einen bekannten Gegner der UNO, zum amerikanischen Botschafter bei den Vereinten Nationen ernannt. Dies war kaum ein Zeichen der Unterstützung für mich oder die Institution.

				Ende März wurden in Beirut innerhalb von neun Tagen vier Bombenanschläge verübt. Die Forderungen der Sicherheitsratsresolutionen 1559 und 1995 bildeten das Wahlkampfprogramm der Opposition, sie waren deren Bedingungen für die Beteiligung an einer Regierung der nationalen Einheit: faire, freie Wahlen, eine internationale Untersuchung des Mordes an Hariri, der syrische Rückzug sowie der Rücktritt der Führung der libanesischen Sicherheitskräfte. Schließlich wurde der Wahltermin auf den 29. Mai festgelegt, und die UNO leistete technische Hilfe, damit der gebrechliche Staat die Wahlen durchführen konnte.

				Anfang April kehrte mein Sonderbeauftragter nach Damaskus zurück, um den syrischen Zeitplan für den Rückzug sämtlicher syrischer Truppen, Einrichtungen und Geheimdiensteinheiten bis zum 30. April entgegenzunehmen. Assad rief mich an, um mich zu bitten, den nächsten Bericht über die Umsetzung der Resolution 1559 bis zum 26. April zu verschieben. Bis zu diesem Tag werde der syrische Rückzug vollendet sein. »Das steht fest«, versprach er, »da können Sie sicher sein.« Rice und Chirac waren entsetzt, dass ich Assads Bitte nachgegeben hatte, und versuchten mich umzustimmen. Aber ich hatte von Assad die substantielle Zusicherung erhalten, die ich brauchte, und sah keinen Anlass, nun noch dafür zu sorgen, dass er sein Gesicht verlor. Außerdem hatte ich die Absicht, die Kontrolle über meine Berichterstattung selbst zu behalten – und sie weder an Assad noch an die Vereinigten Staaten oder Frankreich abzutreten.

				Am 26. April konnte ich dem Sicherheitsrat berichten, dass Syrien am selben Tag schriftlich seinen Rückzug aus dem Libanon bestätigt habe. Ich entsandte ein technisches Team, um diese Meldung zu prüfen. Es stellte fest, dass keine Geheimdienstpräsenz mehr zu bemerken sei, konnte aber nicht vorbehaltlos bestätigen, dass der gesamte Geheimdienstapparat abgezogen worden war. Das Team musste später erneut in den Libanon reisen, da Meldungen eintrafen, nach denen der syrische Geheimdienst weiterhin in dem Land aktiv war – was zweifellos zutraf, denn damals hatten viele Länder Agenten im Libanon stationiert –, aber er schien sich nicht massiv in den Wahlprozess einzumischen.

				Ende 2005, Anfang 2006 ließ die Schwungkraft der Resolution 1559 nach, vor allem weil die vielen verbliebenen Probleme schwerer zu lösen waren und eines internationalen politischen Konsenses bedurften. Im Libanon kam ein nationaler Dialog in Gang, in dem Themen wie die Präsidentschaft sowie die Waffen der Hisbollah und der Palästinenser diskutiert wurden. 2005 behauptete Hisbollah-Führer Hassan Nasrallah öffentlich, seine Bewegung verfüge über mehr als 12 000 Raketen. Aber die libanesische Armee weigerte sich, Waffenlager der Hisbollah auszuheben, da diese immer noch als Verkörperung des Widerstands gegen Israel betrachtet wurde. Interessanterweise ergab sich aus dem nationalen Dialog ein libanesischer Konsens, dem zufolge der Libanon nach einer Rückgabe der Schebaa-Farmen keine territorialen Ansprüche an Israel mehr hätte. Auf diese Weise würde implizit auch die Behauptung der Hisbollah, dass sie Waffen brauche, um libanesische Gebiete zu befreien, obsolet werden.

				Damit eröffnete sich eine potentiell vielversprechende Perspektive. Als Scharon zum ersten Mal als Ministerpräsident zur UN-Generalversammlung anreiste, um sich im Glanz des israelischen Rückzugs aus dem Gazastreifen zu sonnen, drängte ich ihn, den nächsten mutigen Schritt zu unternehmen – die Aufgabe der Schebaa-Farmen; wenn nicht anders möglich, könnten sie der UNO übergeben werden. Sie waren eindeutig kein israelisches Territorium, und ein israelischer Rückzug könnte die Position der Hisbollah in der innenpolitischen Debatte des Libanon schwächen und den libanesischen Ministerpräsidenten Fouad Siniora stärken, der an der Spitze der nach den Mai-Wahlen gebildeten, sich auf Hariri berufenden Regierung stand. Israel hatte starke Vorbehalte dagegen, wieder aufzuschnüren, was im Jahr 2000, als ich die Blaue Linie zog, geknüpft worden war. Als wir uns im September 2005 trafen, schien Scharon jedoch einen solchen Schritt zu erwägen. Bis zu seinem schweren Schlaganfall einige Monate später geschah indes nichts, und bald darauf trat Ehud Olmert an seine Stelle.

				Es gab noch eine andere Lösung für die Schebaa-Frage: eine bilaterale Einigung zwischen Syrien und dem Libanon über den Verlauf der Grenze. Aber Syrien unternahm nichts in dieser Richtung, da es ein weiteres Signal seines Rückzugs aus dem Libanon gewesen wäre. Über diese wichtigen, wenn auch etwas verzwickten Fragen wurde diskutiert, als an der Blauen Linie ein Krieg ausbrach.

				Der Libanon: der Krieg von 2006 und die Resolution 1701

				Im Prolog bin ich auf viele Aspekte meiner diplomatischen Tätigkeit in dem 34-tägigen Krieg zwischen Israel und der Hisbollah im Juli und August 2006 eingegangen. In jenem Konflikt kamen fast alle Elemente zusammen, die den Nahen Osten so unbeständig machen; zugleich war er ein eindrückliches Beispiel für die symbiotische Beziehung zwischen dem UN-Generalsekretär und dem Sicherheitsrat in einer schweren internationalen Krise.

				Die Spaltung, die im Sicherheitsrat zutage trat, spiegelte sich in den Adjektiven wider, mit denen das Ziel der internationalen Diplomatie beschrieben wurde – bestand es in einem »sofortigen« oder einem »dauerhaften« Ende der Gewalt? Diejenigen, die Ersteres forderten, fürchteten, dass der Krieg, je länger er dauerte, desto mehr libanesische und israelische Zivilisten das Leben kosten, die Hisbollah stärken, Sinioras Regierung schwächen sowie Israel und seine westlichen Verbündeten beschädigen würde. Ich selbst war während des gesamten Krieges vielleicht der lautstärkste und sichtbarste Verfechter dieser Ansicht, aber auch viele europäische und arabische Staatsmänner sowie nichtwestliche Sicherheitsratsmitglieder waren derselben Auffassung.

				Das andere Lager wollte Israel Zeit lassen, »die Mission zu beenden«. Nach ihrer Meinung konnte der Krieg nicht beendet werden, solange die ihm »zugrunde liegende Ursache«, womit das Waffenarsenal der Hisbollah gemeint war, nicht beseitigt war. Zu diesem Lager, an dessen Spitze Bush und Blair standen, gehörten einige arabische Führer, die wollten, dass der Hisbollah ein Schlag versetzt würde, und natürlich Israel.

				Während ich das Argument teilte, dass die Krise nicht einfach durch eine Rückkehr zum Status quo vor Kriegsausbruch gelöst werden konnte, unterschied ich klar zwischen einer Einstellung der Feindseligkeiten, die bei gutem Willen sofort erreichbar war, und dem Bündel politischer und Sicherheitsfragen, die für einen längerfristigen Waffenstillstand gelöst werden mussten. Aus meiner Sicht schadete die wochenlange israelische Bombardierung des Libanon einzig und allein der libanesischen Regierung. Ich verurteilte die Provokation, mit der die Hisbollah den Krieg heraufbeschworen hatte, sowie das Sperrfeuer von Raketen, mit dem sie Israel terrorisierte und das häufig mitten aus Bevölkerungszentren abgeschossen wurde. Aber ebenso verurteilte ich Israels exzessiven Einsatz massiver Feuerkraft gegen Ziele, die in vielen Fällen kaum mit der Hisbollah in Verbindung gebracht werden konnten.

				Binnen weniger Stunden nach Ausbruch der Krise beschloss ich, ein Team aus drei hochrangigen Gesandten in die Region zu schicken. Rice verlangte, die Mission auf der Grundlage der Resolution 1559 zu bilden – die unter anderem die Entwaffnung der Hisbollah vorsah –, doch dieses Ziel war unmöglich während einer israelischen Offensive beziehungsweise durch diese zu erreichen, ganz gleich, wie lange sie dauerte. Auch wenn Israel den Libanon monatelang bombardierte, wäre die Hisbollah am Ende immer noch da und gehörte immer noch der libanesischen Regierung an. Deshalb mussten sowohl sie selbst als auch ihre regionalen Unterstützer an der Lösung beteiligt werden.

				Seiner Hybris in den ersten Tagen des Konflikts entsprechend, die ihm eingab, er brauche keine Leiter zum Ausstieg aus der Krise, teilte mir der israelische Ministerpräsident Olmert anfangs mit, er werde wahrscheinlich keine Zeit haben, sich mit den UN-Vertretern zu treffen. Schließlich empfing er sie doch. Auch nach Beirut reiste das Trio. Es entwickelte Schlüsselelemente eines Pakets, mit dem ein Waffenstillstand erreicht werden konnte. Dazu gehörten: die Freilassung der gefangenen Soldaten, eine erweiterte Friedenstruppe, die der libanesischen Regierung dabei helfen sollte, ihre Kontrolle über den Süden des Landes wiederherzustellen, und die Einberufung einer internationalen Konferenz, um die Grenzen des Libanon neu zu ziehen und den Status sämtlicher umstrittenen Gebiete, einschließlich der Schebaa-Farmen, zu klären. In den nachfolgenden Beratungen unter Leitung der Amerikaner und Franzosen einigte sich der Sicherheitsrat auf die Resolution 1701, die am 11. August beschlossen wurde. Ich war enttäuscht, dass es einen Monat gedauert hatte – während die Kämpfe unvermindert weitergingen –, bis die Resolution zustande gekommen war, und hielt es, als die Resolution zum Beschluss vorlag, für gerechtfertigt, die versammelten Außenminister im Sicherheitsrat zu rügen:

				»Ich würde etwas versäumen, wenn ich Ihnen nicht mitteilte, wie enttäuscht ich bin, dass der Rat diesen Punkt nicht viel, viel früher erreicht hat … Die Unfähigkeit [des Rats], früher zu handeln, hat das Vertrauen der Welt in seine Autorität und Integrität zutiefst erschüttert.«

				Aber auch die Verabschiedung der Resolution führte nicht zur Beendigung der Kämpfe. Diese Aufgabe fiel mir zu. Nach meiner Erfahrung aus der Friedenssicherung reichte die Forderung der Resolution nach einer »sofortigen« Einstellung der Kämpfe, so wie sie formuliert war, nicht aus. Ich hatte die Amerikaner und Franzosen gedrängt, ein Datum und eine Frist in den Text aufzunehmen. Doch John Bolton, der trotz seiner auftrumpfenden Art noch nie in seinem Leben für einen einzigen Soldaten verantwortlich gewesen war, ignorierte den Rat.

				Schließlich handelte ich die Einstellung der Kämpfe direkt mit Olmert und Siniora aus. Die Israelis verlangten weitere sechzig Stunden, wobei Olmert mir versicherte, er werde diese Zeit nicht für »offensive Maßnahmen« nutzen, sondern dafür, die israelischen Truppen in die Lage zu versetzen, »sich selbst zu verteidigen«, da jede im Rückzug befindliche Armee verwundbar sei. Mit Hilfe von US-Außenministerin Rice konnte ich Olmert von den sechzig Stunden herunterhandeln, und er stimmte der Beendigung der Kampfhandlungen am Montag, dem 14. August, um sieben Uhr zu. Auch Siniora akzeptierte im Namen seiner Regierung, einschließlich der Hisbollah, diesen Termin. Ich bestätigte dies in Schreiben an beide Ministerpräsidenten, denen ich eine Liste dessen, was erlaubt und was verboten war, beifügte, um klarzustellen, was die Kampfeinstellung bedeutete. Im Wesentlichen setzte ich damit die Resolution 1701 nach eigenem Ermessen in eine Vereinbarung mit den Konfliktparteien um.

				Trotz Olmerts Zusicherung setzte Israel in jenen letzten drei Tagen seine Offensive fort, wobei es unter anderem in großer Menge Streumunition einsetzte, die noch lange, nachdem die Kanonen verstummt waren, libanesische Männer, Frauen und Kinder töten sollte. Den UN-Generalsekretär irrezuführen war keine exklusiv israelische Spezialität: Als ich Assad anrief, um ihn aufzufordern, den Waffennachschub für die Hisbollah einzustellen, erwiderte er einfach, Syrien beliefere die Bewegung mit gar nichts. Sowohl er als auch der iranische Präsident Mahmud Ahmadinedschad versicherten mir, sie würden die Resolution 1701 unterstützen. Ich machte mir jedoch keine Illusionen darüber, dass diese Versicherung vor Ort viel bedeutete. Gleichwohl war es besser, eine Zusage zu haben, an der sie gemessen werden konnten, als nichts in der Hand zu haben. Das Gleiche galt für die Israelis.

				Ein Hauptelement des 1701-Pakets war eine stärkere, neugestaltete UNIFIL mit einem härteren Mandat und den richtigen Truppen. Zunächst wollten die Vereinigten Staaten UNIFIL abziehen und eine multinationale Truppe entsenden, wie von den Israelis am Anfang ihrer Kampagne gefordert. Aber mir war klar, dass sie in der Praxis nie zustande kommen und im Libanon nicht funktionieren würde; außerdem waren jene Länder, die eine solche Truppe aufzustellen verlangten, selbst nicht bereit, sich an ihr zu beteiligen. In einem Punkt waren sich alle einig: nämlich dass die Entwaffnung der Hisbollah Aufgabe der Libanesen war, und nicht der internationalen Truppen. Wie Rice mir gegenüber erklärte, hatten die Vereinigten Staaten auch nicht versucht, die Taliban zu entwaffnen, sondern es den Afghanen überlassen. Schließlich sahen auch die Amerikaner ein, dass eine umgestaltete UNIFIL nicht nur eine Option unter anderen war, sondern die einzig mögliche. Washington bestand allerdings zu Recht auf einem möglichst starken Mandat, denn auf der Grundlage des bisherigen konnte UNIFIL der Situation kaum gerecht werden. Die Führung würden die Franzosen übernehmen, und andere Europäer, aber auch Nichteuropäer würden Truppen beisteuern.

				Nach der Verabschiedung der Resolution 1701 herrschte herzlich wenig Zuversicht, dass der Waffenstillstand halten und die UN-Truppe zustande kommen würde. Mit dem Ende der Gewalt begann eine neue Phase meiner Arbeit. Wenn sich Israel zum zweiten Mal in sechs Jahren hinter die Blaue Linie zurückziehen sollte, war es von entscheidender Bedeutung, dass die versprochenen Truppen tatsächlich bereitgestellt und an Ort und Stelle gebracht wurden. Gleichzeitig musste gewährleistet werden, dass die libanesische Armee Stellungen südlich des Flusses Litani bezog.

				Ich drängte die Europäer, einen Truppenkern von ernstzunehmender Stärke zusammenzubringen. Man muss ihnen zugutehalten, dass sie meiner Aufforderung nachkamen; Ende August sagten europäische Staatsmänner in einer Besprechung in Brüssel die Bereitstellung von 8000 Soldaten zu. Um die Truppe zu vervollständigen, wandte ich mich anschließend an moslemische Länder – Malaysia, Indonesien, Bangladesch und die Türkei –, die mir ebenfalls ihre Unterstützung zusicherten.

				Die Verwüstungen in Teilen des Libanon waren enorm, und ich bemühte mich um eine rasche Aufhebung der israelischen Luft- und Seeblockade des Landes. Doch Israel wollte sich erst bewegen, wenn die internationalen Truppen vor Ort waren, während diese ihrerseits erst anrücken wollten, wenn sich Israel bewegt hatte. Bevor ich eine Einigung erzielt hatte, ließ ich mich auf ein Glücksspiel ein und gab im Grunde bekannt, dass die Blockade aufgehoben werden würde. Wie sich herausstellte, hatte ich der Sache damit den nötigen Anstoß gegeben. Manchmal muss man das Scheitern riskieren, um Erfolg zu haben.

				Die israelische Außenministerin Tzipi Livni störte besonders die Beteiligung Malaysias. Sie wandte ein, dass Israel keine diplomatischen Beziehungen zu dem Land unterhalte. Ich fand diesen Einwand übertrieben und ignorierte ihn, zumal die malaysischen Einheiten an einer Stelle stationiert werden sollten, wo sie mit israelischen Truppen nicht direkt in Kontakt kamen. Der Krieg hatte Israels Verwundbarkeit in einer immer unbeständigeren Region aufgezeigt und endete, ohne dass es eines seiner erklärten Kriegsziele erreicht hatte. Ich übertrug einem deutschen Geheimdienstmann die Verhandlungen über einen Gefangenenaustausch, der schließlich unter meinem Nachfolger stattfand: Im Austausch gegen noch in Israel gefangengehaltene Libanesen wurden Israel die Leichen der beiden als Geiseln genommenen israelischen Soldaten übergeben. Anschließend wurde der Deutsche gebeten, an den Verhandlungen zwischen Israel und der Hamas über die Freilassung eines im Gazastreifen gefangen genommenen israelischen Soldaten mitzuwirken, welche die UNO in aller Stille arrangiert hatte. Solche notwendigen Kontakte gemahnen daran, dass Slogans wie »Mit Terroristen reden wir nicht« der Wirklichkeit nicht standhalten, ob nun im Nahen Osten oder anderswo.

				Die Resolution 1701 bürdete den Vereinten Nationen eine neue Last auf: die Gewährleistung der Sicherheit sowohl des Libanon als auch Israels und der gesamten Region. Ich bin stolz auf das, was wir in den Monaten nach Kriegsende bis zu meinem Ausscheiden aus dem Amt des Generalsekretärs im Dezember erreicht haben. Wenn ich das Wirken der Vereinten Nationen im Libanon während meiner Amtszeit insgesamt betrachte, kann ich feststellen, dass wir zweimal zum Abzug Israels aus dem Land beitrugen, ebenso wie zum Abzug Syriens. Wir förderten den nationalen Dialog und stärkten die friedenssichernde Rolle der UNO.

				Das waren notwendige Schritte, wenn der libanesische Staat beginnen sollte, auf eigenen Füßen zu stehen. Aber sie reichten nicht aus, um langfristig die Stabilität des Landes zu sichern. Wir haben zwar die Lage stabilisiert, aber weder die Interventionen des Sicherheitsrats noch meine eigenen vermochten die zugrunde liegenden Probleme zu lösen. Im nationalen Dialog wurde in wichtigen Fragen ein Konsens erreicht, aber in Bezug auf die Waffen der Hisbollah konnte kein signifikanter Fortschritt erzielt werden. Die Zustimmung Syriens und des Iran zur Resolution 1701 war wichtig, aber sie hielt beide Länder nicht davon ab, die Hisbollah mit Waffen zu versorgen. Neben der libanesischen Armee hat auch unsere verstärkte Friedenssicherung dazu beigetragen, dass bewaffnete Akteure im Süden des Landes nicht mehr so sichtbar agieren wie zuvor. Aber die Hisbollah bleibt eine potente Kraft und besitzt eine Art Vetorecht gegenüber der libanesischen Regierung. Israel andererseits hat die Forderung aus dem 1701-Handel, Siniora durch kreative Schritte in Bezug auf Schebaa zu helfen, nicht erfüllt und setzt seine provozierenden Flüge über libanesisches Territorium täglich fort. Nach meiner Reise durch die Region nach Kriegsende unterstrich ich in meinem Bericht an den Sicherheitsrat, dass die Resolution 1701 »kein Buffet, sondern ein festes Menü« sei. Wir müssten alle Fragen im Gleichschritt voranbringen und dürften nicht zulassen, dass sich die Konfliktparteien einzelne Punkte herauspickten.

				Wirkliche Stabilität ist jedoch weder durch Friedenssicherung noch durch Krisendiplomatie zu erreichen; sie kann nur auf der Grundlage eines umfassenden Friedens im Nahen Osten geschaffen werden.

				Friedenssicherung und Friedensschaffung im Nahen Osten

				Jeder Gewaltausbruch, mit dem ich zu tun hatte – von der palästinensischen Intifada über die israelische Operation Verteidigungsschild und den Libanonkrieg bis zur Dauerkrise im Gazastreifen –, versetzte der Idee des friedlichen Miteinanders und der gegenseitig garantierten Sicherheit, die unerlässlich ist, wenn die arabische Welt und Israel eines Tages in Frieden miteinander leben sollen, einen schweren Schlag. Ebenso diskreditierte jede nur teilweise oder gar nicht verwirklichte politische Initiative – von Oslo über die Roadmap bis zum Rückzug aus dem Gazastreifen – letztlich auf beiden Seiten das Konzept eines Verhandlungsfriedens selbst. Die Einzigen, die von dieser Litanei des Scheiterns profitierten, waren und sind diejenigen, die den Konflikt perpetuieren wollen – Militante und Radikale, ob sie nun mit Raketen schießen, in israelischen Städten Selbstmordanschläge verüben oder Palästinenser auf der Westbank drangsalieren, während sie ihnen ihr Land nehmen.

				Die Schlussfolgerung ist klar: Gewalt ist keine Lösung, die bietet nur die Politik, und nötig ist kein Flickwerk, sondern eine umfassende Lösung. Die UNO stand und steht in der Region vor der Aufgabe, eine solche Lösung herbeizuführen, und dies an einem Ort, wo sie als Institution traditionell allenfalls eine Nebenrolle gespielt hat. Durch die Bildung des Nahostquartetts hoffte ich die Legitimität der UNO, die politische Macht der Vereinigten Staaten, die Finanzressourcen der EU und das regionale Prestige Russlands zu einer gemeinsamen diplomatischen Macht zu verschmelzen – deren Verhandlungsführer und De-facto-Vorsitzender ich wäre. Dies hätte dazu beigetragen, einen klareren internationalen Konsens darüber zu erreichen, wie eine Lösung aussehen sollte und was benötigt wurde, um sie zu verwirklichen. Doch wie in diesem Kapitel dargestellt, nahm sich das Quartett dadurch, dass es nicht auf den Grundprinzipien der Roadmap beharrte, selbst einen Teil seiner Schlagkraft und begrenzte seine Fähigkeit, das Verhältnis zwischen den Konfliktparteien tiefgreifend zu verändern. Es war auf meine eigene Frustration am Ende des Libanonkriegs gemünzt, als ich dem Sicherheitsrat erklärte, die verschiedenen Krisen in der Region müssten »fortan nicht isoliert oder bilateral behandelt werden, sondern als Teil einer von diesem Rat sanktionierten und verfochtenen ganzheitlichen Gesamtanstrengung mit dem Ziel, der Region als Ganzer Frieden und Stabilität zu bringen«.

				In den Jahren seit meinem Ausscheiden aus dem Amt des Generalsekretärs hat als Reaktion auf Raketenangriffe eine verheerende israelische Offensive im Gazastreifen stattgefunden, und die Palästinenser haben sich in einem Bürgerkrieg selbst zerfleischt. Eines ist jedoch gleich geblieben: Israel schafft tagtäglich Tatsachen. Der einzige Hoffnungsschimmer sind die Anstrengungen des palästinensischen Ministerpräsidenten Salam Fayyad, einen Staat aufzubauen. Sie zeigen jenseits aller Argumente, dass es zumindest auf der Westbank einen palästinensischen Partner gibt, der den schweren Weg des Friedens zu gehen bereit ist.

				Aus tiefem Misstrauen gegenüber Benjamin Netanjahu verfolgen die Palästinenser alternative Optionen für einen politischen Kurs nach vorn – vom Antrag auf Mitgliedschaft in der UNO bis zu verstärkten öffentlichen Protesten gegen die israelische Besetzung. Die reflexartige amerikanische Reaktion auf palästinensische Versuche, die Vereinten Nationen für sich einzuspannen, zeigt lediglich, wie belastet das Thema in der Innenpolitik der USA ist. Aber sie beraubt die Weltgemeinschaft eines Hebels zur Lösung des Konflikts. Denn welchen besseren Weg gäbe es, beiden Seiten einen Anreiz für Fortschritte zu geben, als die Bedeutung des palästinensischen Aufnahmeantrags anzuerkennen? Man könnte erklären, dass man ihn prüfen und über ihn entscheiden werde, ob nun positiv oder negativ, sobald die Parteien eine weitere Anstrengung unternommen hätten, die Bedingungen eines Friedensvertrages auszuhandeln.

				Ist die UN-Route versperrt und bleiben Verhandlungen ergebnislos, wird der Chor der palästinensischen Stimmen lauter werden, der die Auflösung der Palästinensischen Autonomiebehörde verlangt und die Verantwortung für die Besetzung wieder Israel anlastet – oder sogar dafür eintritt, das Zwei-Staaten-Modell zugunsten eines einzigen Staates aufzugeben. Unterdessen scheinen die Israelis immer weiter nach rechts zu rücken, und zwar so weit, dass viele sich die Vorteile einer Zwei-Staaten-Lösung für ihre langfristige Sicherheit, Legitimität und Identität nicht mehr vorstellen können.

				Doch nur eine Zwei-Staaten-Lösung kann die Bedürfnisse beider Völker befriedigen. Früher oder später wird die Weltgemeinschaft das Risiko eingehen müssen, die grundlegenden Parameter festzulegen und an die Konfliktparteien die Erwartung zu richten, auf der Basis dieser Parameter über ein abschließendes Abkommen zu verhandeln. Das Nahostquartett sollte darangehen, diese Parameter auszuarbeiten, mit der Option, sie anschließend in einer Sicherheitsratsresolution zu verankern. Die Gefahr besteht, mit einem weiteren Lösungsversuch zu scheitern, aber die Risiken sind weitaus größer, wenn man den Konflikt weiterschwelen lässt und einfach abwartet, bis er erneut explodiert. Wir schulden es den Palästinensern und den Israelis, ihnen dabei zu helfen, diesen tragischen, bitteren Konflikt zu überwinden, bevor es zu spät ist.

				Der arabische Frühling und die Zukunft der Region

				Neben den ungelösten Konflikten in der Region wurde die arabische Welt jahrzehntelang vom prekären Zustand ihrer politischen Systeme blockiert. Regionale Führer beschworen regelmäßig die Wut ihrer Völker über das Leid der Palästinenser, um die Aufmerksamkeit von der Mischung aus Autoritarismus, Sektierertum, Fanatismus, Armut und Ignoranz abzulenken, die in der arabischen Welt jahrzehntelang immer bestimmender geworden war. Tatsächlich gehörten die hartnäckig vorgebrachten Ausreden und Vorwände – von der Rolle Israels über den Einfluss des Iran bis zur Macht Amerikas –, mit denen die wirklichen Mängel so mancher politischen Systeme in der arabischen Welt verschleiert wurden, zu den regelmäßig wiederkehrenden Enttäuschungen, die ich als UN-Generalsekretär erlebte.

				Am Anfang meiner Amtszeit war ich stolz darauf, dass die Vereinten Nationen es arabischen Vertretern ermöglichten, die Probleme von Gesellschaften in der Region zu untersuchen und zur Diskussion zu stellen, was sie mit weit mehr Erfahrung und Glaubwürdigkeit tun konnten, als es Vorträge westlicher Politiker über die Demokratie vermochten. 2002 sorgte ein rein arabisches Forscherteam, das die Leiterin des arabischen Regionalbüros des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen, Rima Khalaf, zusammengestellt hatte, mit dem ersten Arabischen [UN-]Bericht über die menschliche Entwicklung für beachtlichen intellektuellen Wirbel in den stagnierenden Wassern der öffentlichen Debatte in den arabischen Ländern. In diesem ersten sowie den folgenden Berichten wurden die arabischen Gesellschaften einer scharfen Selbstkritik unterzogen, die zu dem Ergebnis kam, dass ihre Entwicklung von drei überwiegend selbst verschuldeten Lücken blockiert wurde: der Freiheitslücke, der Geschlechterkluft und der Wissenslücke. Wenn die arabischen Gesellschaften keine auf Freiheit und Demokratie beruhenden politischen Systeme aufbauten, die Frauen nicht mit gleichen Rechten ausstatteten und ihre Defizite in Bildung und Erziehung nicht überwanden, würde die heranwachsende Generation, die jetzt ins Erwachsenenalter eintrat, in eine von Frustration und mangelnden Möglichkeiten geprägte Zukunft gehen. Ab und zu beschwerten sich arabische Politiker bei mir über die Berichte, aber sie konnten etwas, das von arabischen Stimmen und mit der Legitimität der Vereinten Nationen vorgetragen wurde, nicht einfach als irrelevant abtun.

				Die Anfang 2011 in der arabischen Welt entstandenen Protestbewegungen stellen eine Chance für die Region dar, um die Fesseln jahrzehntelanger Missherrschaft, der ein jahrhundertelanger Niedergang vorangegangen war, abzuwerfen. Sie sind in vielerlei Hinsicht die Antwort der arabischen Jugend auf die Missstände, die in den Berichten über die menschliche Entwicklung angesprochenen worden waren. Es ist ihre Art zu sagen: »Wir wissen, dass wir zurückfallen, und wir wissen, warum: weil Politik und politische Tyrannei durch ein falsches Bündnis gestützt wurden, das Stabilität über Fortschritt stellte.« Normale Menschen, insbesondere junge, die heute in den arabischen Gesellschaften die Mehrheit bilden, haben mit Beredsamkeit und Mut gezeigt, dass die arabische Welt aus mehr besteht als aus Monarchen, Moscheen und Militanten, die ansonsten das weltweite Image der Region geprägt haben.

				Während ich dies schreibe, ein Jahr nach dem arabischen Frühling, bin ich in Bezug auf die im Gang befindlichen Veränderungen weiterhin optimistisch. Es wäre allerdings naiv, anzunehmen, dass sie einen leichten, geradlinigen Weg zu einem freien, stabilen Nahen Osten darstellen. Die ökonomischen Probleme und sozialen Spannungen sind enorm. Reaktionäre Kräfte werden zurückschlagen. Radikale Kräfte werden versuchen, die Vorgänge zu vereinnahmen. Die Geopolitik wird nicht auf der Stelle treten. Religiöse und ethnische Spannungen können leicht geschürt werden. Wir müssen uns also auf viele Unebenheiten gefasst machen.

				Klar ist jedoch, dass die Hauptakteure, die diesen Wandel gestalten, aus der arabischen und islamischen Welt kommen müssen. Die Forderungen der Demonstranten auf dem Tahrir-Platz in Kairo waren zwar universal, wurzelten aber in Werten ihrer eigenen Gesellschaft. Vor den arabischen Gesellschaften liegt jetzt die Aufgabe, einen neuen Konsens für ihre politischen Systeme und kulturellen Werte zu finden. Die Vereinten Nationen werden unweigerlich auf verschiedene Weise in die Entwicklung einbezogen werden. Man denke nur an die Rolle des Sicherheitsrats bei der Intervention in Libyen, an die diplomatischen Anstrengungen der UNO dort und im Jemen, an die Stellungnahmen des UN-Menschenrechtssprechers gegen Assads brutales Vorgehen in Syrien oder an die Hilfe, die Ländern wie Tunesien und Ägypten bei ihrem Umgestaltungsprozess geleistet wurde. Die Vereinten Nationen müssen, wie sie es mit den arabischen Berichten über die menschliche Entwicklung bereits tun, jene Kräfte in der Region stärken, die entschlossen sind, diese Themen tiefgreifend zu diskutieren und verantwortungsvoll einen wirklichen Wandel herbeizuführen.

				Die Bewegung für Legitimität und Verantwortlichkeit, die arabischen Völkern lange Zeit nicht möglich war, dreht sich nicht um Israel, den Iran oder die Vereinigten Staaten. Vielleicht zum ersten Mal seit Jahrzehnten ist es den Herrschern und Reaktionären nicht möglich, diesen äußeren Kräften die Schuld an einer Stagnation zuzuschieben, die in weit größerem Maß hausgemacht als von außen aufgezwungen ist. Zu lange war die Region allein durch den arabisch-israelischen Konflikt und die Missetaten Israels und des Westens politisiert worden. Der arabische Frühling hat die Menschen auf der Straße durch die Perspektive auf die eigene gesellschaftliche Zukunft auf eine neue Art und Weise politisiert.
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DIE KRIEGE VON 9/11

				Terror, Afghanistan, der Irak und 
die Vereinten Nationen am Abgrund

				19. August 2003

				Ich befand mich auf der anderen Seite der Welt, als mein Chef de Cabinet Iqbal Riza mich anrief. Er hatte mich auf einer kleinen Insel in Finnland aufgespürt, wo meine Frau und ich einen Kurzurlaub verbrachten. Das UN-Hauptquartier in Bagdad war Ziel eines schweren Bombenanschlags geworden, dem viele Menschen zum Opfer gefallen waren. Mein guter Freund und Sonderbeauftragter Sergio Vieira de Mello, der seit der von den Amerikanern angeführten Invasion des Irak unsere dortige Vertretung leitete, war im Chaos nach dem Anschlag nicht auffindbar. Von anderen Mitgliedern unseres Teams wusste man, dass sie tot oder verwundet waren, nur wer und wie viele war noch unklar.

				Als wir über meine sofortige Rückkehr nach New York sprachen, riet mir Riza, vorsichtig zu sein und möglichst diskret zu reisen. Vielleicht sei ja eine größere Kampagne gegen die Vereinten Nationen im Gang. Wegen meiner Rolle bei der Zerstückelung Indonesiens – wie al-Qaida es nannte –, des größten moslemischen Landes in Asien, durch die Abspaltung Osttimors, hatte mich die Terrororganisation schon vor langer Zeit als eines ihrer Ziele benannt, und Sergio hatte sie aus demselben Grund auf ihre Todesliste gesetzt. Nachdem ich Sergio gebeten hatte, die Rückkehr der UNO in den Irak zu leiten, hatten Riza und ich lange mit ihm über die vor ihm liegende komplexe Aufgabe gesprochen, die zwar notwendig, aber von Anfang an vergiftet war.

				Sergio hatte seine Aufgabe, wie nicht anders zu erwarten, mit der ihm eigenen einzigartigen Mischung aus Mut, Tatkraft, Sensibilität, Schläue sowie Treue zum höchsten Grundsatz der Vereinten Nationen, dem Schutz von Zivilisten, in Angriff genommen. Bei seiner Ankunft in Bagdad drei Monate zuvor hatte er einerseits eine gebrochene Gesellschaft und andererseits eine selbstherrliche amerikanische Besetzungsmacht vorgefunden, die von der Komplexität des Irak keine Ahnung hatte. Am Tag vor dem Bombenanschlag hatte ich ihn aus Finnland angerufen. Während des Urlaubs war ich zu dem Schluss gelangt, dass er zu Konsultationen ins UN-Hauptquartier kommen müsse, um unsere Rolle im Irak nüchtern zu prüfen. Er stimmte erfreut zu und bestand darauf, von New York nach Rio weiterzureisen, um seine Mutter zu besuchen und für einige Wochen eine Auszeit von den Belastungen der Leitung unserer Aktivitäten im Irak zu nehmen. Ich stimmte zu, und wir beendeten das Gespräch mit Witzen und Gelächter, bevor wir uns mit unserem üblichen Gruß verabschiedeten: »Mut!«

				Als ich am Ende einer, wie ich es empfand, endlosen Reise in New York eintraf, empfing mich Riza am Flughafen. Er bestätigte unsere schlimmsten Befürchtungen: Sergio, Nadia Younes – seine Stabschefin und meine frühere Protokollchefin – und beinahe zwei Dutzend andere Kollegen waren, wie man annahm, dem Anschlag zum Opfer gefallen. Während des Fluges hatte ich mich gefragt: Warum musste das passieren? Hätte ich es vermeiden können? Hätte ich etwas anders machen können, um die UN-Mitarbeiter zu schützen? War es richtig, sie nach Bagdad zu schicken und dort zu belassen? Ich ging meine Argumente wieder und wieder durch, während ich an meine Kollegen und die Familien, die sie hinterließen, dachte.

				Ein Krieg, den ich mit jeder Faser meines Seins zu verhindern versucht hatte, hatte das Leben zweier Kollegen, die mir besonders nahestanden, und das einiger der brillantesten, engagiertesten Mitarbeiter gefordert, die bei der UN gedient haben. Keiner von ihnen hatte den Krieg für richtig gehalten, aber sie alle hatten es für ihre persönliche und berufliche Pflicht gehalten, dem irakischen Volk zu helfen, das bereits von den Anfängen dessen erschüttert wurde, was sich zu einem zehnjährigen Bürgerkrieg auswachsen sollte. Und jetzt waren sie ermordet worden, durch einen Terroranschlag, der das Gefühl für das Risiko und die Verwundbarkeit unserer Missionen in aller Welt für immer veränderte. Zwar hatten schon zuvor Diplomaten, Friedenssoldaten und humanitäre Helfer der Vereinten Nationen bei der Ausübung ihrer Pflicht ihr Leben gelassen, aber in diesem Land, auf diese Weise und durch die Gegner einer Besetzung, die wir mit aller Kraft zu verhindern versucht hatten, zum Anschlagsziel zu werden, war eine besonders grausame Erfahrung.

				Am Tag des Anschlags oblag es mir, die Welt an unseren größeren Auftrag im Irak zu erinnern. Ich durfte nicht zulassen, dass sich die Vereinten Nationen von Terroristen einschüchtern ließen, und gab deshalb eine Erklärung heraus, in der ich den Anschlag verurteilte. Ich unterstrich, dass meine Organisation ihre Aufgabe darin sehe, dem irakischen Volk dabei zu helfen, Krieg und Besetzung hinter sich zu lassen. Binnen weniger Wochen wurde deutlich, dass sich der Irak weithin in ein von unvorstellbarer Brutalität beherrschtes Kriegsgebiet verwandelte, in dem kein Platz war für Leute, die nicht am bewaffneten Kampf teilnahmen. Die Gefahren für unsere Mitarbeiter waren bald nicht mehr zu rechtfertigen, und so ordnete ich in der letzten Septemberwoche die Evakuierung aller im Irak verbliebenen UN-Vertreter an. Ein Nachruf auf Sergio und Nadia aus den Tagen nach ihrem Tod drückte unser Verlustgefühl und unsere Wut aus und verneigte sich vor ihrem unerschütterlichen Einsatz für die Mission der Vereinten Nationen, der denjenigen, die das Glück hatten, mit ihnen zusammenzuarbeiten, stets in Erinnerung bleiben wird:

				»Sergio und Nadia lebten ein opferreiches, erfülltes Leben. Ihr Tod beschämt und verhöhnt die Schreibtischkrieger, die Talkshow-Schlammcatcher im Fernsehen, die Schaumschläger, Manipulatoren und Vereinfacher. Ihr Tod erinnert daran, dass Amtsgewalt, wie gutwillig sie auch sein mag, niemals altruistisch ist und unweigerlich bestimmte Reaktionen hervorruft. Aber ihr Leben erinnert auch daran, dass es möglich ist, in dieser – Verzeihung – geilen, blutgetränkten Welt Gutes zu tun.«

				So der Journalist Steven Erlanger, ein Freund von Sergio und Nadia, am 24. August 2003 in der New York Times.

				Der gewaltige Schaden, den die von den USA angeführte Invasion des Irak angerichtet hat, war selbstverständlich nicht auf den Tod von 22 UN-Mitarbeitern am 19. August 2003 beschränkt. Im Chaos und Bürgerkrieg in den zehn Jahren nach der Invasion kamen schätzungsweise 115 000 irakische Zivilisten ums Leben; über 10 000 Soldaten der Koalition wurden getötet oder verwundet; rund vier Millionen Menschen wurden zu Flüchtlingen oder zu Vertriebenen innerhalb des Irak; Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt verfielen; das Ansehen der Vereinten Nationen als Institution und Vorkämpfer globaler Sicherheit wurde schwer beschädigt; das nach dem Ende des Kommunismus so eifrig beschworene Versprechen des Multilateralismus verblasste; der Nahost-Friedensprozess wurde um ein Jahrzehnt oder mehr zurückgeworfen; die zentrale Aufgabe, ein stabiles Afghanistan zu schaffen, das nicht in der Lage wäre, Terror und Instabilität zu fördern, wurde sträflich vernachlässigt; die Differenzen zwischen Sunniten und Schiiten in der arabischen Welt verwandelten sich in ein tödliches Schisma; das grundlegende, noble Prinzip der humanitären Intervention wurde durch die Nähe zu Aggression und Besatzungsherrschaft in Misskredit gebracht; und last but not least wurde das globale Ansehen der Vereinigten Staaten, eines Gründungsmitglieds der Vereinten Nationen und einer langjährigen Stütze der Weltordnung, durch die Identifikation mit Misshandlungen, Tragödien und Chaos schlimmster Art, wie sie der Krieg mit sich bringt, in Mitleidenschaft gezogen.

				Der Irak und die Vereinten Nationen

				In den sechs Jahren seit Ende des ersten Golfkriegs im Jahr 1991 bis zu meiner Wahl zum UN-Generalsekretär wandelte sich der Irak von einem Beispiel für rechtmäßiges Handeln der Weltgemeinschaft, das die Durchsetzung der höchsten Ziele der UN-Gründer anstrebte, in einen Mühlstein am Hals der Organisation. An die Stelle der weltweiten Genugtuung über die Befreiung Kuweits durch ein zur Niederringung eines Aggressors gebildetes multinationales Bündnis traten bald die Erbitterung über die Missachtung der Waffenstillstandsbedingungen durch Bagdad und die zunehmende Sorge über die Notlage des irakischen Volks. Das UN-Mandat hatte lediglich die Beendigung der irakischen Besetzung Kuweits umfasst, und die besonnene, nüchtern kontrollierte Einschätzung der Kriegsrisiken hatte die Regierung von US-Präsident George H. W. Bush veranlasst, nicht über dieses Mandat hinauszugehen. Das ermöglichte es jedoch Saddam Hussein, dem habgierigen Führer eines brutalen, tyrannischen Regimes, an der Macht zu bleiben, obwohl er durch kaum etwas die Absicht zu erkennen gab, die Forderungen der Weltgemeinschaft in vollem Umfang zu erfüllen. Mein Vorgänger Boutros Boutros-Ghali gab mir bei der Amtsübergabe nur einen Rat mit auf den Weg: »Behalten Sie die Irakfrage im Auge. Sie wird sehr wichtig werden.«

				Vor dem Hintergrund einer zwanzigjährigen Geschichte von Aggression nach außen und Repression nach innen war Saddams Irak, als ich mein Amt antrat, für die Vereinten Nationen kein neues Phänomen. Eine ganze Reihe meiner höheren Mitarbeiter beschäftigte sich seit langem direkt mit den internationalen Folgen der irakischen Politik. Keiner von uns machte sich Illusionen über das Wesen des Regimes. Iqbal Riza war Olof Palmes Stellvertreter gewesen, als dieser während des verheerenden iranisch-irakischen Krieges von 1980 bis 1988 UN-Sonderbeauftragter war. Er hatte mit eigenen Augen die Folgen des Giftgaseinsatzes des irakischen Regimes gegen die eigene Bevölkerung gesehen und sich dessen dauerhafte Feindschaft zugezogen, als er den damaligen UN-Generalsekretär Javier Pérez de Cuéllar dazu drängte, der Welt den Einsatz dieser Waffen durch die irakische Führung zu offenbaren. Mein Berater in arabischen Fragen, der ehemalige algerische Außenminister Lakhdar Brahimi, hatte das Abkommen von Taif zur Beendigung des libanesischen Bürgerkriegs ausgehandelt und bei verschiedenen Anlässen mit den Irakern verhandelt. Entgegen dem Vorurteil mancher UN-Mitgliedsstaaten war mein Team durchaus erfahren im Umgang mit der Unnachgiebigkeit und Korrumpierbarkeit des Saddam-Regimes.

				Meine eigenen Erfahrungen mit dem Irak reichten in die Zeit unmittelbar nach der irakischen Invasion Kuweits zurück, als Generalsekretär Pérez de Cuéllar mich bat, zusammen mit meinem Freund Viru Dayal nach Bagdad zu reisen und die sichere Ausreise von neunhundert UN-Mitarbeitern, die damals im Irak und in Kuweit arbeiteten, auszuhandeln. Dies erwies sich als der leichte Teil. Doch außer den UN-Mitarbeitern befanden sich noch rund 2200 westliche Bürger im Irak, die das Regime als menschliche Schilde einzusetzen begann, und mein Team versuchte in enger Zusammenarbeit mit westlichen Botschaftern ihre Freilassung zu erwirken. Nur wenige wussten oder machten sich klar, dass neben UN-Mitarbeitern und westlichen Staatsbürgern auch etwa fünfhunderttausend Asiaten und Afrikaner im Irak und in Kuweit festsaßen, denen es zwar freistand, auszureisen, die aber weder die finanziellen noch die organisatorischen Mittel besaßen, um es zu tun. Über die ursprüngliche Aufgabe unserer Mission hinausgehend, wurden sie zu unserer obersten Priorität. Gemeinsam mit der Katastrophenhilfeorganisation der Vereinten Nationen (UNDRO) gelang es uns, ihnen die Ausreise nach Amman zu ermöglichen und eine Luftbrücke von dort in ihre Heimatländer zu organisieren, so dass die meisten von ihnen nach Hause zurückkehren konnten.

				Um zu verhindern, dass Saddam jemals wieder die Region oder die Welt bedrohte, verabschiedete der Sicherheitsrat nach der Befreiung Kuweits eine Reihe von Resolutionen, die ihm, sollte er es doch tun, Entwaffnung und schärfste Sanktionen androhten. Mit derart drakonischen Strafen hatten die Vereinten Nationen noch nie gedroht. Der Sicherheitsrat forderte vom Irak, seine Massenvernichtungswaffen auf nachprüfbare Weise zu zerstören, und verfolgte eine Doppelstrategie aus umfangreichen Wirtschaftssanktionen und intensiven Waffeninspektionen. Obwohl die Zerstörung der Massenvernichtungswaffen das Hauptziel war, trafen die Wirtschaftssanktionen vor allem die Bevölkerung. Kaum jemand hätte damals gedacht, dass die Sanktionen zwölf Jahre später immer noch in Kraft sein würden, der Irak sich weiterhin störrisch zeigen und die Welt immer noch auf die von Saddam ausgehende Gefahr starren würde. Man erwartete, dass er nachgeben würde, anstatt sein eigenes Volk in Not und Elend zu stürzen. Man unterschätzte die Halsstarrigkeit seines Regimes – und dessen Überlebensinstinkt.

				Zwischen den Instrumenten der Weltgemeinschaft und den Realitäten der Macht im Irak tat sich, langsam und schmerzhaft, eine tiefe Kluft auf. Obwohl die Sanktionen die irakische Wirtschaft lähmten und eine verbreitete Unterernährung von Kindern zur Folge hatten, festigte sich Saddams Herrschaft über das Land, während die Opposition immer schwächer wurde. Gleichzeitig wurde der Reichtum des Landes zunehmend in den Händen der loyalen Regimeanhänger konzentriert. Die schärfsten Gegner des Regimes – die westlichen Sicherheitsratsmitglieder – bewirkten unabsichtlich die Schaffung einer »Republik der Angst«.

				Als die Not im Irak aufgrund der Sanktionen im Lauf der Jahre immer größer wurde, begriff der Sicherheitsrat, dass er etwas unternehmen musste, um das Leid der normalen Iraker zu lindern. Andernfalls würde das vom Schmuggel bereits durchlöcherte und untergrabene Sanktionsregime gänzlich zusammenbrechen, zumal westliche Mächte den Schmuggel duldeten, um den Schaden für die Nachbarn des Irak in Grenzen zu halten. Dies war der Grund für die Entwicklung des Öl-für-Lebensmittel-Programms, das 1995 nach fünfjährigen Verhandlungen zwischen Boutros-Ghali und der irakischen Führung durch die Resolution 986 beschlossen wurde. Acht Jahre lang wurden im Rahmen dieses Programms Lebensmittel und Arzneimittel für rund 26 Millionen irakische Zivilisten ins Land geliefert. Währenddessen entwickelte sich zwischen der irakischen Führung und den Vereinten Nationen ein Katz-und-Maus-Spiel darüber, wie und wann die Zerstörung der Massenvernichtungswaffen vonstattengehen sollte.

				In der Resolution 687 vom April 1991, in der die Waffenstillstandsbedingungen für den Golfkrieg niedergelegt sind, verlangte der Sicherheitsrat, »dass Irak die unter internationaler Aufsicht erfolgende Vernichtung, Beseitigung oder Unschädlichmachung … aller chemischen und biologischen Waffen und aller Kampfstoffbestände sowie … aller ballistischen Flugkörper mit einer Reichweite von mehr als 150 Kilometern und der dazugehörigen größeren Bauteile sowie der Reparatur- und Produktionseinrichtungen bedingungslos zu akzeptieren hat …« Außerdem sollte der Irak binnen 15 Tagen Standort, Anzahl und Typ aller in seinem Besitz befindlichen Waffen dieser Art mitteilen. An die Spitze des neuen Inspektions- und Entwaffnungsprogramms berief der Sicherheitsrat zwei erfahrene, gewissenhafte schwedische Diplomaten und Abrüstungsexperten: Rolf Ekéus, den Leiter der für Inspektionen im Irak zuständigen Sonderkommission der Vereinten Nationen (UNSCOM), und Hans Blix, den damaligen Leiter der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEA). Ekéus und Blix war es mit Ausdauer und Disziplin gelungen, eine außerordentlich große Zahl verbotener Waffen zu zerstören und dabei das Vertrauen des gesamten Sicherheitsrats zu behalten – keine leichte Aufgabe. Wie ungewöhnlich diese beiden Männer waren, sollte sich bald zeigen, nachdem Ekéus sich zurückgezogen und mir den australischen Diplomaten Richard Butler als Nachfolger vorgeschlagen hatte.

				Trotz der Vorbehalte, die Freunde wie Madeleine Albright und der ägyptische UN-Botschafter Nabil El-Arabi gegen Butler vorbrachten, beschloss ich, ihn zu ernennen. Das war ein kapitaler Fehler und eine der schlimmsten Berufungen, die ich jemals ausgeführt habe. Die Iraker fuhren fort, zu lavieren und zu manipulieren, und in Butler fanden sie den perfekten Vermittler. Obwohl er über Fachwissen und Erfahrungen auf dem Gebiet der Abrüstung verfügte, zog er diplomatisches Imponiergehabe und Fernsehauftritte offenbar der harten, mühsamen Arbeit daran, die Iraker zum Einlenken zu bewegen, vor. Mit seiner immer deutlicher zutage tretenden Abneigung sowohl gegen die Iraker als auch gegen Schlüsselmitglieder des Sicherheitsrats, wie Russland und China, wurde er bald zum Hemmschuh der UN-Bemühungen, den Irak mit friedlichen Mitteln zu entwaffnen.

				Wenngleich ich Butler ernannt hatte, unterstand er formal direkt dem Sicherheitsrat. Butlers Fehler war, dass er nicht die UNO, sondern die Vereinigten Staaten als Herrn des Entwaffnungsprozesses betrachtete. Nach einer besonders empörenden Sitzung des Sicherheitsrats, in der er dessen Mitglieder wie Kleinstadtbürgermeister behandelt hatte, bestellte ich ihn in mein Büro, um ihn zu warnen, dass ein UN-Mitarbeiter, der sich lediglich als Vertreter eines der ständigen Sicherheitsratsmitglieder verstehe, rasch die Unterstützung der anderen verliere. Schlimmer noch, fuhr ich fort, eine solche Haltung untergrabe den Zusammenhalt des Sicherheitsrats und vermindere dessen Fähigkeit, als Entscheidungsgremium zu fungieren. Auf ihn persönlich gemünzt fügte ich hinzu, dass auch die Vereinigten Staaten kaum noch Verwendung für ihn haben und ihm ihre Unterstützung entziehen würden, wenn er seine Glaubwürdigkeit gegenüber den anderen ständigen Sicherheitsratsmitgliedern verloren habe.

				In den Jahren 1997/98 führte eine Reihe von Inspektionen zu Konfrontationen mit den irakischen Behörden. Eine meiner Sorgen galt den Auswirkungen der Sanktionen gegen den Irak auf das Ansehen der Vereinten Nationen in der Welt. Durch die Flugverbotszone, die regelmäßigen Drohungen mit Luftangriffen und die Inspektionen war das Engagement der Weltgemeinschaft im Irak stark militarisiert. Zudem war es dem Irak nicht gestattet, seine Infrastruktur auszubauen, und seine Erdölvorkommen wurden von der UNO gemanagt. So unzutreffend die Ansicht auch war, so wurde dieser Umstand weithin – insbesondere in den Entwicklungsländern – als Beispiel dafür gesehen, dass die Vereinten Nationen mit Sicherheitsratsresolutionen, die angeblich nur ein Großmachtmobbing verschleierten, auf einem schwachen Land herumhackten. Staatsmänner aus dem Nahen Osten und anderen Regionen stellten mir zwischen 1997 und 2003 immer wieder eine einfache Frage: Wenn die UNO derart drakonische Maßnahmen gegen eine Regierung ergreifen kann, um die Erfüllung von UN-Resolutionen zu erzwingen, warum tut sie das nicht auch gegenüber Israel? Ein Argument der Amerikaner lautete, dass Saddam die UN-Resolutionen nicht befolge. Aber Israel verhielt sich gegenüber UN-Resolutionen in Bezug auf die Gebiete, die es 1967 besetzt hatte, ebenso. Dieser Widerspruch empörte viele.

				Im November 1997 griff ich zum ersten Mal persönlich in die verfahrene Situation im Irak ein. Mir war klar, dass man meiner Intervention auf allen Seiten mit Misstrauen und Finten begegnen würde. Aber ich war mir auch sicher, dass uns eine wichtige Rolle zukam. Ich wählte drei hohe Diplomaten aus, Lakhdar Brahimi, Emilio Cárdenas und Jan Eliasson, die nach Bagdad reisen und Verhandlungen mit den Irakern aufnehmen sollten. Bagdad hatte zu erkennen gegeben, dass es wieder hochrangige Kontakte zur UNO wünschte, zumal mit mir als Generalsekretär, und hatte seine Verhandlungsposition klargestellt: Der Irak strebe keine Konfrontation an; er habe alle UN-Resolutionen erfüllt, ohne dass ihm im Gegenzug entsprechender Respekt für seine Souveränität, Integrität und Sicherheit gezollt werde, und ein UN-Mitgliedsstaat – die Vereinigten Staaten – benutze die UNSCOM für seine eigenen Zwecke.

				Später im November, als der Druck auf die UNSCOM wuchs, ihre Vorgehensweise zu ändern und die Zusammensetzung ihres Inspektionsteams zu überdenken, rief mich US-Außenministerin Madeleine Albright an, um mich aufzufordern, sämtliche Forderungen nach einer Änderung der Arbeitsweise der UNSCOM zurückzuweisen und die Schlüsselentscheidungen dem Sicherheitsrat und der UNSCOM zu überlassen. »Für Ihr Ansehen ist es wichtig, dass Sie sich nicht beugen«, erklärte sie und fügte hinzu, sie spreche als »Freundin«. »Wir müssen die Unabhängigkeit der UNSCOM wahren.« Mit Letzterem war ich vollkommen einverstanden, auch wenn ich vermute, dass wir unterschiedliche Vorstellungen davon hatten, was »Unabhängigkeit« in diesem Fall bedeutete.

				Es trat immer deutlicher zutage, dass Butlers Art, die UNSCOM zu leiten und einzusetzen, für Saddam ein Geschenk war, denn sie lieferte ihm immer neue Belege für seine Behauptung, dass er ja abrüsten und mit der Weltgemeinschaft zusammenarbeiten wolle, die Vorgehensweise der UNSCOM dies aber unmöglich mache. Das entsprach natürlich ganz und gar nicht der Wahrheit, aber Butler und seine Unterstützer in Washington und London begriffen nicht, dass sie, je mehr sie ihn als Vollstrecker ihrer Politik benutzten, seine eigene Position und diejenige der UNSCOM untergruben.

				Ende 1997 war offensichtlich, dass die Vereinigten Staaten die Geduld mit den Inspektionen verloren hatten und für ein Entweder-oder warben: entweder die rückhaltlose Fügsamkeit des Irak oder eine militärische Aktion. Unter Rolf Ekéus’ Leitung waren seit sieben Jahren UN-Inspektoren im Land, die in dieser Zeit mehr Massenvernichtungswaffen zerstört hatten als die Koalition während des gesamten Golfkriegs. Diese Erfolgsbilanz hatte man jedoch nicht wegen, sondern trotz der Haltung des Regimes gegenüber den Inspektionen erreicht. Jetzt, Ende 1997, hatte das Regime einen neuen Grund gefunden, die Zusammenarbeit zu verweigern: die nationale Sicherheit und die Würde der »präsidialen Anwesen« – womit riesige, für Saddam und die oberste Führung des Landes errichtete Anlagen mit Gebäuden und Parks gemeint waren. Dieser Widerstand widersprach natürlich der Resolution 687, in der eindeutig festgestellt wurde, dass der sofortige, bedingungslose Zugang zu allen Orten ohne Ausnahme gewährt werden müsse. Ich wusste, dass Saddam diese »präsidialen Anwesen« und Paläste, wie von der Resolution gefordert, zugänglich machen musste, schauderte aber auch bei dem Gedanken, dass die Welt wegen dieser Angelegenheit einen Krieg beginnen könnte. Es schien mir völlig sinnlos zu sein, wegen dieser relativ trivialen Frage Todesopfer in Kauf zu nehmen. Es musste einen Weg geben, die vollständige Erfüllung der Resolution zu erreichen, ohne die Iraker unnötig zu demütigen.

				Während die Konsultationen mit den fünf ständigen Sicherheitsratsmitgliedern fortgesetzt wurden, beschloss ich, ein Expertenteam unter Leitung von Staffan de Mistura nach Bagdad zu schicken, das vor meiner eigenen Ankunft die präsidialen Anwesen kartographisch erfassen sollte. Daraufhin rief mich am 13. Februar 1998 Madeleine Albright an, die das Vorhaben, nach dem technischen Team eine hochrangige UN-Sondermission nach Bagdad zu entsenden, beunruhigte und die mich beschwor, nicht zu reisen, bevor die ständigen Ratsmitglieder nicht einen Konsens erreicht hätten. Da ich dies immer als Voraussetzung meiner Reise angesehen hatte, konnte ich es ihr sofort versprechen. Doch dann erklärte sie, ich sei durch die Entsendung eines technischen Teams in gewisser Weise den irakischen Forderungen nachgekommen. Wie ich die Sache sehe, entgegnete ich, hätte ich die Iraker gezwungen, Farbe zu bekennen. Wenn ihnen die präsidialen Anwesen so wichtig seien, hätten sie jetzt die Chance, ihre genaue Lage und ihren Umfang anzugeben. Damit wäre den Spielchen, die um sie veranstaltet wurden, ein Ende gesetzt.

				Am nächsten Montagvormittag erhielt ich innerhalb einer Stunde Anrufe von Clinton und Albright, die offenbar – nicht zuletzt aus innenpolitischen Gründen – fanden, dass es Zeit war, mir eine deutliche Botschaft zukommen zu lassen. Ich hatte den Eindruck, dass Clinton gerade erst in allen Einzelheiten über das Irakproblem ins Bild gesetzt worden war, denn er begann mit einem Überblick über die Lage, bevor er zum Punkt kam und erklärte, dass er ebenso sehr wie ich eine diplomatische Lösung wolle, aber diese müsse auf Prinzipien beruhen und rechtmäßig sein. Genau darum gehe es bei meiner Initiative, versicherte ich – die Führung der UNSCOM unter deren Vorsitzendem bei allen Inspektionen sicherzustellen. Aber durch die Ergänzung der verschiedenen Teams durch neue Diplomaten gebe man den Irakern zu verstehen, dass man ihre Würde respektiere. Das beeinträchtige in keiner Weise die Effektivität der Inspektionen.

				Albright kam wie üblich sofort zur Sache: »Alle hier fragen sich, ob wirklich bei Ihnen angekommen ist, wie fest unsere Haltung ist.« – »Absolut«, erwiderte ich. »Ich weiß, was auf dem Spiel steht, und kenne die Stimmung hier im Land und auf der anderen Seite.« Die Lösung sei einfach: Das neue Inspektionsteam werde von einem UNSCOM-Kommissar geleitet, setze sich aus ständigen Mitarbeitern von UNSCOM und IAEA zusammen und stehe unter Butlers Oberaufsicht. Zusätzliche Mitglieder mit diplomatischem Hintergrund würden von mir und Butler gemeinsam ausgewählt. Albright war nicht überzeugt und schloss mit einer Warnung, die ich in der Folgezeit häufiger hören sollte: »Wir werden nicht zögern, eine Absprache mit dem Irak, die sich als miserabel herausstellt, auch so zu nennen.«

				Ich beschloss, nach Bagdad zu fliegen, und am Sonntag vor meiner Abreise suchte mich Albright in der Generalsekretärsresidenz in New York auf, um mir ihre »rote Linie« mitzuteilen: die Forderung, dass alle präsidialen Anwesen zugänglich gemacht werden müssten, und zwar mehrfach und ohne zeitliche Begrenzung. Nichts davon war für mich überraschend oder ein Problem. Außerdem war mir klar, dass Albrights Besuch ebenso viel mit der amerikanischen Innenpolitik zu tun hatte wie mit meiner Mission. Für die Regierung Clinton war es nicht nur bei dieser Gelegenheit wichtig, zumindest dem Anschein nach eine harte Haltung gegenüber der UNO einzunehmen. Auf Albrights Frage, ob ich auch reisen würde, wenn Washington es nicht wolle, erwiderte ich, dass ich mit einem starken Konsens des Sicherheitsrats, der vom Irak die Befolgung seiner Resolutionen fordere, nach Bagdad ginge, aber auch meine eigenen Verhandlungspunkte hätte. Ich erinnerte sie daran, dass ich als UN-Generalsekretär noch 191 anderen Mitgliedsstaaten gegenüber Rede und Antwort stehen musste und grundsätzlich verpflichtet war, eine friedliche Lösung von Konflikten anzustreben.

				Auf dem Rollfeld in Bagdad empfingen mich Außenminister Tariq Aziz und rund zweihundert Journalisten aus aller Welt, denen der Irak die Einreise erlaubt hatte, um das Ereignis ins rechte Licht zu setzen. Man fuhr mich zu einem großen, weißen Gästehaus, wo ich mich mit meinem Team auf die Verhandlungen der nächsten Tage vorbereitete. In dem luxuriösen, wenn auch etwas kitschigen Ambiente des Gästehauses ging mir der Gedanke durch den Kopf, welche Verschwendung und welcher Missbrauch von Ressourcen all das war und dass einer ganzen Generation von Irakern wegen des Machtanspruchs eines einzelnen Mannes die Gelegenheit verwehrt worden war, Wohlstand, Würde und Freiheit zu erlangen.

				Mir war klar, dass das irakische Regime durch die Verhandlungen Achtung und Ansehen gewinnen wollte. Das war nicht weit von der chinesischen Tradition entfernt, nach der alles darauf ankam, das Gesicht zu wahren. Aus eigener Erfahrung aus Verhandlungen mit den Irakern, die von Beratern wie Lakhdar Brahimi bestätigt worden war, wusste ich, dass es bei einer solchen Ehrauffassung um Leben und Tod gehen konnte, wie übertrieben und vordergründig dies in westlichen Augen auch erscheinen mochte. Auf die Frage, warum man Saddam Hussein auch nur die geringste Achtung und Ehre bezeigen sollte – und den Hinweis, dass das Streben nach einer Vertrauensbasis gegenüber einem Tyrannen eine Verhöhnung seiner vielen Opfer sei –, konnte ich nur antworten, dass eben darin meine Aufgabe bestehe. Solange die Weltgemeinschaft auf einem Inspektionsregime bestand, das die Kooperation des Irak erforderte, gab es kaum einen anderen Weg.

				Wir nahmen also Verhandlungen mit einem irakischen Team unter Leitung von Tariq Aziz auf. In der ersten Sitzung, die bis zwei Uhr nachts dauerte, gewann ich den Eindruck, dass eine Einigung über die Wiederaufnahme der Inspektionen möglich war. Aber es wurde auch klar, dass nur ein Mann dies autorisieren konnte: Saddam Hussein. Man ließ uns im Dunkeln darüber, ob und wann wir mit dem Staatsoberhaupt selbst würden sprechen können. Dann tauchte am nächsten Tag kurz vor Mittag plötzlich eine Fahrzeugkolonne auf, die mich zu ihm bringen sollte. Als er uns in einem seiner Paläste begrüßte, stellte ich fest, dass er seine übliche Militärkluft gegen einen marineblauen Anzug eingetauscht hatte – vielleicht weil er eingesehen hatte, dass zumindest die äußeren Zeichen der Diplomatie gewahrt werden mussten.

				Wir nahmen auf den pompösen, goldgefassten Sitzmöbeln eines Empfangsraums Platz. Saddam strahlte eine selbstsichere Gelassenheit aus und verhielt sich vorsichtig und korrekt. Er wirkte fast heiter, kurz, sein Auftreten spiegelte die unangreifbare Stellung wider, die er seit langem im Irak einnahm. Mein Ziel war klar: seine Zustimmung zur Wiederaufnahme der Inspektionen zu erhalten, indem ich ihm eine Brücke baute, die es ihm ermöglichte, seine Trotzhaltung aufzugeben. Da mir die Mittel fehlten, um ihn zum Nachgeben zu zwingen, wollte ich versuchen, eine Basis für eine Einigung zu schaffen, indem ich an seinen Stolz auf den Umbau des Irak zu einem modernen Staat appellierte und die Notwendigkeit, ihn vor weiterem Schaden zu bewahren, anführte. Zunächst versuchte ich sein Verantwortungsgefühl gegenüber seinem Land anzusprechen – einschließlich seiner Eitelkeit als Staatsführer. Ich erinnerte an die Kriege, die der Irak durchgemacht hatte, und erklärte dann: »Herr Präsident, Sie sind ein Erbauer. Sie haben ein ums andere Mal Jahre darauf verwendet, den Irak nach einem Krieg wiederaufzubauen.« Ich äußerte meine Anerkennung dafür, wie weit der Irak nach solchen Verheerungen beim Wiederaufbau seiner Gesellschaft gekommen sei – was selbstverständlich ihm zu verdanken sei. Dann beschwor ich ihn, diese Fortschritte nicht durch einen Streit über Paläste zu gefährden. »Sie sagen, Sie hätten in den Palästen keine Waffen«, fuhr ich fort. »Wenn das so ist, öffnen Sie die Tore und lassen Sie die Inspektoren ein, damit sie sich selbst davon überzeugen können.« Mitten im Gespräch sagte er plötzlich: »Entschuldigen Sie mich, ich muss jetzt beten gehen.« Als wir mit seinem Dolmetscher allein waren, fragte ich diesen: »Bin ich zu ihm durchgedrungen?« – »Ja«, antwortete der Dolmetscher, »ja, ja.« Er war augenscheinlich erleichtert und hoffte, dass jetzt ein weiterer Krieg vermieden werden würde.

				Als Saddam zurückkehrte, dankte er mir und lobte meinen Mut. »Ich weiß, dass mächtige Leute nicht wollten, dass Sie herkommen«, sagte er. Nachdem er betont hatte, dass er mir vertraue, ermächtigte er seine Unterhändler, den Text des Übereinkommens fertigzustellen, und noch vor Mitternacht erhielten wir seine Zustimmung. Beim Abschied mahnte ich ihn inständig, nicht jede Frage und jede Meinungsverschiedenheit zur Krise eskalieren zu lassen. Stattdessen solle er zum Telefon greifen und mich anrufen, um über seine Sorgen zu sprechen, damit wir eine Wiederholung dieses Vorfalls vermeiden könnten. Er schaute auf das Telefon neben sich und dann zu mir. »Dieses Ding da fasse ich niemals an«, erklärte er. Anscheinend ging es um mehr als die Sorge, dass das Telefon abgehört werden könnte.

				Der Vereinbarung mit dem Irak zufolge sollte UNSCOM »sofortigen, bedingungslosen und unbeschränkten Zugang« zu den präsidialen Anwesen erhalten, vorausgesetzt, wir hielten uns bei der Untersuchung an bestimmte Prozeduren, durch die Saddams Anspruch auf Würde und Respekt Genüge getan wurde, etwa dadurch, dass den Inspektionsteams nicht nur technische Experten, sondern auch Diplomaten angehörten.

				Bei meiner Rückkehr nach New York betonte ich gegenüber der Presse, meine Mission sei ein Paradebeispiel dafür, was mit einer machtgestützten Diplomatie erreicht werden könne – indem man die Macht demonstriere, um sie nicht einsetzen zu müssen. »Man kann durch Diplomatie viel erreichen«, erklärte ich, »aber durch machtgestützte Diplomatie kann man noch viel mehr erreichen.«

				Als ich anschließend Fragen der Journalisten beantwortete, lernte ich meine erste harte Lektion über öffentliche Diplomatie – und den Gebrauch und Missbrauch meiner Worte. Auf eine einfache Frage über die Abmachung mit Saddam stellte ich fest, was nach meiner Ansicht offensichtlich war: dass er jemand sei, mit dem man sachlich verhandeln könne – wie ich es gerade getan hätte. Im Rückblick ist mir natürlich klar, dass man dies als positive Äußerung über Saddams Charakter missverstehen und mangelnde Skepsis gegenüber der Vertragstreue sowie dem tyrannischen Wesen seines Regimes bei mir vermuten konnte.

				Ebenso wie die Mittel – eine durch die glaubwürdige Androhung von Gewalt unterfütterte Diplomatie – war auch das Ziel klar: die volle Erfüllung der Sicherheitsratsresolutionen, die Entwaffnung des Irak, die Wiederaufnahme seines Volks in die Weltgemeinschaft, die Sicherung des Friedens in der Golfregion und die Festigung der Effektivität der Vereinten Nationen als Garant von Sicherheit und Frieden in der Welt. Kein UN-Generalsekretär kann sich aussuchen, mit wem er über die Erreichung dieser Ziele verhandeln und kooperieren muss – weder im Irak noch anderswo.

				Mit Staatsführern wie Saddam – oder Baschir oder Gaddafi im Fall des Sudan beziehungsweise Libyens – zu verhandeln ist eine Pflicht, der man sich nicht entziehen kann, wenn man seine Ziele erreichen will. Man muss sich mit denjenigen an einen Tisch setzen, die etwas bewirken können, die das Blutvergießen beenden können. Man muss mit den Führern sprechen und sie dazu bringen, einen Weg zu finden, dem Töten ein Ende zu bereiten. Wie soll man es sonst erreichen? Außerdem war ich überzeugt, dass man diese Führer auf verschiedenen Motivationsebenen ansprechen und die Beweggründe für ihr Handeln, wie selbstsüchtig sie auch waren, zum Nutzen einer umfassenderen Friedensmission anzapfen konnte. Wenn man es nicht versucht, wird man es nie wissen. Man muss es ausprobieren. Die Einsätze sind so hoch, dass man nicht die Wahl hat zu sagen: »Mit diesem Kerl rede ich nicht. Dem gebe ich nicht die Hand.« Denn damit könnte man Tausende und Millionen von Menschen zum Tod oder zu weiterer Verfolgung verurteilen. Ich versuche die Staatsführer dazu zu bewegen, das Richtige zu tun. Dabei mag ich scheitern, aber es ist meine Pflicht, es zu versuchen, es zu probieren.

				Gegenüber dem Sicherheitsrat, mit dem ich kurz nach meiner Pressekonferenz zusammenkam, wies ich ausdrücklich auf die Risiken hin. Ich führte aus, dass meine Mission vom Rat autorisiert war und dass ich der UNSCOM neuerlich den umfassenden, uneingeschränkten Zugang zu den präsidialen Anwesen gesichert und deren Position gegenüber den Irakern gestärkt hätte. Die Verantwortung für die Erfüllung der Absprache läge nun voll und ganz bei den irakischen Behörden. »Ich mache mir keine Illusionen über den grundlegenden Wert dieser und ähnlicher Vereinbarungen«, erklärte ich. »Erfüllte Zusagen sind die einzigen, die zählen … Diese Vereinbarung ist ein Test für den Willen der irakischen Führung, ihr Wort zu halten … Wenn dieser Versuch, durch Verhandlungen Folgsamkeit zu erreichen, durch Ausflüchte oder Täuschungsmanöver vereitelt wird, bekommt die Diplomatie möglicherweise keine zweite Chance.« Das, wonach der Irak am meisten verlangte – Würde und Respekt –, ließ sich am besten durch eine Reihe gut vorbereiteter Verhandlungen, in denen ein gewisses gegenseitiges Vertrauen aufgebaut werden konnte, demonstrieren.

				Entscheidend war außerdem, dass man den Irakern Licht am Ende des Tunnels zeigte, nicht, wie Kritiker bemängelten, weil irgendjemand von uns Saddam gegenüber zu nachsichtig war oder ihm einen Ausweg bieten wollte, sondern weil wir wussten, dass die Iraker einen Anreiz brauchten, um bei einem derart intensiven Inspektionsregime zu kooperieren. Warum hätten sie sonst weiterhin eine solch beispiellose Prüfung zulassen sollen? Dass damals in Washington gelegentlich davon gesprochen wurde, man werde die Sanktionen gegen Saddam unter keinen Umständen aufheben, war nicht gerade hilfreich. Die USA und ihre Verbündeten hatten jedes Recht, in ihrem nationalen Interesse diese Position zu vertreten. Aber sie konnten nicht erwarten, dass die Vereinten Nationen, deren Ziel die friedliche Entwaffnung des Irak war, sie teilten. Genauso wenig dürfte ihnen entgangen sein, dass sie es Saddam zu behaupten ermöglichten, das Ergebnis stehe von vornherein fest, ganz gleich, was er tue. Wir brauchten die Inspektionen, um die weiterbestehende Irakkrise zu lösen. Bis dahin war der Golfkrieg noch nicht wirklich zu Ende.

				Die gemeinsame Absichtserklärung, die ich mit Saddam ausgehandelt hatte, wurde vom Sicherheitsrat einstimmig gebilligt. Sogar Butler erklärte im Fernsehen, auf dieser Grundlage könne die UNSCOM ihre Arbeit erfolgreich durchführen, vorausgesetzt, der Irak setze die Vereinbarung gewissenhaft um. Meine Bagdader Mission in der Frühzeit meiner Amtszeit zeigte, welche Möglichkeiten einem UN-Generalsekretär offenstanden, wenn er zum Eingreifen bereit war, nachdem alle anderen diplomatischen Mittel versagt hatten. Die Vereinbarung verschaffte uns sechs Monate Zeit für weitere Inspektionen – die sich allerdings fast von Anfang an als schwierig und umkämpft herausstellten.

				Anfang August 1998 spitzte sich die Krise zu. Die UNSCOM erweckte den Eindruck, als würden ihre Inspektionen immer chaotischer. Am Nachmittag des 3. August rief mich Butler an, um mir über ein Treffen mit Tariq Aziz am selben Tag zu berichten. Offenbar hatten die Iraker die strategische Entscheidung getroffen, die Sache zu forcieren: Sie hatten Butler gesagt, er solle dem Sicherheitsrat umgehend mitteilen, dass der Irak entwaffnet sei und über keine Massenvernichtungswaffen mehr verfüge und dass deshalb über die Sanktionen neu entschieden werden müsse. Als Butler, in diesem Fall korrekt, erwiderte, dass er dies ohne eine Verifikation nicht tun könne, beendete Aziz das Gespräch mit der Drohung: »Entweder Sie sagen dem Sicherheitsrat die Wahrheit – dass wir keine solchen Waffen mehr haben –, oder wir werden weder mit Ihnen noch mit Ihren technischen Mitarbeitern noch einmal zusammenkommen.«

				Damit hatte Aziz sein Land erneut an den Rand des Abgrunds gebracht. Butler konnte die irakische Forderung selbstverständlich nicht erfüllen, aber seine Position wurde durch den auch aus Kreisen der UNSCOM selbst vorgebrachten Vorwurf, die Mission werde durch ausländische Geheimdienste zur Beschaffung von Informationen benutzt, die nichts mit der Entwaffnung zu tun hatten, zunehmend geschwächt. Die Iraker griffen dies auf und gewannen die Unterstützung Russlands, das nun ebenfalls die UNSCOM im Allgemeinen und Butler im Besonderen für nicht vertrauenswürdig erklärte.

				Als daraufhin der Irak neue Forderungen in Bezug auf Zusammensetzung, Einsatzort und Hauptaufgaben der UNSCOM aufstellte, riefen mich Albright und Sandy Berger gemeinsam an, um mir vorzuhalten, dass dies ein Angriff auf die UNO sei, und da ich »für die Welt das Gesicht der UNO« sei, käme es jetzt auf meine Reaktion an und nicht auf die des Sicherheitsrats. Die von mir mit Saddam ausgehandelte Vereinbarung sei gebrochen worden, und wenn ich die irakischen Forderungen in der nächsten Sicherheitsratssitzung nicht »in den Wind schießen« würde, wie Berger es ausdrückte, würden die Vereinigten Staaten allein handeln. Ich dachte automatisch daran, in meiner öffentlichen Reaktion die dem Sicherheitsrat zukommende führende Rolle zu unterstreichen, doch dieses Argument zog gegenüber US-Repräsentanten nicht. Mir wurde nicht zum letzten Mal vor Augen geführt, was ich mit meinem interventionistischen Verständnis der Rolle des UN-Generalsekretärs erreichte: Obwohl ich dem Sicherheitsrat unterstand, sah die Realität so aus, dass in manchen Weltgegenden in solchen Krisenmomenten meine Stimme mehr Gewicht besaß als die Verlautbarungen und Resolutionen eines fernen und unpersönlichen Großmächteklubs.

				In meiner Reaktion auf die verfahrene Situation räumte ich ein, dass nach siebenjährigem Ringen immer noch keine Aussicht auf eine für beide Seiten akzeptable Lösung bestand. Deshalb schlug ich vor, das Verhältnis der UNO zum Irak, einschließlich der Rolle der UNSCOM, einer umfassenden Revision zu unterziehen. Während die Amerikaner dies ablehnten – nach ihrer Ansicht käme es einem »Kuhhandel« mit Saddam gleich –, erkannten die anderen Sicherheitsratsmitglieder, einschließlich Großbritanniens, wie wichtig es war, den Irak in einen Prozess einzubeziehen, der ihn wieder dazu bringen würde, die Forderungen der Weltgemeinschaft zu erfüllen, und damit einen Weg zur Lösung der Krise eröffnen würde, anstatt in einer Dauerkrise zu enden. Im Oktober erteilte der Sicherheitsrat dem britischen UN-Botschafter Jeremy Greenstock einmütig den Auftrag, auf der Grundlage der von mir aufgestellten Bedingungen Gespräche mit Aziz aufzunehmen. Doch diese scheiterten ein ums andere Mal am tiefen Misstrauen zwischen Bagdad und der UNSCOM. Die Pattsituation zog sich einen weiteren Monat hin, obwohl Greenstock sogar erneut versuchte, die Iraker davon zu überzeugen, dass eine neue Sicherheitsratsresolution den Weg zur Aufhebung der Sanktionen ebnen würde.

				Ein Jahr voller zermürbender diplomatischer Anstrengungen, den Irak zur Erfüllung der Forderungen der Vereinten Nationen zu bewegen, stand vor einem hässlichen – und chaotischen – Ende. Am 11. November wurde ich während eines offiziellen Besuchs in Marokko früh um 3.30 Uhr vom Telefon geweckt. Mohammed El Baradei, der Generaldirektor der Internationalen Atomenergie-Organisation, rief mich an, um mir mitzuteilen, dass die UNSCOM ihre Mitarbeiter aus Bagdad abzog. Butler hatte sich nicht bei mir gemeldet, deshalb rief ich Madeleine Albright an, um herauszufinden, was Washington mit ihm vorhatte. Sie konnte mir nur bestätigen, dass die Vereinigten Staaten Familienangehörige aus Jerusalem, Tel Aviv und Kuweit-Stadt heimholten. Ob ich eine Erklärung zum Abzug der UNSCOM abgeben würde, wollte sie von mir wissen.

				Um Butlers Ankündigung die größtmögliche Wirkung zu verleihen, stimmten die Vereinigten Staaten ihre Reaktion mit Großbritannien und Frankreich ab. Eine halbe Stunde nach dem Telefongespräch mit Albright, während ich mit meiner vertrauten Assistentin Elisabeth Lindenmayer unsere Optionen besprach, rief sie erneut an, um zu erfahren, ob ich die von den USA, Großbritannien und Frankreich für mich entworfene Erklärung erhalten hatte, in der die irakische Unnachgiebigkeit verurteilt wurde, und ob ich sie veröffentlichen würde. Ich erwiderte so höflich, wie es mir um 4.30 Uhr früh möglich war, dass ich durchaus in der Lage sei, selbst eine Erklärung zu formulieren, die ich dann zum meiner Meinung nach passenden Zeitpunkt herausgeben würde. Ich war immer noch wütend über Butlers unprofessionelles Verhalten und nicht dazu aufgelegt, seinen Herren gefällig zu sein. Ich hatte jetzt eine weit ernstere Verpflichtung: Indem er die UNSCOM-Mitarbeiter – wohl wissend, dass er damit eine militärische Aktion auslösen konnte – überstürzt und ohne mich vorher zu informieren abzog, brachte er annähernd vierhundert UN-Mitarbeiter, die notwendige humanitäre Arbeit leisteten, in Lebensgefahr. Sicherlich glaubte er, mich durch seinen Schritt zu zwingen, die übrigen UN-Mitarbeiter ebenfalls abzuziehen, aber er irrte sich. Die humanitären UN-Mitarbeiter blieben bis zum Irakkrieg von 2003 im Land und erfüllten ihr Mandat, indem sie das Leid der irakischen Bevölkerung linderten.

				Die Iraker hatten schon zweimal in jenem Jahr, am 5. August und am 31. Oktober, die Zusammenarbeit mit der UNSCOM abgebrochen, und beide Male hatten wir sie zum Weitermachen bewegen können. Jetzt, im November, waren amerikanische Flugzeuge startbereit, die zur Strafe für die Nichterfüllung der UN-Forderungen Ziele im ganzen Irak bombardieren sollten. In Reaktion auf diese Drohung bestellte ich am 13. November umgehend den irakischen Botschafter ein, um ihm mitzuteilen, dass ich Saddam einen Brief schreiben würde, in dem ich ihn auffordern würde, die Inspektoren wieder ins Land zu lassen. Diesmal reagierten die Iraker prompt, indem sie innerhalb von 24 Stunden meine Forderung erfüllten. Als ich den Brief mit ihrer Zusage erhalten hatte, rief ich sofort Berger an – der verärgert war. »Kofi, ich will es rundheraus sagen«, erklärte er, »wir hatten unsere Flugzeuge buchstäblich schon in der Luft. Wir haben die Aktion gestoppt, aber wir gehen ein enormes Risiko ein, wenn die Iraker Sie und uns erneut durch ihre Widersetzlichkeit vorführen.« Ich pflichtete ihm bei und versicherte ihm, dass ich keinerlei Versprechungen in Bezug auf die Aufhebung der Sanktionen gemacht hätte – was ich weder tun wollte noch tun konnte. Am Ende des Gesprächs bat mich Berger, mich hinter die Vereinigten Staaten zu stellen, falls der Irak erneut sein Wort brechen sollte. »Ich bezweifle nicht, dass es eine Woche halten wird«, sagte er, »befürchte aber, dass er in drei Wochen wieder die Zugangsmöglichkeiten einschränken und uns blamieren wird.« Wieder einmal verkalkulierte sich Saddam und lieferte den Vereinigten Staaten und ihren Verbündeten die Rechtfertigung für den Start der Operation »Desert Fox«, eines viertägigen Bombardements irakischer Stellungen, die am 16. Dezember 1998 begann.

				Wenn während der Verhandlungen des vorangegangenen Jahres die militärische Option zur Sprache kam, hatte ich jedes Mal die Frage gestellt: »Und nach der Bombardierung, was dann?« Darauf bekam ich nie eine Antwort, weder aus Washington noch aus London. Und natürlich brachten die Luftangriffe die Entwaffnung des Irak keinen Zentimeter voran. Tatsächlich leitete »Desert Fox« eine vierjährige Periode ohne Inspektionen und ohne einen Dialog mit dem Irak über dessen Platz im internationalen System ein, während die irakische Bevölkerung weiterhin unter den Sanktionen litt. Das gab Saddam das ultimative Propagandainstrument an die Hand: die Möglichkeit, dem Westen statt der eigenen Missherrschaft die Schuld am Elend seines Volks zu geben.

				9/11, Afghanistan und ein neuer Krieg

				Am Morgen des 11. September 2001 war ich in der Residenz des UN-Generalsekretärs auf der East Side von Manhattan, als mein Chef de Cabinet Iqbal Riza anrief und mir vom Einschlag des ersten Flugzeugs ins World Trade Center an der Südspitze Manhattans, rund fünf Kilometer vom Sitz der Vereinten Nationen entfernt, berichtete. Er bestand darauf, dass ich in der Residenz blieb, und kümmerte sich selbst um unsere unmittelbare Reaktion auf den Anschlag. Was dann folgte, das zweite Flugzeug in New York und zwei weitere Flugzeuge mit dem Ziel Washington, war schockierender als alles, was man sich jemals vorgestellt hatte. In den nächsten Stunden kamen fast dreitausend Menschen ums Leben, die aus über hundert Ländern stammten, was die Anschläge zu einem Angriff nicht nur auf die Vereinigten Staaten, sondern auf »die ganze Menschheit« machte, wie ich an jenem Tag erklärte.

				Während Nane und ich wie Millionen Menschen überall auf der Welt die Schreckensbilder im Fernsehen verfolgten, empfanden wir tiefen persönlichen Kummer und Mitgefühl mit unseren Mitbürgern in einer Stadt, die auch uns zur Heimat geworden war. Nach den Anschlägen wurden die Vereinten Nationen zum Forum für eine Welle der Unterstützung und Anteilnahme für die Vereinigten Staaten. Der Sicherheitsrat verabschiedete in einer außerordentlich raschen diplomatischen Anstrengung einstimmig zwei Resolutionen: Die eine bekräftigte das naturgegebene Recht der Vereinigten Staaten auf Selbstverteidigung gegen die Taliban in Afghanistan, die Osama bin Laden und al-Qaida Unterschlupf gewährt und geholfen hatten, und durch die andere wurde ein neues Gremium zur Terrorismusbekämpfung unter dem Dach des Sicherheitsrats geschaffen, das die globale Reaktion auf eine Bedrohung koordinieren sollte, die eine neue, angsteinflößende Form angenommen hatte.

				Drei Monate später, als ich für unsere Bemühungen um die Neubelebung der Vereinten Nationen – und, wie es in der Begründung hieß, weil wir klargemacht hatten, »dass Souveränität kein Schutzschild sein kann, hinter dem Mitgliedsstaaten ihre Rechtsbrüche verbergen« – den Friedensnobelpreis entgegennahm, begann ich meine Dankesrede mit der Beschreibung eines in Afghanistan geborenen Mädchens und sprach davon, dass wir das 21. Jahrhundert durch ein Feuertor betreten hätten. Ich wollte das Andenken der am 11. September Verstorbenen ehren, zugleich aber den Kampf gegen den Terrorismus in den breiteren Kontext der vor der Weltgemeinschaft stehenden Herausforderungen stellen, einschließlich der Sicherung der Menschenrechte des afghanischen Volks und seiner Chancen auf Frieden und Entwicklung.

				Nachdem die Taliban Ende 2001 nach kurzem Kampf gestürzt worden waren, erhob sich die Frage, wer Afghanistan regieren sollte, und wie. Auf diesem Gebiet besaßen die Vereinten Nationen nicht nur große Erfahrung, sondern in Gestalt von Lakhdar Brahimi auch einen ausgezeichneten diplomatischen Troubleshooter, der bestens dafür geeignet war, eine neue Regierung aufzubauen. »Die UNO wird in Afghanistan ohne echte Unterstützung von irgendeiner Seite alleingelassen«, hatte er Mitte 1999 als mein Sonderbeauftragter für Afghanistan entmutigt festgestellt. Ich hatte ihn 1997 am Anfang meiner Amtszeit ernannt, um zu sondieren, ob die Vereinten Nationen dieser verwüsteten und international vernachlässigten Nation Frieden bringen konnten. Aber nach zwei Jahren und einer Reihe fruchtloser Anstrengungen hatte er keinerlei Hoffnung auf ein Ende des Krieges.

				Damals hatten wir die UN-Mitglieder wiederholt vor den ernsten Folgen der Geschehnisse in Afghanistan gewarnt. So wies ich die Generalversammlung im November 1997 darauf hin, dass

				»äußere Akteure … ein Feuer entfacht haben, das, wie ihnen bewusst sein sollte, auf Dauer kaum auf Afghanistan beschränkt bleiben dürfte. Tatsächlich breitet sich dieses Feuer bereits über die Grenzen Afghanistans aus und stellt in der Form von Terrorismus, Banditentum, Rauschgifthandel, Flüchtlingsströmen und zunehmenden ethnischen und religiösen Spannungen für die Region und darüber hinaus eine ernste Gefahr dar.«

				Einer der Akteure, die mit dem Feuer spielten, war Pakistan. Es nahm gegenüber dem internationalen Kooperationsprozess, den wir in Gestalt der »Sechs plus Zwei«-Kontaktgruppe (der die sechs Nachbarländer Afghanistans sowie die USA und Russland angehörten) in Gang gesetzt hatten, weiterhin eine ambivalente Haltung ein und unterstützte aus Furcht vor der Alternative – einer proindischen Regierung – die Taliban.

				Obwohl wir 1997 eine Verschärfung der durch den afghanischen Bürgerkrieg verursachten regionalen Probleme voraussagten, hätte ich mir nie vorstellen können, dass dieses Feuer vier Jahre später an einem heiteren Septembermorgen in New York, nur wenige Kilometer vom Sitz der UNO entfernt, auflodern würde. Als das geschah und der Sicherheitsrat eine internationale Koalition ermächtigte, das Talibanregime mit Gewalt zu stürzen, bestand nie ein Zweifel über den Ausgang der militärischen Konfrontation. Weniger klar war, wie man Afghanistan wieder auf die Beine helfen konnte. Wie sollte das Land nach einem Vierteljahrhundert des Krieges und einem Jahrzehnt ohne eine landesweit anerkannte Regierung im Anschluss an eine Militärkampagne regiert und wiederaufgebaut werden?

				Es bildete sich rasch ein Konsens darüber heraus, dass die Vereinten Nationen die Legitimität und Glaubwürdigkeit besaßen, die afghanischen Gruppierungen zusammenzubringen, und so, wie alle Blicke sich auf die UN richteten, wandte ich mich wieder einmal an Brahimi.

				Unsere früheren Bemühungen, einen Frieden in Afghanistan zu vermitteln, erwiesen sich jetzt als nützlich, denn nach der militärischen Niederlage der Taliban waren Vertreter der wichtigsten Sektoren der afghanischen Gesellschaft bereits am Verhandlungstisch versammelt. Unter dem Schirm der Genfer Initiative war zwischen den Anhängern des früheren Königs (Rom-Gruppe genannt) und den Paschtunen und Hasara, die gegen den König eingestellt waren und von Teheran unterstützt wurden (Zypern-Gruppe genannt), ein Dialog über die Zukunft Afghanistans in Gang gekommen. Wie viele diplomatische Initiativen der Vereinten Nationen hatten auch diese Verhandlungen nicht zu einem unmittelbaren Ergebnis geführt. Dennoch waren sie nicht vergebens gewesen – das ist die UN-Diplomatie selten.

				Nachdem ich Brahimi Anfang Oktober erneut zum Sonderbeauftragten für Afghanistan ernannt hatte, bewegte er sich gleichsam auf Zehenspitzen zwischen den vielen Gruppen und Interessen und tat, was in solchen Situationen viel zu selten getan wird: Er hörte allen Seiten aufmerksam zu. Manche bemängelten, wir würden zu langsam vorankommen. Colin Powells Mantra lautete »Tempo, Tempo, Tempo«. Er befürchtete, dass ein Vakuum entstehen könnte, wenn der politische Prozess zu weit hinter die fortgeführte militärische Operation zurückfiel. Mitte November meinte er mir gegenüber sogar, man müsse »Herrn Brahimi Feuer unterm Hintern machen, statt sich auf das Maß an Tatkraft zu verlassen, das er bisher an den Tag gelegt hat«. Bei anderen Gelegenheiten riefen mich die Russen oder die Pakistaner an, um sich darüber zu beschweren, dass sie nicht ausreichend konsultiert würden, oder um irgendeinen Einwand gegen unsere Diplomatie vorzubringen.

				Aber diese Einwürfe verstummten bald. Sobald sich Brahimi genügend beraten hatte – unter anderem mit einem Küchenkabinett aus außenstehenden Experten, mit denen er über die Jahre hinweg in Kontakt geblieben war –, handelte er rasch, um einerseits einen diplomatischen Prozess zu gestalten, der die Führungsrolle der Vereinten Nationen abstützte, und andererseits einen politischen Prozess unter den Afghanen aufzubauen, der ihnen half, ihr Land in eine bessere Zukunft zu führen.

				Über die Art der Nachkriegspräsenz der UNO in Afghanistan wurde viel gestritten. Kosovo und Osttimor waren die jüngsten Blaupausen für UN-Interventionen zur Stabilisierung einer traumatisierten Gesellschaft; dort hatten wir fast die Verantwortlichkeiten einer souveränen Regierung übernommen. Aber in beiden Fällen hatte es sich um kleine Territorien mit einer relativ homogenen Gesellschaft und einer relativ unkomplizierten Sicherheitslage gehandelt, in denen die Bevölkerung eine starke UN-Intervention zur Absicherung des Übergangs in die Unabhängigkeit unterstützte. Unsere Erfahrungen aus diesen Missionen ließen sich jedoch nicht auf Afghanistan übertragen. Wir mussten eine Herangehensweise entwickeln, die auf ein großes, ethnisch vielfältiges, armes und nahezu regierungsloses Land zugeschnitten war, das eine lange Geschichte des Widerstands gegen Fremdherrschaft besaß und weiterhin Kampfgebiet von Auseinandersetzungen zwischen westlichen Truppen und Al-Qaida-Elementen sein würde. Brahimi war sich des tiefsitzenden Hasses der Afghanen auf ausländische Besatzer bewusst und fürchtete, dass eine falsche Strategie den Radikalen in die Hände spielen würde.

				Nach unserer Ansicht konnte die UNO Geburtshelfer einer afghanischen Interimsregierung sein, deren Bildung der erste Schritt in einem vereinbarten Übergangsprozess wäre; so könnte sie den Afghanen auf umsichtige, unaufdringliche Art helfen, von einer extrem niedrigen Ausgangsbasis aus ein besseres Regierungssystem aufzubauen. Afghanistan selbst zu regieren lag nicht in unserer Absicht. All unsere politischen Aktivitäten mussten auf einem echten nationalen Konsens der Afghanen beruhen. UN-Organisationen sollten sich bemühen, Afghanen die Führung beim Wiederaufbau des Landes zu übergeben. Ich sprach von einer »einheimischen« Lösung. Doch den Begriff, der die Herangehensweise der Vereinten Nationen in der Folge charakterisieren sollte, prägte John Renninger, ein hochrangiger Mitarbeiter der Hauptabteilung Politische Angelegenheiten: »light footprint«.

				Klar war außerdem, dass die Sicherheit die wichtigste Grundlage für den politischen, ökonomischen und sozialen Wiederaufbau nach dem Krieg bildete. Ich war gegen die Entsendung von UN-Friedenstruppen, da es viel zu lange dauern würde, sie zu stationieren. Außerdem müssten sie in einer Umgebung operieren, in der noch kein richtiger Frieden herrschte, den es zu wahren galt. Deshalb empfahlen wir dem Sicherheitsrat die Entsendung einer multinationalen Truppe, die in den wichtigsten Städten eine internationale Präsenz aufrechterhalten sollte, welche die Sicherheit gewährleisten und den nötigen Freiraum für den Aufbau neuer Staats- und Sicherheitsstrukturen schaffen würde. Letzten Endes kam als Sicherheitsgarant nur eine gesamtafghanische Truppe in Frage.

				Über den Erfolg oder Misserfolg unserer Anstrengungen entschied aber nicht nur der innenpolitische Aufbau im Land, sondern ebenso die regionale Diplomatie. Die Haltung Teherans und Islamabads, der bisherigen Hauptunterstützer der Nordallianz respektive der Taliban, war ausschlaggebend für den Ausgang der innerafghanischen Verhandlungen. War es möglich, ihre Rivalität weit genug zu dämpfen und ihren Einfluss auf Gruppen in Afghanistan positiv zu nutzen? Wir behielten beide Aspekte im Auge. Ein weiterer Hauptakteur waren natürlich die Vereinigten Staaten, der bei weitem mächtigste Mitspieler, und ich arbeitete eng mit Colin Powell zusammen, ebenso wie Brahimi mit seinem amerikanischen Pendant, James Dobbins.

				Nach einer fieberhaften Runde bilateraler Konsultationen berief ich für den 12. November, während der Eröffnung der Generalversammlung, ein Treffen der »Sechs plus Zwei«-Gruppe ein. Die Leitung der Sitzung, an der die Außenminister der Mitgliedsländer teilnahmen, erforderte einiges Fingerspitzengefühl, aber hinterher konnten wir einen Konsens bekanntgeben, dem zufolge eine »breit aufgestellte, multiethnische, politisch ausgewogene, frei ausgewählte afghanische Verwaltung, die für die Hoffnungen [des afghanischen Volks] repräsentativ ist und ihren Nachbarn friedlich gegenübersteht«, geschaffen werden sollte. Kurz darauf unterstützte der Sicherheitsrat meinen Vorschlag, ein Treffen von Vertretern der verschiedenen afghanischen Gruppen einzuberufen, bei dem ein Plan für den politischen Übergang entworfen werden sollte.

				Ende November 2001 fand in Bonn eine Konferenz der Hauptbeteiligten statt, unter ihnen die Führer der Nordallianz – die sich zusammengeschlossen hatte, um gegen die Taliban zu kämpfen –, die Führer der Rom- und der Zypern-Gruppe sowie der Peschawar-Konferenz, die allesamt in früheren Verhandlungen gebildet worden waren. Brahimi hatte darauf bestanden, dass jeder Delegation mindestens eine Frau angehören musste, wenn sie an der Konferenz teilnehmen wollte. In der Nordallianz brachen die inneren Gegensätze auf, obwohl sie dabei war, auf dem Schlachtfeld die Oberhand über die Taliban zu gewinnen. Ihre Vertreter wollten nicht, dass die Petersberger Konferenz, wie sie genannt werden sollte, zu Ergebnissen führte. Ihnen war ein Schwebezustand lieber, der es ihnen ermöglichte, über die Machtanteile später zu entscheiden. Ebenso problematisch war, dass die größte Bevölkerungsgruppe, die Paschtunen, nur teilweise vertreten war – ein unvermeidlicher Mangel der Petersberger Konferenz. Besonders umstritten waren die Themen Sicherheit und Machtteilung; tatsächlich war die ethnische Zusammensetzung der afghanischen Bevölkerung äußerst komplex. Der Bonner Prozess besaß zwangsläufig viele Mängel, aber allein schon die Tatsache, die Afghanen nach Bonn gebracht zu haben, war ein Erfolg.

				In einer Botschaft an die vom deutschen Außenminister Joschka Fischer eröffnete Konferenz beschwor ich die Afghanen, die Gelegenheit nicht ungenutzt verstreichen zu lassen, und auch danach versuchte ich durch ständige Telefongespräche mit Politikern, die Einfluss auf die Verhandlungsparteien besaßen, die Dinge voranzubringen. Der Konferenzort in Bonn war für Außenstehende gesperrt. Für die zwei Dutzend Länder, die Beobachter geschickt hatten, einschließlich der Vereinigten Staaten, war dies sicherlich enttäuschend, aber es ermöglichte unserem Team, bei der einen oder anderen Partei zu intervenieren, wann immer es nötig war, und zwar rund um die Uhr. In einer langen Nachtsitzung brachte Brahimi schließlich das sogenannte Petersberger Abkommen unter Dach und Fach.

				Diese Übereinkunft war indes kein endgültiges Friedensabkommen, und sie führte auch nicht zu einer dauerhaften afghanischen Regierung. Diese beiden Ziele waren unerreichbar und angesichts der hastigen Einberufung der Konferenz und der unvollkommenen Repräsentanz vielleicht auch nicht wünschenswert. Stattdessen hatten wir darauf geachtet, dass das Abkommen die Möglichkeit offenhielt, der weiteren Entwicklung in Afghanistan entsprechend Kurskorrekturen und Anpassungen vorzunehmen. Außerdem legte es eine Reihe von Schritten fest, die jeweils in einem bestimmten Zeitraum getan werden mussten und so angelegt waren, dass die regierende Körperschaft von Schritt zu Schritt repräsentativer wurde und mehr Legitimität gewann.

				Als erstes Ziel sah das Petersberger Abkommen vor, binnen zwei Wochen eine Interimsbehörde unter dem Paschtunen Hamid Karzai zu bilden. Innerhalb eines halben Jahres sollte unter der Schirmherrschaft des ehemaligen Königs eine Notfall-Loja-Dschirga – eine Stammesversammlung – abgehalten werden, und innerhalb von anderthalb Jahren eine verfassunggebende Loja Dschirga zusammentreten, um eine neue Verfassung für Afghanistan zu beschließen. Zwei Jahre nach der Notfall-Loja-Dschirga sollten dann landesweite Wahlen stattfinden.

				Heikel und beunruhigend war die Entscheidung der Afghanen, die Frage der Entwaffnung der Milizen und Warlords aufzuschieben. Aber sie stimmten der Entsendung einer mit einem UN-Mandat ausgestatteten internationalen Schutztruppe nach Kabul zu, mit der Aussicht, deren Mission später auf andere Ballungsgebiete ausdehnen zu können. Außerdem sagten sie zu, aus Kabul und anderen Orten, in denen die Schutztruppe stationiert werden sollte, sämtliche militärischen Kräfte abzuziehen. Trotz des Fait accompli der Eroberung Kabuls willigte die Nordallianz ein, die Hauptstadt zu verlassen und sich an einer multiethnischen Interimsverwaltung unter einem Paschtunen zu beteiligen – freilich nur gegen die Zusicherung einer starken Stellung in dieser Verwaltung.

				Trotz seiner Mängel, die wir durchaus sahen, stellte das Abkommen einen bemerkenswerten Erfolg dar, zumal es in solch kurzer Zeit ausgehandelt worden war. Als Brahimi mich anrief, um mir das Endergebnis der Konferenz mitzuteilen, erinnerte ich mich daran, dass ein Außenminister aus der Region mir nur sechs Wochen zuvor prophezeit hatte, jede UN-Konferenz wäre ein »sehr langer Prozess«, und mir riet, meine Zeit nicht zu verschwenden. Bis zu diesem Augenblick hatte ich mich oft gefragt, ob er nicht recht gehabt hatte.

				Aber uns allen war bewusst, dass die wirklich schwere Arbeit jetzt erst begann. Im März 2002 beschloss der Sicherheitsrat die Aufstellung einer Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA). Im Einklang mit unserer Herangehensweise sollte die Mission, soweit möglich, dem um seine Existenz ringenden afghanischen Staat die Führung überlassen, während einzelne Staaten für die Sicherheit verantwortlich sein und die Afghanen beim Wiederaufbau und der Reform von Streitkräften, Polizei und Justiz sowie beim Kampf gegen den Opiumhandel unterstützen sollten. Unterdessen würde die UNO diskret den politischen Dialog fördern, der notwendig war, um den Übergang stetig voranzubringen, und helfen, Wahlen durchzuführen, eine Verfassung auszuarbeiten und zu beschließen, die Menschenrechte zu schützen und humanitäre Hilfe zu leisten.

				Der durch das Schlussdokument der Konferenz vom Dezember 2001 eingeleitete Petersberger Prozess ist ein jüngeres Beispiel für das einzigartige Potential der Vereinten Nationen, unterschiedliche Kräfte zusammenzubringen, für die Nützlichkeit des Büros des UN-Generalsekretärs, vertreten durch einen geschickt operierenden Beauftragten, und für die Wirksamkeit politischen Handelns der Vereinten Nationen, wenn es vom Sicherheitsrat mitgetragen wird. Das Gleiche lässt sich über die erfolgreiche Einberufung der Loja Dschirga ein halbes Jahr später sowie weitere Übergangsschritte sagen, an deren Durchführung die UNO beteiligt war, mit dem Höhepunkt der verfassunggebenden Loja Dschirga im Dezember 2003. All diese Entwicklungen verliefen besser, als man vernünftigerweise hatte hoffen können.

				Aber Afghanistan war alles andere als eine ungetrübte Erfolgsgeschichte. Wenn die Petersberger Konferenz das Potential der friedenstiftenden Rolle der Vereinten Nationen gezeigt hatte, dann machten die Realitäten, mit denen wir im Lauf der Zeit sowohl im geopolitischen Kontext als auch vor Ort konfrontiert waren, deren Grenzen deutlich.

				Anzeichen dafür waren schon früh zu erkennen. Als ich im Januar 2002 Kabul besuchte und als erster ausländischer Repräsentant das Gebiet des Kabuler Flughafens verließ, war das Wohlwollen gegenüber den Vereinten Nationen fast mit Händen zu greifen, ebenso wie der überwältigende Wunsch eines erschöpften Volks, ein Vierteljahrhundert des Krieges hinter sich zu lassen. Als Tony Blair im Namen seines Landes anbot, die Führung des ersten internationalen Kontingents in Kabul – der Speerspitze der vom Sicherheitsrat beschlossenen 4500 Mann starken Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe (ISAF) – zu übernehmen, hatte ich es mutig gefunden. Doch die Stationierung verlief wesentlich reibungsloser als erwartet, und während meines Besuchs wurde ich von Afghanen immer nachdrücklicher aufgefordert, mich für die Ausweitung der ISAF-Mission auf das ganze Land einzusetzen.

				Dies überstieg unsere Möglichkeiten. Hatte Ende 2001 die Politik kaum mit der militärischen Entwicklung Schritt zu halten vermocht, standen wir jetzt vor dem entgegengesetzten Problem: Die Sicherheitsrealität begann hinter dem formalen politischen Übergangsprozess hinterherzuhinken. Die Unfähigkeit, diesen Rückstand aufzuholen, sollte sich als größte Bedrohung für den Übergang selbst herausstellen. In unseren Berichten an den Sicherheitsrat kamen wir ein ums andere Mal auf dieses Thema zurück, ohne jedoch etwas zu erreichen. Während das amerikanische Außenministerium die Notwendigkeit einer Gesamtstrategie für den Wiederaufbau Afghanistans erkannte, hatte das US-Militär lediglich die Kampagne gegen al-Qaida im Sinn – und begann, wie sich herausstellte, Mittel umzuleiten, um eine Offensive gegen den Irak vorzubereiten. Diese sollte bald den größten Teil der diplomatischen und militärischen Kraft absorbieren.

				Vor Ort heuerten die Vereinigten Staaten Warlords als Sicherheitsunternehmer an, die sich ihrerseits der Autorität der Zentralregierung in Kabul widersetzten. Ich will nicht behaupten, dass man die Warlords einfach hätte ignorieren können – auch die Vereinten Nationen standen in der Kritik, weil sie in der Loja Dschirga von 2002 eine bedeutende Rolle spielten. Aber während die ISAF sich bemühte, die Waffen der Warlords einzusammeln und sie in den im Neuaufbau befindlichen Staat zu integrieren, rekrutierten die Vereinigten Staaten sie für den Krieg gegen den Terror. In ähnlicher Weise half Pakistan den Amerikanern bei der Jagd nach al-Qaida, während es gleichzeitig sowohl in Afghanistan als auch in den pakistanischen Stammesgebieten die Taliban unterstützte.

				Im Lauf der Zeit wurde deutlich, dass eine grundlegende Kurskorrektur vonnöten war. Im Herbst 2003 schlugen wir eine zweite Petersberger Konferenz vor, um die Mängel des Petersberger Abkommens zu beheben, insbesondere hinsichtlich der Repräsentanz aller maßgeblichen Gruppierungen der afghanischen Gesellschaft. Es ging darum, die sich verschlechternde Sicherheitslage in den Griff zu bekommen und den Wiederaufbau zu beschleunigen. Vor allem aber war es der richtige Zeitpunkt, um jene Taliban einzubeziehen, die sich am politischen Prozess beteiligen wollten. Die Taliban befanden sich damals auf einem Tiefpunkt und waren für Kompromisse so zugänglich wie noch nie. Aber verhängnisvollerweise fanden wir für unseren Vorschlag nicht genügend Unterstützung, auch nicht von Seiten unserer amerikanischen Partner.

				Im Oktober 2001 hatte Präsident Bush mir erklärt: »Während des Wahlkampfs habe ich gesagt, ich würde das Militär nicht für den Aufbau des Staates einsetzen, und ich gedenke Wort zu halten.« Es war eine sehr verengte Herangehensweise an ein tiefsitzendes Problem, die auf der Illusion beruhte, Afghanistan könne zum Billigtarif stabilisiert werden. Es sollte Jahre dauern, bis die Vereinigten Staaten aufhörten, die Warlords zu bezahlen. Auch die Europäer, die in Bezug auf die Entsendung von Truppen äußerst vorsichtig gewesen waren, brauchten fünf Jahre, bis sie ihren Sicherheitsbeitrag erhöhten. Erst nach dem Amtsantritt von Präsident Obama beschäftigte man sich wieder und auf angemessene Weise mit diesen Fragen, aber zu diesem Zeitpunkt war es schon fast zu spät. Seit die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten verkündet haben, sich bis 2014 aus Afghanistan zurückziehen zu wollen, hat es den Anschein, als würde die Geschichte sich wiederholen und als würden die Menschen in Afghanistan erneut zu Schachfiguren in großen und kleinen Spielen.

				Chronik eines angekündigten Krieges

				Vor der Invasion des Irak im Jahr 2003 hatte man stets angenommen, Saddam verweigere die volle Zusammenarbeit, weil er den Forderungen der Vereinigten Staaten und der Vereinten Nationen nicht nachkommen wollte und entschlossen war, die irakischen Massenvernichtungswaffen zu behalten. Wie sich herausstellen sollte, hatte das irakische Regime, trotz all seiner Finten, zwischen 1991 und 2003 tatsächlich sein gesamtes Arsenal solcher Waffen vernichtet. Saddams langjähriger Außenminister Tariq Aziz fragte einmal ein Mitglied eines UNSCOM-Inspektionsteams: »Sie wissen doch, warum wir nicht zulassen können, dass Sie offiziell bestätigen, dass wir keine Massenvernichtungswaffen mehr besitzen, oder?« Der UN-Mitarbeiter erwiderte ungläubig, dass dies der ganze Zweck der Inspektionen sei und man den Bann gegen den Irak aufheben werde, sobald er von dem Stigma befreit sei. Darauf beantwortete Aziz seine eigene Frage: »Wegen der Perser und der Juden.« Mit anderen Worten, Saddam wollte die Furcht, er verfüge über Massenvernichtungswaffen, aufrechterhalten, um den Iran und Israel abzuschrecken, die er beide als Todfeinde betrachtete. Er wollte weder unbewaffnet erscheinen, noch den demütigenden Eindruck erwecken, er habe den Forderungen der Weltgemeinschaft in vollem Umfang nachgegeben. Ohne den 11. September 2001 hätte das irakische Regime dieses Spiel vermutlich noch jahrelang fortsetzen können.

				Doch am 11. September veränderte sich die Bedrohungswahrnehmung der Amerikaner und Briten dramatisch, und ihre Reaktion sollte die Welt verändern. Im Dezember 1999 war als Ersatz für die UNSCOM eine neue Inspektionskommission geschaffen worden, die Überwachungs-, Verifikations- und Inspektionskommission der Vereinten Nationen (UNMOVIC) unter Leitung von Hans Blix, dem früheren Generaldirektor der Atomenergie-Organisation. In den ersten beiden Jahren ihrer Existenz waren die Inspektionen im Sicherheitsrat allerdings kaum ein Thema. Kurz nach der amerikanischen Präsidentschaftswahl im Jahr 2000 wandte sich der Rat auf Drängen der Regierung Bush erneut mit Nachdruck der Frage von Saddams Fügsamkeit zu, und nach dem 11. September 2001 äußerten ausländische Staatsmänner mir gegenüber die Sorge, dass die Vereinigten Staaten den Irak und Saddam persönlich ins Visier nehmen könnten. Mitte November sagte der indische Premierminister Atal Bihari Vajpayee zu mir, ein Angriff würde »eine Antiterrorkoalition sprengen, die immer noch sehr fragil« sei. Im Januar bezeichnete George W. Bush in der Rede zur Lage der Nation den Irak als Teil einer »Achse des Bösen«. Nach Ansicht vieler war der Krieg bereits beschlossene Sache.

				Washington war unverkennbar von einer neuen Entschlossenheit erfüllt: Man wollte Saddam endgültig entwaffnet sehen. Bei einem Treffen mit zwei britischen Diplomaten Ende Februar wies ich darauf hin, dass viele UN-Mitgliedsstaaten, einschließlich einiger europäischer Länder und Kanadas, eine Ermächtigung des Sicherheitsrats für erforderlich hielten, falls die Vereinigten Staaten ihren Krieg gegen den Terror auf den Irak ausdehnen wollten. Einige Tage später suchte mich einer der beiden Diplomaten auf, um mir mitzuteilen, dass die Vereinigten Staaten auf der vollständigen Erfüllung der Resolutionen bestünden; andernfalls müsse das Regime »verschwinden«. Auf meine Erwiderung, Saddam neige zu Fehlkalkulationen, erklärte der Diplomat: »Entweder sie werden das Potential los, oder sie werden ihn los.«

				Gleichwohl war selbst den schärfsten Gegnern einer militärischen Aktion klar, dass die damalige Strategie nicht wirkte: Die Sanktionen konnten nie »smart« genug sein, um dem irakischen Volk weiteres Leid zu ersparen, aber auch nicht robust genug, um mit Sicherheit zu verhindern, dass der Irak Mittel und Wege fand, sich entgegen seiner Verpflichtungen gegenüber dem Sicherheitsrat neu zu bewaffnen.

				Andererseits wuchs bei den Regierungen Frankreichs, Chinas, Russlands und Deutschlands im Lauf der Zeit die Entschlossenheit, einen unilateralen Einsatz von Gewalt durch die Vereinigten Staaten zu verhindern. Nach ihrer Auffassung war er mit dem internationalen System und der Rolle des Sicherheitsrats bei der Wahrung von Frieden und Sicherheit grundsätzlich unvereinbar. Im folgenden Jahr nahmen die Verhandlungen über eine neue Resolution Fahrt auf, wobei beide Seiten auf ihrer Sicht dessen, was akzeptabel war, beharrten. Ich begann regelmäßig private Abendessen für die Botschafter der fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder zu geben, um einen intensiven Dialog in Gang zu bringen, auch wenn er nicht zu einer Einigung führen würde. Diese musste auf Ebene der Staats- und Regierungschefs ausgehandelt werden.

				Anfang September 2002 rief mich der deutsche Außenminister Joschka Fischer an, um seine Sorge über den Weg, auf dem wir uns befanden, auszudrücken. Ich teilte ihm meinen Eindruck aus Gesprächen mit einer Reihe von Staatsmännern mit, dass ein wachsendes Unbehagen über die möglichen Auswirkungen herrsche, die das präventive Vorgehen eines einzelnen Staats auf das Völkerrecht hätte. Denn: »Was für einen Präzedenzfall würde es setzen!« Die Unterstützung der Vereinten Nationen für eine Militäraktion, betonte ich, würde allen Schritten, die gegen den Irak unternommen würden, Legitimität und Legalität verleihen.

				Noch im selben Monat hob George W. Bush vor der Generalversammlung Saddams Verletzung einer Vielzahl von Sicherheitsratsresolutionen hervor. In meiner Rede vor der Versammlung erwiderte ich darauf, dass es keinen legitimen Gewalteinsatz gebe, es sei denn, er sei vom Sicherheitsrat abgesegnet, und dass immer noch Zeit sei, einen friedlichen Ausweg zu suchen. Nach der Sitzung sprach ich mit Tony Blair, für den es in den Verhandlungen über eine neue Resolution weniger um das Ziel der Entwaffnung ging. Aus seiner Sicht war es in erster Linie ein Test der UNO durch die Vereinigten Staaten. Dies sei »ein kritischer Moment für die UNO, die die USA davon überzeugen müsse, dass sie die nötigen Mittel besitze, um in Zukunft wirkungsvoll und relevant zu sein«.

				Während sich die Verhandlungen über eine Resolution zur Rückkehr der UN-Inspektoren in den Irak intensivierten, wuchs auf allen Seiten der Verdacht, dass sie weit weniger um das Thema der Vernichtung der irakischen Massenvernichtungswaffen kreisten als vielmehr um die Frage, wer im internationalen System künftig als oberste Instanz dem Einsatz von Gewalt Legitimität verleihen würde. Konkret drehte sich die Debatte um jene ein oder zwei Resolutionen, die nötig wären, um einen Gewalteinsatz zu rechtfertigen, falls die Iraker – wie die meisten erwarteten – ihre Verpflichtungen nicht erfüllen sollten. Wer würde die Feststellung treffen, dass sie nicht mehr kooperierten, und wer würde über die Konsequenzen entscheiden – ein einzelner Staat oder der Sicherheitsrat als Ganzer? Während die Vereinigten Staaten ihre Dominanz über diesen Prozess untermauern wollten, sperrten sich Frankreich und die anderen Sicherheitsratsmitglieder immer stärker dagegen.

				Eine Schlüsselfrage war jene nach dem Grad des »Automatismus«, das heißt danach, ob eine erhebliche Verletzung der Bedingungen der neuen Resolution automatisch die Zustimmung des Sicherheitsrats zum Einsatz von Gewalt nach sich ziehen würde. Am 28. September stellte der französische Präsident Chirac in einem Telefongespräch mir gegenüber klar, dass Frankreich in diesem Fall sein Veto einlegen werde. Colin Powell trat daraufhin in intensive Verhandlungen mit seinem französischen Kollegen Dominique de Villepin ein und teilte mir am 4. Oktober telefonisch mit, er versuche »in der Frage des Automatismus eine Brücke zwischen ihnen und uns« zu schlagen. Er habe Villepin gesagt, dass es für beide Seiten nicht gut sei, »Handgranaten aufeinander zu werfen«, und dass man unbedingt eine Lösung finden müsse, die für beide Seiten annehmbar sei.

				Mitte Oktober sah ich mich zwischen den stark divergierenden Interessen der mächtigsten Sicherheitsratsmitglieder immer mehr eingezwängt, so dass es mir zunehmend schwerer fiel, eine ausgleichende Haltung zu bewahren. Am 11. Oktober rief Powell mich an, um mir vorzuwerfen: »Sie sind auf die französische Linie mit zwei Resolutionen eingeschwenkt, mein Freund.« Eine Woche später versicherte er mir: »Wir haben unser Recht nicht aufgegeben, mit gleichgesinnten Freunden zu handeln, wenn es nötig ist.« Ich folgte keineswegs der französischen Linie; vielmehr hielt ich an der Position fest, dass ein vom Sicherheitsrat gemeinsam unterstütztes Ergebnis die beste Lösung darstellte.

				Am selben Tag rief der russische Außenminister Igor Iwanow an, um die Haltung Russlands zu bekräftigen: »Wenn die Resolution darauf abzielt, die Operation der Inspektoren zu stärken, sind wir bereit, konstruktiv mit ihnen zusammenzuarbeiten. Aber wenn sie darauf abzielt, einen legalen Rahmen für ein militärisches Vorgehen zu schaffen, ist das für uns unannehmbar.« Die neuerliche Spaltung des Sicherheitsrats, die nach der kurzzeitigen Einigkeit nach dem 11. September 2001 eingetreten war, hatte sich zu einer tiefen Kluft zwischen den Lagern ausgeweitet. Ende Oktober erklärte Powell, als er mich wie so oft bat, dem anderen Lager zu übermitteln, wie stark Washington an seiner Position festhalte: »Was alle einsehen müssen, ist, dass dies der beste Weg ist, einen Krieg zu vermeiden … Wenn die Franzosen weiter Spielchen treiben, werden sie genau das bekommen, was sie zu vermeiden versuchen.« Er schloss mit der Warnung: »Wir verlieren hier die Geduld, und bei uns steht eine Wahl an.«

				In den nächsten Wochen stand das Werben um Zustimmung zu der neuen Resolution im Vordergrund, und im Verlauf vieler Telefongespräche wurde sogar Syrien dazu gebracht, ihr zuzustimmen, so dass die Resolution 1441 am 8. November einstimmig gebilligt wurde. Im Sicherheitsrat herrschte an jenem Tag das Gefühl, wirklich etwas erreicht zu haben, weil man glaubte, die Mitgliedsstaaten hätten in harten Verhandlungen eine Formel gefunden, welche die Prärogative des Sicherheitsrats bewahrte und gleichzeitig den Irakern vor Augen hielt, dass die Zeit für ihre Tricks und Verschleierungen ablief. Ich war jedoch über Washingtons Absichten besorgt. Als ich am Vorabend der Abstimmung im Sicherheitsrat mit Powell sprach, warnte er mich in einem erregten Tonfall: »Was Sie herausfinden müssen, ist, wie Sie zu den Irakern durchdringen können – und ich bezweifle, dass irgendjemand zu Saddam durchzudringen vermag –, um ihnen zu sagen, dass wir nicht zusehen werden, wie viele Haken sie noch schlagen, und dass sie die strategische Entscheidung für die Kooperation treffen müssen. Wenn er glaubt, er könne die Inspektoren wieder an der Nase herumführen, wird er eine Überraschung erleben.«

				Ich unterstrich mit unmissverständlichen Worten meine eigene Haltung zum »Automatismus«, das heißt zu der Frage, ob die Resolution 1441 im Fall eines erheblichen Verstoßes gegen die Resolution durch den Irak eine automatische Reaktion mit militärischer Gewalt vorsah. »Wichtig ist«, stellte ich in meiner Erklärung nach der Abstimmung fest, »dass die Resolution keinen Auslöser enthält und der Sicherheitsrat untersuchen wird, was die Inspektoren zurückbringen … Wie diese Krise gelöst wird, wird starken Einfluss darauf haben, wie sich Frieden und Sicherheit in der Region und in der ganzen Welt in den kommenden Jahren entwickeln werden.«

				Als ich am nächsten Tag mit Präsident Bush zusammentraf, lobte ich ihn dafür, dass er sich für den multilateralen Weg entschieden hatte. Im privaten Gespräch war er kompromisslos wie immer, aber ihm schien doch klar zu sein, dass die Resolution 1441 keine Klausel enthielt, die ein automatisches militärisches Vorgehen vorsah. Ein eventuelles militärisches Eingreifen würde »schnell« vonstattengehen, erklärte er, fügte aber hinzu: »Sollte Saddam Blix in irgendeiner Weise behindern, werden wir uns wieder an die UNO wenden. Und sei es wegen einer Büroklammer. Ehrlich.« Dann beschrieb er die Situation in emotionaleren Worten: »Sie, ich und andere haben die Pflicht, Menschen zu befreien, wenn wir feststellen, dass sie gefoltert und getötet werden … Mir kommen die Tränen, wenn ich daran denke, was das irakische Volk durchmacht.«

				Saddam kehrte bald zu seinem unnachgiebigen Modus Operandi zurück, obwohl Mitarbeiter von UNMOVIC und IAEA mit ihren Inspektionen begannen. Die »vollständige und umfassende Erklärung« seiner Waffenprogramme, die der Irak in Gestalt eines 12 000 Seiten umfassenden Dokuments unter viel Tamtam vorlegte, war, wie sich herausstellte, weder vollständig noch umfassend. Kurz vor Weihnachten deuteten die Vereinigten Staaten an, wie sie einen »erheblichen Bruch« von Seiten des Irak definierten. Paris reagierte darauf erwartungsgemäß mit der Erklärung, Frankreich werde es, wie Außenminister Villepin am 20. Januar betonte, unter keinen Umständen zulassen, dass der Sicherheitsrat einen Krieg gegen den Irak autorisiere. Damit zog Frankreich vorsorglich eine klare Trennlinie, denn es war bereits geplant, dass die Vereinigten Staaten vor dem Sicherheitsrat in aller Form ihre Ansicht vortragen würden, der zufolge der Irak die Sicherheitsratsresolutionen erheblich verletzte. Der verzweifelte britische Versuch, eine zweite Resolution zustande zu bringen – die Washington schon immer für überflüssig gehalten hatte –, scheiterte. In wichtigen Ländern der Region machte man sich bereits Gedanken über die Auswirkungen eines Krieges gegen den Irak. Als ich Ende Januar mit dem saudischen Außenminister Prinz Saud sprach, warnte er vor einem »potentiell enormen Chaos im Irak«. Das Land werde ein »Zufallsgewinn für Terroristen« sein, denn sie könnten dort »hineingehen und ihre Samen legen«.

				Washingtons Entscheidung, Powell am 5. Februar im Sicherheitsrat den amerikanischen Standpunkt vortragen zu lassen, war gewagt. Aber sie unterstrich fraglos die zentrale Bedeutung der Vereinten Nationen als unentbehrliches Forum für die Behandlung von den Frieden und die Sicherheit der Welt betreffenden Fragen. Ich war beeindruckt von Powells Darstellung der amerikanischen Sicht, aber höchst beunruhigt über ihren Inhalt. Er führte keinen einzigen Beweis nach Art des »rauchenden Colts« an, obwohl er letztlich behauptete, solche Beweise zu besitzen. Darüber hinaus hatte ich nicht als Einziger den Eindruck, dass er selbst von dem, was er vortrug, nicht restlos überzeugt war. Er schien es nur aus einer Raison d’état zu vertreten. Während die anderen Außenminister der Mitgliedsstaaten des Sicherheitsrats in der offiziellen Sitzung auf Powells Rede mit vorbereiteten Erklärungen reagierten, fand die schärfste Diskussion während des Mittagessens statt, das ich anschließend für sie gab.

				Der deutsche Außenminister Fischer begann mit der Feststellung, es herrsche »völlige Einigkeit darüber, dass der Irak sich entwaffnen muss, und zwar aus eigenem Antrieb«. Ich fügte hinzu, dass die Inspektoren jetzt eine klare Aufgabenliste hätten und der Zeitpunkt kommen könnte, an dem der Sicherheitsrat, trotz aller vorherigen Resolutionen, »über einen klaren Bruch und über ernste Konsequenzen entscheiden muss«. Dann werde man »auf der Grundlage dessen, was die Inspektoren sagen, harte Entscheidungen treffen« müssen.

				Die Spannung zwischen Powell und Villepin war deutlich zu spüren. Powell fragte seinen französischen Kollegen in gereiztem, verärgertem Tonfall, was er mit seiner in der Sitzung vorgebrachten Äußerung, den Inspektoren müsste mehr geholfen werden, genau gemeint habe. Daraufhin begann Villepin einen längeren Monolog über die Alternativen zu einem Konflikt und die Tatsache, dass der Irak lediglich einer von vielen aufrüstenden Staaten sei. »Wir sollten einen anderen Weg als eine Militäraktion finden«, mahnte er. »Wir glauben nicht, dass eine Militäraktion derart rechtschaffen sein kann, dass sie im Nahen Osten eine Demokratie aufbaut.« Beim nächsten Schritt, wie immer er aussehe, müsse die UNO die Führung übernehmen, da »kein Land sowohl den Krieg als auch den Frieden gewinnen« könne. »Ich glaube nicht«, fuhr Villepin fort, »dass wir auf der Grundlage von Vermutungen und Ausflüchten einen Krieg beginnen können. Man hat mich gefragt, wie lange ein Hinauszögern mit Blick auf die Inspektionen akzeptabel sei. Ich aber frage: Wie lange wird es dauern, den Frieden wiederherzustellen? Ich frage: Wie wird sich dies auf den Terrorismus auswirken und wie auf andere aufrüstende Staaten? Wir sind mit anderen Themen konfrontiert: Nordkorea, dem Iran, dem Nahen Osten.« Er schloss mit der Feststellung, dass Frankreich einem »Automatismus« nicht zustimmen werde.

				Man konnte Powell ansehen, dass er hin- und hergerissen war zwischen seiner Verärgerung über Villepin und der Bewunderung für dessen Beredsamkeit und die Art, wie er gegen den Krieg plädiert hatte. Gleichwohl erwiderte er scharf: »Ich habe nicht nach dem Einsatz von Gewalt gefragt, sondern danach, was Sie mit der Erhöhung der Zahl der Inspektoren meinten.«

				An diesem Punkt griff der russische Außenminister Iwanow ein, um die Themen zu trennen – in die Fragen nach den Massenvernichtungswaffen, nach dem Wesen von Saddams Regime und nach dem, was er »Emotionen« nannte. Als Nebenbemerkung fügte er hinzu, der pakistanische Präsident Pervez Musharraf habe in Moskau beim ersten bilateralen Gipfeltreffen seit dreißig Jahren erklärt, er wisse nicht, wo al-Qaida stärker vertreten sei, in Pakistan oder im Irak (diese Bemerkung veranlasste den pakistanischen Außenminister, zu einer leidenschaftlichen Verteidigung seines Landes auszuholen). Fischer versuchte die Parteien zusammenzubringen, indem er Iwanow aufforderte, den russischen Einfluss auf die Iraker geltend zu machen. »Sie haben mit ihnen zusammengearbeitet, Igor«, sagte er, worauf der Angesprochene erwiderte, man habe auch mit Milošević zusammengearbeitet, was wiederum Powell zu dem Einwurf provozierte: »Igor, Sie müssen sich neue Freunde suchen. Es ist vorbei.«

				Als Colin Powell erneut ums Wort bat, spürten alle den Ernst des Augenblicks. Er begann mit der Feststellung, er sei in dieser Gruppe allen gut bekannt, und fuhr dann fort: »Ich habe hier nach einer friedlichen Lösung gesucht, und es ist immer noch Zeit für eine friedliche Lösung. Wir alle warten auf den Bericht am 14., der uns sagen wird, ob es Fortschritte gibt oder nicht. Niemand will einen Krieg. Die Vereinigten Staaten wollen keinen Krieg, der Präsident will keinen Krieg, ich will keinen Krieg. Ich glaube, ich kann mit Recht sagen, dass ich mehr über den Krieg weiß als jeder andere in diesem Raum. Ich habe Freunde im Krieg verloren, ich habe in zwei Kriegen gekämpft, ich habe Kriege kommandiert. Das Letzte, was ich will, ist ein weiterer Krieg. Sie wissen, wie die Presse mich charakterisiert: als ›widerstrebenden Krieger‹ und ›Taube‹. Ich habe kein Problem mit diesen Etiketten. Dennoch kann ich dem Vorurteil, dass Kriege immer Schlechtes bewirken, nicht zustimmen. Ja, die unvermeidlichen unbeabsichtigten Folgen müssen sorgfältig erwogen werden, wie im Fall der Hinterlassenschaft der Kriege in Afghanistan. Andere Konflikte lehren andere Lektionen – gute Lektionen.«

				An dieser Stelle warf Fischer ein: »Und wir sind das beste Beispiel dafür.« 

				Powell schloss mit den Worten: »Wenn es zum Konflikt kommt und die Vereinigten Staaten sich als Führer einer Koalition unter der Schirmherrschaft der UN oder einer Koalition der Willigen wiederfinden, kennen sie ihre Pflichten; sie kennen die Aussicht auf Chaos und unbeabsichtigte Folgen; sie kennen in vollem Umfang ihre Verpflichtung, das Gebiet in einem besseren Zustand zu verlassen. Wenn der Konflikt kommt, werden wir nicht wegsehen, und dem Irak und der Region wird es bessergehen. Gleichwohl geben wir weiterhin dem Frieden den Vorrang, nicht dem Krieg.«

				Ich habe diesen Wortwechsel so ausführlich wiedergegeben, weil er wie kaum ein anderer Moment in jenem dramatischen Jahr voller diplomatischer Manöver vermittelt, wie aufgepeitscht die Emotionen waren und wie weit die Irakfrage zu etwas Größerem geworden war: Plötzlich ging es um die Grundlagen von Frieden und Sicherheit und um die Stellung der Vereinten Nationen als einziger legitimer Autorität, die den Einsatz von Gewalt im Selbstverteidigungsfall billigen kann.

				In den nächsten Wochen sprach ich nahezu täglich mit einem Dutzend Staatsführern, unter ihnen Blair, Bush und Chirac. Am 21. Februar rief ich von Paris aus, wo ich auf einer Reise zu einigen europäischen Hauptstädten gerade Station machte, Bush an, um ihm meinen Eindruck von der Stimmung in Europa zu schildern. Die Führungen, erklärte ich, hätten ebenso wenig wie die Völker Europas, die in Massen demonstrierten, ein Interesse am Überleben Saddam Husseins. Sie seien aber besorgt über die Art und Weise, wie über den Einsatz von Gewalt nachgedacht werde. Bush erläuterte daraufhin, in welchem Licht er die Herausforderung mittlerweile sah. »Saddam Hussein ist ein brutaler Diktator, der sein Volk quält«, konstatierte er. »Und er ist eine Bedrohung für die Vereinigten Staaten und die Welt. Ohne ihn wird die Welt sicherer sein.« Die amerikanische Militäraktion, fügte er hinzu, werde zur »Befreiung des Irak« führen.

				Am 24. Februar brachten Frankreich, Deutschland und die Russische Föderation unter den Sicherheitsratsmitgliedern ein gemeinsames Memorandum über die Irakfrage in Umlauf, in dem es hieß: »Die Kombination aus klarem Aktionsprogramm, verstärkten Inspektionen, einer klaren Fristsetzung und militärischem Aufmarsch stellt ein realistisches Mittel dar, um den Sicherheitsrat wieder zu einigen und höchsten Druck auf den Irak auszuüben.« Bei einem Treffen in Paris am 5. März erklärten die Außenminister Frankreichs, Deutschlands und Russlands, sie würden »keiner Resolution zustimmen, die Gewalt autorisiert«. Zwei Tage später teilte mir Hans Blix bei einem Treffen mit ihm und El Baradei mit, dass die Iraker aufgehört hatten, ihre Raketen unter UNMOVIC-Aufsicht zu verschrotten. Allem Anschein nach waren die Würfel gefallen.

				Am 10. März antwortete ich auf einer Konferenz in Den Haag auf eine Frage, dass der Sicherheitsrat vor einer weitreichenden Wahl stehe und dass ein Angriff auf den Irak ohne Autorisierung durch den Sicherheitsrat eine Verletzung der UN-Charta darstellen würde. Am selben Tag kündigte Chirac explizit an, dass Frankreich gegen eine Resolution, die automatisch zum Krieg führen würde, sein Veto einlegen werde. Krieg, begründete er diese Entscheidung, sei nicht das richtige Mittel, um den Irak zu entwaffnen. Andere starke Verbündete der Vereinigten Staaten, wie Mexiko und Chile, standen in dieser Frage auf Seiten Frankreichs. Aus zahlreichen Telefongesprächen mit der mexikanischen Regierung wusste ich, dass Washington immensen Druck auf sie ausübte, für die Militärintervention zu stimmen. Aber, wie Außenminister Luis Derbez in einem Telefongespräch am 13. März erklärte, sie konnte einfach keine Entscheidung unterstützen, »die ein unilaterales Vorgehen ermöglicht und die Ermächtigung zur Kriegführung enthält«. Angesichts der Geschichte seines Kontinents, fügte er hinzu, habe er Powell gesagt, Mexiko könne »der UN nicht erlauben, den Sturz einer Regierung zu rechtfertigen«.

				Dennoch lief die Zeit ab, und die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten befanden sich – mit oder ohne die UNO – auf Kriegskurs. Am Vorabend des Azorengipfels, eines Treffens zwischen den Vereinigten Staaten, Großbritannien und Spanien, rief Blair mich an, um mir mitzuteilen, dass er »keinen Ausweg aus der Sackgasse« sehe. Am nächsten Tag, nach einem Anruf von Colin Powell, der mir eröffnete, dass die Vereinigten Staaten sich für die Invasion entschieden hätten, ordnete ich den Abzug aller im Irak verbliebenen UN-Mitarbeiter an. Drei Tage später begann die Invasion. Der Irak wurde wieder einmal von einem Krieg heimgesucht.

				Die Entscheidung der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten, ohne ein Mandat des Sicherheitsrats den Irak anzugreifen, war eine Niederlage für alle, die mit uns versucht hatten, eine gemeinsame, wirkungsvolle Reaktion auf die Widerspenstigkeit des Irak gegenüber den Vereinten Nationen zustande zu bringen. Zugleich war aber auch das Recht gegen die Macht verteidigt worden. Denn mehrere Sicherheitsratsmitglieder, unter ihnen auch enge Verbündete und Nachbarn der Vereinigten Staaten, hatten auf dem Prärogativ des Sicherheitsrats beharrt, nach den Vorgaben des Völkerrechts darüber zu befinden, ob ein UN-Mitgliedsstaat ihn betreffende Resolutionen in erheblichem Maß gebrochen hatte und welche Konsequenzen dies haben sollte.

				Trotz der Erschöpfung und Erbitterung, trotz des Gefühls, zahllose Stunden vergebens auf diplomatische Anstrengungen verwendet zu haben, und der gedrückten Stimmung angesichts der vermutlichen Konsequenzen eines unilateralen Krieges waren die Vereinten Nationen für sich selbst und für ihre Gründungsprinzipien eingetreten. Für die Welt – und das irakische Volk – spielte das in den folgenden Monaten und Jahren kaum eine Rolle, aber weit schlimmer wäre es gewesen, wenn die Vereinten Nationen einem unter falschen Voraussetzungen begonnenen Krieg ihren Segen gegeben hätten. Nach einer solchen Fehleinschätzung in den Augen der Welt wieder Glaubwürdigkeit und Legitimität zu gewinnen, wäre wesentlich schwerer gewesen.

				Im Sturm: der Irak nach der Invasion

				Als die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten am 20. März 2003 den Irak angriffen, beendeten sie ein Jahrzehnt, in dem die Vereinten Nationen und die Weltgemeinschaft versucht hatten, die Entwaffnung des Irak gemäß den Waffenstillstandsbedingungen des ersten Golfkriegs zu erreichen. An die Stelle der jahrelangen intensiven, angespannten, letztlich jedoch fruchtlosen diplomatischen Anstrengungen war die massive, ohne ein Mandat der Vereinten Nationen durchgeführte Invasion eines souveränen Staats getreten. Die anfängliche Erleichterung über die Schnelligkeit, mit der das irakische Regime zusammenbrach, wich bald dem Entsetzen über Szenen von Plünderung und allgemeiner Gesetzlosigkeit, die das irakische Volk mit zunehmender Sorge in die Zukunft blicken ließen.

				Vier Tage nach Kriegsbeginn suchte der britische UN-Botschafter Jeremy Greenstock mich auf, um einen ersten Schritt zu unternehmen, den Bruch zwischen den Vereinten Nationen und der Koalition zu kitten. Am nächsten Tag lud ich die Vertreter der fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder zu einem Arbeitsessen ein, um vor dem Hintergrund des akuten Konflikts den Dialog wiederaufzunehmen, den wir im Vorfeld des Krieges geführt hatten. Bei aller Bitterkeit war ich erstaunt über die pragmatische Atmosphäre des Treffens. Vor allem der russische und der chinesische Botschafter versuchten im Interesse der Weltgemeinschaft eine neue Basis für die Zusammenarbeit zu finden. Alle teilten das Interesse daran, im Irak gedeihliche Nachkriegsverhältnisse zu schaffen, und niemand wollte, dass die Vereinten Nationen langfristig Schaden nahmen oder dass eine tiefe geopolitische Spaltung entstand.

				Im UN-Apparat konzentrierten wir uns bald auf die Frage, wie wir dazu beitragen könnten, dem irakischen Volk, das wie viele andere Opfer von Krieg und Tyrannei unserer Hilfe bedurfte, eine bessere Zukunft zu sichern. Das war keine leichte Aufgabe. Viele UN-Mitgliedsstaaten – und viele UN-Mitarbeiter – waren der Ansicht, die Vereinten Nationen dürften in keiner Weise den Eindruck erwecken, als würden sie die Invasion gutheißen oder mithelfen, eine Besetzung zu organisieren, deren Grundlage ein nicht sanktionierter Krieg war.

				Darin lag das Paradox der vielgerühmten »vitalen Rolle«, die Blair und Bush, wie sie beteuerten, den Vereinten Nationen zugedacht hatten. Tatsächlich strebten wir keine »vitale Rolle« an, noch sollten wir sie erhalten. Wie mir in den Tagen nach der Invasion in intensiven Überlegungen klar wurde, besaßen wir eine Verpflichtung gegenüber dem irakischen Volk, die über das Gefühl, betrogen worden zu sein, und über die Missbilligung, die wir empfinden mochten, hinausging. Die Iraker brauchten unsere Hilfe, und als Vereinte Nationen war es unsere Pflicht, diese Herausforderung anzunehmen. Für die Vereinten Nationen war es weder realistisch noch wünschenswert, vor einer aktiven Rolle in einer derart komplexen – und bedeutsamen – Arena nach Ende des Konflikts zurückzuschrecken.

				Ich übertrug Sergio Vieira de Mello die Leitung unserer Mission, da ich seiner reichen praktischen Erfahrung – vom Balkan bis Osttimor – vertraute, die es ihm ermöglichen würde, den größtmöglichen Beitrag der UNO zur Stabilität des Landes zu leisten und dabei unsere Unabhängigkeit von den Besatzungsmächten zu bewahren. Er traf zu spät in Bagdad ein, um verhindern zu können, dass der dortige US-Vertreter, Jerry Bremer, zwei katastrophale Verordnungen über die Auflösung der irakischen Armee und die Ent-Baathifizierung des irakischen Staatsapparats erließ. Deshalb konzentrierte er sich darauf, einen möglichst breiten Konsens über die künftige Regierungsform des Landes zustande zu bringen, was ihm trotz erheblicher Einschränkungen seiner Machtbefugnisse, seines Handlungsspielraums und seines Einflusses auf die Schlüsselentscheidungen der Koalition auch gelang. Indem er allen Seiten des zersplitterten irakischen Mosaiks aufmerksam und geduldig zuhörte – und das Vertrauen des religiösen Führers der Schiiten, Ajatollah Sistani, gewann –, trug er zur Bildung des Regierungsrats bei, der ersten genuin irakischen Form einer Post-Saddam-Regierung.

				Der Bombenanschlag am 19. August, bei dem Sergio und 21 seiner Kollegen ums Leben kamen, war die böswillige Antwort terroristischer Gruppen, die jeden Versuch durchkreuzen wollten, im Irak eine friedliche Nachkriegsordnung aufzubauen – auch wenn er von den Vereinten Nationen unternommen wurde. Einen Monat nach Sergios Tod wurde erneut ein Selbstmordanschlag auf das UN-Hauptquartier in Bagdad verübt, und offensichtlich musste man mit weiteren Anschlägen rechnen. Nach dem ersten vom 19. August hatte ich eine Untersuchung der Sicherheitsmaßnahmen des UN-Hauptquartiers angeordnet und den früheren finnischen Präsidenten Marti Ahtisaari, der schon mehrere UN-Missionen erfüllt hatte, gebeten, sie zu leiten. Ich wusste, dass er die Beweise von einem unabhängigen Standpunkt aus genauestens unter die Lupe nehmen würde. Als er mir das Ergebnis präsentierte, war er außer sich. Elementare Sicherheitsmaßregeln waren versäumt worden. Hinzu kam das grundlegende Dilemma unserer Präsenz im Irak: Wenn wir uns mit unserer Arbeit vom Besatzungsregime absetzen wollten, durften wir unser Hauptquartier nicht in dem von der Koalition gesicherten Gebiet der sogenannten »Grünen Zone« einrichten, wo wir auf augenfällige Weise vom irakischen Volk getrennt wären. Andererseits setzten wir uns dadurch, dass wir uns außerhalb der sicheren Zone im Canal Hotel einmieteten, einer größeren Gefahr aus, von der durch die Invasion ausgelösten Gewalt- und Terrorwelle erfasst zu werden. Im Chaos des Nachkriegsirak gab es für dieses Dilemma nur eine Lösung: unseren Rückzug aus dem Land. Ich konnte es unseren Mitarbeitern einfach nicht mehr zumuten, eine ständige Mission vor Ort zu unterhalten. Als wir im Jahr 2004 mit Lakhdar Brahimi als Missionsleiter in den Irak zurückkehrten, um zur Überwindung des politischen Stillstands beizutragen, geschah es unter den größten Sicherheitsvorkehrungen. Wieder einmal sollte die UNO eine wichtige Rolle bei der Lösung grundlegender Streitigkeiten über die Struktur von Politik und Regierung spielen. Als jedoch die tiefer wurzelnden Kräfte des Bürgerkriegs die Oberhand gewannen, machte die Gewalt jeden diplomatischen Versuch, den Irak vom Abgrund zurückzureißen, unmöglich.

				In New York ging der Kampf darum weiter, die Schlüsselmitglieder der Vereinten Nationen wieder zu einer Zusammenarbeit zu bewegen, immerhin stand die bedeutende Frage der Zukunft des Irak an. Derweil wuchsen mit jedem Tag meine Zweifel an der Rechtfertigung des Krieges und der Klugheit seiner Führung. Am 15. September 2004 gab ich der BBC ein Interview. Nachdem der Journalist mir einige nicht gerade subtile Fragen über die Gefahr gestellt hatte, dass die Vereinigten Staaten, wie er sagte, zu »einer nicht zu stoppenden, unilateralen Supermacht« würden, wollte er wissen, ob die Sicherheitsratsresolution 1441 zum Krieg ermächtigt hatte. »Nun«, antwortete ich, »ich gehöre zu denjenigen, die glauben, dass eine zweite Resolution nötig gewesen wäre, weil der Sicherheitsrat angedeutet hatte, dass es Konsequenzen haben würde, wenn der Irak nicht kooperierte. Es wäre also Sache des Sicherheitsrats gewesen, diese Konsequenzen zu billigen oder festzulegen.« Nach einigen weiteren Fragen wollte der Reporter wissen, ob der Krieg »illegal« gewesen sei. »Ja«, antwortete ich. »Ich habe darauf hingewiesen, dass er nicht im Einklang mit der UN-Charta steht. Von unserem Standpunkt und vom Standpunkt der UN-Charta aus war er illegal.«

				Diese Auffassung hatte ich schon bei früheren Gelegenheiten geäußert, allerdings auf weniger direkte Weise. Um die Fähigkeit zu bewahren, mich mit beiden Seiten der tiefen globalen Spaltung an einen Tisch zu setzen, hatte ich es bis zu jenem Zeitpunkt vermieden, den Krieg offen als illegal zu verurteilen. Aber diese Position war nicht mehr aufrechtzuerhalten, auch wenn ein Fernsehinterview nicht gerade der ideale Anlass war, um zu verkünden, dass der Kaiser nackt sei. Washington und London reagierten ebenso schnell wie wütend. Während das Sperrfeuer gegen mich und die Vereinten Nationen an Intensität und Umfang zunahm, fand ich Trost in einer großherzigen, humorvollen E-Mail von Ted Sorenson, dem früheren Berater und Redenschreiber Präsident John F. Kennedys:

				»Lieber Kofi,

				Ihre BBC-Erklärung sichert Ihnen: A. einen Platz in der Geschichte als mutigster, aufrichtigster und unabhängigster UN-Generalsekretär und B. keine dritte Amtszeit. Gratulation!«

				Das Verhältnis zu Washington sollte jedoch noch schlechter werden. Im Oktober 2004 erfuhr ich von einem bevorstehenden Angriff von US-Truppen auf die irakische Stadt Falludschah. Beunruhigt über die unvermeidlichen Opfer unter Zivilisten, das Risiko der Verletzung des humanitären Völkerrechts und der wahrscheinlich aufstachelnden Wirkung auf die Aufständischen schickte ich Bush, Blair und dem irakischen Ministerpräsidenten Alawi einen Brief, um ihnen offiziell die Risiken einer weiteren Verschlechterung der Lage im Land vor Augen zu führen. Unerklärlicherweise wurde der Brief von meinen Mitarbeitern per Fax übermittelt, was zur Folge hatte, dass er umgehend an die Öffentlichkeit durchsickerte. Da er kurz nach meiner Erklärung über die Illegalität des Irakkriegs und nur wenige Tage vor der amerikanischen Präsidentschaftswahl bekannt wurde, lieferte er den Gegnern der UNO in Washington zusätzliche Munition in Form des Vorwurfs, ich würde mich in die amerikanische Innenpolitik einmischen. Nichts lag mir ferner. Ich wollte verhindern, dass die Situation in einen tieferen Konflikt abglitt. Aber die Realität unserer Absichten und Handlungen wurde in zunehmendem Maß irrelevant, da wir zum Ziel einer großangelegten Kampagne mit der Absicht wurden, die Vereinten Nationen zu delegitimieren.Das Öl-für-Lebensmittel-Programm bot hierfür das perfekte Mittel.

				Das Programm war 1996 eingeführt worden, um das Leid des irakischen Volks zu lindern, das von strengen Sanktionen betroffen war. Denn die Menschen im Irak hatten zuallererst die Folgen der Entschlossenheit der Welt zu tragen, Saddam Hussein daran zu hindern, sein Arsenal an Massenvernichtungswaffen aufzufüllen. Das Programm wuchs jedoch rasch zu einem riesigen Netz heran, das mehrere Milliarden Dollar umsetzte und Tausende Verträge mit Unternehmen aus Dutzenden von Ländern abschloss, die mit Saddams Regime Handel trieben. Ursprünglich als Hilfsprogramm für das irakische Volk gedacht – und zur Beruhigung des Gewissens derjenigen im Westen, die die Auswirkungen der Sanktionen auf die Zivilbevölkerung verringern wollten –, war es im Lauf der Zeit vom irakischen Regime manipuliert worden und zu einem Instrument verkommen, mit dem Schmiergelder von unzähligen internationalen Unternehmen eingestrichen wurden. Gleichzeitig fand außerhalb des Programms ein umfangreicher Erdölschmuggel statt – vor allem durch die Türkei, Jordanien und Syrien –, mit dem der Irak unerlaubte Einnahmen von rund 8,4 Milliarden Dollar erzielte. All das wurde vom Sicherheitsrat, einschließlich der Vereinigten Staaten und Großbritanniens, stillschweigend geduldet.

				Für das UN-Sekretariat, das es zu managen hatte, war das Öl-für-Lebensmittel-Programm angesichts der Größe der Summen und Handelsmengen sowie der Komplexität eines Systems, das als temporäre Maßnahme aufgebaut worden war, ein ständiger Quell der Sorge. Anfang 2004 trafen aus dem Irak die ersten Berichte darüber ein, dass zahlreiche Einzelne – zumeist Händler und Vermittler – von den durch das Programm genehmigten Ölexporten persönlich profitiert hatten. Den eigentlichen Sprengsatz bildete jedoch der Verdacht, dass Benon Sevan, ein langjähriger UN-Mitarbeiter, der als Leiter des Büros für das Irakprogramm die Aufsicht über die Hilfsaktion hatte, zu diesen Profiteuren gehörte. Bald griffen einige Medien den Vorwurf auf und behaupteten, das gesamte Programm sei ein riesiger Korruptionssumpf. Wir waren wie vor den Kopf gestoßen – und überhaupt nicht darauf vorbereitet, in einer giftigen Atmosphäre des Misstrauens, der Verbitterung und der ideologisch motivierten Angriffe auf die UNO mit solch einem Skandal umzugehen.

				Um die Wahrheit über das UN-Programm herauszufinden, das in sieben Jahren Erdöl im Wert von rund 64 Milliarden Dollar verkauft und für die Menschen im Irak Lebensmittel und andere Waren des alltäglichen Bedarfs erworben hatte, bat ich Paul Volcker, den früheren Vorsitzenden des Federal Reserve Board der Vereinigten Staaten, die Leitung einer unabhängigen Untersuchungskommission zu übernehmen. Im folgenden Jahr nahm er gemeinsam mit seinem Team sowohl die Rolle des UN-Sekretariats als auch diejenige der UN-Mitgliedsstaaten bei der Entwicklung des Programms unter die Lupe. Die in mehreren Berichten niedergelegten Ergebnisse waren äußerst beunruhigend. Das UN-Management des Programms wurde scharf kritisiert, vor allem was Beschaffung, Buchprüfung und Überwachung betraf. Außerdem wurden über tausend Unternehmen aus einer ganzen Reihe von Ländern benannt, die Mitglieder des Saddam-Regimes durch Schmiergeldzahlungen bereichert hatten – worüber die Presse weit weniger ausführlich berichtete als über die Mängel des UN-Managements.

				Für mich als Generalsekretär der Vereinten Nationen und deren obersten Verwaltungsbeamten waren die Untersuchungsergebnisse erschütternd. Auf persönlicher Ebene kam der Vorwurf hinzu, mein Sohn Kojo sei in den Skandal verwickelt – was für mich weitaus schmerzlicher war. Darüber hinaus lieferte er den Gegnern der UNO Munition, mit der sie mich persönlich in die Missstände beim Management des Programms hineinziehen konnten. Seit Mitte der neunziger Jahre arbeitete Kojo bei dem Schweizer Handelsprüfungsunternehmen Cotecna, das 1998 eine Ausschreibung der UNO für die Prüfung humanitärer Lieferungen in den Irak gewann. Als der Vorwurf 1999 das erste Mal auftauchte, bat mein Kabinettschef Iqbal Riza den Verwaltungschef der UNO, Joe Connor, einen früheren Vorstandschef von Price Waterhouse, die Angelegenheit zu untersuchen, um festzustellen, ob ein Interessenkonflikt vorlag. Connor gelangte ebenso wie unser Rechtsberater Hans Corell zu dem Schluss, dass kein solcher Konflikt vorhanden war, da die Vertragskommission bei der Vergabe des Auftrags nicht wusste, dass mein Sohn für Cotecna arbeitete. Außerdem war Kojo 1998 bei Cotecna ausgeschieden.

				Als enthüllt wurde – mir selbst und der Welt –, dass er für Tätigkeiten in Westafrika bis zum Februar 2004 weiterhin Zahlungen von Cotecna erhielt, also gut fünf Jahre länger als gedacht, war das für mich ein besonders bedrückender Augenblick. Am Tag der Enthüllung erklärte ich gegenüber der Presse, ich sei überrascht und enttäuscht, dass mein Sohn nicht völlig klargestellt habe, in welcher Beziehung er zu dem Unternehmen stehe.

				Die Angriffe auf die UNO und mich persönlich nahmen zu. Anfang November, wenige Wochen, bevor US-Senator Norm Coleman aus Minnesota in einem Gastkommentar im Wall Street Journal meinen Rücktritt forderte, entschloss sich mein treuer, couragierter Freund Richard Holbrooke, zu intervenieren. Da er Washington kannte, wusste er, wohin dies alles führen würde, und lud mich zu einem Treffen am Sonntag, dem 5. Dezember, in seine New Yorker Wohnung am Central Park ein. Ich solle allein kommen, ohne Assistenten, sagte er. Er werde eine Runde von engen, vertrauten Freunden versammeln, die mir nichts als Erfolg wünschten, aber auch bereit seien, offen und ehrlich über die Herausforderung und die notwendigen entschiedenen Schritte zu sprechen. Er hatte recht, es war eine handverlesene Gruppe, die bei ihm zusammentraf: Timothy Wirth, der Präsident der United Nations Foundation; Les Gelb, ehemaliger Präsident des Council on Foreign Relations; und meine früheren Berater John Ruggie und Nader Mousavizadeh, die jetzt in Harvard beziehungsweise bei Goldman Sachs waren. Richard selbst übernahm die Doppelrolle von Dirigent und Solist, indem er einerseits die schwierigsten Fragen zur Sprache brachte, uns andererseits aber stets auch einen Lösungsansatz präsentierte.

				Gelb bereitete die Bühne. Er komme gerade aus Washington, berichtete er, wo er mit hochrangigen Regierungsvertretern gesprochen habe. »Man wird Sie nicht schubsen«, resümierte er seinen Eindruck, »aber wenn Sie stolpern, wird man Sie auch nicht auffangen.«

				In den folgenden vier Stunden hörte ich zumeist nur zu, während meine Freunde mir Dinge ins Gesicht sagten, die sie andernfalls vielleicht für sich behalten hätten, von denen sie jetzt aber fanden, dass sie ausgesprochen werden mussten. Ich füllte ein Dutzend Seiten eines gelben Notizblocks mit häufig erfrischenden Bemerkungen über die Notwendigkeit, sich dem Sperrfeuer der Vorwürfe zu stellen – und zwar sowohl durch öffentliche Reaktionen als auch in der Substanz. Wenn wir uns nicht mit einigen der im Zusammenhang mit dem Öl-für-Lebensmittel-Programm aufgeworfenen Grundsatzfragen über das Management und die Verantwortlichkeiten innerhalb wie außerhalb der UNO beschäftigten, würde man uns nicht abnehmen, dass wir wirklich ein neues Kapitel aufschlagen wollten. Und wenn wir keine bessere Art fänden, auf die Medienangriffe zu antworten, würden wir den unablässigen Lärm der Nachrichtenmaschine, die sich von Gerüchten, Vorwürfen und Spekulationen nährte, niemals übertönen können. Ich verließ Richards Wohnung mit der Einsicht, dass auf allen Organisationsebenen Veränderungen nötig waren und die Transparenz unseres Handelns notwendiger war denn je.

				In der folgenden Woche versicherte mich eine ganze Reihe von Staatsmännern ihrer Unterstützung: Colin Powell, Rafik Hariri, Nelson Mandela, Olesegun Obasanjo und Thabo Mbeki, Paul Martin, Madeleine Albright und Jimmy Carter, Javier Solana und Tony Blair – sie alle bekräftigten ihre Freundschaft und drückten mir ihr Mitgefühl aus. Chirac, Schröder und Zapatero riefen gemeinsam von einer Konferenz an, um mir Mut zuzusprechen. Und mein Freund Jim Wolfensohn, der Präsident der Weltbank, lud Nane und mich in seiner unnachahmlichen australischen Großzügigkeit ein, die Weihnachtsferien in seinem Haus in Wyoming zu verbringen. Das war seine Art zu sagen: »Zur Hölle mit allen!« Auch der chinesische Außenminister meldete sich bei mir. »China und das chinesische Volk«, erklärte er, »werden immer Ihre guten Freunde sein, und die chinesische Regierung schätzt, was Sie tun, aufs Höchste.« Er schloss das Gespräch mit den vielsagenden Worten: »Wir unterstützen Ihre Anstrengungen, die Souveränität der UN zu schützen und zu verteidigen.«

				Gewiss hätte der Sicherheitsrat uns die Aufgabe, das Öl-für-Lebensmittel-Programm zu managen, nie übertragen sollen. Und wir hätten sie nie übernehmen dürfen. Aber dabei kann man es nicht einfach belassen. Sobald wir an der Mission beteiligt waren, hatten wir – wie bei jeder anderen Mission, die uns in einem Konfliktfall oder in von Armut zerrütteten Ländern anvertraut wird – die Verpflichtung, sie kompetent und gewissenhaft durchzuführen. In dieser Hinsicht hatten wir aufgrund einer schwachen und lockeren Beschaffungspraxis, unvollkommener Buchprüfung und insgesamt ungenügenden Managements, für die letztlich ich als Generalsekretär verantwortlich war, versagt. Dass jedoch der Erdölschmuggel – der von den westlichen Mächten geduldet sowie mittels Tausender korrupter Verträge abgewickelt wurde, die Unternehmen aus Ländern mit einem Sitz im Sicherheitsrat geschlossen hatten – dem Programm weitaus mehr schadete und viel schlimmere Folgen nach sich zog, wurde und wird in der Regel ausgeblendet.

				Nach der Veröffentlichung des abschließenden Berichts der Volcker-Kommission, der mich von allen Vorwürfen im Zusammenhang mit Cotecna entlastete, erhielt ich einen Anruf von Bill Clinton, der während der gesamten Affäre seine Freundschaft zu mir und zugleich einen einzigartigen Blick für die Kräfte, mit denen ich es zu tun hatte, bewiesen hatte. Er berichtete mir von einem Gespräch mit George W. Bush, in dem er Bush gewarnt hatte: »Sie wollen nicht Kofi Annans Blut an den Händen haben«; daraufhin habe Bush erwidert: »Die Leute vom rechten Flügel wollen die Vereinten Nationen zerstören, ich aber nicht.« Obwohl die Ideologen in der Bush-Administration, die ihr Land und die Welt in einen verhängnisvollen Krieg geführt hatten, die UNO durch die Anwürfe gegen sie und mich als ihren Generalsekretär sprengen wollten, gewann letztlich die Staatskunst die Oberhand. Washington begriff nach und nach, dass die UNO wieder in die Lage versetzt werden musste, ihre unentbehrliche Rolle bei der Schaffung und Wahrung der internationalen Sicherheit auszufüllen.

				Nach dem Ende des Bombardements: die Lehren aus dem Irakkrieg

				»Was geschieht nach der Bombardierung? Was ist am Tag danach? Was dann?« Dies waren die Fragen, die ich den Staats- und Regierungschefs der fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats während der langen, qualvollen Phase vor der Invasion des Irak öffentlich und persönlich gestellt hatte. Wir befanden uns in einem Wettstreit von Resolutionen, Rechten, vermeintlichen Bedrohungen und angeblichen Chancen zur Umgestaltung der strategischen Landschaft. Ich agierte als Dolmetscher und gelegentlich als Schiedsrichter, sie als Gladiatoren in der Arena. Die Frage nach den Auswirkungen des Krieges und der Zukunft des Irak im Anschluss an eine unter dem Motto »Schock und Schrecken« vollzogene Invasion fand nicht die Aufmerksamkeit, die sie verdiente. Heute, angesichts der Trümmer eines erst kürzlich beendeten zehnjährigen Bürgerkriegs, wird dieser Feststellung kaum jemand widersprechen. Der unilaterale Krieg, der die Tyrannei im Irak durch Anarchie ersetzte, hält Lehren für alle Mitglieder der Weltgemeinschaft bereit: über die Notwendigkeit von Legalität und Legitimität beim Einsatz von Gewalt, die grundlegende Bedeutung von Planungen für die Entwicklung nach einem Konflikt und die elementare Bedeutung der Sicherheit als Basis jeden Wiederaufbaus.

				Ebenso wichtig ist die Einsicht, dass die Torheit des Irakkriegs, zusammen mit dem Elend und Chaos, die er der Bevölkerung des Landes und der Region gebracht hat, künftige Interventionen keineswegs ausschließt. Vorausgesetzt, sie werden vom Sicherheitsrat gebilligt, dienen der Beendigung einer akuten humanitären Krise und haben gerechte und legitime Gründe. Im Fall des Irakkriegs konnte die Resolution des Sicherheitsrats, auf die sich die Vereinigten Staaten und Großbritannien als Grundlage ihres Handelns beriefen, ebenso gut entgegengesetzt ausgelegt werden. Der Sicherheitsrat hatte selbst erklärt, dass er darüber befinden werde, ob Saddam seine Verpflichtungen nicht erfüllt und er deshalb ernste Konsequenzen zu erwarten habe. Deshalb wäre eine zweite Resolution unbedingt notwendig gewesen. Es oblag dem Sicherheitsrat, festzustellen, ob Saddam seinen Verpflichtungen nachkam oder nicht. Und ebenso oblag es, unabhängig davon, dem Sicherheitsrat, die Konsequenzen zu bestimmen, falls er es nicht tat. Es stand einzelnen Mitgliedsstaaten nicht zu, das Gesetz in die eigenen Hände zu nehmen.

				Als die Vereinigten Staaten und Großbritannien erkannten, dass sie die neun Stimmen, die für die Ermächtigung durch den Sicherheitsrat erforderlich waren, nicht zusammenbringen würden, hatten sie die Wahl: Sie hätten den Inspektionen mehr Zeit geben können, um mehr Beweise für ihre Vorwürfe zu bekommen und auf diese Weise Unterstützung für eine Zwangsmaßnahme zu gewinnen. Stattdessen missachteten sie wissentlich jene Autorität, die zu erhalten sie so eifrig getrachtet hatten und zu deren Verteidigung sie vorgeblich handelten. Ihre Art, die Autorität der Vereinten Nationen und des Sicherheitsrats zu verteidigen, bestand darin, beider Autorität zu ignorieren, als deren Haltung ihnen nicht passte. In einer für einen Parlamentarier ungewöhnlichen Argumentationskette befand Tony Blair, dass der Sicherheitsrat – und nicht die USA und Großbritannien – seine Legitimität verloren habe, als er dem Vorhaben der Koalition seine Zustimmung verweigerte.

				Der Irakkrieg stand weder im Einklang mit der UN-Charta, noch war er legitim. Darüber hinaus änderten die Befürworter des Krieges ständig ihre Rechtfertigung. War es die Nichterfüllung der Sicherheitsratsresolutionen durch den Irak? Oder die Unterstützung des Terrorismus? Oder ein Regimewechsel und die Förderung der Demokratie? Massenvernichtungswaffen wurden im Irak jedenfalls nicht gefunden, noch konnten Verbindungen zu al-Qaida nachgewiesen werden, und das Konzept des Regimewechsels, das die große Mehrheit der UN-Mitgliedsstaaten bereits verworfen hatte, führte fast zwangsläufig zu verheerenden Folgen sowohl für die Besatzer als auch für die Besetzten. In meiner Rede vor der Generalversammlung im Jahr 1999 hatte ich festgestellt, nach den Worten der UN-Charta dürfe »Waffengewalt nicht eingesetzt werden … es sei denn, im allgemeinen Interesse«. »Aber was ist dieses allgemeine Interesse?«, fragte ich. »Wer soll es definieren? Wer soll es verteidigen? Unter wessen Autorität? Und mit welchen Interventionsinstrumenten?« Ich hatte nicht gedacht, dass die Antworten auf meine Fragen derart unterschiedlich ausfallen würden und es derart düstere Konsequenzen haben würde wie die Kriege von 9/11 und deren Folgen.

				Was als Krieg gegen den Terror bekannt wurde, war ursprünglich eine mit breiter internationaler Zustimmung gegebene Antwort auf die Anschläge vom 11. September 2001. Aber als die Vereinigten Staaten in zunehmendem Maß eigene Wege gingen – gegenüber dem Irak und durch ihr Vorgehen in Afghanistan und anderswo im Zuge der weltweiten Jagd nach Al-Qaida-Zellen –, zerbröckelte der internationale Konsens. Den größten Schaden bei den Menschen in der moslemischen Welt, die unter den Folgen dieser Kriege zu leiden hatten, richteten die Misshandlungen und Verbrechen in Gefangenenlagern wie Abu Ghraib an. Auf allgemeinerer Ebene machten sich viele Regierungen die Idee zu eigen, dass ein Kompromiss zwischen Menschenrechten und Sicherheit notwendig sei – was ein erheblicher Rückschlag für die Verbreitung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit ist. Als Modell für die eigene Missachtung rechtsstaatlicher Verfahren verweisen viele auf das amerikanische Gefangenenlager in Guantanamo.

				In den Kriegen von 9/11 ging es letztlich auch um den Zweck der Vereinten Nationen, um den Gegensatz zwischen denjenigen, nach deren Ansicht die UNO und die multilateralen Prinzipien, die sie verkörpert, einen Zweck in sich selbst darstellen, und denjenigen, die in der UNO und ihren Resolutionen nützliche Mittel zum Zweck sehen, ob diese in den Augen der Welt nun legal und legitim sein mögen oder nicht. In der Konfrontation zwischen Saddam Hussein und George W. Bush traf ein tyrannischer Meister der Fehlkalkulation auf einen ideologisch motivierten Staatsmann, den ein Schock dazu getrieben hatte, unilaterale Vergeltung an allen vermeintlichen Feinden zu üben. Infolgedessen standen die Vereinten Nationen zwei Herausforderungen gegenüber, die nicht gleichzeitig zu bewältigen waren: der Widersetzlichkeit eines Schurkenstaats gegen vom Sicherheitsrat auferlegte Verpflichtungen und der Entscheidung der einzigen Supermacht der Welt, das wohlüberlegte Urteil einer Mehrheit der Sicherheitsratsmitglieder zu ignorieren und einen Krieg zu führen, der nach der UN-Charta nicht zu rechtfertigen war.

				Durch dieses Verhalten erweckten die Vereinigten Staaten bei vielen in der Welt – auch bei langjährigen Verbündeten – den Eindruck, dass sie zu einer größeren Gefahr für die globale Sicherheit wurden als alles, was Saddam anrichten mochte. Dies war eine selbst zugefügte Verletzung von historischem Ausmaß, die dem Ansehen der Vereinigten Staaten in der Welt unermesslichen und möglicherweise dauerhaften Schaden zugefügt hat. Abu Ghraib ist ebenso wenig wie Guantanamo aus dem Nichts entstanden. Die Missachtung des rechtsstaatlichen Vorgehens in diesen Lagern hat dem weltweiten Kampf für die Menschenrechte einen schweren Schlag versetzt. Selbstverständlich waren auch die Gegner der Vereinigten Staaten und Großbritanniens im Sicherheitsrat, die das Prinzip zu verteidigen behaupteten, von nationalen Interessen geleitet. Vor allem wollten sie verhindern, dass die Vereinigten Staaten eine Lizenz erhielten, nach eigenem Gutdünken zu handeln, wann immer und wie immer es ihnen beliebte. Heute mochte es der Irak sein, doch wer würde es morgen sein? – so fragten sie sich.

				Für diese Staaten hatte die Eindämmung der Vereinigten Staaten – eines Gründungsmitglieds der Vereinten Nationen, das zu den fünf ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats gehörte und eine Stütze der globalen Sicherheit war – Priorität vor der Notwendigkeit, einen Aggressor wie den Irak einzudämmen. Dass Washington diese Veränderung seiner globalen Stellung zuließ, offenbarte nicht nur ein historisches Versagen seiner Diplomatie, sondern war auch eine Tragödie für das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit auf der ganzen Welt.

				Letzten Endes wurde die Irakpolitik der Vereinten Nationen von einer tiefen, unversöhnlichen Spannung geprägt: Einerseits hatte Saddam offensichtlich nicht die Absicht, den UN-Forderungen jemals in vollem Umfang und auf verifizierbare Weise nachzukommen; andererseits waren die Vereinigten Staaten und Großbritannien nicht bereit, ihn wieder in die Weltgemeinschaft aufzunehmen, selbst wenn er es getan hätte. Beide Seiten kannten die Haltung der anderen, und die UNO steckte in der Mitte fest. Dann kam der 11. September 2001, und eine erschütterte, wütende und zutiefst ideologisch motivierte Regierung Bush ging daran, Saddam zu stürzen – obwohl es dafür keine rechtliche Grundlage gab. Die UNO war nie eine pazifistische Organisation. Aber wenn sie sich in der Frage von Krieg und Frieden nicht an die Grundsätze ihrer Charta hielte, würde sie sich nicht nur außerhalb des Rechts stellen, sondern auch ihre globale Legitimität verlieren.

			

		

	
		
			
				

				Epilog

				TRÄUME EINES 
REALISTEN

				Ein Suaheli-Sprichwort lautet: »Den Wind kannst du nicht drehen, also drehe das Segel.« Das Segel zu drehen – von Konfliktprävention zu den Themen Wirtschaftsentwicklung, Friedenssicherung, Menschenrechte und Klimawandel – liegt heute mehr denn je in unser aller Hände. Der Wind nimmt seinen eigenen Kurs, aber Männer und Frauen in jeder Gesellschaft haben heute die Fähigkeit, ihr Schicksal auf eine Weise selbst zu bestimmen, die in vergangenen Epochen undenkbar war. Tyrannen und Frömmler, Warlords und Kriminelle, die Ausbeuter von Humankapital und die Zerstörer unserer Naturressourcen werden immer unter uns sein, aber ihre Segel sind nicht die einzigen, die den Wind nutzen können.

				Anfang 2011 setzte in der arabischen Welt ein Sturm des Wandels ein. Im arabischen Frühling begehrten überall in der Region junge Leute auf, die sich nach Würde sehnten und die Chance und die Freiheit forderten, ihr Verlangen nach einem besseren Leben zu erfüllen. Gegen diese Kraft gab es keinen Widerstand – jedenfalls nicht lange. Ähnliches war in Afrika, in Lateinamerika und in Asien geschehen, und jetzt war endlich die Zeit der arabischen Welt gekommen. Nirgends widersetzte sich ein Regime diesem Wandel grimmiger und hartnäckiger als in Syrien. Im Verlauf eines blutigen Jahres, das im März 2011 begann, wurde die Welt Zeuge, wie die syrische Jugend Woche für Woche auf die Straße ging, um für eine bessere, gerechtere, verantwortungsvollere Regierungsform zu demonstrieren. Während die Proteste zunahmen und der bewaffnete Widerstand stärker wurde, griffen die Sicherheitskräfte immer härter durch. Bis zu dem Zeitpunkt, an dem ich dies schreibe, hat ihr Vorgehen schätzungsweise 10 000 Zivilisten das Leben gekostet. Der syrische Frühling ist in einen eskalierenden Bürgerkrieg umgeschlagen.

				Im Februar 2012, während ich zu Hause in Genf die letzte Ausarbeitung dieses Buchs durchsah, rief mich mein Nachfolger im Amt des UN-Generalsekretärs, Ban Ki-Moon, an. Er wollte wissen, ob ich die Bitte einer Gruppe von Außenministern, die er mir übermitteln sollte, annehmen würde, als Abgesandter der Weltgemeinschaft nach Syrien zu gehen. Man brauche einen Vermittler, der sich mit den inneren, regionalen und internationalen Gegensätzen auseinandersetzen und versuchen würde, sie friedlich zu lösen. Ich willigte ein, obwohl ich wusste, wie schwierig es sein würde, die Feindseligkeit zwischen den Konfliktparteien zu überwinden und den Kontext für einen in Verhandlungen vereinbarten Übergang zu einem freien, repräsentativen Regierungssystem in Syrien zu schaffen. Zugleich war mir bewusst, dass die Alternative, ein bewaffneter Konflikt, in den globale und regionale Mächte hineingezogen würden und der in benachbarte fragile Länder hinüberschwappen würde, noch viel weiterreichende – und dauerhaftere – Folgen haben könnte. Dieser Konflikt war so komplex und virulent wie kaum ein anderer, mit dem ich in meiner fünfzigjährigen Laufbahn als Diplomat zu tun gehabt hatte.

				Die Krise in Syrien bestand nicht nur darin, dass eine Protestbewegung und Rebellengruppen gegen ein jahrzehntealtes Regime aufbegehrten, vielmehr bildete sie einen Mahlstrom, in dem die eifersüchtig gehüteten Interessen einer ganzen Reihe von regionalen Akteuren durcheinandergewirbelt wurden – von der Türkei und Israel über Jordanien, Saudi-Arabien und Katar bis zum Iran. Außerdem spielten die divergierenden Interessen Russlands, Chinas, der Vereinigten Staaten und der EU in den Konflikt hinein. Darüber hinaus war die syrische Gesellschaft mindestens so komplex wie die anderen Gesellschaften in der Region. Ihre Risse werden rasch zu ebenso tiefen und unüberbrückbaren Gräben wie jene im Libanon, und sie nehmen ein Ausmaß an, das einen Ausbruch der religiösen Gegensätze befürchten lässt, der sogar jenen im Irak nach 2003 übertreffen könnte. Dieser Konflikt droht einen Staat zu zerbrechen, der im Schnittpunkt zahlreicher regionaler und globaler Kräfte sowie religiöser und konfessioneller Rivalitäten liegt, in einer Region, die vom Extremismus heimgesucht wird. Und zu allem Überfluss verfügt Syrien über eines der größten Chemiewaffenarsenale der Welt.

				Vor diesem Hintergrund ist es vielleicht verständlich, dass in der Presse die Ansicht vorherrschte – tatsächlich schien es die einzige zu sein –, meine Aufgabe sei eine »Mission impossible«. Denn wie konnte es in einer solchen Krise auch nur die Möglichkeit einer friedlichen Umgestaltung der syrischen Gesellschaft geben? Mir war klar, dass ich mich bei dieser Intervention auf einem dünnen, aus einem Dutzend einzelner Stränge geknüpften Drahtseil bewegen würde. Ich konzentrierte mich zunächst darauf, die Gegensätze im Sicherheitsrat zu überbrücken, und nachdem ich für meinen Sechs-Punkte-Plan die Zustimmung aller Seiten gewonnen hatte, begann ich mich – mit starker internationaler Unterstützung – mit dem Regime auseinanderzusetzen.

				Anfangs, im März 2012, akzeptierte sowohl die syrische Regierung als auch die Opposition meinen Friedensplan. Während ich dies schreibe, zwei Monate später, ist die Gewalt wieder aufgeflammt und fordert schreckliche Opfer unter der syrischen Bevölkerung. Den Mitgliedern des Sicherheitsrats und jenen Ländern, die Einfluss auf Syrien besaßen, war klar, was ich von ihnen verlangte: Wenn die Gewalt in Syrien zu Ende gehen und der Übergang zu einer legitimen Regierung gelingen sollte, mussten sie der Diplomatie zum Erfolg verhelfen, indem sie gemeinsam Druck ausübten.

				Syrien steht wie kaum ein anderes Land der arabischen Welt vor einer schwierigen, ungewissen Zukunft. Damaskus wird eine Veränderung erleben – das weiß das Regime ebenso wie die Region und die Welt. Die Frage ist, ob sie durch einen blutigen, zerstörerischen Bürgerkrieg herbeigeführt wird oder ob der Anspruch der Syrer auf wahre Freiheit und Bürgerrechte durch einen friedlichen Übergang zu einer repräsentativen Regierungsform erfüllt wird.

				So wie jeder von uns auf Syrien schauen und sehen kann, welchen Preis seine Bürger zahlen, um Freiheit und Würde zu erlangen, sollten wir als Weltgemeinschaft die mühsam erworbenen Lehren der Vergangenheit beherzigen und zu verhindern versuchen, dass Ungerechtigkeit und Ungleichheit Fuß fassen – lange bevor sie in Krise und Konflikt münden. Eine Kultur der Vorbeugung kann weit effektiver sein als ein Slogan. Wir wissen, dass die drei Säulen Sicherheit, Entwicklung sowie Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte als solche unentbehrlich sind und sich gegenseitig benötigen, um sicherzustellen, dass keine von ihnen durch die Schwäche einer anderen geschwächt wird. Die Lehre aus der Krise des öffentlichen Vertrauens und der Regierungssysteme, welche die Welt von Arabien über Europa bis Asien erfasst hat, lautet, dass ungleiche Entwicklung und mangelnde Sicherheit ohne Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte nicht zu beheben sind. In dieser Lehre steckt eine Kraft, die das Leben sowohl von Staaten als auch von Völkern verändern kann.

				Das Versprechen der Entwicklung der Landwirtschaft ist ein Gebiet, auf dem wissenschaftliche Neuerungen und Investitionen, richtig angewendet, das Leben von Millionen Menschen verbessern können. Ich selbst bin heute an einer Initiative beteiligt, die bestrebt ist, die Lebensmittelproduktion in Afrika umzugestalten, um wahre Lebensmittel- und Ernährungssicherheit zu gewährleisten: der Allianz für eine grüne Revolution in Afrika (AGRA). Unser Ziel besteht darin, Kleinbauern überall auf dem Kontinent in die Lage zu versetzen, von der Basis aufwärts, Hof für Hof, für Lebensmittelsicherheit zu sorgen. Mit Projekten in über einem Dutzend Ländern wollen wir durch den Einsatz verbesserter Samen, erhöhte Produktivität und angemessene Lagereinrichtungen, also durch Unterstützung entlang der gesamten Wertschöpfungskette, das Einkommen von Kleinbauern verdoppeln.

				Damit widmet sich die AGRA einem der Hauptpunkte der Millenniumsentwicklungsziele, nämlich der Verringerung von Hunger und Armut um die Hälfte. Die Landwirtschaft wird weiterhin eine entscheidende Rolle für die Entwicklung meines Kontinents spielen, und wenn man es ermöglicht, dass sie einen allgemeineren sozialen und ökonomischen Fortschritt abstützt, kann Afrika wahrhaft in eine neue Periode der Prosperität eintreten. Wie die Krise in Kenia gezeigt hat – und Konflikte anderswo in Afrika ständig vor Augen führen –, macht eine ehrliche, verantwortungsbewusste und legitime Führung den entscheidenden Unterschied aus zwischen einer besseren Zukunft und dem Abstieg in eine neue Phase von Krise und Unterentwicklung. Der arabische Frühling, der die Politik vieler nordafrikanischer Länder wachgerüttelt hat, bringt die Jugend überall auf dem Kontinent dazu, mehr und Besseres von ihren Führungen zu verlangen und ihren rechtmäßigen Platz in der weltweiten Welle der ökonomischen Integration einzunehmen, die von China bis Brasilien und Indien die Gesellschaften verändert.

				So wie die Millenniumsentwicklungsziele eine allgemein anerkannte Richtschnur für die soziale und ökonomische Entwicklung darstellen, so hat das Konzept der Schutzverantwortung weltweit das Verständnis von Souveränität verändert. Heute darf kein Staat mehr straflos die Rechte seiner Bürger verletzen, und kein Staatsführer kann noch damit rechnen, dass sein Ansehen davon unbeeinflusst bleibt, wie er sein Volk behandelt. Wenn die Machtverteilung zwischen Staat und Bürger verändert werden soll, werden Fortschritte stets langsam und sporadisch vonstattengehen. Keiner von uns, der an der Entwicklung dieser internationalen Norm beteiligt war, rechnete damit, dass plötzlich alle Staaten die Rechte ihrer Bürger achten würden oder dass die Reaktion, wenn sie es nicht taten, zwangsläufig eine Militäraktion im Namen der Menschenrechte sein würde. Was wir zu erreichen versuchten – und immer noch versuchen –, ist, Staatsführern und Regierungen bewusst zu machen, dass ihre Integration in die Weltgesellschaft nicht vorangehen kann, wenn sie die Menschenrechte nicht respektieren.

				Die Millenniumsentwicklungsziele und das Konzept der Schutzverantwortung sind auf jeweils eigene Art Versuche, die globale Politikgestaltung auf einen Zweck jenseits der Privilegien von Staaten auszurichten und die Einzelnen in die Lage zu versetzen, ihre Segel so zu drehen, dass sie ihr Potential verwirklichen können. In einer Welt, die dramatische Veränderungen der Machtverteilung erlebt – zwischen West und Ost, staatlichem und privatem Sektor, einer Wirtschaft zum Nutzen weniger und einer auf nachhaltiges und integratives Wachstum orientierten Wirtschaft –, können die Vereinten Nationen weiterhin eine wichtige, einigende Rolle spielen und als Förderer des Fortschritts auftreten.

				Die UN-Charta wurde im Namen der Völker geschrieben, und wenn die UNO sich erneuert, um für eine neue Ära der Macht des Volkes bereit zu sein, kann sie noch weit mehr für all diejenigen tun, die es am meisten brauchen. Vom afrikanischen Bauern bis zum afghanischen Mädchen, das eine Ausbildung erhält, von der chinesischen Familie, die ihr erstes Haus erwirbt, bis zum sudanesischen Dorf, das endlich selbstbestimmt in Frieden und Sicherheit lebt, werden überall auf der Welt neue Träume verwirklicht.

				Eine Organisation der Vereinten Nationen, die nicht nur Staaten dient, sondern auch Völkern, und zu einem Forum wird, auf dem Regierungen wegen ihres Verhaltens gegenüber ihrer eigenen Bevölkerung zur Rechenschaft gezogen werden, wird sich ihren Platz im 21. Jahrhundert erobern.
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				Meine Ausbildung erhielt ich auf drei Kontinenten, ich besuchte Universitäten in Afrika, Nordamerika und Europa. Die Zeit am Macalester College in Minnesota war für mich ein Schlüsselerlebnis; ich erlebte, wie sich in einer anderen Kultur radikale Veränderungen vollzogen. 1960 trat ich dem »Ambassadors for Friendship«-Programm des Colleges bei, das es kleinen Gruppen amerikanischer Studenten sowie Studenten aus Übersee ermöglichte, die Vereinigten Staaten zu erkunden.

				Macalester College Archives, DeWitt Wallace Library
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				Am Schlagzeug während meines 
Studiums in den USA, 1960.

				Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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				Als Sieger des Kurzstrecken-Wettlaufs am Macalester College, bei dem ich einen neuen Rekord aufstellte.

				Macalester College Archives, DeWitt Wallace Library
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				Mein Vater, Henry Reginald (H. R.) Annan, in seiner Freimaurerkleidung. Für ihn bestand kein Widerspruch darin, eine afrikanische Identität zu haben und europäisch zu denken.

				Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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				Meine Mutter, Rose Eshun.

				Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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				Der US-amerikanische Präsident Bill Clinton, Botschafterin Madeleine Albright und Außenminister Warren Christopher werden von mir im Lagezentrum der Vereinten Nationen über aktuelle Friedenssicherungsmissionen ins Bild gesetzt. Mein Stellvertreter Iqbal Riza befindet sich zu Clintons Linken. Als ich 1993 die Leitung der Abteilung für Friedenssicherung der UNO übernahm, erlebte die gesamte Friedenssicherung einen enormen Wandel. Friedenstruppen wurden in gefährliche und instabile, von Bürgerkriegen gezeichnete Gebiete entsandt; ihre Ausrüstung und ihr Mandat waren oft mangelhaft.

				Mit freundlicher Genehmigung des Autors, Fotograf unbekannt
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				Beim Gang durch die Straßen Sarajevos in Begleitung von Offizieren der Friedenstruppen, 1995. Der Krieg in Bosnien war einer der langwierigsten und zerstörerischsten Konflikte für die UN-Friedenssicherung Anfang der neunziger Jahre. Als Generalsekretär stellte ich sicher, dass wir aus dieser Erfahrung die richtigen Lehren zogen. 

				Mit freundlicher Genehmigung des Autors, Fotograf P. W. Ball
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				Mit General Janvier, dem Kommandeur der UN-Schutztruppe in Kroatien und Bosnien-Herzegowina, auf dem Flug von Zagreb nach Sarajevo vor Übergabe der Verantwortung für den Einsatz an die NATO, Dezember 1995.

				Mit freundlicher Genehmigung des Autors, Fotograf unbekannt

			

		

	
		
			
				

				[image: 09_INTERVENTIONS_may8.tif]

				Bei der Vereidigung als siebter Generalsekretär der Vereinten Nationen am 17. Dezember 1997 durch den Präsidenten der Generalversammlung, den malaysischen Botschafter Razali Ismail.

				UN Photo /Evan Schneider © United Nations
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				Auf einem Flug über Angola im März 1997. Meine erste Auslandsreise als Generalsekretär führte mich durch Afrika. Als erster aus einem subsaharischen Land stammender Afrikaner an der Spitze der Vereinten Nationen war es mir während meiner gesamten Amtszeit besonders wichtig, den enormen Herausforderungen dieses Kontinents Priorität einzuräumen. Schon bald nach diesem ersten Besuch kehrte ich im Juni zurück, diesmal allerdings mit einer unbequemeren Botschaft für die afrikanischen Regierungschefs: die geschlossene Ablehnung jener Regierungsführer, die durch Militärputsche an die Macht gekommen waren.

				UN Photo /Milton Grant
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				Im Februar 1998 traf ich in Bagdad mit Saddam Hussein zusammen und versuchte, einen weiteren Krieg wegen des irakischen Waffenprogramms zu verhindern. Anfangs verliefen die Verhandlungen erfolgreich und der Irak stimmte zu, dass Waffeninspektoren zu den Palästen und anderen »präsidialen Anwesen« Zutritt erhielten.

				Iraqi News /United Nations
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				Zusammen mit Papst Johannes Paul II., der weltweit für die Belange der Armen eintrat und ein unermüdlicher Befürworter der friedlichen Lösung von Konflikten war. Ich vertrat die Auffassung, dass die UNO die Vereinten Nationen der Völker sein müsse und nicht bloß ein Club für die Mitgliedsstaaten. Ich setzte mich dafür ein, die Vereinten Nationen gegenüber anderen globalen Organisationen zu öffnen, einschließlich der Weltreligionen und anderer prominenter Akteure der globalen Zivilgesellschaft; in ihnen sah ich ein weiteres Instrument zur Handhabung globaler Fragen, vom Umgang mit Kriegen und Krankheiten bis hin zur Förderung von Entwicklung und Menschenrechten.

				© Photographic Service L’Osservatore Romano
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				Als Generalsekretär machte ich es mir zur Aufgabe, den Einzelnen in das Zentrum all unserer Handlungen zu stellen. Nur wenig gemahnte so sehr an die Wichtigkeit dieser Aufgabe wie das Gespräch mit Flüchtlingen. In diesem Fall sprach ich mit einer Frau, die 1999 gezwungen gewesen war, vor der serbischen Kampagne der »ethnischen Säuberung« aus dem Kosovo zu fliehen.

				UN Photo /Evan Schneider
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				Während meiner zehnjährigen Amtszeit lernte ich Tony Blair, George Bush und auch Jacques Chirac gut kennen – als Regierungschefs und als Freunde –; allerdings sollte der Irakkrieg unsere Beziehungen zueinander auf die Probe stellen. 

				UN Photo /Eskinder Debebe
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				Besuch am Ground Zero wenige Tage nach den Anschlägen von 9/11. Ich sprach Präsident George W. Bush meine Betroffenheit und Empörung aus und übermittelte der Bevölkerung der Vereinigten Staaten umfassende Unterstützung und Anteilnahme.

				UN Photo /Eskinder Debebe
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				Colin Powell setzte sich mit seinem einzigartigen Ansehen und Ruf ganz für die amerikanische Sache gegen Massenvernichtungswaffen im Irak ein. Ich habe seine Würde und seine aufrichtige Verpflichtung gegenüber seinem Land stets bewundert.

				UN Photo /Eskinder Debebe
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				Zu Beginn meiner Dankesrede für den Friedensnobelpreis rief ich das Schicksal eines an jenem Tag in Afghanistan geborenen Mädchens wach und forderte die Welt auf, sich geschlossen hinter die Idee zu stellen, dass Souveränität niemals als Schutzschild für grobe Menschenrechtsverletzungen benutzt werden dürfe.

				© Sergej Bermeniev
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				Nachdem es uns gelungen war, Osttimor vom Abgrund eines brutalen Bürgerkriegs zurückzureißen, übernahmen die Vereinten Nationen die Verantwortung für den Übergang in die Unabhängigkeit. Ich bat Sergio Vieira de Mello (zu meiner Rechten) diese komplexe Aufgabe zu leiten, was ihm gelang; auf brillante Weise brachte er die Geburt eines neuen Staates zuwege, an dessen Spitze der mutige Xanana Gusmão trat.

				© Sergej Bermeniev
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				Wynton Marsalis, ein visionärer Musiker und Künstler, wurde zu einem Freund und Unterstützer. Allerdings war es viel schwieriger, seiner Trompete einen Ton zu entlocken, als es den Anschein hatte – sehr zum Vergnügen von meiner Frau Nane und Luciano Pavarotti.

				UN Photo /Evan Schneider
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				In Darfur hatte ich ein Treffen mit zwei Frauen, die mir von dem Leid berichteten, das Milizionäre der Janjaweed ihnen zugefügt hatten. Bei keinem anderen Einsatz war die Frage, ob und inwieweit eingegriffen werden sollte, dermaßen komplex und herausfordernd.

				UN Photo /Evan Schneider
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				Nelson Mandelas einzigartige Führungseigenschaften und sein moralischer Mut sind für mich während meiner gesamten Laufbahn ein Vorbild gewesen. Als Generalsekretär konnte ich mich stets auf seine Unterstützung verlassen und in verfahrenen Situationen bei Krisen von Afrika bis zum Irak auf sein persönliches Engagement zählen.

				UN Photo /Eskinder Debebe
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				Mein furchtloser und loyaler Freund Richard Holbrooke (rechts im Bild) zögerte nie, mich darauf hinzuweisen, wenn er der Ansicht war, dass die UNO hinter ihren Möglichkeiten zurückblieb. Er hat immer zu mir gehalten, auch in den schwierigsten Momenten meiner Amtszeit.

				© Sergej Bermeniev
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				Die Feier zur Unterzeichnung des Römischen Statuts markierte einen bedeutenden Fortschritt im internationalen Recht und im Kampf gegen Straffreiheit bei Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 

				UN Photo
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				Den Friedensnobelpreis feierten wir in Oslo mit unseren Kindern und Freunden. Die Verleihung dieses Preises anerkennt die Arbeit der Vereinten Nationen überall auf der Welt.

				© Sergej Bermeniev
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